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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Bericht des Bundeskartellamtes gemäß § 50 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 


i. 

Der anliegende Bericht des Bundeskartellamtes 
über seine Tätigkeit im Jahre 1959 sowie über die 
Lage und Entwicklung auf seinem Aufgabengebiet 
unterscheidet sich in wesentlichen Punkten von dem 
Bericht für das Vorjahr. Während das Bundeskartell- 
amt in dem Bericht für das Jahr 1958 über die Durch- 
führung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in der Anlaufzeit berichtet hatte und nur 
bei einem verhältnismäßig geringen Teil der anhän- 
gig gewordenen Verfahren abschließende Entschei- 
dungen erwähnen konnte, enthält der Bericht für 
das Jahr 1959 erheblich umfangreichere Angaben 
über die Spruch- und Verwaltungspraxis der Kartell- 
behörden. Die Angaben werden durch eine Übersicht j 
über die Wettbewerbsbeschränkungen in den ein- ! 
zelnen Wirtschaftsbereichen ergänzt. 

II. 

Die Ausführungen über die Spruch- und Verwal- 
tungspraxis lassen erkennen, daß das Bundeskartell- 
amt bei der Anwendung der mit besonders schwie- 
rigen Auslegungsfragen verbundenen Vorschriften 
mit Zurückhaltung vorgegangen ist und sich um 
sorgfältig abgewogene, dem Sachverhalt des Einzel- 
falles gerechtwerdende Entscheidungen bemüht hat. 
Darüber hinaus war das Bundeskartellamt bestrebt, 
auch außerhalb des in dem Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen vorgeschriebenen förmli- 
chen Verfahrens die Sach- und Rechtslage mit den 
beteiligten Wirtschaftskreisen eingehend zu erör- 
tern, Auskünfte zu erteilen und durch Beratung der 
Beteiligten auf ein sachdienliches Verhalten hinzu- 
wirken oder sie zu veranlassen, von unzulässigen 
Maßnahmen Abstand zu nehmen. Soweit bei dieser 
Verwaltungstätigkeit grundsätzliche Fragen berührt 
worden sind, werden die vertretenen Auffassungen 
ebenfalls in dem Bericht mitgeteilt. Der Bericht läßt 
erkennen, daß das Bundeskartellamt sich bemüht 
hat, auch hierbei sehr sorgfältig vorzugehen. 

Die Beschlußabteilungen des Bundeskartellamtes 
beschränkten ihre Sach- und Rechtsausführungen auf 
das zur Beurteilung des jeweiligen Sachverhalts er- 
forderliche Maß. Dieses Verfahren dürfte zumindest 
so lange gegenüber einer sich an den Einzelfall an- 
schließenden Entwicklung allgemeiner Grundsätze 
vorzuziehen sein, bis eine ausreichende Erfahrungs- 
grundlage vorhanden ist, welche die Abschätzung 
der vollen Tragweite eines allgemeinen Grundsatzes 
ermöglicht. Da ein gleichartiges wirtschaftliches Er- 
scheinungsbild jeweils auf einer unterschiedlichen 
Kombination einer Vielfalt von verursachenden 
Kräften und Bedingungen beruhen kann, so würde 


nicht zuletzt auch angesichts der Interdependenz 
aller wirtschaftlichen Erscheinungen die zutreffende 
Anwendung des Gesetzes durch eine übereilte gene- 
ralisierende Betrachtungsweise beeinträchtigt wer- 
den können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Spruch- und Verwaltungspraxis des Bundeskartell- 
amtes grundsätzlich Zustimmung verdient. Aller- 
dings glaubt die Bundesregierung darauf hinweisen 
zu müssen, daß es insbesondere auch im Hinblick 
auf schwebende Verfahren nicht ihre Aufgabe sein 
dürfte, in dieser Stellungnahme zum Tätigkeits- 
bericht auf einzelne Entscheidungen oder Meinungs- 
äußerungen des Bundeskartellamtes einzugehen. 
Dies gilt auch dann, wenn es zweifelhaft ist, ob den 
Ausführungen uneingeschränkt gefolgt werden kann. 
Ein Beispiel ist der in Abschnitt XII Nr. 2 des Zwei- 
ten Kapitels behandelte Fall der sogenannten Preis- 
spaltung bei Markenwaren. Dem Bundeskartellamt 
ist darin beizupflichten, daß der gleichzeitige Ver- 
trieb einer Markenware zu einem gebundenen und 
zu einem erheblich niedrigeren freien Preis regel- 
mäßig Ansatzpunkt für ein Verfahren nach § 17 Abs. 1 
Nr. 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen sein wird. Der weiteren allgemein gehalte- 
nen Feststellung des Bundeskartellamtes, daß in 
jeder Preisspaltung bei Markenwaren auch die Aus- 
nutzung einer falschen Vorstellung der Verbrau- 
cher und damit eine mißbräuchliche Handhabung der 
Preisbindung nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen liege, kann je- 
doch nicht uneingeschränkt gefolgt werden. Es sind 
Fälle denkbar, in denen unterschiedliche Absatz- 
wege und -formen für die gleiche Ware auch eine 
unterschiedliche Preisgestaltung rechtfertigen kön- 
nen. Da indessen weder in diesem noch in anderen 
Fällen Grundsätze der von der Bundesregierung ver- 
folgten Wirtschaftspolitik, insbesondere die Ziele 
des Gesetzes, gefährdet werden, braucht sich diese 
Stellungnahme mit Einzelentscheidungen des Bun- 
deskartellamtes nicht auseinanderzusetzen. Halten 
die Betroffenen die Entscheidung der Kartellbehör- 
den für unzutreffend, so können sie die im Gesetz 
vorgesehenen Rechtsmittel einlegen. Anders als im 
ersten Jahr der Tätigkeit des Bundeskartellamtes 
hatte das Kammergericht im Berichtsjahr wiederholt 
Gelegenheit, über Beschwerden gegen Beschlüsse 
des Bundeskartellamtes zu entscheiden. Das Kam- 
mergericht, das nach § 62 des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen die Beschlüsse der Ein- 
spruchsabteilungen des Bundeskartellamtes sowohl 
in tatsächlicher wie in rechtlicher Beziehung über- 
prüft, hat im Berichtsjahr in keinem Falle die Ver- 
fügung des Bundeskartellamtes oder den Einspruchs- 
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Bescheid gemäß § 70 des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen aufgehoben. 

Der Bundeswirtschaftsminister, zu dessen Ge- 
schäftsbereich das Bundeskartellamt gehört, hat die 
Spruchpraxis des Amtes aufmerksam verfolgt; er 
hat auch im Berichtsjahr keinen Anlaß gesehen, dem 
Amte allgemeine Weisungen (§ 49 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen) oder Einzel- 
weisungen zu erteilen. 

III. 

Während das Zweite Kapitel des Tätigkeitsberichts 
über Einzelfragen der Anwendung des Gesetzes, ge- 
gliedert nach dessen Bestimmungen, berichtet, ver- 
mittelt das Vierte Kapitel einen Überblick über die 
bekanntgewordenen Wettbewerbsbeschränkungen, 
gegliedert nach den einzelnen Wirtschaftsbereichen. 
Wenn das Bundeskartellamt bisher erst in wenigen 
Wirtschaftsbereichen die Wettbewerbssituation un- 
ter den Zielsetzungen des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen hat darstellen können, so ist 
dies darauf zurückzuführen, daß sich das Amt noch 
im Aufbau und am Beginn seiner Tätigkeit befindet. 
Auch ließ sich bei der Planung der Behörde die Be- 
deutung der volkswirtschaftlich-analytischen Arbeit 
für die Entscheidungs- und Beobachtungstätigkeit 
des Amtes noch nicht in vollem Umfange über- 
blicken. Erschöpfende Marktanalysen erfordern 
nicht nur größere Personalaufwendungen und Ko- 
sten, sondern auch eine längere Marktbeobachtung 
unter besonderer Berücksichtigung der mit dem Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen verfolgten 
Ziele. Diese Marktanalysen werden es insbesondere 
erst ermöglichen, die unterschiedlichen Interessen 
der Kartellmitglieder und die sich daraus ergebende, 
zur Auflösung des Kartells drängende Dynamik zu 
ermessen. Dadurch dürfte auch die Beurteilung der 
die Selbstauflösung der Kartelle begünstigenden 
Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen (vgl. §§ 13 und 14) gefördert werden. 
Daß eine solche Betrachtungsweise zur Beurteilung 
des Erfolges des mit dem Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen verfolgten ordnungspoliti- 
schen Zieles von Bedeutung sein kann, zeigt die 
Auflösung des Preiskartells für schweres Heizöl 
(vgl. Bundestagsdrucksache 1000 der 3. Wahlperiode, 
S. 3). Bei diesem Preiskartell, für das der Bundes- 
minister für Wirtschaft am 17. Februar 1959 eine 
Erlaubnis gemäß § 8 des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen erteilt hatte, führte die Dyna- 
mik der unterschiedlichen Interessenlage der Kartell- 
mitglieder praktisch zur Selbstauflösung des Kar- 
tells. 

IV. 

Der Bericht läßt ferner erkennen, daß sich bei der 
Anwendung einiger Vorschriften des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen Schwierigkeiten erge- 
ben haben, die eine Änderung des Gesetzes erfor- 
dern können, damit auch insoweit die mit dem Ge- 
setz verfolgten Ziele erreicht und Entscheidungen 
getroffen werden können, die in jedem Falle den 
anzuerkennenden Bedürfnissen Rechnung tragen. Im 
Hinblick auf eine Änderung wird danach außer den 


bereits im Vorjahr erwähnten §§ 23 und 24 des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, die die 
Konzentration betreffen (vgl. Bundestagsdrucksache 
1000 der 3. Wahlperiode, S. 3 und 59), insbesondere 
die das Empfehlungsverbot enthaltende Vorschrift 
des § 38 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen zu untersuchen sein. Der 
Bundesgerichtshof hat in seinem Urteil vom. 8. Okto- 
ber 1958 dieser Vorschrift eine Auslegung gegeben, 
die das Bundeskartellamt veranlaßt hat, nunmehr 
auch Anmeldungen von Preisempfehlungen für Mar- 
kenwaren entgegenzunehmen (vgl. Zweites Kapitel 
Abschnitt XIII des Berichts). Wie der Bericht aus- 
führt, bleibt auch bei dieser Verwaltungspraxis zu- 
nächst noch eine Reihe von Fragen offen. Das Bun- 
deskartellamt wird aufmerksam zu verfolgen haben, 
ob der Umstand, daß nunmehr neben Preisbindun- 
gen auch Preisempfehlungen angemeldet werden 
können, dazu führt, daß der Gesamtbereich aller 
Wettbewerbsbeschränkungen, die Preise für Mar- 
kenwaren beeinflussen, sich erheblich ausweitet. 
Träte dies ein und führten Preisbindungen und Preis- 
empfehlungen in vermehrtem Maße dazu, daß die 
Preise für Markenwaren erstarrten und sich Anpas- 
sungsvorgängen entzögen, würde zu prüfen sein, ob 
nicht die im § 16 a. a. O. für Markenwaren gewährte 
Ausnahme von dem grundsätzlichen Verbot der 
Preisbindung der zweiten Hand (§ 15 a. a. O.) frag- 
lich geworden ist. In diese Prüfung würde auch die 
Frage einzubeziehen sein, ob die durch Preisbin- 
dungen und Preisempfehlungen ausgelöste Verwal- 
tungstätigkeit des Bundeskartellamtes noch in einem 
angemessenen Verhältnis zu den Wirkungen der 
ihm nach § 17 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen möglichen punktuellen Eingriffe steht. 
Ferner haben insbesondere Vorgänge auf dem Mine- 
ralölmarkt Überlegungen über die wettbewerbs- 
politisch richtige Gestaltung des § 18 a. a. O. aus- 
gelöst. Den in § 18 aufgeführten monopolistischen 
Verhaltensweisen ist nur schwer zu begegnen. Die 
Eingriffs Voraussetzungen des § 18 sind sehr eng 
gefaßt. Die Kartellbehörde kann die in § 18 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 genannten Bindungen nämlich nur dann 
für unwirksam erklären, wenn sie nachweist, daß 
die jeweilige Bindung die wirtschaftliche Bewe- 
gungsfreiheit eines Vertragsbeteiligten oder anderer 
Unternehmen unbillig einschränkt und daß außer- 
dem durch das Ausmaß solcher Beschränkungen der 
Wettbewerb auf dem Markte für die betroffenen 
Waren wesentlich beeinträchtigt wird. Es wird zu 
prüfen sein, ob in Zukunft auf diese erst während 
des Gesetzgebungsverfahrens eingefügte Häufung 
der Eingriffsvoraussetzungen nicht verzichtet werden 
kann. 

Es wird zu erwägen sein, ob außer den bereits 
erwähnten auch noch andere Vorschriften des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen geändert 
werden sollten. Dies gilt insbesondere hinsichtlich 
des Umfanges der in § 58 Nr. 3 begründeten Be- 
kanntmachungspflicht (vgl. die Ausführungen im 
Zweiten Kapitel Abschnitt XVI Nr. 2 Buchstabe h 
des Berichts), 

der Vorschrift des § 91 Abs. 1 Satz 2 über die 
Erlaubnis für Schiedsverträge im Zusammenhang 
mit Exportkartellverträgen oder -beschlüssen (vgl. 


3 



Drucksache 1795 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


die Ausführungen im Zweiten Kapitel Abschnitt 
VI), 

der die Versorgungsunternehmen betreffenden 
Vorschrift des § 103 (vgl. das Ersuchen des Deut- 
schen Bundestages in dem abgeänderten Entschlie- 
ßungsantrag, Umdruck 1290 — - stenographischer 
Bericht über die 223. Sitzung der 2. Wahlperiode, 
S. 13251 und 13297 — sowie die Ausführungen 
im Zweiten Kapitel Abschnitt XI). 

Die Bundesregierung hält es für unerläßlich, zu- 
nächst weitere sorgfältige Untersuchungen durchzu- 
führen, denn nur auf Grund ausreichender Erfah- 
rungen werden dauerhafte gesetzliche Regelungen 
geschaffen werden können. Schließlich erwartet die 
Bundesregierung, daß die Erhebungen, die auf Grund 
des gemäß dem am 15. Oktober 1959 vom Deutschen 
Bundestag gefaßten Beschlusses zu erlassenden 


Gesetzes über eine Untersuchung der Konzentration 
in der Wirtschaft (vgl. stenographischer Bericht über 
die 82. Sitzung der 3. Wahlperiode, S. 4473 und 4475) 
durchgeführt werden sollen, weiteren Aufschluß 
darüber liefern werden, in welchem Umfang das 
Gesetz geändert werden sollte. 


V. 

Abschließend kann festgestellt werden, daß die 
Anwendung der Vorschriften des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen durch die Kartellbe- 
hörden nach Auffassung der Bundesregierung ge- 
eignet ist, die Verwirklichung der wirtschaftspoliti- 
schen Konzeption der sozialen Marktwirtschaft im 
Rahmen der durch dieses Gesetz geschaffenen Mög- 
lichkeiten zu fördern. 
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Vorwort 


Während der erste Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamtes 
im wesentlichen die Probleme darstellte, die sich als besonders 
bedeutsam erwiesen hatten, gibt der zweite Bericht unter Be- 
rücksichtigung der Tätigkeit der Landeskartellbehörden einen 
Überblick über die Ergebnisse der Entscheidungspraxis des 
Bundeskartellamtes (Zweites Kapitel) sowie die Tätigkeit des 
Bundeskartellamtes in Verbindung mit internationalen Ge- 
meinschaften (EWG, OEEC, GATT — Drittes Kapitel). Außer- 
dem wird der Versuch unternommen, die bisher festgestellten 
Wettbewerbsbeschränkungen, nach Wirtschaftsbereichen geglie- 
dert, kurz zu charakterisieren. Da der für systematische Markt- 
beobachtungen zur Verfügung stehende Zeitraum noch zu kurz 
ist, um eine Auswertung der Beobachtungen vornehmen zu 
können, erfolgt die Darstellung im Grundsatz wertungsfrei. 
Nur in den Fällen, in denen eine spezielle Marktuntersuchung 
abgeschlossen werden konnte, werden erste Folgerungen aus 
den festgestellten Tatsachen angedeutet (Viertes Kapitel). Das 
Fünfte Kapitel enthält einige Überlegungen zum Problem der 
Konzentration. 

Die anhaltende Diskussion über den ersten Tätigkeitsbericht 
hat für die laufende Arbeit des Bundeskartellamtes manche 
wertvolle Anregung gegeben. Es hat sich gezeigt, daß sich ein 
großer Teil der Wirtschaft den Vorstellungen annäherte, die 
im grundsätzlichen Teil des ersten Tätigkeitsberichtes ent- 
wickelt worden waren. Am Ende des Jahres 1959 kann fest- 
gestellt werden, daß über folgende Ausgangspositionen kaum 
noch Meinungsverschiedenheiten bestehen: 

1. Das marktwirtschaftliche System ist, soweit es die poli- 
tische und wirtschaftspolitische Lage erlauben, zu schützen und 
durchzusetzen. Dieses System ist das ökonomisch ergiebigste? 
es gewährt in hervorragendem Maße der Unternehmerpersön- 
lichkeit die Möglichkeit der freien Entfaltung und der schöpfe- 
rischen Gestaltung. 

2. Zum Schutz der marktwirtschaftlichen Ordnung gegen For- 
men des Kollektivismus gehört die Aufgabe, den Leistungs- 
wettbewerb zu fördern, um die Funktionsfähigkeit des Markt- 
mechanismus zu erhalten. 

Die durch das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) angestrebte Wettbewerbsordnung beruht auf dem Prin- 
zip der Selbststeuerung. Jeder Eingriff in einen funktions- 
fähigen Steuerungsmechanismus muß grundsätzlich verhindert 
werden, und zwar auch dann, wenn der Verbraucher im Ver- 
käufermarkt zunächst höhere Preise zahlen muß, damit die Er- 
zeugung angereizt wird, oder wenn der Produzent im Käufer- 
markt Verluste hinnehmen muß, damit die Erzeugung einge- 
schränkt wird. Nur dann kann dieser Mechanismus zu einem 
neuen Marktgleichgewicht führen. Jedoch ist der den Steue- 
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rungsmechanismus bewirkende Leistungswettbewerb nur in Teil- 
bereichen unserer Wirtschaft verwirklicht. Bestimmte Bereiche 
sind infolge gesetzlicher Regelungen oder punktueller staatlicher 
Interventionen ganz oder teilweise dem Leistungswettbewerb 
entzogen (z. B. Landwirtschaft, Verkehrswirtschaft, Wohnungs- 
wirtschaft, Versorgungswirtschaft, Banken und Versicherungen, 
Staatsmonopole). Es gibt ferner Bereiche, in denen Formen des 
oligopolistischen oder des monopolistischen Wettbewerbs 
wirksam sind, die den Marktmechanismus schon beträchtlich 
stören, aber noch mit keinem gesetzlichen Mittel verhindert 
werden können. 

Trotz der weitgehenden Übereinstimmung im Grundsätz- 
lichen lehnen Teile der deutschen Wirtschaft nach wie vor das 
Verbotsprinzip ab und streben die Mißbrauchsgesetzgebung 
an. Aus dieser Einstellung erklären sich Versuche, das Gesetz 
durch Auslegung so weit abzuschwächen, daß es wie ein Miß- 
brauchsgesetz gehandhabt werden müßte 

Die Angriffe richten sich überwiegend gegen die Auslegung 
des § 1 (Kartellverbot) und des § 38 (Empfehlungsverbot) durch 
das Bundeskartellamt. Es wird ferner die Auffassung vertre- 
ten, daß das Bundeskartellamt Wettbewerbsbeschränkungen 
bei Vorliegen der formellen Voraussetzungen in allen Fällen 
selbst dann zuzulassen habe, wenn jeder wirksame Wett- 
bewerb durch die Vereinbarung ausgeschlossen wird. 

Das Bundeskartellamt hat bei der Auslegung des § 1 daran 
festgehalten, daß grundsätzlich alle Beschränkungen des Lei- 
stungswettbewerbs geeignet sind, die Marktverhältnisse zu 
beeinflussen. In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, daß sich § 1 
offenbar nicht gegen alle Vereinbarungen richtet, die seinen 
weitgefaßten Tatbestand zu erfüllen scheinen. Allerdings darf 
das Verbotsprinzip nicht durch allgemeine Erwägungen über 
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit eingeschränkt werden. Auch 
darf die Anwendung des § 1 nicht von einer wesentlichen 
Beeinflussung der Marktverhältnisse abhängig gemacht wer- 
den, denn die Einfügung des Begriffes „wesentlich“ an dieser 
Stelle ist in den parlamentarischen Beratungen ausdrücklich 
abgelehnt worden (Protokoll des Ausschusses für Wirtschafts- 
politik Nr. 147 vom 9. Januar 1957). Es wird vielmehr die Auf- 
gabe der Kartellbehörde sein, den durch § 1 geschützten Wett- 
bewerb von solchen Arten des Wettbewerbs abzugrenzen, die 
nach der Zielsetzung des GWB nicht schützenswert erscheinen. 
Übereinstimmung besteht darüber, daß Wettbewerbshandlungen, 
die nach dem UWG oder seinen Nebengesetzen verboten sind, 
nicht in den Schutzbereich des § 1 fallen. Daneben gibt es Wett- 
bewerbshandlungen, die nicht mehr als schützenswert angese- 
hen werden können, aber noch nicht gegen das UWG und seine 
Nebengesetze verstoßen. Dieser Bereich kann von der Wirt- 
schaft selbst durch Wettbewerbsregeln (§§ 28 ff.) abgegrenzt 
werden. Es gibt ferner Vereinbarungen, die ihrer Art nach den 
zu schützenden Leistungswettbewerb noch nicht berühren mö- 
gen — z. B. einheitliche Leistungsbeschreibungen, Kalkulations- 
schemata, Betriebsvergleiche, einheitliche Maße und Gewichte, 
Messe- und Werberegeln, Selbstbeschränkungen im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 
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Aber auch dann, wenn selbst unter Berücksichtigung dieser 
Überlegungen der Tatbestand des § 1 erfüllt ist, kann die Kar- 
tellbehörde das öffentliche Interesse an der Verfolgung (§ 81 
Abs. 2) verneinen, insbesondere, wenn die Wettbewerbsbe- 
schränkung so unbedeutend ist, daß sie den an sich recht wider- 
standsfähigen Marktmechanismus nicht feststellbar behindert 
und daher der Ausgleich dem Selbstheilungsprozeß des im 
übrigen funktionierenden Leistungswettbewerbs überlassen 
werden kann. 

Die Abgrenzung des von § 1 geschützten Leistungswettbe- 
werbs sowie der Maßstab für das öffentliche Interesse im Sinne 
des § 81 Abs. 2 können nicht allgemein, sondern nur fallweise 
bestimmt werden. 

Zur Handhabung des Empfehlungsverbots nach § 38 werden 
immer wieder Forderungen und Wünsche, die eine Änderung 
der Bestimmungen bedingen würden, statt an den Gesetzgeber 
an das Bundeskartellamt gerichtet. 

§ 38 stellt eine weitgehende Verbotsregelung dar, die in der 
Praxis zu Schwierigkeiten geführt hat. Aus der Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes ist nicht eindeutig zu erkennen, ob der 
Gesetzgeber die vielfältigen Sachverhalte bei der Formulie- 
rung des § 38 Abs. 2 vollkommen berücksichtigt hat. Mit 
Sicherheit kann festgestellt werden, daß der Gesetzgeber die 
horizontale Empfehlung, abgesehen von der Mittelstands- 
empfehlung, ausschließen wollte. Fraglich dagegen ist, ob er 
die vertikale Empfehlung in gleicher Weise treffen wollte. 

Die durch die Formulierung des § 38 Abs. 2 Satz 3 (Mittel- 
standsempfehlungen) aufgeworfenen Fragen haben noch nicht 
vollkommen gelöst werden können. Es ist die Frage entstanden, 
ob solche Empfehlungen an große, mittlere und kleine Unter- 
nehmen gemeinsam gerichtet werden können. Aus dem Ge- 
setzeswortlaut kann geschlossen werden, daß sich die Empfeh- 
lungen ausschließlich an kleinere und mittlere Betriebe richten 
dürfen. Fraglich ist auch, ob der Gesetzgeber Empfehlungen an 
kleine und mittlere Unternehmen nur dann zulassen wollte, 
wenn sie gegenüber großen Unternehmen auf der gleichen 
Wirtschaftsstufe wirksam werden sollen, oder ob auch Verhal- 
tensweisen gegenüber Großbetrieben oder großbetrieblichen 
Unternehmensformen auf der vor- oder nachgelagerten Stufe 
empfohlen werden dürfen. Geht man davon aus, daß der Ge- 
setzgeber mit der Ausnahmeregelung des § 38 Abs. 2 Satz 3 
die Wettbewerbsfähigkeit der mittleren und kleinen Unter- 
nehmen ganz allgemein gegenüber großen verbessern wollte, 
dann läßt sich daraus folgern, daß Empfehlungen an mittlere 
und kleine Unternehmen unter Umständen auch dann gegeben 
werden dürfen, wenn sich diese Unternehmen auf der Angebots- 
oder Nachfrageseite monopolistischen oder monopolistisch 
organisierten Unternehmen gegenübersehen. 

Diese bei der Anwendung des § 38 Abs. 2 aufgetretenen 
Schwierigkeiten werden sich wohl nur durch eine Umgestal- 
tung dieser Vorschrift beseitigen lassen. Auch das Urteil des 
BGH vom 8. Oktober 1958 („4711") dürfte nur eine Notlösung 
darstellen, die überdies nur den Bereich der vertikalen Empfeh- 
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lungen für Markenwaren erfaßt und die bedeutsamen Fragen 
der Bruttopreislisten und sonstigen vertikalen Empfehlungen 
ungeklärt läßt. 

Trotz der Zulassung zahlreicher Wettbewerbsbeschränkun- 
gen will das Gesetz Wettbewerb soweit wie möglich erhalten. 
Das Gesetz und seine Materialien lassen erkennen, daß der zu 
schützende Marktmechanismus grundsätzlich funktionsfähig 
bleiben muß. Nur in Ausnahmefällen ist es möglich, den Wett- 
bewerb völlig auszuschalten, so z. B., wenn anders die Folgen 
einer Strukturkrise nicht gemildert (§ 4) oder eine im Interesse 
der Allgemeinheit erwünschte Rationalisierung (§ 5 Abs. 3) 
auf andere Weise nicht erreicht werden könnten oder wenn 
eine völlige Ausschaltung des Wettbewerbs aus überwiegen- 
den Gründen der Gesamtwirtschaft und des Gemeinwohls not- 
wendig ist (§ 8). Von diesen Fällen abgesehen, werden die 
Kartellbehörden die nach dem Gesetz möglichen Wettbewerbs- 
beschränkungen aber nicht schon dann zulassen dürfen, wenn 
die für den einzelnen Ausnahmetatbestand aufgestellten Erfor- 
dernisse erfüllt sind, sondern auch prüfen müssen, ob durch die 
Zulassung der Wettbewerbsbeschränkung der Marktmechanis- 
mus in solcher Weise beeinträchtigt wird, daß mit der Gefahr 
seiner Funktionsunfähigkeit gerechnet werden muß. Das wird 
immer dann der Fall sein, wenn die Wettbewerbsbeschrän- 
kung, die durch Anmeldung oder Erlaubnis wirksam werden 
soll, den auf diesem Markt noch möglichen Wettbewerb aus- 
schaltet oder in seiner Wirksamkeit so herabmindert, daß er 
die Funktion der Selbststeuerung nicht mehr übernehmen 
kann. 

Die gleichen Erwägungen sind auch bei der Frage nach der 
Zulässigkeit einer Kombination mehrerer Wettbewerbsbe- 
schränkungen anzustellen, sei es einer Kombination mehrerer 
horizontaler oder einer Kombination horizontaler mit verti- 
kalen Wettbewerbsbeschränkungen, die grundsätzlich als zu- 
lässig angesehen werden müssen. 

Das Bundeskartellamt wurde auch im Berichtsjahr in seiner 
Auffassung bestärkt, daß Preisbindungen für Markenwaren 
infolge der mit ihnen verbundenen größeren Starrheit der 
Preise die notwendige Anpassung an Marktveränderungen 
nicht rechtzeitig und ausreichend ermöglichen. Das zeigt sich 
auch darin, daß weite Bereiche der Markenartikelindustrie zu 
horizontalen Rabatt- und Konditionenvereinbarungen greifen 
müssen, weil mangelnde Preisreagibilität zu übersteigerten 
Rabatt- und Konditionenkämpfen geführt hat. Die harten 
Rabattkämpfe mit der Folge eines kartellarischen „Rabattfrie- 
dens" werfen die Frage auf, ob solche Entwicklungen nicht 
durch schnellere Preisanpassung vermieden werden können. 

Der vielfach erhobene Vorwurf, daß die Anwendung der 
Wettbewerbsvorschriften des EWG-Vertrages durch das Bun- 
deskartellamt zu einer Diskriminierung der deutschen Wirt- 
schaft führe, ist — wie im Dritten Kapitel näher dargelegt — 
nicht gerechtfertigt. Die deutschen Unternehmen haben dem 
Artikel 85 ff. des EWG-Vertrages zum Teil schon von sich aus 
Rechnung getragen oder haben auf Anregung des Bundes- 
kartellamtes ihre wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen 
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freiwillig so geändert, daß zu Eingriffen keine Veranlassung 
bestand. Die EWG-Kommission hat bisher keine Maßnahmen 
getroffen, die deutsche Unternehmen benachteiligen. Leit- 
gedanke für die Anregungen des Bundeskartellamtes war, daß 
die Anwendung der kartellrechtlichen Vorschriften des EWG- 
Vertrages als Teil der Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft 
in engem Zusammenhang mit den allgemeinen Zielen des Ver- 
trages (Artikel 2) und mit dem schrittweisen Aufbau des Ge- 
meinsamen Marktes (Artikel 8) erfolgen muß. Davon ausge- 
hend hat das Bundeskartellamt jeweils die besonderen Wett- 
bewerbsverhältnisse sowie die besonderen strukturellen und 
konjunkturellen Gegebenheiten in den von wettbewerbs- 
beschränkenden Vereinbarungen betroffenen Märkten in ihrem 
Verhältnis zur allgemeinen Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes in Betracht gezogen. 

Das Bundeskartellamt, das sich hierbei — wie im Dritten 
Kapitel näher dargelegt — in Übereinstimmung mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, der EWG-Kommission und den 
Kartellsachverständigen der anderen Mitgliedstaaten befindet, 
hat jsich zur Gewährleistung der gebotenen einheitlichen Wett- 
bewerbspolitik der Gemeinschaft dafür eingesetzt, daß die kar- 
tellrechtlichen Vorschriften des Vertrages in allen Mitglied- 
staaten in gleichem Maße angewendet werden und daß gegen 
alle Formen von Wettbewerbsbeschränkungen und -Verfäl- 
schungen, die kartellähnliche Wirkungen haben, mit gleichem 
Nachdruck vorgegangen wird. Auch für die Zukunft wird das 
Bundeskartellamt darum bemüht bleiben, daß Wettbewerbs- 
verzerrungen durch ungleiche Anwendung des EWG-Vertrages 
vermieden werden. 
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ERSTES KAPITEL 

Aufbau und Gliederung des Bundeskartellamtes; 
Aufgaben der Abteilungen und Referate 


I. Aufbau 

Im zweiten Jahr der Tätigkeit des Bundeskartell- 
amtes wurde der personelle Aufbau durch Errich- 
tung einer 4. Beschlußabteilung am 1. Mai 1959 fort- 
gesetzt. Die am 2. Juli 1958 zunächst nur in kommis- 
sarischer Besetzung gebildete 1. Einspruchsabteilung 
wurde am 1. Dezember 1959 endgültig besetzt. Fer- 
ner wurden seit dem 1. Januar 1959 die übrigen 
Abteilungen und die Referate weiter vervollständigt. 
Am 31. Dezember 1959 verfügt das Bundeskartell- 
amt über 163 Bedienstete (53 Beamte — davon 
37 höherer Dienst — -, 97 Angestellte — davon 30 
höherer Dienst — , 13 Lohnempfänger). Nachdem mit 
dem Haushaltsgesetz 1959 die im Haushaltsjahr 1958 
angeordnete Sperrung von 8 Planstellen der 2. Ein- 
spruchsabteilung aufgehoben worden ist, ; -st beab- 
sichtigt, bis zum Ende des Haushaltsjahres 1959 eine 
weitere Abteilung zu bilden. 

Der Bestand der Bibliothek an Büchern und Zeit- 
schriften hat sich im Berichtszeitraum auf 7217 Ex- 
emplare erhöht. 

Einer für das Haushaltsjahr 1959 veranschlagten 
Gebühreneinnahme von 500 000, — DM = 125 000, — 
DM vierteljährlich steht in den ersten drei Viertel- 
jahren des Rechnungsjahres (1. April bis 31. Dezem- 
ber 1959) ein tatsächliches Gebührenaufkommen von 
insgesamt 495 666,30 DM gegenüber. 


II. Gliederung 

Das Bundeskartellamt wird von einem Präsidenten 
geleitet, der von einem Vizepräsidenten vertreten ' 
wird. Dem Vizepräsidenten sind das Verwaltungs- 
und das Rechtsreferat unmittelbar unterstellt. Bis 
zum 30. November 1959 hatte der Vizepräsident 
außerdem den Vorsitz in der Einspruchsabteilung 

Das Bundeskartellamt gliedert sich in 

4 Beschlußabteilungen, 

2 Einspruchsabteilungen (davon eine noch nicht 
errichtet), 

1 Abteilung Wirtschaftsbeobachtung und Be- 
triebsprüfungen, 

1 Rechtsreferat, 

1 Verwaltungsreferat. 

Den Beschlußabteilungen obliegen die vom Bun- 
deskartellamt zu treffenden Entscheidungen sowie 
die Vorbereitung von Anträgen auf Festsetzung 


eines Bußgeldes und Vertretung des Bundeskartell- 
amtes in Bußgeldverfahren vor dem Gericht (§§ 38, 
81 ff.), den Einspruchsabteilungen die Entscheidun- 
gen über Einsprüche gegen Verfügungen der Be- 
schlußabteilungen. 

Die Abteilung Wirtschaftsbeobachtung und Be- 
triebsprüfungen gliedert sich in drei volkswirtschaft- 
liche und ein betriebswirtschaftliches Referat. Den 
volkswirtschaftlichen Referaten obliegt die allge- 
meine Beobachtung der Markt- und Wettbewerbs- 
verhältnisse in den verschiedenen Wirtschaftszwei- 
gen; auch haben sie in anhängigen Verfahren 
spezielle Marktuntersuchungen auf Anforderungen 
der Beschluß- und Einspruchsabteilungen durchzu- 
führen. Das betriebswirtschaftliche Referat liefert 
den Beschluß- und Einspruchsabteilungen zur Vor- 
bereitung von Entscheidungen Berichte über Be- 
triebs- und Unternehmensverhältnisse, über die 
! Kostenstruktur einzelner Unternehmen und über das 
! Marktverhalten von Unternehmen aus betriebswirt- 
schaftlicher Sicht, die sich — soweit erforderlich — 
auf Einsicht und Prüfung der Geschäftsunterlagen 
! der Unternehmen durch einen Betriebsprüferstab 
stützen (§ 46). 

I Dem Rechtsreferat obliegen neben der Abgabe 
von Stellungnahmen des Bundeskartellamtes vor 
I den Gerichten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
(§ 90) insbesondere die Beobachtung der deutschen, 
ausländischen und supranationalen (EWG, Montan- 
union) Gesetzgebung und Rechtsprechung sowie die 
Erstattung von Gutachten, ferner die Bearbeitung 
der allgemeinen Anfragen zur Anwendung und Aus- 
legung des GWB. Außerdem sind dem Rechtsreferat 
die Führung des Kartellregisters (§§ 9, 99 Abs. 3 und 
§ 103 Abs. 3) und des Registers für Wettbewerbs- 
regeln (§ 28) sowie die Bestätigung der Anmeldun- 
gen von Preisbindungen für Markenwaren (§16 
Abs. 4) übertragen. 

Im Verwaltungsreferat sind die Bewirtschaftung 
der dem Bundeskartellamt im Einzelplan 09 08 zu- 
gewiesenen Haushaltsmittel, die Personalverwal- 
! tung und die Organisationsaufgaben zusammen- 
{ gefaßt. Ferner sind ihm zugeordnet die Geschäfts- 
stelle, die Zentralregistratur, der Sprachendienst, die 
Bibliothek, die Kanzlei, die Poststelle, der Fern- 
sprech- und Fernschreibdienst, die Vervielfältigungs- 
stelle sowie der Pförtner-, Amtsgehilfen- und Kraft- 
fahrzeugdienst. 

Zur Erleichterung der Einsichtnahme in die Regi- 
ster liegen bei dem Bundesminister für Wirtschaft 
und bei den Kartellbehörden der Länder Abschriften 
des Kartellregisters und des Registers für Wett- 
bewerbsregeln zur Einsicht aus. 
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Präsident 

Di. Günther 


Vizepräsident 

Dr. Rauschenbach 


Referat 

Verwaltung 

Regierungs- 

rat 

Weber 


Referat 

Recht 

Oberregie- 
rungsrat 
Dr. Koenigs 


Beschlußabteilungen 



1. Abteilung 2. Abteilung 3. Abteilung i 4. Abteilung 
Bergbauliche Er- Feinmecha- Chemische Er- ; Elektrotech- 
zeugnisse, nische und opti- Zeugnisse ein- j nische Erzeug- 
Mineralöl- sehe Erzeug- j schließlich Dün- | nisse, 
Erzeugnisse und nisse: Uhren, gemittel, Kunst- Feinkeramische 
Kohlenwert- Eisen-, Blech- stofferzeug- Erzeugnisse, 

Stoffe, und Metall- nisse, Gummi- Glas und Glas- 

Steine und waren, und Asbest- waren, 

Erden, Musikinstru- | waren, Geld-, , Kulturelle Lei- 

Eisen und Stahl mente, Spiel- Bank- und Bör- stungen, Film- 
Erzeugnisse der waren, Turn- senwesen, ; Wirtschaft, 

Hochofen-, und Sportge- \ Versicherungen,! Verkehrs- und 
Stahl- und rate, Schmuck- Schnittholz, Fernmelde- 

Warmwalz- waren, bearbei- 1 Sperrholz und wesen, 

werke sowie der tete Edelsteine, sonstiges bear- Lizenzverträge 
Schmiede, Preß- Leder, beitetes Holz, nach §§ 20 und 

und Hammer- Lederwaren und [lolzwaren (ein- 21 GWB 
werke), Schuhe, schließlich Er- 

NE-Metalle und Textilien, j zeugnis.se aus 
Metallhalbzeug Bekleidung, natürlichen 

(einschließlich Erzeugnisse der Schnitz- und 

Edelmetalle und Ernährungs- Formstoffen), 
deren Halb- industrie, Holzschliff, Zell- 
zeug), Tabakwaren, stoff, Papier 

Gießereierzeug- Bauwirtschaft und Pappe, 
nisse, (ohne Bauhand- Papier- und 

Erzeugnisse der werk und ohne Pappewaren, 

Ziehereien und Baugenossen- j Druckereier- 
Kaltwalzwerke schäften), Zeugnisse, Licht- 
und der Stahl- Land- und | paus- und ver- 
verformung, Forstwirtschaft, wandte Waren, 

Stahlbauerzeug- Garten- und Handwerk, 

nisse, Weinbau, Sonstige Dienst- 

Maschinenbau- Fischerei und leistungen, 

erzeugnisse Jagd Freie Berufe 

(einschließlich : 

Lokomotiven 
und Acker- 
schlepper), | 

Landfahrzeuge I 

(ohne Schienen- 
fahrzeuge, 

Ackerschlepper 
und Elektrofahr-| 
zeuge), 

Wasserfahr- 

zeuge, 

Luftfahrzeuge 

(einschließlich 

Flugbetriebs-, 

Rettungs-, 

Sicherheits- und 
Bodengeräte), 

Wasser- und 
Energiever- 
sorgung 

Gegenüber dem Handel und Handelshilfsgewerbe, den Genossen- 
schaften und hinsichtlich der Wettbcwerbsregeln richtet sich die 
Zuständigkeit je nach Branche 

Alle Sachentscheidungen, Stellung der Anträge und Vertretung 
vor den OLG und vor dem Bundesgerichtshof in Bußgeldsachen 

Direktor Direktor 

Leitender Regie- beim Bundes- beim Bundes- Leitender Regie- 
rungsdirektor ! kartellamt kartellamt rungsdirektor 

Lanzenberger Wirz Starck Bandasch 


2. Abteilung 
Feinmecha- 
nische und opti- 
sche Erzeug- 
nisse: Uhren, 
Eisen-, Blech- 
und Metall- 
waren, 
Musikinstru- 
mente, Spiel- 
waren, Turn- 
und Sportge- 
räte, Schmuck- 
waren, bearbei- 
tete Edelsteine, 
Leder, 

Lederwaren und 
Schuhe, 
Textilien, 
Bekleidung, 
Erzeugnisse der 
Ernährungs- 
industrie, 
Tabakwaren, 
Bauwirtschaft 
(ohne Bauhand- 
werk und ohne 
Baugenossen- 
schaften), 
Land- und 
Forstwirtschaft, 
Garten- und 
Weinbau, 
Fischerei und 
Jagd 


3. Abteilung 
Chemische Er- 
zeugnisse ein- 
schließlich Dün- 
gemittel, Kunst- 
stofferzeug- 
nisse, Gumini- 
und Asbest- 
waren, Geld-, 
Bank- und Bör- 
senwesen, 
Versicherungen, 
Schnittholz, 
Sperrholz und 
sonstiges bear- 
beitetes Holz, 
[lolzwaren (ein- 
schließlich Er- 
zeugnisse aus 
natürlichen 
Schnitz- und 
Formstoffen), 
Holzschliff, Zell- 
stoff, Papier 
und Pappe, 
Papier- und 
Pappewaren, 
Druckereier- 
^eugnisse, Licht- 
paus- und ver- 
wandte Waren, 
Handwerk, 
Sonstige Dienst- 
leistungen, 
Freie Berufe 


Einspruchs- 

abteilungen 

1. Ab- 2. Ab- 
teilung teilung 


Noch 

nicht 

errichtet 


Alle Entscheidun- 
gen über Einsprüche 
gegen Entscheidun- 
gen der Beschluß- 
abteilungen 


Direktor 

beim 

Bundes- 

kartell- 

amt 

Dr. Ewald 


Abtei üinp 

Wirtschafts- 
beobachtung 
und Betriebs- 
prüfungen 
NN 


Referat 1 

Wirtschafts- 
Struktur und 
Wirtschafts- 
entwicklung 
Ober- 
regierungs- 
rat 

Griesbach 


Referat 2 

Marktstruk- 
turen und 
Marktent- 
wicklung: 
Industrie 
Regierungs- 
rat 

Dr. Christi 


Referat 3 

Marktstruk- 
turen und 
Marktent- 
wicklung: 
Landwirt- 
schaft, Hand- 
werk, Dienst- 
leistungen, 
Ausnahmen 
Dr. Bonner 
(Komm.) 


Referat 4 

Betriebe und 
Unter- 
nehmen 
Dr. Dürr- 
hammer 
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Personelle Entwicklung des Bundeskartellamtes 



Ins- 

gesamt 

.Beamte 

davon 

höherer 

Dienst sonstl 9 e 

Ins- 

gesamt 

Angestellte 

davon 

höherer 

Dienst sonstige 

Arbeiter 

Ins- 

gesamt 

Stellensoll 

79 + 2 

58 

23 

86 

24 

62 

13 

180 

1. Januar 1959 

45 

32 

13 

80 

18 

62 

12 

137 

31. Dezember 1959 

53 

37 

16 

i 

97 

30 

67 

13 

163 


ZWEITES KAPITEL 

Einzelfragen der Anwendung des Gesetzes 


I. Zu § 1 (Unwirksamkeit von Kartellverträgen) 

In zahlreichen Verfahren mußte sich das Bundes- 
kartellamt mit der Frage befassen, ob Verträge oder 
Beschlüsse, die dem Amt durch Beschwerden Betrof- 
fener bekanntwurden, vielfach aber auch von den 
Beteiligten selbst unterbreitet wurden, unter § 1 
fallen. 

Eine Anzahl Verfahren, in deren Verlauf sich 
herausstellte, daß die vermuteten wettbewerbs- 
beschränkenden Verträge oder Beschlüsse vor In- 
krafttreten des GWB zustande gekommen und nach 
dem 1. Januar 1958 nicht mehr angewandt worden 
sind, wurden eingestellt, weil für die Verfol- 
gung dieser Fälle wegen ihrer geringen Bedeutung 
kein öffentliches Interesse bestand oder wegen des 
Zeitablaufs mit einer vollständigen Aufklärung 
nicht mehr zu rechnen war. 

14 Verfahren fanden im Berichtszeitraum dadurch 
ihr Ende, daß die beteiligten Unternehmen auf 
Grund der Abmahnung des Bundeskartellamtes die 
beanstandeten Verträge oder Beschlüsse aufhoben 
oder abänderten. 

Bußgeldanträge sind im Jahre 1959 vom Bundes- 
kartellamt nicht gestellt worden. 

Aus den im Tätigkeitsbericht 1958 — Bundestags- 
drucksache 1000 — S. 40 dargelegten Gründen hat 
das Bundeskartellamt auch in diesem Jahr davon 
abgesehen, allgemeine Grundsätze zur Auslegung 
der Tatbestandselemente des § 1 aufzustellen. Es 
hat sich vielmehr auf die Entscheidung des jeweili- 
gen Einzelfalles beschränkt, um daraus sich allmäh- 
lich allgemeine Grundsätze entwickeln zu lassen. 
Die Erfahrungen im Berichtszeitraum haben die 
Richtigkeit dieses Vorgehens bestätigt. Die Praxis 
des Bundeskartellamtes zu § 1 darf nicht isoliert 
betrachtet werden. § 1 bildet mit den folgenden 
§§ 2 bis 8 eine Einheit; die rechtliche und wirtschaft- 


liche Bedeutung des § 1 hängt weitgehend von der 
| Anwendung und Auslegung der §§ 2 bis 8 durch 
die Kartellbehörden ab. Da Verträge und Beschlüsse 
im Sinne des § 1 häufig der zivilrechtlichen Durch- 
setzbarkeit nicht bedürfen, kommt auch der Hand- 
habung des § 81 Abs. 2 durch die Kartellbehörden 
erhebliche Bedeutung zu. 

Wiederholt war zur Auslegung des Begriffs 
„Unternehmen", insbesondere hinsichtlich der öffent- 
lichen Hand sowie der sogenannten freien Berufe, 
Stellung zu nehmen. In mehreren Verfahren hat 
das Bundeskartellamt die Ansicht vertreten, daß die 
öffentliche Hand nach § 98 Abs. 1 jedenfalls dann 
als Unternehmen im Sinne des GWB anzusehen ist, 
wenn sie, sei es auch zur Erfüllung hoheitlicher Auf- 
gaben, im geschäftlichen Verkehr privatrechtliche 
Rechtsgeschäfte vornimmt und dabei nicht nur wie 
ein sonstiger Verbraucher den Bedarf ihrer Orga- 
nisation befriedigt, sondern in Erfüllung ihrer Auf- 
gaben auch den Bedarf Dritter deckt. Aus der Eigen- 
schaft als Unternehmen im Sinne des GWB folgt 
jedoch noch nicht zwangsläufig die Anwendbarkeit 
aller Bestimmungen des GWB. Ob und inwieweit 
das GWB Anwendung findet, hängt vielmehr davon 
ab, ob eine dem GWB vorgehende gesetzliche Son- 
derregelung für diesen Aufgabenbereich der öffent- 
lichen Hand besteht. 

Unter diesen Gesichtspunkten ist die Unterneh- 
menseigenschaft der Sozialversicherungsträger im 
Verhältnis zu ihren Lieferanten bejaht und, soweit 
die RVO keine Sonderregelnug vorsieht, das GWB 
als anwendbar angesehen worden, insbesondere 
§ 26. Das Landgericht Berlin im Urteil vom 3. April 
1959 — 91 O Kart 34/58 ++ und das Kammergericht 
im Berufungsurteil vom 8. Dezember 1959 — - 5 U Kart 
1153/59 — sind hinsichtlich der Stellung der Allge- 
meinen Ortskrankenkasse Berlin gegenüber den 
Apotheken zum gleichen Ergebnis gelangt. Aus den 
; gleichen Gründen ist das Bundeskartellamt in 
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einem Verfahren davon ausgegangen, daß die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten wenigstens 
in dem Umfang als Unternehmen im Sinne des 
GWB angesehen und behandelt werden müssen, in 
dem sie auf dem Gebiet des Werbefernsehens tätig 
sind. 

Bei den freien Berufen ist außer ihrer Eigenschaft 
als Unternehmen auch die Frage streitig, ob die 
freien Berufe „gewerbliche Leistungen" im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Satz 1 erbringen. Im Rahmen eines 
an den Bundesverband der Vereidigten Buchprüfer 
und Bücherrevisoren e. V. gerichteten Auskunfts- 
beschlusses nach § 46 hat das Bundeskartellamt 
beide Fragen bejaht. Gegen die Entscheidung ist 
Beschwerde eingelegt worden, über die noch nicht 
entschieden ist 1 ). Das Amt sieht sowohl den Unter- 
nehmensbegriff als auch den Begriff der „gewerb- 
lichen Leistungen" im GWB als eigenständige Be- 
griffe an, die nicht aus dem Handels-, Gewerbe- 
oder Steuerrecht zu entnehmen sind, sondern für 
deren Auslegung Sinn und Zweck des GWB maß- 
gebend sein müssen. Im gleichen Sinn hat der Kar- 
tellsenat des Bundesgerichtshofs im Urteil vom 
26. Oktober 1959 — KZR 2/59 — entschieden. Das 
GWB will vertragliche Beschränkungen des Wett- 
bewerbs bei der Erzeugung und beim geschäftlichen 
Verkehr mit Waren oder gewerblichen Leistungen 
unterbinden. Durch den Zusatz „gewerblich" sollten 
Abreden über den Inhalt von Arbeitsverhältnissen 
aus dem Anwendungsbereich des GWB ausgeschlos- 
sen und die Koalitionsfreiheit der Sozialpartner ge- 
wahrt bleiben, wie die amtliche Begründung zeigt. 
Mit dem Begriff „gewerbliche Leistungen" war 
jedoch nicht eine weitere Einschränkung des Anwen- 
dungsbereichs des GWB, insbesondere eine allge- 
meine Freistellung der Leistungen der freien Berufe 
beabsichtigt. Einige freie Berufe mögen allerdings 
in mehr oder minder großem Umfange von der Gel- 
tung des GWB ausgenommen sein. Solche Ausnah- 
men können sich aus den Bestimmungen besonderer 
Gesetze, namentlich aus dem für einen bestimmten 
Beruf geschaffenen Berufsrecht, ergeben, die das 
Verhalten der Berufsangehörigen regeln und erken- 
nen lassen, daß der Gesetzgeber in diesem Beruf 
entweder den Wettbewerb allgemein oder jeden- 
falls bestimmte Formen des Wettbewerbs nicht für 
zweckmäßig hält. In demselben Sinn hat das Land- 
gericht Berlin in dem oben zitierten Urteil hinsicht- 
lich der Apotheker entschieden. 

Ebenso wie die vereidigten Buchprüfer haben sich 
auch andere Verbände freiberuflich Tätiger, z. B. 
Landschafts- und Gartenarchitekten, Formgestalter 
und Werbeberater auf den Standpunkt gestellt, daß 
ihre Mitglieder keine Unternehmen seien und keine 
gewerblichen Leistungen im Sinne des § 1 er- 
brächten. 

Ob das GWB für die freien Berufe gilt, ist des- 
halb von großer praktischer Bedeutung, weil zahl- 
reiche Verbände der freien Berufe „Gebührenord- 
nungen" durch Verbandsbeschluß aufstellen und die 
Beachtung der darin aufgestellten „Gebührensätze" 
zur Standespflicht machen oder empfehlen wollen. 

x ) Beschwerde am 12. Januar 1960 zurückgewiesen, 
Aktenzeichen 5 Kart V — 4/59 


| Das Bundeskartellamt hat. diese Verbände stets 
l darauf hingewiesen, daß verbindliche Verbands- 
! Beschlüsse über einheitliche „Gebühren" verbotene 
Preiskartelle darstellten und daß auch entsprechende 
Empfehlungen durch die Verbände nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 unzulässig seien. Eine Anzahl freier Berufe, 
j insbesondere die Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
und Buchprüfer, erstreben eine Regelung ihrer 
„Gebühren" durch Gesetz oder Verordnung. Die 
Erörterung dieser Wünsche in den gesetzgebenden 
| Körperschaften und die auf die Beschwerde der ver- 
eidigten Buchprüfer zu erwartende gerichtliche Ent- 
scheidung 9 über die Anwendbarkeit des § 1 auf 
freie Berufe haben das Bundeskartellamt veranlaßt, 
sich zunächst auf Ermittlungen und Abmahnungen 
zu beschränken. 

In ähnlicher Weise wie die freien Berufe ver- 
suchen auch die Verbände einer Anzahl von Dienst- 
leistungsberufen, z. B. Buchmacher und Detektive, zu 
verfahren und durch Aufstellung privater „Gebüh- 
renordnungen" die Entgelte für ihre Leistungen zu 
regeln. Daneben geben einige Verbände als Wett- 
bewerbsgrundsätze oder Wettbewerbsregeln be- 
zeichnete Richtlinien für das geschäftliche Verhalten 
ihrer Mitglieder heraus, die nicht nur Grundsätze 
des lauteren Wettbewerbs festlegen, sondern auch 
Preis-, Rabatt- und Konditionenregelungen enthalten. 
Die Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. 

Schwierige juristische und volkswirtschaftliche 
Fragen ergeben sich bei der Prüfung, ob ein Vertrag 
oder Beschluß geeignet ist, die Erzeugung oder die 
Marktverhältnisse durch Beschränkung des Wett- 
bewerbs zu beeinflussen. 

Das Bundeskartellamt hat bereits wiederholt die 
Auffassung vertreten, daß die Marktbeeinflussung 
durch Beschränkung des Wettbewerbs vom gemein- 
samen Zweck des Kartellvertrages nicht umfaßt zu 
sein braucht, sondern daß es ausreicht, wenn der 
Vertrag oder Beschluß objektiv geeignet ist, die 
Marktverhältnisse durch Beschränkung des Wett- 
bewerbs zu beeinflussen. Das Amt hat dies aus den 
Worten in § 1 „soweit sie geeignet sind" geschlos- 
sen; denn mit dieser Fassung hat der Gesetzgeber 
ausdrücklich die unter der Geltung der Kartellver- 
ordnung von 1923 aufgetretene Frage verneint, ob 
zum Kartellbegriff die Absicht der Marktbeeinflus- 
sung gehört. Der Bundesgerichtshof hat diese Ansicht 
in dem oben erwähnten Urteil vom 26. Oktober 1959 
bestätigt. 

In diesem Zusammenhang ist die weitere Frage 
aufgetreten, ob die Eignung eines Vertrages zur Be- 
einflussung der Marktverhältnisse durch Beschrän- 
kung des Wettbewerbs eine rechtliche Beschränkung 
der Handlungsfreiheit der Beteiligten voraussetzt. 
Dem Bundeskartellamt liegen 3 Fälle vor, in denen 
j Gesellschafter sich ursprünglich zur Benutzung einer 
| gemeinsamen Verkaufsstelle für ihre Erzeugnisse 
l verpflichtet hatten, diese Verpflichtung aber nach 
i Inkrafttreten des GWB oder bereits auf Grund der 
! Dekartellierungsgesetze der ehemaligen Besatzungs- 
mächte aufgehoben haben. Dennoch benutzen sie die 
I gemeinsame Verkaufsstelle weiter, verhalten sich 
also faktisch wie ein Syndikat. Das Bundeskartell- 
I amt prüft zur Zeit, ob das Bestehen der Verkaufs- 
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stelle in Verbindung mit der Tatsache, daß die Un- 
ternehmen sich ihrer ganz überwiegend zum Absatz 
ihrer Erzeugnisse bedienen, eine Marktbeeinflussung 
durch Wettbewerbsbeschränkung darstellt. 

In größerer Zahl sind dem Bundeskartellamt Güte- 
zeichensatzungen zur Prüfung vorgelegt worden. Das 
Amt sieht Gütezeichengemeinschaften unter den im 
Tätigkeitsbericht 1958 — Bundestagsdrucksache 1000 
— S. 39 dargelegten Voraussetzungen nicht als Kar- 
telle nach § 1 an. Ihre Satzung muß aber so gefaßt 
sein, daß Einwirkungen auf die Preisgestaltung der 
Mitglieder, Diskriminierung und Marktspaltung ver- 
mieden werden und jedes durchschnittliche Unter- 
nehmen der betreffenden Branche Mitglied der Ge- 
meinschaft werden kann. Zugrunde zu legen ist da- 
her eine nach objektiven Maßstäben meßbare Güte. 
Es ist unzulässig, die Verleihung des Gütezeichens 
außer von der objektiv nachprüfbaren Güte des 
Erzeugnisses von besonderen Anforderungen an die 
Person des Herstellers oder die technische Einrich- 
tung seines Betriebes abhängig zu machen. Auf 
Grund der Bedenken des Bundeskartellamtes haben 
einige Verbände davon abgesehen, die Befugnis zur j 
Führung eines Gütezeichens mit der Verpflichtung I 
oder Empfehlung zu verbinden, bestimmte Höchst- j 
oder Mindestpreise für die gütegesicherte Ware ; 
einzuhalten. Noch nicht entschieden wurde die Frage, | 
ob Träger eines Gütezeichens nur ein Zusammen- j 
Schluß der Hersteller sein kann, die sich lediglich \ 
zur Einhaltung der Gütebestimmungen verpflichtet j 
haben, oder auch eine Vereinigung, die sich all- 
gemein mit der Förderung der Interessen eines Wirt- 
schaftszweiges befaßt. Jedenfalls wird zu fordern 
sein, daß jedes an der Führung des Gütezeichens 
interessierte Unternehmen die Möglichkeit hat, Mit- 
glied der Vereinigung zu werden, die Trägerin des 
Gütezeichens ist, um bei der Aufstellung der Güte- 
zeichensatzung und der Durchführungsbestimmungen 
mitwirken zu können. Es reicht also nicht aus, daß 
die Berechtigung zur Führung des Gütezeichens ohne 
Mitgliedschaft erworben werden kann. 

Die den Gütezeichengemeinschaften verwandten 
RAL (Reichsausschuß für Lieferbedingungen und 
Gütesicherung) — Vereinbarungen, nach denen be- 
stimmte Begriffe (z. B. „Chronometer“) nur zur Kenn- 
zeichnung solcher Waren benutzt werden dürfen, die 
besonderen, genau festgelegten Qualitätsanforderun- 
gen genügen, hielt das Bundeskartellamt in den ihm 
vorgelegten Fällen für unbedenklich. 

Zahlreiche Verfahren betrafen die Überprüfung 
von Auftrags-, Preis- und Umsatzmeldeverfahren. 

In verschiedenen Wirtschaftszweigen werden Auf- 
tragsmeldeverfahren unterschiedlicher Art prakti- 
ziert. Zum Teil melden die beteiligten Unternehmen 
nur Ausschreibungen oder Anfragen von Auftrag- 
gebern an die Meldestelle, ohne anzugeben, ob und 
in welcher Höhe sie ein Angebot abgeben wollen; 
zum Teil melden sie aber zugleich die Absicht eines 
Angebotes oder sogar dessen Höhe. Die Meldestelle 
gibt diese Angaben an die angeschlossenen Unter- 
nehmen weiter. Das Bundeskartellamt beobachtet 
diese Verfahren mit besonderer Aufmerksamkeit. Es 
hat die Meldestellen auf die Gefahr hingewiesen, daß 
derartige Verfahren zu unzulässigen Preisabsprachen 


führen können; in diesem Falle müßten die Melde- 
stellen mit einem Bußgeldverfahren wegen Beihilfe 
zu der von den Mitgliedern begangenen Ordnungs- 
widrigkeit rechnen. Gegen diese Verfahren hat der 
Erlaß des Ministers für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes vom 25. Mai 1959 — III A/1 — 06106 — 33/59 
— für den Bereich der öffentlichen Bauvergabe Vor- 
kehrungen zu treffen versucht. Der Auftragnehmer 
soll mit dem Angebot die Versicherung abgeben, 
daß er sich an einem derartigen Meldeverfahren 
nicht beteiligt hat. 

Die Versendung von Musterkalkulationen für aus- 
geschriebene Bauvorhaben vor dem Submissions- 
termin durch ein Unternehmen, das sich mit der 
Ausarbeitung derartiger Kalkulationen für die Be- 
zieher seines Kalkulationsdienstes befaßt, erscheint 
aus den gleichen Gründen wie das oben behandelte 
Meldesystem bedenklich. Im Rahmen der noch lau- 
fenden Ermittlungen wird geprüft, ob durch die Ver- 
öffentlichung solcher Musterkalkulationen Empfeh- 
lungen ausgesprochen werden, die eine Umgehung 
von Verboten des GWB bewirken. Das gleiche ge- 
schieht in einem Falle, in dem der als Meldestelle 
tätige Verband den beteiligten Unternehmen einen 
von ihm ermittelten sogenannten Verbandspreis mit- 
geteilt hat, den die Empfänger ihren Angeboten zu- 
grunde legen sollten. 

Mehrere Preismeldeverfahren, bei denen die be- 
teiligten Unternehmen von den gemeldeten Preisen 
erst abweichen dürfen, nachdem sie der Treuhand- 
stelle neue Preislisten eingereicht haben, und zum 
Teil noch zusätzlich eine Wartefrist einhalten müs- 
sen, wurden aus den bereits im Tätigkeitsbericht 
1958 — Bundestagsdrucksache 1000 — S. 39, 40 dar- 
gelegten Gründen als nach § 1 unzulässige Verträge 
beanstandet, ebenso das in einem Falle zusätzlich 
vereinbarte Verbot, im Einzelfall von der Preisliste 
abzuweichen und bestimmten Abnehmern günstigere 
Preise oder Konditionen einzuräumen (sogenannter 
Nichtdiskriminierungsvertrag). Die Verfahren sind 
noch nicht abgeschlossen. Dagegen wurden gegen 
die Meldung von Preisen nach Zuschlag oder Ge- 
schäftsabschluß und deren Weitergabe durch die 
Meldestelle keine Bedenken erhoben, solange die 
Meldestelle ihre Tätigkeit auf die Zusammenstellung 
einer Marktstatistik beschränkt und nicht versucht, 
durch Auswahl oder Zusammenfassung der Angaben 
oder in sonstiger Weise auf die Preisbildung der 
Unternehmen Einfluß zu nehmen. 

Die Aufstellung und Handhabung von Export- 
preisspiegeln sieht das Bundeskartellamt dann als 
kartellrechtlich unbedenklich an, wenn sie im Ein- 
klang mit dem Runderlaß Außenwirtschaft 89/54 und 
ohne Bindung der Hersteller oder Exporthändler an 
die Exportspiegelpreise erfolgt. Eine solche Bindung 
liegt bereits in der Verpflichtung, ein beabsichtigtes 
Abweichen vom Exportpreisspiegel vorher zu mel- 
den. Gegen eine nachträgliche Meldung von Ab- 
weichungen bestehen hingegen keine Bedenken, 
auch wenn der Hersteller vertikal seine Abnehmer 
( = Exporthändler) zur Abgabe derartiger Meldun- 
gen verpflichtet. 

Die dritte Gruppe von Meldesystemen, mit denen 
das Bundeskartellamt sich zu befassen hat, sind die 
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Gesamtumsatzmeldeverfahren, die in einer größeren 
Zahl von Wirtschaftszweigen praktiziert werden. 
U. a. bestehen solche Gesamtumsatzmeldeverfahren 
bei Glühlampen, Elektroinstallationsmaterial und 
Kabeln. In diesen Fällen wurden schon vor Jahren 
Meldestellen eingerichtet, die den Gesamtumsatz 
eines jeden Abnehmers durch Zählung seiner Bezüge 
bei den angeschlossenen Herstellern feststellen, und 
wurden von den Herstellern Beschlüsse über die Ge- 
währung von Rabatten nach dem Gesamtumsatz, 
z. T. auch über einheitliche Rabattstaffeln, gefaßt. 
Das Bundeskartellamt hat die beteiligten Unter- 
nehmen darauf hingewiesen, daß bereits die Ver- 
einbarung, Rabatte auf Grund des Gesamtumsatzes 
eines Abnehmers zu gewähren, eine wettbewerbs- 
beschränkende Vereinbarung im Sinne des § 1 ist, 
weil das Unternehmen über die Art seines Rabattes 
nicht mehr frei entscheiden kann. 

Die Unternehmen wurden aufgefordert, entweder 
das Verfahren einzustellen oder eine Anmeldung 
nach § 3 vorzunehmen. Die Hersteller von Elektro- 
installationsmaterial haben inzwischen ihr Verfah- 
ren nach § 3 angemeldet, die Hersteller von Kabeln 
haben es eingestellt. 

In einer Anzahl weiterer Fälle haben die Her- 
steller ebenfalls eine Meldestelle mit der Zählung 
und Meldung der Umsätze betraut und rabattieren 
auch nach dem Gesamtumsatz ihrer Abnehmer. Sie 
behaupten jedoch, daß zwischen ihnen über die 
Errichtung der Meldestelle und die Rabattierung 
nach dem Gesamtumsatz keine Vereinbarung be- 
stehe. Das Bundeskartellamt prüft zur Zeit, ob ein 
derartiges gleichförmiges Verhalten nicht doch auf 
eine ausdrückliche oder durch schlüssiges Verhal- 
ten begründete Vereinbarung im Sinne des § 1 zu- 
rückgeführt werden muß. 

Dagegen hat die Leitungsdrahtindustrie das seit 
Jahren angewandte Gesamtumsatzrabatt- System 
aufgegeben, weil es wegen des starken Wett- 
bewerbs laufend zu Rabattüberbietungen kam, und 
ist zu Individualrabatten übergegangen. Es besteht 
nur noch die Umsatzmeldestelle, die alle ihr von 
den angeschlossenen Herstellern gemeldeten Um- 
sätze erfaßt und zu Statistiken zusammenstellt, die 
den Herstellern zugeleitet werden. Da diese Melde- 
stelle nur der Marktstatistik dient, ist ihre Tätigkeit 
kartellrechtlich unerheblich. 

Schließen sich Unternehmen verschiedener Wirt- 
schaftszweige zu einer Arbeitsgemeinschaft zusam- 
men, um ein Bauvorhaben oder einen industriellen 
Großauftrag gemeinsam auszuführen, ist § 1 GWB 
nicht verletzt, da die beteiligten Unternehmen nicht 
im Wettbewerb miteinander stehen. Eine Arbeits- 
gemeinschaft mehrerer gleichartiger Unternehmen 
ist dann zulässig, wenn die beteiligten Unternehmen 
allein zur Ausführung des Auftrages nicht in der 
Lage sind. Ob die Arbeitsgemeinschaft dazu dient, 
eine Beteiligung am Wettbewerb erst zu ermög- 
lichen, oder ob ihre Wirkung darin besteht, durch 
Beschränkung des Wettbewerbs die Marktverhält- 
nisse zu beeinflussen, kann nur unter Berücksichti- 
gung aller Umstände im Einzelfall entschieden wer- 
den. 


Aus der Praxis des Bundeskartellamtes in der 
Berichtszeit sind weiterhin folgende Fälle hervor- 
zuheben: 

Dem Bundeskartellamt liegt ein Gesellschaftsver- 
trag vor, der wegen der darin enthaltenen Wett- 
bewerbsbeschränkungen einer Erlaubnis nach § 5 
Abs. 2 und 3 bedürfte. Die Gesellschafter sind 
jedoch der Auffassung, ihr Marktanteil sei so ge- 
ring, daß der Vertrag nicht geeignet sei, die Er- 
zeugung oder die Marktverhältnisse durch Be- 
schränkung des Wettbewerbs zu beeinflussen; sie 
haben es daher abgelehnt, einen Erlaubnisantrag zu 
stellen. Die Ermittlungen über die tatsächliche Höhe 
des Marktanteils sind noch nicht abgeschlossen. 
Sollten die Angaben der Gesellschafter zutreffen, so 
wird das Amt darüber zu entscheiden haben, ob 
dem Tatbestandselement des § 1 ■ — Eignung zur Be- 
einflussung der Erzeugung oder der Marktverhält- 
nisse durch Beschränkung des Wettbewerbs — ein 
quantitatives Element innewohnt oder ob ein 
etwaiger ungewöhnlich geringer Einfluß der Wett- 
bewerbsbeschränkung auf die Marktverhältnisse 
nur im Rahmen des § 81 Abs. 2 zu berücksichti- 
gen ist. 

In einem anderen Fall haben 11 Industrieunter- 
nehmen die Herstellung der wenig gängigen Sorten 
ihres Herstellungsprogramms, die nach ihren An- 
gaben nur etwa 2 v. H. des Gesamtumsatzes aus- 
machen, untereinander derart aufgeteilt, daß jedes 
Unternehmen bestimmte Sorten ausschließlich her- 
stellt. Jedes Unternehmen ist aber verpflichtet, die 
von ihm ausschließlich produzierten Sorten allen 
anderen Beteiligten zu liefern und zu diesem Zweck 
stets einen größeren Vorrat zu unterhalten, damit 
jedes Unternehmen seine Abnehmer mit dem gan- 
zen umfangreichen Sortiment versorgen kann. Die 
Arbeitsgemeinschaft ist der Auffassung, daß durch 
diese Regelung der Wettbewerb nicht beschränkt 
werde und der Vertrag deswegen nicht unter § 1 
falle. Dagegen hält das Bundeskartellamt den Ver- 
zicht der einzelnen Unternehmen auf die Entschei- 
dungsfreiheit über ihr Produktionsprogramm für 
eine Wettbewerbsbeschränkung nach § 1 und hat 
die Arbeitsgemeinschaft aufgefordert, einen Erlaub- 
nisantrag nach § 5 Abs. 2 zu stellen. 

In zwei Fällen wurde dem Bundeskartellamt be- 
kannt, daß Herstellerunternehmen die Benutzung 
gemeinsamer Vertriebsgesellschaften vereinbart 
haben. In einem Fall haben die Ermittlungen bereits 
ergeben, daß ein erlaubnisbedürftiges Syndikat vor- 
liegt. Die Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. 

Mehrfach hatte das Bundeskartellamt sich ferner 
mit Vorgängen zu befassen, in denen Wettbewerbs- 
beschränkungen als Nebenabreden in Gesellschafts- 
oder Austauschverträgen oder in Verträgen verein- 
bart worden waren, mit denen die Beteiligten die 
Erhöhung der technischen Sicherheit oder die Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen für die Unter- 
nehmer selbst und ihre Arbeitnehmer erstrebten. 

Zur erstgenannten Gruppe gehören Wettbewerbs- 
verbote, wie sie etwa beim Ausscheiden von Ge- 
sellschaftern, bei der Veräußerung von Unterneh- 
men oder in Mietverträgen über Geschäftsräume 
Vorkommen. Sofern es sich dabei überhaupt um 
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Verträge zwischen Unternehmen zu einem gemein- 
samen Zweck und nicht um Vereinbarungen im 
Sinne des § 18 handelt, erwägt das Bundeskartell- 
amt, derartige Wettbewerbsverbote, soweit sie 
nicht über das nach den Umständen des Falles not- 
wendige Maß hinausgehen, als Bestandteile ande- 
rer von der Rechtsordnung anerkannter Rechts- 
geschäfte anzuerkennen, die durch das Verbot des 
§ 1 nicht erfaßt werden sollten. Das gleiche gilt für 
das Wettbewerbsverbot der Gesellschafter einer 
bestehenden, kartellrechtlich zulässigen Gesell- 
schaft, soweit es über den zur Sicherung und Förde- 
rung des Gesellschaftszweckes erforderlichen Um- 
fang nicht hinausgeht. 

Ein Beispiel für die zweite Fallgruppe ist die 
Vorschrift des Verbandes Deutscher Elektrotechni- 
ker (VDE), durch die mit Wirkung vom 1. Novem- 
ber 1959 „Abzweigstecker auch mit Berührungs- 
schutz und Schutzkontakt" für unzulässig erklärt 
worden sind. Da die VDE-Regeln auf dem Gebiet 
der Elektrotechnik allgemein beachtet werden, ob- 
wohl sie nicht verbindlich sind, kommt diese Vor- 
schrift faktisch einem Verbot der Abzweigstecker 
gleich. Sie ist daher in mehreren an das Bundes- 
kartellamt gerichteten Eingaben sowie in der 
Tagespresse als „Verbot" der Doppelstecker be- 
anstandet worden. Das Bundeskartellamt hat jedoch 
keinen Anlaß zum Einschreiten gesehen. Der VDE 
ist ein gemeinnütziger Verband zur Förderung der 
Elektrotechnik. Zu seinen satzungsgemäßen Auf- 
gaben gehört die Ausarbeitung, Veröffentlichung 
und Auslegung des VDE-Vorsdmftenwerkes sowie 
das Prüfwesen. Die nach feststehenden Richtlinien 
ausgearbeiteten Vorschriften sind Bestimmungen, 
die die Gefährdung von Personen und Nutztieren 
sowie Brand, Sachschäden und Betriebsstörungen 
verhindern sollen; sie gelten nach § 1 der 2. Durch- 
führungsverordnung zum Energiewirtschaftsgesetz 
als anerkannte Regeln der Elektrotechnik. Das vom 
VDE den Herstellern VDE-gemäßer Erzeugnisse ver- 
liehene Prüfzeichen ist kein Gütezeichen, sondern 
ein Sicherheitszeichen. Die vom VDE ausgespro- 
chene und allgemein befolgte Empfehlung, nur mit 
dem VDE-Zeichen versehene Waren herzustellen, zu 
vertreiben und zu installieren, hat daher nicht eine 
Umgehung des in § 1 ausgesprochenen Verbotes 
bewirkt, denn § 1 will nicht Abreden verbieten, die 
nur der technischen Sicherheit und dem Schutz von 
Menschen oder Gütern vor Gefahren dienen. Aus 
diesem Grunde hat das Bundeskartellamt auch 
gegen eine Vereinbarung der Hersteller von Kraft- 
fahrzeugen über den Fortfall der andere Verkehrs- 
teilnehmer gefährdenden Kühlerfiguren keine Be- 
denken erhoben. 

In einer größeren Anzahl von Fällen haben Ein- 
zelhandelsgeschäfte oder Handwerker eines Ortes 
Vereinbarungen über einen abwechselnden Bereit- 
schaftsdienst an Sonntagen nach Art der Apotheken 
oder über einheitliche Betriebsferien getroffen, um 
so die Arbeitsbedingungen für die Betriebsinhaber 
und Angestellten zu verbessern. Soweit die Versor- 
gung der Bevölkerung durch einen ausreichenden 
Bereitschaftsdienst sichergestellt wurde, sind das 
Bundeskartellamt bzw. die Landeskartellbehörden 
gegen derartige Regelungen nicht eingeschritten. 


Zur Entscheidung der Frage, ob derartige Verträge 
unter § 1 fallen, bestand kein Anlaß, weil jeden- 
falls das öffentliche Interesse an einer Verfolgung 
(§ 81 Abs. 2) zu verneinen war. 

Wiederholt hatte sich das Bundeskartellamt mit 
der Zulässigkeit von Gemeinschaftswerbung zu be- 
fassen. So haben sich z. B. in einer Stadt im Rhein- 
Main-Gebiet Möbelhändler im Kampf gegen einen 
Wettbewerber, der billiger anbietet, zu einer ge- 
meinsamen Werbung und zu Sammeleinkäufen zu- 
sammengefunden. Das Bundeskartellamt hält eine 
gemeinsame Werbung ohne Angabe einheitlicher 
Preise für unbedenklich, solange die beteiligten 
Unternehmen keine Beschränkung ihrer eigenen 
Werbung vereinbaren. Ob eine gemeinsame Wer- 
bung mit Angabe einheitlicher Preise zulässig ist, 
hängt von den Umständen des Einzelfalles ab, ins- 
besondere davon, wie es zu dem einheitlichen Preis 
gekommen ist. Führen kleine und mittlere Betriebe 
eine gemeinsame Werbung dieser Art durch, so 
ist es nicht ausgeschlossen, daß das der gemein- 
samen Werbung vorangegangene Verhalten als ein 
Fall der zulässigen Empfehlung nach § 38 Abs. 2 
Satz 3 beurteilt werden kann. 

Auf dem Gebiet der Filmwirtschaft ist in Verbin- 
dung mit den Landeskartellbehörden die Frage zu 
entscheiden, unter welchen Vorausetzungen die in 
vielen Formen auftretenden Zusammenschlüsse von 
Filmtheaterunternehmen, die den Abschluß von 
Filmbestellverträgen zum Gegenstand haben, sich 
als Kartell im Sinne des § 1 darstellen. Die Ent- 
scheidung hängt davon ab, in welchem Umfang 
Bindungen zwischen den Theaterunternehmen be- 
stehen. In Fällen, in denen die Abschlußgemeinschaft 
der Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge dient 
und die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 und 3 vor- 
liegen, wird auf Antrag eine Erlaubnis erteilt und 
eine nach § 1 unwirksame Abschlußgemeinschaft 
legalisiert werden können. 

Die gleichen Fragen ergeben sich bei den Zu- 
sammenschlüssen von Filmtheatern, die sich auf die 
gemeinsame Produktion und den Verleih von Fil- 
men beziehen, sowie bei den verschiedenen Formen 
der Gesellschaften zur Verwertung von Filmen und 
sonstigen Urheberrechten. Auch eine Reihe von 
Patentgemeinschaften werden unter diesen Gesichts- 
punkten einer kartellrechtlichen Prüfung unter- 
zogen. 

Noch nicht abgeschlossen ist auch die Prüfung 
der Verkehrs- und Verkaufsordnung des Börsen- 
vereins des Deutschen Buchhandels (WO). Die 
WO ist eine seit 1888 bestehende Wettbewerbs- 
ordnung, in die im Laufe der Zeit immer weiter- 
gehende Regelungen des Wettbewerbs aufgenom- 
men worden sind. Der Börsenverein hat auf Grund 
der Beanstandungen des Bundeskartellamtes davon 
abgesehen, die Einhaltung der WO seinen Mit- 
gliedern zur Pflicht zu machen. Bei der Bekanntgabe 
der WO im Börsenblatt des Deutschen Buchhandels 
ist im Vorspruch ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die WO kein bindendes Vereinsrecht darstellt. 
Der Börsenverein ist indessen der Ansicht, das GWB 
könne auf den Buchhandel keine Anwendung fin- 
den, weil auf diesem Gebiet gar kein Wettbewerb 
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bestehe. Dies ergebe sich aus dem Monopolcharak- 
ter eines jeden Buches sowie daraus, daß durch das 
Preisbindungssystem das wichtigste Element des 
Wettbewerbs beseitigt sei. Im übrigen stelle die 
WO keinen Vertrag oder Beschluß im Sinne des 
§ 1, sondern nur eine Zusammenfassung bestehen- 
der Handelsbräuche dar. 

Eie weiteres Verfahren aus dem gleichen Bereich 
wurde dagegen inzwischen abgeschlossen. Zwischen 
den Arbeitsgemeinschaften schöngeistiger Verleger 
und Sortimenter einerseits und den Buchgemein- 
schaften andererseits bestand seit 1952 das soge- 
nannte Hamburger Abkommen. In diesem Abkom- 
men war für die Erteilung von Lizenzen an 
Buchgemeinschaften eine Schutzfrist von zwei Jah- 
ren seit dem Erscheinungstage vereinbart und dar- 
über hinaus festgelegt worden, daß allzu krasse 
Preisunterschiede zwischen den Originalausgaben 
und denen der Buchgemeinschaften vermieden wer- 
den sollten. Auf den Hinweis des Bundeskartell- 
amtes, daß dieses Abkommen und die mit ihm 
zusammen veröffentlichten Grundsätze gegen § 1 
verstoßen, haben alle beteiligten Unternehmen die 
Erklärung abgegeben, daß sie sich an das Abkom- 
men nicht mehr gebunden hielten. 


II. Konditionenkartelle 

Im Berichtszeitraum war neben den im Jahre 1959 
angemeldeten Konditionenkartellen noch über die 
am 31. Dezember 1958 anhängig gewesenen zu be- 
schließen. Es handelt sich hierbei um: 

1. „Rabatt- und Konditionenverband Baukeramik“ 
(BAnz. Nr. 229 vom 28. November 1958), 

2. „Rabatt- und Konditionenkartell der Hersteller 
von Durchlauf-Gas-Wasserheizern und Gas- 
Wandheizungsöfen" 

(BAnz. Nr. 4 vom 8. Januar 1959), 

3. „Konditionen- und Rabattkartell der Gemein- 
schaft der Hersteller von Ersatzfedern für Stra- 
ßenfahrzeuge" 

(BAnz. Nr. 22 vom 3. Februar 1959). 

Im Berichtszeitraum wurden 9 reine Konditionen- 
kartelle neu angemeldet, und zwar: 

4. „Konditionenkartell für Fabrikationskammgarn 
der Übereinkunft der Kammgarnspinner" 

(BAnz. Nr. 31 vom 14. Februar 1959), 

5. „Konditionenkartell für Futterstoffe des Ver- 
bandes Deutscher Futterstoffwebereien" 

(BAnz. Nr. 118 vom 25. Juni 1959), 

6. „Konditionenkartell für Oberbekleidungsstoffe, 
Wäschestoffe, Kleider- und Mantelsamte sowie 
Samtbänder der Konvention der Deutschen 
Seidenstoff- und Samtfabrikanten" 

(BAnz. Nr. 118 vom 25. Juni 1959), 

7. „Konditionenkartell der Gemeinschaft Deutscher 
Färbereien und Chemischreinigungsbetriebe" 
(BAnz. Nr. 119 vom 26. Juni 1959), 


8. „Konditionenkartell der Deutschen Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention" 

(BAnz. Nr. 129 vom 10. Juli 1959), 

9. „Konditionenkartell der Konvention der Baum- 
wollwebereien und verwandter Industriezweige" 
(BAnz. Nr. 157 vom 19. August 1959), 

10. „Konditionenvereinbarung von Moräne-Kies- 
werken" 

(BAnz. Nr. 54 vom 19. März 1959), 

11. „Deutsche Wirker- und Strickerkonvention" 
(BAnz. Nr. 11 vom 19. Januar 1960), 

12. Ein nicht bekanntgemachtes Konditionenkartell 
der Filmwirtschaft wurde zurückgenommen. 

6 weitere Kartellverträge enthielten neben ande- 
ren Wettbewerbsbeschränkungen auch Vereinbarun- 
gen über Konditionen: 

13. „Rabatt- und Konditionenkartell für Lieferung 
von Konservendosen" 

(BAnz. Nr. 29 vom 12. Februar 1959), 

14. „Rabatt- und Konditionenkartell der Marktge- 
meinschaft Öfen e. V." 

(BAnz. Nr. 34 vom 1. Februar 1959), 

15. „Rabatt- und Konditionenkartell für Polyester- 
lichtplatten und -bahnen" 

(BAnz. Nr. 160 vom 22. August 1959), 

16. „Rabatt- und Konditionenkartell des Industrie- 
verbandes Friseurbedarf e. V. für die Beliefe- 
rung von Friseuren" 

(BAnz. Nr. 190 vom 3. Oktober 1959), 

17. „Rabatt- und Konditionenkartell der Marktge- 
meinschaft Sanitär-Keramische Industrie" 

(BAnz. Nr. 197 vom 14. Oktober 1959), 

18. „Rabatt- und Konditionenkartell der Röhren 
— A — Handelsvereinigung e. V." 

(BAnz. Nr. 210 vom 31. Oktober 1959). 

Die Verträge zu 1., 2., 4. bis 9., 15. bis 17. sind 
nach Ablauf der Widerspruchsfrist wirksam gewor- 
den. Die Eintragung in das Kartellregister ist er- 
folgt. Die Anmeldung zu 3. wurde vollständig zurück- 
genommen, die zu 13. hinsichtlich der Konditionen. 
Dem Vertrag zu 14. wurde widersprochen; der 
Widerspruch ist noch nicht unanfechtbar geworden. 
Die Anmeldung zu 10. wurde zuständigkeitshalber 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 an das Wirtschaftsministerium 
Baden-Württemberg als Landeskartellbehörde abge- 
geben. Die Landeskartellbehörde hat dem Vertrag 
widersprochen; der hiergegen gerichtete Einspruch 
wurde zurückgewiesen. Die Verträge zu 11. und 18. 
werden noch geprüft. 

Auch im Berichtsjahr 1959 standen einmal die Ab- 
grenzung der allgemeinen Geschäfts-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen gegenüber den Preisen und 
Preisbestandteilen im Vordergrund, des weiteren die 
Frage, inwieweit Konditionen nach § 2 zulässig sind, 
die eine erhebliche Veränderung dispositiven Rechts 
zum Nachteil der von der Regelung Betroffenen 
oder die völlige Außerkraftsetzung allgemeiner be- 
deutsamer Rechtsvorschriften zum Inhalt haben. 
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Zum Begriff der Konditionen im allgemeinen hat 
das Bundeskartellamt in einer Stellungnahme zur 
Anmeldung der „Konditionenvereinbarung von 
Moräne-Kieswerken" gegenüber der zuständigen 
Landeskartellbehörde von Baden-Württemberg die 
Ansicht vertreten, daß der in § 2 enthaltene Begriff 
der Kondition sich nicht von' dem allgemeinen im 
Rechts- und Wirtschaftsleben gebräuchlichen unter- 
scheidet. Damit hat das Bundeskartellamt an seiner 
bereits im „Rabatt- und Konditionenkartell Bau- 
keramik" vertretenen Auffassung festgehalten. Da- 
nach müssen die im Kartellvertrag vereinbarten 
Konditionen in den einzelnen, von den Kartell- 
mitgliedern mit ihren Abnehmern zu schließenden 
Lieferverträgen, Bestandteile dieser Verträge sein. 
Nicht um eine Kondition im Sinne des § 2 handelt 
es sich, wenn — wie im Falle der Moräne-Kies- 
werke — die Kartellmitglieder sich verpflichten, 
die Ware, die nicht von den Abnehmern selbst, 
sondern von beauftragten Fuhrunternehmern abge- 
holt wird, an die Fuhrunternehmer nur dann her- 
auszugeben, wenn diese die Haftung für die Zahlung 
des Kaufpreises übernehmen. Hier wird die Haf- 
tungsübernahme durch die Fuhrunternehmer nicht 
zum Bestandteil des Lieferungsvertrages. Ferner 
wurde die Frage, ob die durch Kartellabsprache vor- 
genommene Überwälzung des Unternehmerrisikos 
auf die Fuhrunternehmer, nämlich dadurch, daß diese 
die Haftung für die Bezahlung der Warenrechnung 
übernehmen müssen, als ein Mißbrauch der durch 
Freistellung von § 1 erlangten Stellung im Markt 
anzusehen ist, grundsätzlich bejaht. 

Das „Konditionenkartell der Kammgarnspinner " 
stieß auf Bedenken des Bundeskartellamtes. Dabei 
ging es insbesondere um die Bestimmung, wonach 
das Eigentum „bis zur vollständigen Bezahlung 
sämtlicher Forderungen aus der Geschäftsverbin- 
dung einschließlich aller Nebenforderungen und bis 
zur Einlösung der dafür hergegebenen Wechsel und 
Schecks 1 ' Vorbehalten bleiben sollte (sog. Konto- 
korrentklausel). Die Anmelder haben auf diese Be- 
stimmung auf die Bedenken des Bundeskartellamtes 
hin verzichtet. Auch der im Laufe des Anmeldever- 
fahrens zurückgenommene Konditionenteil des „Ra- 
batt- und Konditionenkartells für Lieferung von 
Konservendosen" hielt sich nach Ansicht des Bun- 
deskartellamtes nicht im Rahmen des § 2. Einmal 
waren die betroffenen Abnehmer zu den Konditio- 
nen nicht ordnungsgemäß gehört worden; außerdem 
hatten auch einzelne Konditionen, z. B. der erwei- 
terte und verlängerte Eigentumsvorbehalt und der 
Ausschluß jeglicher Schadenersatzansprüche der 
Abnehmer nicht die Zustimmung des Bundeskartell- 
amtes gefunden. 

Auch im Falle des „Konditionenkartells der Ge- 
meinschaft Deutscher Färbereien und Chemisch- 
reinigungsbetriebe" wurden auf Anraten des Bundes- 
kartellamtes verschiedene Änderungen vorgenom- 
men. So wurde die Frist, in der Mängel der gerei- 
nigten oder gefärbten Sachen gemeldet werden 
müssen, von 3 auf 5 Tage erweitert; eine Haftung 
aus einer Falschbehandlung der Vertragsware be- 
steht für den Unternehmer künftig auch dann, wenn 
für den Fachmann aus der Beschaffenheit des Stof- 
fes die richtige Behandlungsmethode ohne weiteres 


erkennbar war. Die abgeänderten Konditionen las- 
sen im Einzelfall auch die Zusage fester Lieferter- 
mine zu, was für den Auftraggeber bei bestimmten 
Anlässen von Bedeutung ist. Außerdem wurde der 
Höchstbetrag für Ersatz in Schadenfällen von dem 
zehnfachen Betrag der Chemischreinigungskosten 
auf den fünfzehnfachen Betrag heraufgesetzt. 

Zur V orbereitung der Anmeldung von Konditionen- 
kartellen wurden zahlreiche Besprechungen geführt, 
so namentlich mit Vertretern der Bekleidungsindu- 
strie, des Zwirner-Verbandes, der Veredler halb- 
und vollsynthetischer Garne, der Kunststoff-verar- 
beitenden Industrie und den Organisationen des 
Hotelgewerbes und der Reisebüros. 

Die Organisationen des Hotelgewerbes und der 
Reisebüros beabsichtigten in Anlehnung an ein 
bestehendes internationales Abkommen die Zusam- 
menarbeit zwischen Hotel und Reisebüro schriftlich 
zu regeln und die Bedingungen ihren Mitgliedern 
zur Anwendung zu empfehlen. Dieses Vorhaben 
wurde angesichts der Bedenken gegen die Empfeh- 
lung von vertikal vereinbarten Geschäftsbedingun- 
gen fallengelassen und stattdessen ein Konditionen- 
kartell in Aussicht genommen. In diesem Fall und 
auch bei der Prüfung der sogenannten „Tegernseer 
Gebräuche für den Holzhandel" stellt sich die prak- 
tisch schwer zu lösende Frage nach der Abgrenzung 
zwischen der Aufzeichnung von Handelsbräuchen 
und der Empfehlung von Konditionen. 

Das Problem einer Empfehlung von Konditionen 
durch Verbände bestand auch bei der Wirtschafts- 
gruppe der Makler. Diese sind darauf hingewiesen 
worden, daß gegen- eine Unterrichtung ihrer Mit- 
glieder über die in der Vergangenheit tatsächlich 
vereinbarten Honorare und Bedingungen keine Be- 
denken bestehen. Jedoch müsse eine solche Zusam- 
menstellung auch die von den Außenseitern erho- 
benen Gebühren berücksichtigen. 

Die gegen die im Jahre 1958 wirksam gewor- 
denen Konditionenkartelle der Baumwollspinner 
und der Krawattenstoffwebereien gerichteten Ein- 
gaben von Abnehmern gaben dem Bundeskartellamt 
Veranlassung zur Prüfung, ob ein Mißbrauch der 
durch Freistellung von § 1 erlangten Stellung im 
Markt vorliege. Die Verfahren sind noch nicht ab- 
geschlossen. 


III. Rabattkartelle 

Im Berichtsjahr wurden folgende Rabattkartelle 
sowie Rabatt- und Konditionenkartelle geprüft: 

A. Reine Rabattkartelle 

1. „Rabattkartell der Kalikofabrikanten" 

(BAnz. Nr. 227 vom 26. November 1958, Nr. 247 
vom 24. Dezember 1958 und Nr. 56 vom 21. März 
1959) 

2. „Interessengemeinschaft der deutschen Tapeten- 
fabrikanten" 

(BAnz. Nr. 93 vom 17. Mai 1958, Nr. 225 vom 
22. November 1958 und Nr. 96 vom 23. Mai 
1959) 
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3. „Interessengemeinschaft der deutschen kerami- 
schen Wand- und Bodenfliesenwerke' 1 

(BAnz. Nr. 18 vom 28. Januar 1959, Nr. 151 vom 
11. August 1959 und Nr. 247 vom 24. Dezember 
1959) 

4. „Hersteller von Schleifscheiben und Schleifkör- 
pern" 

(BAnz. Nr. 28 vom 11. Februar 1959 und Nr. 131 
vom 14. Juli 1959) 

5. „Rabattkartelle der Hersteller- von Handelsroh- 
ren" 

(BAnz. Nr. 122 vom 1. Juli 1959, Nr. 206 vom 
27. Oktober 1959) (vgl. Tabelle C) 

6. „Rabattkartell der Hersteller von Handelsroh- 
ren" 

(BAnz. Nr. 206 vom 27. Oktober 1959, Nr. 10 
vom 16. Januar 1960) (vgl. Tabelle C) 

7. „Gemeinschaft der Deutschen Rauch- und Kau- 
tabak-Hersteller" 

(BAnz. Nr. 211 vom 3. November 1959) 

8. „Rabattkartell der Hersteller von Fahrzeugluft- 
reifen" 

(BAnz. Nr. 6 vom 12. Januar 1960) 

B. Rabatt- und Konditionenkartelle 

1. „Rabatt- und Konditionenverband Baukeramik" 
(BAnz. Nr. 229 vom 28. November 1958 und 
Nr. 38 vom 25.. Februar 1959) 

2. „Marktgemeinschaft Gas- und Wasserheizer" 
(BAnz. Nr. 4 vom 8. Januar 1959 und Nr. 67 vom 

9. April 1959) 

3. „Gemeinschaft der Hersteller von Ersatzfedern 
für Straßenfahrzeuge" 

(BAnz. Nr. 22 vom 3. Februar 1959 und Nr. 206 
vom 27. Oktober 1959) 

4. „Rabatt- und Konditionenkartell für Lieferung 
von Konservendosen" 

(BAnz. Nr. 29 vom 12. Februar 1959 und Nr. 107 
vom 9. Juni 1959) 

5. „Marktgemeinschaft Öfen e. V. i. G." 

(BAnz. Nr. 34 vom 19. Februar 1959 und Nr. 95 
vom 22. Mai 1959) 

6. „Rabatt- und Konditionenvereinbarung für Poly- 
esterlichtplatten und -bahnen" 

(BAnz Nr. 160 vom 22. August 1959, Nr. 246 vom 
23. Dezember 1959, Nr. 247 vom 24. Dezember 
1959 und Nr. 7 vom 13. Januar 1960) 

7. „Industrieverband Friseurbedarf e. V." 

(BAnz. Nr. 190 vom 3. Oktober 1959) 

8. „Marktgemeinschaft Sanitär-Keramische Indu- 
strie" 

(BAnz. Nr. 197 vom 14. Okober 1959 und Nr. 9 
vom 15. Januar 1960) 

9. „Rabatt- und Konditionenkartell des Röhren- 
direkthandels (A-Großhandel)" 

(BAnz. Nr. 210 vom 31. Oktober 1959, Nr. 225 
vom 24. November 1959 und Nr. 249 vom 
30. Dezember 1959) 


Die Verträge zu A. 1. bis 4. sowie zu B. 1., 2., 4. 
(jedoch nur als Rabattkartell), 6. bis 8. sind nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist wirksam geworden. 
Die Eintragung in das Kartellregister ist erfolgt. 
Der Vertrag zu B. 4. war als Rabatt- und Konditio- 
nenkartell angemeldet worden, jedoch wurde die 
Anmeldung der Konditionen zurückgenommen. Die 
Anmeldung zu B. 3. wurde zurückgenommen. Dem 
Rabatt- und Konditionenkartell der Marktgemein- 
schaft Öfen und dem Rabattkartell für Handelsrohre 
ist widersprochen worden. Gegen den Widerspruch 
betr. die Marktgemeinschaft Öfen haben die An- 
melder Einspruch eingelegt, über den noch nicht 
entschieden worden ist 1 ). 

Acht der wirksam gewordenen Kartelle berech- 
nen den Rabatt nach der Gesamtabnahme des ein- 
zelnen Abnehmers von allen Kartellmitgliedern und 
den Außenseitern (Baukeramik, Gas-Wasserheizer, 
Konservendosen, Polyesterplatten, Schleifscheiben, 
Fliesen, Sanitärkeramik, Tapeten). 

In seiner Begründung des Widerspruchs gegen 
das Rabattkartell der Hersteller für Handelsrohre 
hat das Bundeskartellamt den Begriff „Rabattkar- 
tell" dahin bestimmt, daß darunter ein Vertrag zu 
verstehen ist, der lediglich Art und Höhe der Ra- 
batte und die Voraussetzungen ihrer Gewährung 
festlegt, ohne Vereinbarungen über die Höhe der 
den Rabatten zugrundeliegenden Preise zu enthal- 
ten. Ein solches Kartell ist daher begrifflich unab- 
hängig davon, ob die Preise aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen gleich sind. 

Dem Rabattkartell der Hersteller von Handels- 
rohren wurde jedoch aus dem Gesichtspunkt des 
Mißbrauchs widersprochen. Das Bundeskartellamt 
hat einen Mißbrauch darin gesehen, daß der Kar- 
tellvertrag den auf dem Handelsrohrmarkt mög- 
lichen Wettbewerb fast restlos ausschließt, weil es 
auf diesem Markt weder Preis- noch Konditionen- 
und kaum Qualitäts- und Servicewettbewerb gibt. 
Das wurde wie folgt begründet: Mißbrauch ist be- 
grifflich ein sittlich indifferenter, objektiv fehlerhaf- 
ter Gebrauch. Ein solcher Gebrauch ist u. a. die Be- 
nutzung eines gesetzlich zulässigen Mittels zu 
einem vom Gesetz nach seinem Sinn und Zweck 
sowie nach seiner Zielsetzung nicht gebilligten Er- 
folg. Selbst wenn also ein Kartellvertrag alle vom 
Gesetz ausdrücklich aufgestellten Voraussetzungen 
erfüllt, kann er doch zu einem Erfolg führen, der 
nach dem Grundgedanken des Gesetzes über das 
hinausgeht, was mit der Freistellung solcher Ver- 
träge von § 1 an Wettbewerbsbeschränkungen zu- 
gelassen werden sollte. Der Gesetzgeber läßt er- 
kennbar eine Wettbewerbsbeschränkung nicht um 
ihrer selbst willen zu, sondern nur dann, wenn sie 
der Erreichung eines vom Gesetzgeber anerkannten 
Erfolges dient. Die Zulassung der mit Konditionen-, 
Rabatt- sowie Normen- und Typenkartellen verbun- 
denen Wettbewerbsbeschränkungen beruht — wie 
sich aus den Materialien ergibt — auf der Vorstel- 
lung, daß es sich um Kartelle minderer Bedeutung 

} ) Nach Änderungen des angemeldeten Kartellbeschlus- 
ses der Marktgemeinschaft Öfen ist der Widerspruch 

durch Entscheidung vom 24. Februar 1960 aufgehoben 

worden. 
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handelt und Beschränkungen des Wettbewerbs mit 
sogenannten „Nebenleistungen" sogar zur Förde- 
rung des „eigentlichen Wettbewerbs" und der 
Markt- und Preistransparenz geeignet sein können. 
Ein Kartell, das den letzten noch möglichen Wett- 
bewerb auf einem Markt ausschließt, kann aber we- 
der als ein solches von geringerer Art angesehen wer- 
den, noch ist es in der Lage, der Sicherung eines 
echten Wettbewerbs zu dienen, noch hat bei Besei- 
tigung des gesamten Wettbewerbs die Förderung 
der Markt- oder Preistransparenz einen Sinn. Einem 
solchen Vertrag durch bloße Anmeldung und Nicht- 
widerspruch ohne zeitliche Befristung und Auflagen 
Wirksamkeit über § 3 zu verleihen, liegt nicht im 
Sinn des Gesetzes, so daß er als mißbräuchlich an- 
gesehen werden muß. 

Gegen die Rabatt- und Konditionenvereinbarung 
der Hersteller von Ersatzfedern für Straßenfahrzeuge 
hat das Bundeskartellamt Bedenken erhoben, weil 
die Erzeugnisse normiert sind und die Preise der 
Kartellmitglieder übereinstimmen. Wie beim Rabatt- 
kartell der Hersteller von Handelsrohren, so hätte 
auch hier der Kartellvertrag den letzten noch mög- 
lichen Wettbewerb ausgeschlossen. Die Anmeldung 
wurde nach Besprechungen im Bundeskartellamt vor 
Ablauf der Widerspruchsfrist zurückgenommen. Ent- 
sprechende Bedenken bei der Überprüfung des Kar- 
tells der Interessengemeinschaft der deutschen kera- 
mischen Wand- und Bodenfliesenwerke wurden nicht 
aufrechterhalten, da hier die Preisgleichheit infolge 
der großen Markttransparenz und der weitgehenden 
Normierung der Ware auch auf Wettbewerb be- 
ruhen kann. 

Das Unterlassen der Anhörung von Abnehmer- 
gruppen, für die die Rabattregelung gelten soll, ist 
— wie im Kartellverfahren der Marktgemeinschaft 
Öfen e. V, entschieden wurde — auch dann ein 
Widerspruchsgrund, wenn die nicht gehörten Ab- 
nehmergruppen nur einen ganz geringen Prozentsatz 
der Produktion der Kartellmitglieder abnehmen. — 
Eine den gesetzlichen Erfordernissen entsprechende 
Anhörung liegt nicht vor, wenn die Abnehmer erst 
gleichzeitig mit der Anmeldung beim Bundeskartell- 
amt von der sie betreffenden kartellvertraglichen 
Regelung unterrichtet werden. Aus diesem Gesichts- 
punkt vom Bundeskartellamt erhobene Bedenken 
waren für die Hersteller von Konservendosen mit 
bestimmend dafür, den Konditionenteil ihres Kartell- 
vertrags zurückzunehmen. 

Mit der Zulassung des Gesamtumsatzrabattkartells 
der deutschen Tapetenfabrikanten hat das Bundes- 
kartellamt daran festgehalten, daß das kumulative 
Gesamtumsatzrabattverfahren nicht grundsätzlich 
mit § 3 unvereinbar ist. Für diese Beurteilung ist 
hauptsächlich die Überlegung maßgebend, daß die 
Berechnung der Rabatte nach dem Gesamtumsatz 
nicht notwendig in Widerspruch zu dem im Gesetz 
festgelegten Begriff des Rabattes als eines „echten 
Leistungsentgeltes" steht. Im Falle des Tapeten- 
kartells wurde der Rabatt nicht lediglich mit der 
meßbaren Kostenersparnis des Rabattgebers ver- 
glichen, sondern es wurden auch andere, nicht meß- 
bare Leistungen vor und nach der Warenabnahme 
sowie andere Vorteile, wie z. B. die Verbreitung der 


Ware durch möglichst viele Händler, als durch den 
Rabatt abgegoltene Leistungen anerkannt. 

In jedem einzelnen Fall werden auch die Wirkun- 
gen des Gesamtumsatzrabattverfahrens untersucht. 
So ist geprüft worden, ob das Verfahren Abnehmer 
oder Außenseiter ungerechtfertigt benachteiligt. 
Falls im Kartellvertrag nicht vorgesehen war, daß 
die Bezüge der Abnehmer von Außenseitern mit- 
gezählt werden, haben die Abteilungen die Auf- 
nahme einer solchen Bestimmung veranlaßt. Als eine 
wesentliche Voraussetzung für die positive Beurtei- 
lung des Gesamtumsatzrabattverfahrens ist ferner 
die Streuung der Aufträge angesehen worden, die in 
der Richtung der Erhaltung mittlerer und kleiner 
Industrie- und Handelsbetriebe und konzentrations- 
hemmend wirkt. Diese Wirkung war im Falle des 
Kartells der Röhrenhersteller durch die Möglichkeit 
eines begrenzten zusätzlichen Bonus gefährdet, 
dessen Gewährung im Ermessen des einzelnen Wer- 
kes stehen sollte. Nach Rücknahme der ersten An- 
meldung haben die Röhrenhersteller die Bonusrege- 
lung in der zweiten Anmeldung fallengelassen. 

Der Begriff des echten Leistüngsentgeltes ist fer- 
ner bei der Prüfung des Kartells der Hersteller von 
Ersatzfedern für Straßenfahrzeuge bedeutsam ge- 
worden. Hier sollte die Höhe des Rabattes an den 
Umfang der Lagerhaltung geknüpft werden. Da die 
Kartellmitglieder jedoch nicht ausreichend dargelegt 
hatten, daß dieser Maßstab gerechtfertigt war, hatte 
die Beschlußabteilung Bedenken, die in Verbindung 
mit anderen Beanstandungen zu der Rücknahme der 
Kartellanmeldung geführt haben. 

Mit Rücksicht auf das in § 3 Abs. 1 enthaltene 
Verbot der unterschiedlichen Behandlung bei glei- 
cher Leistung dürfen Mengenrabatte für die glei- 
chen Mengen nicht lediglich aus dem Grunde unter- 
schiedlich bemessen werden, weil die Abnehmer 
verschiedenen Abnehmergruppen angehören. Eine 
dahingehende Bestimmung im Vertrag über das 
Kartell der Kalikofabrikanten ist daher geändert wor- 
den. Wegen solcher Bestimmungen, aber auch aus 
anderen Gründen ist dem Kartell der Marktgemein- 
schaft Öfen widersprochen worden 1 ). Andererseits 
können Ansprüche der Verteilerstufen auf Gewäh- 
rung eines im Kartellvertrag nicht vorgesehenen 
Funktionsrabattes aus dem Diskriminierungsverbot 
nicht hergeleitet werden. Einen Anspruch auf Ge- 
währung eines besonderen Funktionsrabattes für 
den Großhandel, erhoben von einem Großhandels- 
verband, hat das Bundeskartellamt in der Ein- 
spruchsentscheidung über das Kartell der deutschen 
Tapetenfabrikanten abgelehnt. Die Begründung 
stützt sich in erster Linie darauf, daß im Tapeten- 
handel fast alle Großhandelsfirmen gleichzeitig 
Einzelhandel betreiben. In zweiter Linie wird dar- 
auf hingewiesen, daß der Wortlaut des § 3 nur 
untersagt, Abnehmer mit gleicher Abnahmeleistung 
unterschiedlich zu behandeln, nicht aber verpflich- 
tet, für eine vergleichsweise größere Leistung einen 
höheren Rabatt zu gewähren. Es ist nicht Aufgabe 


! ) Nach Änderungen des angemeldeten Karlellbeschlusses 
der Marktgemeinschaft Öfen ist der Widerspruch durch 
Entscheidung vom 24. Februar 1960 aufgehoben worden. 
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der Kartellbehörde, an Stelle der Unternehmen die 
Abnahmeleistung zu bewerten. 

Im Rahmen des Rabattkartells können die Rabatte 
der Kartellmitglieder, nicht aber auch die Rabatte 
der Abnehmer festgelegt werden. Es ist also nicht 
zulässig, dem Abnehmer für den Verkauf an Kun- 
den, die zugleich von den Kartellmitgliedern belie- 
fert werden, die Gewährung von Rabatten zu unter- 
sagen, die höher als die Rabatte der Kartellmitglie- 
der sind. Eine dahingehende Bestimmung des 
Rabatt- und Konditionenverbandes Baukeramik 
haben die Kartellmitglieder deshalb gestrichen. 

Die Frage, ob und in welchem Umfang gesetzlich 
zugelassene oder erlaubnisfähige Arten von Wett- 
bewerbsbeschränkungen kombiniert werden dür- 
fen, war Gegenstand der Entscheidung über das 
Rabatt- und Konditionenkartell der Marktgemein- 
schaft Öfen. Hier verbinden sich die einheitlichen 
Rabatte und Konditionen mit der einheitlichen Ein- 
führung und Beibehaltung der vertikalen Preisbin- 
dung der einzelnen Kartellmitglieder. Die Beschluß- 
abteilung hat jedoch die Frage nicht grundsätzlich 
entschieden, sondern ihren Widerspruch damit be- 
gründet, daß die Verbindunig der Wettbewerbs- 
beschränkungen angesichts der besonderen Lage 
des Ofenmarktes zu einer Erstarrung des Marktes 
jeweils für längere Zeitabschnitte (Ofenjahr) führen 
würde. Die Entscheidung der Einspruchsabteilung 
liegt noch nicht vor 1 ). 

Bei der häufigen Verbindung von Rabatt- und 
Konditionenvereinbarungen hat sich die Frage er- 
geben, ob der Kartellvertrag den Unternehmen Ge- 
legenheit geben muß, sich nur der Rabattregelung 
oder nur der Konditionenregelung anzuschließen. 
Im Falle des Rabatt- und Konditionenverbandes 
Baukeramik ist eine Bestimmung, daß die Verpflich- 
tung eines Mitgliedes auf die Rabatt- oder auf die 
Konditionenregelung beschränkt werden kann, in 
den Vertrag aufgenommen worden. In anderen Fäl- 
len (Polyesterlichtplatten, Gas-Wasserheizer, Fri- 
seurbedarf) war diese Änderung nicht erforderlich, 
weil die geregelten Konditionen überwiegend eine 
notwendige Sicherung der Rabattregelung bilden 
und im übrigen den Wettbewerb nur unbedeutend 
beschränken. 

Das Gesetz hat außer den drei Tatbeständen des 
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 bis 3, für die es den Widerspruch 
vorsieht, noch im § 12 Abs. 1 Nr. 1 und 2 zwei Tat- 
bestände geschaffen, unter deren Voraussetzungen 
die Kartellbehörde bestehende Kartelle abmahnen, 
eine Änderung ihrer Verträge oder Beschlüsse ver- 
anlassen oder diese für unwirksam erklären kann. 
Obwohl § 12 grundsätzlich für Kartelle gilt, die be- 
reits wirksam geworden sind, kann die Kartell- 
behörde einen Widerspruch gegen ein angemeldetes 
Kartell auch auf diese Vorschrift stützen, wenn die 
spätere Handhabung des Kartells mit Sicherheit den 
Tatbestand des § 12 erfüllen wird. Die Verwaltungs- 
behörde muß die Entstehung eines vom Gesetz nicht 
gebilligten Zustandes verhindern. Dies entspricht 
dem allgemeinen Rechtsgrundsatz, daß niemand 

J ) Nach Änderungen des angemeldeten Kartellbeschlusses 
der Marktgemeinschaft Öfen ist der Widerspruch durch 
Entscheidung vom 24. Februar 1960 aufgehoben worden. 


wegen eines bestehenden Rechtes etwas verlangen 
kann, was er aus einem anderen Rechtsgrund wie- 
der herausgeben müßte, und dem Grundsatz des 
Verwaltungsrechts, wonach vor Gericht die Auf- 
hebung eines Verwaltungsaktes nicht begehrt wer- 
den kann, wenn die Behörde den Verwaltungsakt 
sofort neu erlassen müßte (Einspruchsentscheidung 
über das Tapetenkartell). 

Bei dem Kartell der Sektkellereien (Tätigkeits- 
bericht 1958, S. 43) hat das Bundeskartellamt unter- 
sucht, ob das Kartell die durch die Freistellung von 
§ 1 erlangte Stellung im Markt mißbraucht. Die 
Prüfung hat keinen Anlaß zum Einschreiten ge- 
geben. Uber die Handhabung des Kartells der 
Kalikofabrikanten sind Eingaben von Abnehmern 
eingegangen. Das Kartell hat den Wünschen dieser 
Abnehmer in befriedigender Weise Rechnung ge- 
tragen. Die Preisgestaltung für Kaliko wird noch 
geprüft. 

IV. Strukturkrisenkartelle 

Das Bundeskartellamt war im Berichtszeitraum 
weiterhin mit der Prüfung der bereits 1958 beantrag- 
ten Strukturkrisenkartelle der „Schuhbeschlag-Ver- 
einigung e. V.", der „Vereinigung Deutscher Sensen- 
werke" und der Mühlenkonventionen und Mühlen- 
gemeinschaften befaßt. 

Uber das beantragte Strukturkrisenkartell der 
Schuhbeschlag-Vereinigung ist mit Beschluß vom 
14. Dezember 1959 (BAnz. Nr. 5 vom 9. Januar 1960) 
entschieden worden. Die Erlaubnis mußte versagt 
werden, weil eine wesentliche Voraussetzung des 
§ 4 von den Antragstellern nicht erfüllt worden ist. 
Der Erteilung der Erlaubnis stand nicht entgegen, 
daß die antragstellenden Unternehmen außer den 
Vertragsgegenständen noch andere Erzeugnisse her- 
stellen und die Produktion von Schuhbeschlag bei 
der Mehrzahl der Kartellmitglieder lediglich eine 
Nebenfertigung darstellt. Auch hat die Prüfung er- 
geben, daß ein auf nachhaltiger Änderung der Nach- 
frage beruhender Absatzrückgang vorliegt, wobei 
im Sinne des § 4 der Gesamtabsatz der Verkaufs- 
erzeugnisse im In- und Ausland zugrunde zu legen 
ist. Die Antragsteller sind jedoch keine Verpflich- 
tung eingegangen, eine planmäßige Anpassung der 
Kapazität an den zurückgegangenen Bedarf herbei- 
zuführen. Sie haben sich lediglich darauf beschränkt, 
den anfallenden Inlandsbedarf unter sich nach be- 
stimmten Quoten aufzuteilen. Hiermit wird jedoch 
kein Kapazitätsabbau erreicht, durch den die vor- 
handenen Überkapazitäten im Laufe einer bestimm- 
ten Zeit und nach bestimmten Vorstellungen be- 
seitigt werden sollen. 

Der bereits 1958 gestellte Antrag von 8 in der 
„Vereinigung Deutscher Sensenwerke" zusammen- 
geschlossenen Unternehmen auf Erlaubnis eines 
Strukturkrisenkartells wurde auch im Berichtsjahr 
noch nicht bekanntgemacht, weil der Antrag noch 
nicht den gesetzlichen Erfordernissen entspricht. Zur 
Zeit wird noch mit den Beteiligten darüber ver- 
handelt 2 ). 

2 ) Der Antrag ist nunmehr im Bundesanzeiger Nr. 29 vom 
12. Februar 1960 bekanntgemacht worden. 
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Im Berichtszeitraum ist das aus 12 Konventionen I 
bestehende Mühlenkartell bekanntgemacht worden, 
gegen das sich die Verbände des Deutschen Mehl- 
großhandels, des Genossenschaftlichen Groß- und 
Ausfuhrhandels, des Bäckerhandwerks und der 
Deutschen Konsumgenossenschaften ausgesprochen 
haben. Die Einwendungen stützen sich zum Teil dar- ' 
auf, daß die bekannten Daten die Strukturkrise • 
nicht eindeutig erkennen ließen; die Nachfrage nach j 
den Mühlenerzeugnissen sei nämlich nur gering- 
fügig zurückgegangen. Wenn überhaupt eine Über- 
kapazität bestehe, sei sie nicht durch eine wesent- 
liche Verminderung der Gesamtvermahlung und des i 
Absatzes, sondern zu einem erheblichen Teil durch , 
unbedachte Investitionen von den Mühlen selbst 
verursacht. 

Wie bereits im Jahresbericht 1958, S. 44 ausge- 
führt, sieht das Bundeskartellamt einen unmittel- 
baren sachlichen Zusammenhang zwischen dem nach 
§ 106 Abs. 2 Nr. 2 wirksam gebliebenen Struktur- 
krisenkartell der Mühlen und dem Mühlengesetz j 
vom 27. Juni 1957. Nachdem durch die Neufassung 
dieses Gesetzes vom 9. Juni 1959 (BGBl. I S. 282) j 
die Frist für die öffentlich geförderten Stillegungen 
von Mühlen bis zum 31. Januar 1960 verlängert wor - 
den war, hielt das Bundeskartellamt es für zweck- 
mäßig, eine abschließende Entscheidung bis nach Ab- 
lauf dieser Frist zurückzustellen. Dies erschien auch 
vertretbar, weil im Berichtsjahr die in stärkerem 
Maße als vorher durch Außenseiter beeinflußte 
Markt- und Preisentwicklung für Mühlenerzeugnisse 
einen Verlauf nahm (sinkende Mehlpreise), der eine 
baldige abschließende Entscheidung nicht verlangte. 

Ein besonderes Problem im Kartellverfahren der 
Mühlen bilden nach wie vor die Lohnvermahlungen 
für die Ostmüller. Die Erwartung, daß die wegen 
dieser Vermahlungsverträge entstandenen Schwie- 
rigkeiten und Interessengegensätze von den Beteilig- 
ten durch ein Übereinkommen überwunden werden 
könnten, hat sich bisher nicht erfüllt. 

Auf Antrag des Mühlenkartells hat das Bundes- 
kartellamt nach Fühlungnahme mit den Bundes- 
ministerien für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten und für Wirtschaft im Wege der einstweiligen 
Anordnung nach § 56 eine bis zum Ende des Ge- 
treidewirtschaftsjahres am 30. Juni 1959 befristete 
Entscheidung über den Kartellpreis von Weizen- und 
Roggenmehl getroffen. 


V. Rationalisierungskartelle 

1. Allgemeines 

Verträge und Beschlüsse nach § 5 Abs. 1 sind im 
Berichtsjahr nicht angemeldet worden. Soweit .im 
Rahmen von Verträgen oder Beschlüssen nach § 5 
Abs. 2 und 3 die einheitliche Anwendung von Nor- 
men oder Typen geregelt wurde, sind sie im Rahmen 
der Prüfung des Antrages nach § 5 Abs. 2 und 3 mit- 
geprüft worden. Eine besondere Eintragung solcher 
Vereinbarungen in das Kartellregister erfolgte dem- 
gemäß ebenfalls nicht. 


Zu der Zahl der Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 
und § 5 Abs. 2 und 3 sind im Berichtsjahr nur wenige 
neue Anträge hinzugekommen. Es handelt sich um 
die Erlaubnisanträge der 

1 . Buchenfaserholz-Kollegenhilfe 
(BAnz. Nr. 103 vom 3. Juni 1959) 

— § 5 Abs. 2 — , 

2. Verkaufsstelle Niedersächsischer Kalkwerke 
(BAnz. Nr. 193 vom 8. Oktober 1959 und 
BAnz. Nr. 239 vom 3. Dezember 1959) 

— § 5 Abs. 2 und 3 — , 

3. Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne Fässer 
und Gefäße 

(BAnz. Nr. 220 vom 14. November 1959) 

— § 5 Abs. 2 und 3 — , 

4. Kieler Fischgroßhandeis-GmbH & Co. KG. 

(BAnz. Nr. 242 vom 17. Dezember 1959) 

— § 5 Abs. 2 — , 

5. Gesellschaft für Ölhydraulikanlagen 
(BAnz. Nr. 245 vom 22. Dezember 1959) 

— § 5 Abs. 2 — , 

6. Ein nicht bekanntgemachter Antrag aus der Ar- 
beitsgemeinschaft der graphischen Verbände ist 
zurückgenommen worden 

— § 5 Abs. 2 — . 

Die im Tätigkeitsbericht 1958, S. 47 geäußerte 
Vermutung hinsichtlich des Vorhandenseins weiterer 
Verträge nach § 5 Abs. 1 bleibt weiterhin bestehen. 

Dagegen sind wahrscheinlich die stärkeren Markt- 
eingriffe in Form von Spezialisierungsvereinbarun- 
gen und höherstufigen Rationalisierungskartellen 
nahezu vollständig angemeldet, da diese Kartelle 
ohne Rechtsschutz nur schwer aufrechterhalten wer- 
den können. Ihre Zahl hat sich im Berichtsjahr nur 
wenig erhöht; sicherlich werden aber auch manche 
Branchen erst eine Reihe von Entscheidungen der 
Kartellbehörden abwarten, ehe sie sich entschließen, 
entsprechende Erlaubnisanträge zu stellen. 

Im Berichtszeitraum wurde über die Erlaubnis- 
anträge der zu einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
zusammengeschlossenen 31 Unternehmen der Stein- 
zeugindustrie und der 8 in der Gemeinschaft 
Deutscher Kali-Erzeuger (GDK) zusammengeschlos- 
senen Kaliwerke entschieden (BAnz. Nr. 214 vom 
6. November 1959; BAnz. Nr. 6 vom 12. Januar 1960). 
Der Erlaubnisantrag der Kalkverkaufsverein GmbH, 
Finnentrop/Sauerland (BAnz. Nr. 219 vom 13. No- 
vember 1958) wurde zurückgenommen. Bei einem 
anderen Kalksyndikat, dem Kalkkontor Rheine, ist 
durch Kündigung die Zahl der Kartellmitglieder auf 
2 zusammengeschmolzen (BAnz. Nr. 171 vom 6. Sep- 
tember 1958; BAnz. Nr. 219 vom 13. November 1958; 
BAnz. 221 vom 17. November 1 959) A ) 

Verträge und Beschlüsse nach § 5 Abs. 4, die zu 
ihrer Wirksamkeit einer Anmeldung nach § 9 Abs. 2 
bedürfen, sind auch im Berichtsjahr nicht angemel- 

9 Inzwischen ist dieser Erlaubnisantrag zurückgenommen 
worden. 
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det worden. Möglicherweise ist der Grund hierfür 
darin zu suchen, daß für die Ausarbeitung solcher 
Vereinbarungen, vor allem, wenn sie für Unter- 
nehmen großer Wirtschaftszweige verbindlich sein 
sollen, erfahrungsgemäß ein längerer Zeitraum be- 
ansprucht wird. 

2 . 

a) Bearbeitung der vorgelegten Anmeldungen und 
Erlaubnisanträge 

Das Hauptgewicht der Bearbeitung lag bei den im 
Jahre 1958 eingereichten Erlaubnisanträgen, nach- 
dem im Laufe des Jahres die vom Bundeskartellamt 
erbetenen Stellungnahmen der betroffenen Abneh- 
merverbände und der befragten Behörden einge- 
gangen waren. In zahlreichen Fällen haben sich auch 
einzelne Unternehmen geäußert. Eine Reihe von 
Äußerungen war mit Anträgen auf Beiladung nach 
§ 51 Abs. 1 Nr. 4 verbunden. Verzögerungen in der 
Abgabe der Stellungnahmen zu manchen Kartell- 
anträgen, vor allem denen der Zementindustrie, 
dürften darauf zurückzuführen sein, daß die Abneh- 
mergruppen z. T. langandauernde Verhandlungen 
mit den Antragstellern über die Rabatte und/oder 
die Zahlungs- und Lieferungsbedingungen geführt 
haben. 

Die Einstellung der befragten Stellen zu den teil- 
weise schon seit Jahren oder sogar Jahrzehnten 
bestehenden Kartellen und zu den beabsichtigten 
Zusammenschlüssen war unterschiedlich. Dort, wo 
eine jahrelange Zusammenarbeit mit den bereits 
bestehenden Verkaufsstellen besteht, konnte beob- 
achtet werden, daß die Mehrzahl der Stellungnah- 
men positiv war. In einigen Fällen wurde die Zu- 
stimmung zu der Kartellregelung davon abhängig 
gemacht, daß für die betreffenden Abnehmergrup- 
pen günstigere Bedingungen aufgestellt werden. 

In einigen Kartellverträgen soll, wie schon in 
dem Rabatt- und Konditionenkartell Baukeramik, 
die Preistreue der abnehmenden Händler durch 
eine „Rabattsicherung" erzwungen werden. Die Ab- 
nehmer wünschen, daß die Hersteller in ihre Liefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen (im Falle Bau- 
keramik) bzw. in die des Syndikats eine Klausel 
einfügen, welche die zugesagten Rabatte oder Bonus- 
vergütungen charakterisiert und als Folge ihrer 
zweckwidrigen Verwendung den Fortfall der zuge- 
sagten Rabatte oder Bonusvergütungen vorsieht. 
Auf diese Weise sollen die Händlerpreise — zumin- 
dest wirtschaftlich — gebunden und mit Hilfe einer 
horizontalen Bindung der Hersteller eine wegen der 
Vielzahl der Beteiligten anscheinend kaum unmit- 
telbar zu treffende Vereinbarung der Händler er- 
setzt werden, ihre Mitbewerber nicht durch Weiter- 
gabe von Rabatten zu unterbieten. In seiner 
Entscheidung über den Erlaubnisantrag von 31 Un- 
ternehmen der Steinzeugindustrie hat das Bundes- 
kartellamt ausgesprochen, daß eine solche Klausel 
im Falle ihres Wirksamwerdens insoweit einen 
Mißbrauch der durch die Freistellung von § 1 er- 
langten Stellung im Markt darstellen würde. 

Andere Abnehmer, z. B. die verarbeitende In- 
dustrie, machen ihre positive Stellungnahme davon 
abhängig, daß den Antragstellern der Grundstoff- 


industrie die Auflage gemacht wird, ihre Werke 
nicht durch solche Zusatzbetriebe zu erweitern oder 
bereits bestehende derartige Betriebe auszubauen, 
deren weiterverarbeitete Produkte den Unterneh- 
men der weiterverarbeitenden Industrie Konkurrenz 
machen könnten. Gegenüber erst beabsichtigten 
Zusammenschlüssen wird vielfach vorgetragen, daß 
eine Kartellbildung überhaupt nicht notwendig sei, 
daß der beabsichtigte Rationalisierungszweck auch 
auf andere Weise erreicht werden könnte oder daß 
die Abnehmer im Falle einer Erlaubnis der Kartell- 
vereinbarung nicht mehr in der Lage sein würden, 
weiterhin die bisher gewährten günstigeren Bedin- 
gungen zu erhalten. Vor allem wird auf die Gefahr 
hingewiesen, daß sich bei einer Kartellierung der 
Grundstoffindustrie eine Kartellierung der Abneh- 
mer nicht vermeiden lassen würde. 

Eine Reihe von Erlaubnisanträgen nach § 5 Abs. 2 
und 3 erschien dem Bundeskartellamt noch nicht ge- 
nügend begründet. In diesen Fällen wurde den 
Antragstellern aufgegeben, ihre Erlaubnisanträge 
durch entsprechende Ausführungen zu ergänzen. 

b) Entscheidungen über Erlaubnisanträge 

Die erste Entscheidung des Bundeskartellamtes 
über einen Antrag auf Erlaubnis eines Syndikats 
nach § 5 Abs. 2 und 3 betraf das Steinzeugsyndikat 
(BAnz. Nr. 214 vom 6. November 1959). Bereits vor 
Inkrafttreten des GWB hatte der Bundesminister für 
Wirtschaft am 29. Mai 1957 für die zwischen der 
Steinzeug-Handelsgesellschaft und Unternehmen der 
westdeutschen Steinzeug-Industrie geschlossenen 
einheitlichen Vertreterverträge Befreiung von dem 
Verbot der Dekartellierungsgesetze unter Auflagen 
und Einschränkungen erteilt. Es war zunächst die 
Frage zu prüfen, ob § 5 Abs. 3 einen selbständigen 
Tatbestand gegenüber Absatz 2 darstellt, oder ob 
die Erfordernisse des Absatzes 2 zusätzlich zu den 
in Absatz 3 bezeichneten Voraussetzungen erfüllt 
sein müssen. Das Bundeskartellamt hat die Auf- 
fassung vertreten, daß ein Antrag dieser Art die 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 und 3 erfüllen muß. 
Bei der Prüfung des Kartellantrages der Steinzeug- 
industrie hat das Bundeskartellamt die Überzeugung 
gewonnen, daß die sich aus der Wettbewerbs- 
beschränkung der beteiligten Unternehmen ergeben- 
den Folgen bei den geologisch bedingten Stand- 
orten der Steinzeug-Industrie und bei den beson- 
ders gelagerten Produktions- und Absatzverhält- 
nissen zu einer Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 
führen können und damit der Rationalisierung im 
Sinne des Gesetzes dienen. Das Bundeskartellamt 
hielt die im Vertrag getroffene Regelung auch für 
geeignet, eine Verbesserung der Befriedigung des 
Bedarfs herbeizuführen. Die Auflagen sehen u. a. 
vor, dem Bundeskartellamt die in Auswirkung des 
Kartellvertrages bei den einzelnen Vertragsbeteilig- 
ten erzielten und die überbetrieblichen Rationalisie- 
rungserfolge nach Abschluß eines jeden Kalender- 
jahres mitzuteilen, wobei dargelegt werden muß, 
welche Vorteile die Rationalisierung im Interesse 
der Allgemeinheit erbracht hat. Hierbei lag die Er- 
wägung zugrunde, daß nach dem Willen des Ge- 
setzgebers ein Rationalisierungserfolg wirklich ein- 
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treten soll, so daß nach der Erlaubniserteilung fest- 
gestellt werden muß, ob der angestrebte Erfolg tat- 
sächlich eingetreten ist und zu einer Verbesserung 
der Befriedigung des Bedarfs geführt hat. 

Im Rahmen des Erlaubnisverfahrens wurden auch 
die Verkaufs- und Zahlungsbedingungen unter dem 
Gesichtspunkt des Mißbrauchs geprüft. Gegen die 
Ausgestaltung des Eigentumsvorbehalts in den Ver- 
kaufs- und Zahlungsbedingungen der Steinzeug- 
Handelsgesellschaft mbH bestanden grundsätzliche 
Bedenken, weil sich die Steinzeug-Handelsgesell- 
schaft den schon im Individualvertrag nicht unpro- 
blematischen verlängerten und erweiterten Eigen- 
tumsvorbehalt ausbedingt, der zu einer starken Ein- 
schränkung der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit 
der Abnehmer führen kann. Wenn auch die Recht- 
sprechung die Vereinbarung dieses Sicherungsmit- 
tels als zulässig anerkannt hat, so nur im Hinblick 
auf die allgemeinen Geschäftsbedingungen eines 
Einzelunternehmens. Zudem hat die Rechtsprechung 
die Zulässigkeit lediglich unter dem Gesichtspunkt 
der Sittenwidrigkeit geprüft. Das Bundeskartellamt 
hat die Auffassung vertreten, daß die Kartell- 
behörde zu prüfen hat, ob die — wenn auch im 
Einzelfall nicht sittenwidrige — Vereinbarung eines 
erweiterten und verlängerten Eigentumsvorbehalts 
deswegen als mißbräuchlich anzusehen ist, weil den 
Abnehmern einem Kartell gegenüber kaum eine 
andere Möglichkeit bleibt, als sich derartigen Be- 
dingungen zu unterwerfen. Im Falle des Steinzeug- 
Syndikats hat das Bundeskartellamt geglaubt, von 
diesen Bedenken absehen zu können, da neben den 
Antragstellern nicht kartellgebundene Außenseiter 
mit einem erheblichen Marktanteil vorhanden sind 
und auch diese Außenseiter den erweiterten und 
verlängerten Eigentumsvorbehalt als Einzelunter- 
nehmen durchgesetzt haben. Es kam hinzu, daß die 
Abnehmer der Steinzeug-Handelsgesellschaft gegen 
diese Art der Sicherung keine Einwendungen er- 
hoben hatten. 

Die Antragsteller haben dem Bundeskartellamt 
mitgeteilt, daß nach Erteilung der Erlaubnis eine zu- 
sätzliche Klausel in die Verkaufs- und Zahlungs- 
bedingungen aufgenommen werden sollte, wonach 
die einzelnen Lieferwerke bei „zweckwidriger" 
Verwendung der Rabatte die Gewährung der zuge- 
sagten Rabatte und Bonusvergütungen ablehnen 
konnten. Nach Ansicht des Bundeskartellamtes ist 
eine solche Klausel hier geeignet, die Händlerpreise 
in einer nach § 15 unzulässigen Weise zu binden. 
Insoweit würde diese Klausel im Falle ihres Wirk- 
samwerdens einen Mißbrauch der durch die Frei- 
stellung von § 1 erlangten Stellung im Markt dar- 
stellen. 

Durch Beschluß vom 10. Dezember 1959 ist auf 
Grund von § 5 Abs. 2 und 3 die Erlaubnis zu dem 
Kartellvertrag der „Gemeinschaft Deutscher Kali- 
erzeuger" vom 8. Mai 1958 erteilt worden. Der 
Kartellvertrag, an dem sämtliche Hersteller von 
Kalisalzen der Bundesrepublik beteiligt sind, sieht 
die Verpflichtung vor, Kalierzeugnisse nur über die 
„Verkaufsgemeinschaft Deutscher Kaliwerke GmbH" 
in Hannover zu vertreiben und setzt zugleich für 
die einzelnen Unternehmen bzw. Unternehmens- 
gruppen Lieferanteile fest. 


Das Bundeskartellamt hat eine wesentliche 
Hebung der Wirtschaftlichkeit und der Leistungs- 
fähigkeit der am Kartellvertrag beteiligten Unter- 
nehmen dadurch für gegeben erachtet, daß die Er- 
zeugung an absatzfähigen Kalisalzen im Jahre 1958 
in der Bundesrepublik rund 1,7 Millionen t K 2 O 
betragen hat gegenüber einer Erzeugung von 
1,9 Millionen t im Jahre 1938 im damaligen Reichs- 
gebiet, wobei zu berücksichtigen ist, daß im Bun- 
desgebiet nur etwa ein Drittel der Kaliindustrie des 
Reichsgebietes liegt. Wenn die erhöhte Produktion 
auch auf den Ausbau der Betriebe durch die Unter- 
nehmen selbst zurückzuführen ist, so hat doch das 
Syndikat hierbei beratend und Einfluß nehmend 
mitgewirkt. Nach den Ermittlungen steht weiter 
fest, daß die Betriebskosten des Kalisyndikats 
ungleich niedriger sind als in anderen Branchen. 
Unter Mitwirkung des Syndikats ist in den letzten 
Jahren eine Verringerung und Verbesserung der 
Sorten nach dem Reinkali-Gehalt durchgeführt wor- 
den. Zugleich sorgt das Syndikat für eine laufende 
Überwachung der Qualität der zum Absatz kommen- 
den Ware. 

Das Bundeskartellamt hatte bei der Entscheidung 
über den Erlaubnisantrag die Preise des Syndikats 
— das die Ware zu Franko-Stationspreisen abgibt, 
um alle Landwirte zu einheitlichen Preisen zu be- 
liefern — nicht zu überprüfen, weil vom Bundes- 
minister für Wirtschaft durch VO PR 6/59 vom 
21. April 1959 in Verbindung mit VO PR 43/52 vom 
27. Mai 1952 Höchstpreise für Kalidüngesalze fest- 
gesetzt sind. Das Bundeskartellamt hat sich aber 
einen Widerruf der erteilten Kartellerlaubnis Vor- 
behalten für den Fall, daß die amtliche Preisregelung 
geändert oder aufgehoben wird. 

Die Erlaubnis ist nicht vorbehaltlos erteilt, son- 
dern mit Auflagen verbunden. Die Kartellmitglieder 
haben dem Bundeskartellamt jede Beteiligung an 
bestehenden oder neu errichteten Unternehmen des 
Düngemittelhandels anzuzeigen. Hierdürch soll 
einer Ausdehnung der Marktmacht des Syndikats 
von der Erzeugerstufe auf die Handelsstufe vorge- 
beugt werden. Außerdem bedarf jede Beschlußfas- 
sung der Kartellmitglieder, durch die der Verkaufs- 
gemeinschaft der Vertrieb weiterer Erzeugnisse 
übertragen werden soll, der Zustimmung des Bun- 
deskartellamtes. Die Genehmigung ist zunächst für 
die Zeit bis 31. Dezember 1962 erteilt worden. 

Die Beurteilung der in diesen beiden Industrie- 
zweigen besonders gelagerten Produktions- und 
Absatzverhältnisse bestätigte die Richtigkeit der im 
Tätigkeitsbericht 1958, S. 40 dargestellten Methode, 
gerade in den Fällen des § 5 Abs. 2 und 3 auf den in 
jedem Fall anders gelagerten Sachverhalt abzustel- 
len und aus diesem Grunde hinsichtlich der Ausle- 
gung der gesetzlichen Voraussetzungen schrittweise 
zu allgemein gültigen Ergebnissen zu gelangen. 

c) Einzelne, noch nicht entschiedene Fälle 

Die Kieler Fischgroßhandeis-GmbH & Co KG — ein 
Zusammenschluß von 7 Fischgroßhandelsunterneh- 
men, die sich alle im Rahmen ihres Geschäftsbetrie- 
bes mit der manuellen Herstellung von Fischfilet 
befaßt hatten, hierauf jedoch dann zugunsten der 
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rationelleren gemeinschaftlichen maschinellen Fisch- 
filet-Herstellung durch die von ihnen neugegrün- 
dete Gesellschaft verzichtet haben — hat für ihren 
Gründungsvertrag einen Erlaubnisantrag nach § 5 
Abs. 2 gestellt (BAnz. Nr. 242 vom 17. Dezember 
1959). Durch einstweilige Anordnung vom 31. August 
1959 wurde die Weiterführung der Kieler Fisch- 
yroßhandels-GmbH & Co KG, die bereits im Jahre 
1958 vor Antragstellung gegründet worden war und 
ihre Tätigkeit aufgenommen hatte, bis zum 31. De- 
zember 1959 genehmigt. Voraussetzung für die end- 
gültige Entscheidung über diesen Erlaubnisantrag 
ist die für die Auslegung des § 1 wesentliche Ab- 
grenzung zwischen den in handelsrechtlichen Gesell- 
schaftsverträgen enthaltenen Konkurrenzverboten 
und den unter § 1 fallenden wettbewerbsbeschrän- 
kenden Verträgen, ferner die Grenzziehung zwi- 
schen nach § 23 nur meldepflichtigen Konzentra- 
tionsvorgängen und nach § 1 unwirksamen Gesell- 
schaftsverträgen. 

Da die von einem Beigeladenen gegen den Grün- 
dungsvertrag erhobenen Bedenken noch nicht hin- 
reichend substantiiert vorgetragen worden sind, 
war eine endgültige Entscheidung über den Erlaub- 
nisantrag vor Außerkrafttreten der einstweiligen 
Anordnung vom 31. August 1959 nicht möglich. Am 
29. Dezember 1959 ist daher eine zweite einstwei- 
lige Anordnung ergangen, um die legale Fortfüh- 
rung des Geschäftsbetriebes bis zur Entscheidung 
zu ermöglichen. 

Nach mehreren vorbereitenden Besprechungen 
hat die Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne Fäs- 
ser und Gefäße die Erlaubnis für ein Rationalisie- 
rungskartell beantragt (BAnz. Nr. 220 vom 14. No- 
vember 1959). Neben einer schrittweise fortschrei- 
tenden Typenbeschränkung ist die Normung und 
später auch eine Spezialisierung vorgesehen Der 
Rationalisierungseffekt soll zunächst durch Nicht- 
Normungs- und Mindermengenzuschläge sowie 
durch eine noch festzulegende Rationalisierungs- 
prämie gesichert werden. 

Die Beseitigung des Typenwirrwarrs ist auch das 
Ziel der Hersteller von Konservendosen für Fleisch- 
waren. Mit Herstellern und Abnehmern sind vorbe- 
reitende Besprechungen geführt worden. 

Eine Spezialisierung der Produktion sieht ein 
Vertrag zwischen 2 süddeutschen Unternehmen vor, 
für den eine Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 beantragt 
worden ist (BAnz. Nr. 247 vom 24. Dezember 1959). 
Eines der beteiligten Unternehmen verzieh et auf 
die Herstellung größerer Kunststoffpressen, von 
Streckziehpressen und auf den Bau anderer Ein- 
ständerpressen als der 50-t-Richtpresse, die das an- 
dere Unternehmen produziert, das seinerseits klei- 
nere Kunststoffpressen und Spritzgußmaschinen zur 
Verarbeitung von thermoplastischen Massen nicht 
mehr herstellt. 

Von den Verbänden, die in der Hauptsache Be- 
triebe handwerklicher Art umfassen (aus der Ar- 
beitsgemeinschaft der graphischen Verbände von 
der Sparte Chemigraphie und der Fachgruppe Buch- 
druck) sind Kalkulationstabellen vorgelegt worden 
(nicht bekanntgemacht). Als Rechtsgrundlage wurde 
§ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bezeichnet Bei der Prüfung 


der Tabellen zeigte es sich, daß die sogenannten 
Kalkulationsgrundlagen sich nicht auf die Wieder- 
gabe des Ergebnisses von Betriebsvergleichen be- 
schränken, die in dem Gewerbezweig angestellt wa- 
ren, sondern Kostenberechnungen mit Preisen brach- 
ten, die von den Mitgliedern ohne weiteres über- 
nommen werden konnten. In einem Falle waren 
diese Preise unmittelbar aus einer Tabelle ablesbar. 
In einem anderen Falle brauchten nur der Gewinn- 
zuschlag und die Umsatzsteuer dem aus der Kalku- 
lationsgrundlage ersichtlichen Wert hinzugesetzt zu 
werden, um den endgültigen Rechnungsbetrag zu 
erhalten. Den genannten Verbänden ist mitgeteilt 
worden, daß nach Ansicht des Bundeskartellamtes 
die Voraussetzungen des § 5 nicht vorliegen. 

Die im Tätigkeitsbericht 1958, S. 48 erwähnten 
5 Erlaubnisanträge der Textilveredler für höher- 
stufige Rationalisierungskartelle (BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; BAnz. Nr. 162 vom 26. August 
1958; BAnz. Nr. 159 vom 21. August 1959) haben zu 
umfangreichen Ermittlungen des Amtes geführt. Die 
eingeholten Stellungnahmen, insbesondere der be- 
troffenen Auftraggeber, wendeten sich hauptsäch- 
lich gegen die einheitlichen Ausrüstungspreise und 
deren Notwendigkeit für die Rationalisierung. Zu 
den Verfahren, die noch nicht abgeschlossen werden 
konnten, wurden inzwischen auf ihren Antrag die 
Verbände der Auftraggeber beigeladen. 

5 Zellstoffwerke, die sich 1954 zur „Buchenfaser- 
holz-Kollegenhilfe 11 zusammengeschlossen hatten, 
haben zu dem 1958 neugefaßten Gesellschaftsver- 
trag die Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 als Rationalisie- 
rungskartell beantragt (BAnz. Nr. 103 vom 3. Juni 
1959). Im Rahmen dieses Abkommens, durch wel- 
ches die Einfuhr ausländischen Buchenfaserholzes 
gefördert werden soll, werden die Bezugsmengen 
eines jeden Mitglieds an inländischem Buchenfaser- 
holz für jedes Forstwirtschaftsjahr nach den Ein- 
schlagmengen anteilmäßig festgesetzt. Diejenigen 
Werke, die ihren Anteil überschreiten, sind den 
anderen am Schluß des Forstwirtschaftsjahres zu 
einem entsprechenden Mengenausgleich an inlän- 
dischem Buchenfaserholz verpflichtet. Jedes Werk 
erhält für das Forstwirtschaftsjahr eine bestimmte 
Importquote. Führt ein Werk mehr ein, als seine 
Importquote ausmacht, so erhält es für jeden diese 
Quote übersteigenden Raummeter eine Prämie. Die 
Gesellschafter, die weniger als ihre Importquote 
einführen, haben für jeden an der Quote fehlenden 
Raummeter den gleichen Betrag zu zahlen. Die 
Forstwirtschaft und die Fachverbände des Holzhan- 
dels haben sich gegen die Erteilung einer Erlaubnis 
ausgesprochen, da inländisches Buchenfaserholz in 
ausreichendem Maß zur Verfügung stehe, um den 
Bedarf der Werke zu decken. 

Der bereits im Jahre 1958 gestellte Erlaubnis- 
antrag für eine Rationalisierungsvereinbarung mit 
Preisfestsetzung für Radsätze und deren Einzelteile 
der Deutschen Radsatz- und Radreifengemeinschaft 
e. V. i. G. konnte erst im Berichtszeitraum bekannt- 
gemacht werden (BAnz. Nr. 164 vom 18. August 
1959). Die Vereinbarung bezweckt die Sicherung 
einer kontinuierlichen Beschäftigung der Werke zur 
wirtschaftlichen Nutzung der für andere Fertigun- 
gen nicht verwendbaren Anlagen. Kernstück des 
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Vertrages ist die Vereinbarung eines zentralen Be- 
stellverfahrens mit der Deutschen Bundesbahn zu 
einheitlichen Preisen, Zahlungs- und Lieferungsbe- 
dingungen. Vertragsgegenstand sind diejenigen 
Radsätze und Einzelteile, deren technische Entwick- 
lung und Erprobung abgeschlossen ist und die im 
Einvernehmen zwischen der Deutschen Bundesbahn 
und der Gemeinschaft in eine Liste aufgenommen 
sind. Die Preise und Bedingungen, zu denen diese 
Erzeugnisse von den Mitgliedswerken an die Deut- 
sche Bundesbahn abzugeben sind, werden zwischen 
dieser und der Gemeinschaft ausgehandelt. Es ha- 
ben Besprechungen mit den Antragstellern und der 
Bundesbahn stattgefunden. 

Zur Beurteilung der Erlaubnisanträge der Port- 
land-Zementindustrie, die den Rationalisierungs- 
effekt ihrer Kartellverträge darin sieht, daß durch 
die Syndikate Vertriebskosten eingespart werden, 
die Beschäftigung der Werke gleichmäßig ist und 
eine wirtschaftlich optimale Ausnutzung der Pro- 
duktionskapazität erzielt wird, führt das Bundes- 
kartellamt bei den Antragstellern mit deren Einver- 
ständnis eine Kostenuntersuchung durch; sie dient 
der Feststellung der Relation zwischen Kosten und 
Preis für Zement. Für den Erlaubnisantrag der Hüt- 
tenzement-Industrie ist eine Kostenuntersuchung in 
Vorbereitung. 

Zur Vorbereitung der Entscheidung über den An- 
trag von 3 Terrazzo-Herstellern (BAnz. Nr. 197 vom 
14. Oktober 1958) wurden die Betriebe der Antrag- 
steller Ende des Jahres besichtigt, wobei es wesent- 
lich darauf ankam, die in dem Kartellvertrag nicht 
hinreichend dargelegten Rationalisierungsmaßnah- 
men zu untersuchen. Die Untersuchung des Terrazzo- 
marktes soll in Kürze abgeschlossen werden, so daß 
über die Erlaubnis voraussichtlich demnächst ent- 
schieden werden kann. 

Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr und das Wirtschaftsministerium Ba- 
den-Württemberg haben dem Bundeskartellamt 
nach § 53 Abs. 1 in Verbindung mit § 51 Abs. 3 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu ihnen vorliegen- 
den Erlaubnisanträgen nach § 5 Abs. 2 und 3 GWB 
gegeben. Es handelt sich dabei um die Anträge auf 
Erlaubnis für die Verkaufsstelle der Walhalla-Kalk- 
werke, Regensburg, für die Verkaufsstelle Bayeri- 
scher Kalkwerke GmbH, Nürnberg, und für die Süd- 
deutsche Hartstein-Union GmbH, Stuttgart. Die Stel- 
lungnahmen bezogen sich auch auf die Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen dieser Syndikate. 

Die Prüfung der Anträge der Verkaufsvereini- 
gung für Teererzeugnisse (VfT) AG, der Basaltindu- 
strie, der Düngemittel- und chemischen Industrie 
und der Vereinigte Armaturen-Gesellschaft (VAG) 
ist noch nicht abgeschlossen. Die zahlreich einge- 
gangenen Stellungnahmen von Abnehmern, Wett- 
bewerbern und Behörden werden noch ausgewertet. 


VI. Exportkartelle 

Im Berichtszeitraum wurden 14 Exportkartelle 
nach § 6 Abs. 1 angemeldet. Im Bundesanzeiger wur- 
den weitere 7 Anträge auf Erlaubnis eines Export- 
kartells nach § 6 Abs. 2 bekanntgemacht. In zwei. 


! Fällen wurde eine Erlaubnis und in einem Fall eine 
j vorläufige Erlaubnis im Wege der einstweiligen An- 
ordnung für Exportkartelle nach § 6 Abs. 2 erteilt. 
Es handelt sich dabei um die Erlaubniserteilung für 
1. die Exportgemeinschaft Sechseck-Geflecht (BAnz. 
Nr. 187 vom 30. September 1958 und BAnz. 
Nr. 221 vom 17. November 1959), 

; 2. die Zündsteinkonvention, Zürich (BAnz. Nr. 41 
vom 28. Februar 1959 und BAnz. Nr. 193 vom 
8. Oktober 1959), 

3. die vorläufige Erlaubnis für die Deutsche Gruppe 
der Röhrenverkaufsorganisation für die Schweiz 
(BAnz. Nr. 241 vom 16. Dezember 1959). 

' Wie 1958, wurden auch im Jahre 1959 wieder 
Exportvereinbarungen nach § 6 Abs. 1 angemeldet 
oder Vorbesprechungen über beabsichtigte Anmel- 
dungen von Exportvereinbarungen geführt, die sich 
nicht auf die Regelung des Wettbewerbs auf Aus- 
landsmärkten beschränkten, sondern den Wirt- 
schaftsverkehr im Inland mitumfaßten. Im Falle einer 
Ausfuhrregelung mit Einschaltung von Exportkom- 
missionären, die nur zu den Kartellpreisen für ihre 
i Kommittenten — die Kartellpartner — abschließen 
I dürfen, wurde der Warenverkehr im Inland als nicht 
| betroffen angesehen. In der Vereinbarung einer 
I Exportgenossenschaft mehrerer bayerischer Säge- 
werke, die sich verpflichten, bei der Ausfuhr sich 
ausschließlich der Genossenschaft zu bedienen, 
wurde eine Regelung des Warenverkehrs im Inland 
erblickt, weil das Abkommen zugleich zur Ausschal- 
tung von inländischen Exporteuren führt. 

; Einige deutsche und ausländische Hersteller sowie 
| Abnehmerorganisationen haben eine Vereinbarung 
; getroffen, derzufolge die ausländischen Abnehmer 
! nur von Kartellmitgliedern beziehen können. Es 
j wird z. Z. geprüft, ob auch der Verkehr mit Waren 
! im Inland dadurch geregelt wird, daß andere deut- 
i sehe Hersteller auf diese Weise von der Belieferung 
| des entsprechenden ausländischen Marktes aus- 
i geschlossen werden. 

Die Hersteller von chemischen Kunstfasern 
(Reyon, Acetat endlos und Zellwolle 139, 140 und 
142) haben vereinbart, ihren inländischen Abneh- 
j mern verbilligte Nachlieferungen in dem Umfange zu 
: gewähren, in dem von ihnen gelieferte Produkte in 
exportierten Waren als Rohstoffe Verwendung ge- 
funden haben. Eine Treuhandstelle sammelt die Ex- 
portnachweise und setzt die verbilligten Nachbezüge 
fest. Da die Vereinbarungen nicht unmittelbar eine 
Regelung des Wettbewerbs auf Märkten außerhalb 
; des Geltungsbereichs des GWB zum Inhalt haben, 
wird zu prüfen sein, ob § 6 Abs. 2, der an den Tat- 
bestand von § 6 Abs. 1 anknüpft, überhaupt An- 
I Wendung findet. Bei der Vergütung an inländische 
Abnehmer handelt es sich — rechtlich gesehen — 
■ möglichenfalls um Rabatte für besondere Leistungen, 
so daß der Kartellvertrag nach § 3 zu beurteilen 
: wäre. 

In einem anderen Falle wird eine ähnliche Wir- 
kung dadurch erzielt, daß die Beteiligten eine Ex- 
portförderungs-Gesellschaft gründeten, die für einen 
Ausgleich eines beim Export entstehenden Minder- 
erlöses sorgen soll. Die Prüfung ist noch nicht ab- 
geschlossen. 
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Die Förderung des Fischexportes nach Österreich 
hat sich die aus Unternehmen der deutschen Hoch- 
seefischerei gebildete „Exportvereinbarung öster-». 
reich" zum Ziel gesetzt. Die staatliche Festsetzung 
der innerösterreichischen Preise macht es dem deut- 
schen Exporteur unmöglich, dann Fische nach Öster- 
reich zu exportieren, wenn seine Einstandspreise auf 
den deutschen Fischauktionen eine gewisse Höhe 
überschreiten. Durch Zuschüsse aus einer von den 
Reedereien unterhaltenen Exportkasse sollen die 
Exporteure in die Lage versetzt werden, auch bei 
hohen Auktionspreisen nach Österreich exportieren 
zu können. Der deutsche Fischgroßhandel sieht hier- 
in eine den innerdeutschen Markt beeinflussende 
Regelung insofern, als die Exporteure bei knappen 
Fischanlandungen im Hinblick auf die Zuschüsse aus 
der Exportkasse die Auktionspreise in die Höhe 
treiben können, ohne ihr Verkaufsrisiko zu erhöhen. 
Eine Entscheidung ist noch nicht ergangen. 

Bei Schiedsverträgen im Zusammenhang mit Ex- 
portkartellverträgen ist die Frage aufgetreten, ob 
sie nach § 91 Abs. 1 Satz 2 stets der Erlaubnis be- 
dürfen oder ob eine solche Erlaubnis nicht erforder- 
lich ist, wenn sie die in § 91 Abs. 1 Satz 1 erwähnte 
Wahlklausel enthalten. Das Bundeskartellamt ist der 
Ansicht, daß Schiedsverträge, die den Beteiligten 
ein Wahlrecht zwischen der Anrufung des Schieds- 
gerichts oder der ordentlichen Gerichte einräumen, 
einer Erlaubnis nicht bedürfen. Die bereits im Regie- 
rungsentwurf angestrebte und von § 91 Abs. 1 Satz 2 
bezweckte Besserstellung der Schiedsverträge zu Ex- 
portkartellen würde in ihr Gegenteil verkehrt, wenn 
an solche Schiedsverträge zu Exportkartellen, die 
die Wahl des ordentlichen Rechtsweges zulassen, 
strengere Anforderungen gestellt würden als an 
gleichartige Verträge zu anderen Arten von Kartell- 
absprachen. Das Bundeskartellamt erteilt jedoch 
auch zu Schiedsverträgen über künftige Rechts- 
streitigkeiten aus Exportkartellvereinbarungen, die 
den ordentlichen Rechtsweg wahlweise zulassen, 
eine Erlaubnis, wenn die Beteiligten dies im Inter- 
esse der Rechtssicherheit ausdrücklich beantragen. 

Bei der Bearbeitung der Exportkartelle achtet 
das Bundeskartellamt stets auf die Einhaltung der 
Artikel 85 ff. EWG-Vertrag. 

VII. Importkartelle 

Im Berichtszeitraum wurden Erlaubnisse für Im- 
portkartelle nicht erteilt. Ein Vorgang wurde an die 
Hohe Behörde der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl abgegeben. Ein Vorgang wird z. Z. 
geprüft. Die Anmeldung ist aus formellen Grün- 
den noch nicht im Bundesanzeiger bekanntgemacht 
worden. 

VIII. Verkehrswirtschaft 

Von den gegenwärtig aus der Verkehrswirtschaft 
bearbeiteten 45 Vorgängen werden 6 auf die An- 
wendbarkeit des § 99 Abs. 1, 2 auf die des § 99 
Abs. 2 Nr. 1 und die meisten übrigen auf die An- 
wendbarkeit des § 99 Abs. 2 Nr. 3 geprüft. Nach 
§ 99 Abs. 2 Nr. 2 wurde 1 Vertrag, nach § 99 Abs. 2 
Nr. 3 wurden 6 Verträge, nach § 99 Abs. 2 Nr. 4 


I wurde 1 Vertrag angemeldet. In 8 Fällen wird ge- 
prüft, ob ein anmeldebedürftiger Tatbestand vor- 
liegt. Mehrere Verträge, Beschlüsse und Empfehlun- 
gen werden gleichzeitig im Rahmen eines Miß- 
brauchsverfahrens nach § 104 untersucht. 

| § 99 Abs. 1 

In einer Gruppe von Fällen war zu prüfen, ob die 
unterbreiteten Verträge, Beschlüsse und Empfehlun- 
gen auf Grund des § 99 Abs. 1 von den Vorschriften 
des GWB freigestellt sind. 

1. In folgendem Vorgang hat die Prüfung ergeben, 
daß eine Freistellung nach § 99 Abs. 1 nicht in Be- 

1 tracht kommt. Vier einzelne Hersteller und ein 
Verband von Herstellern privater Fernsprechneben- 
stellenanlagen haben in Anpassung an die für 
entsprechende Anlagen der Deutschen Bundespost 
geltenden Bestimmungen der Fernsprechordnung 
einheitliche Verkaufs-, Liefer-, Miet- und Wartungs- 
bedingungen für Verkauf und Vermietung ihrer 
Fernsprechnebenstellenanlagen verfaßt und mitge- 
teilt, daß sie sich zur Einhaltung dieser Bedingungen 
nicht verpflichtet hätten, jedoch beabsichtigten, jeder 
für sich eine Verpflichtung gegenüber der Deutschen 
Bundespost in Form einer sogenannten Anschluß- 
erklärung einzugehen, die Preise und Bedingungen 
der Fernsprechordnung einzuhalten. 

Die Feststellung, daß die allgemeinen Vorschrif- 
ten des GWB Anwendung finden, fordert die weitere 
Prüfung, ob die gemeinsame und einheitliche Fest- 
I Setzung der Miet- und Kaufbedingungen durch die 
I privaten Hersteller als wettbewerbsbeschränkende, 
den Markt für Fernsprechnebenstellenanlagen be- 
einflussende unternehmerische Maßnahmen im Sinne 
von § 1 anzusehen sind, ob die Einzelverträge, die 
in Form von Anschlußerklärungen mit der Deut- 
schen Bundespost geschlossen werden, horizontale 
Kartellverträge sind und ob die Bundespost auf dem 
Markt der Nebenstellenanlagen als Unternehmen 
mit den privaten Herstellern im Wettbewerb steht. 

2. In einer Anzahl weiterer Fälle ist die Prüfung, 
ob die Voraussetzungen des § 99 Abs. I vorliegen, 
nicht abgeschlossen. Es handelt sich hierbei vor 
allem um folgende Vorgänge: 

a) Die vom Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe 
als Druckschrift herausgegebenen „Grundsätze 
für die Gewährung von Fahrpreisermäßigungen 

| bei Straßenbahn-, Omnibus- und O-Bus-Unter- 

; nehmungen" enthalten Beförderungsbedingun- 

gen und Berechnungsgrenzen, die von den Ver- 
kehrsunternehmen bei Aufstellung ihrer Tarife 
beachtet werden sollen, z. B. die prozentualen 
Ermäßigungssätze für Schülerkarten, Rückfahr- 
karten, Monatskarten. Die Grundsätze sind zum 
Teil im Stil bindender amtlicher Anweisungen 
gefaßt. Infolgedessen begründen Nahverkehrs- 
unternehmen, wenn sie die von ihnen aufgestell- 
ten Tarife und Beförderungsbedingungen der 
hierfür zuständigen Behörde zur Genehmigung 
einreichen, diese häufig durch Bezugnahme auf 
die erwähnten Grundsätze. 

b) Die Vereinbarung über die Zahlung von Roll- 
und Umladekostenzuschüssen, welche die Bun- 
desbahn solchen Filmverleihern gewährt, die 
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unter Verzicht auf Benutzung anderer Transport- 
mittel ausschließlich die Bundesbahn mit dem 
Transport von Filmrollen beauftragen. Das Land- 
gericht Düsseldorf hat die gemäß dem Vertrag 
mit der Bundesbahn vom Verleiherverband aus- 
gesprochene Empfehlung zur ausschließlichen 
Benutzung der Bundesbahn als verbotswidrig 
und § 38 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 1 
unterfallend angesehen (LG Düsseldorf, Urteil 
vom 8. Sepember 1959 — 4 0 (Kart) 146/59 — , 
WRP 1959, S. 295). 


§ 99 Abs. 2 Nr. 1 

Die Schwierigkeiten der Anwendung des § 99 
Abs. 2 Nr. 1 beruhen darauf, daß einerseits auf Ver- 
träge, Beschlüsse und Empfehlungen das GWB mit 
Ausnahme der §§ 1, 15 bis 18 anzuwenden ist, ins- 
besondere also dem Mißbrauch der Freistellung von 
§ 1 begegnet werden muß, daß jedoch andererseits 
die freigestellten Vereinbarungen und Empfehlun- 
gen der Kartellbehörde nicht zu melden sind. 

Das Bundeskartellamt hat den Auflegeplan der 
Vereinigung Deutscher Nord- und Ostseefahrer 
(VDN), der ihm von der Landeskartellbehörde Ham- 
burg mitgeteilt worden war, geprüft. Die deutsche 
Schiffahrt in dem skandinavischen Raum leidet unter 
einem Überangebot an Schiffsraum, das in den Eis- 
monaten noch beträchtlich vergrößert wird. Der Ver- 
band Deutscher Küstenschiffer e. V. befaßt sich seit 
längerem mit einer Vereinsgründung zu dem Zweck, 
durch planmäßige Aufliegeverträge das Schiffsraum- 
angebot zu verkleinern und der Nachfrage günstiger 
anzupassen, um damit höhere Frachtraten zu erzie- 
len, die wiederum die Rentabilität der im Betrieb 
befindlichen Schiffe sichern und die Unkosten der 
aufliegenden Schiffe decken sollen. Die Finanzierung 
der Aufliegeprämien ist durch die eingehenden Mit- 
gliedsbeiträge des Vereins beabsichtigt. 

Ziel der Prüfung war die Feststellung, ob die 
künftige Vereinigung mit ihrem Auflegeplan nach 
§ 99 Abs. 2 Nr. 1 als ein von § 1 freigestelltes Kar- 
tell anzusehen ist, das ohne Anmeldung wirksam 
wird und lediglich der Aufsicht nach § 104 unter- 
liegt. 

Anfangs ergaben sich Bedenken aus der Möglich- 
keit, daß nach dem ursprünglichen Satzungsentwurf 
auch solche Küstenmotorschiffe, die im binnendeut- 
schen Frachtverkehr eingesetzt sind, an dem Auf- 
legeplan beteiligt werden konnten und insoweit die 
Voraussetzung des § 99 Abs. 2 Nr. 1, nämlich Ver- 
wendung im grenzüberschreitenden Verkehr, ent- 
fallen könnte. Ein später geänderter Satzungsent- 
wurf der „Vereinigung Deutscher Nord- und Ostsee- 
fahrer (VDN) r. V." hat die anfänglich erhobenen 
Bedenken zunächst ausgeräumt. Die neue Satzung 
enthält die Bestimmung, daß Mitglieder des Vereins 
nur Reedereien, Reeder und Ausrüster solcher 
Schiffe werden können, die in der Auslandsfahrt 
der Nord- und Ostsee eingesetzt sind. Die weitere 
Satzungsbestimmung statuiert als Vereinsziel, die 
Stabilisierung der Marktverhältnisse im zwischen- 
staatlichen europäischen Seenahverkehr zu errei- 


chen. Damit scheint die Möglichkeit, den binnen- 
deutschen Schiffsverkehr und den sogenannten Huf- 
. eisenverkehr von dem Aufliegepool auszunehmen, 
gegeben zu sein. 

§ 99 Abs. 2 Nr. 3 und 4 

Derzeit werden 16 Vorgänge bearbeitet, in denen 
über Wettbewerbsbeschränkungen zu befinden ist, 
die nach § 99 Abs. 2 Nr. 3 und 4 von den §§ 1, 
15 bis 18 freigestellt sind. In einigen Fällen wird 
außerdem nach § 44 Abs .1 Nr. Id geprüft, ob das 
Bundeskartellamt oder die Landeskartellbehörde 
zur Bearbeitung zuständig ist, wobei untersucht 
wird, inwieweit die Wirkung des wettbewerbs- 
beschränkenden Verhaltens über das Gebiet des 
Landes hinausreicht. Wegen ihrer gemeinsamen Be- 
sonderheiten lassen sie sich in vier Gruppen unter- 
gliedern. 

1. In 6 Fällen wurden Verträge zwischen Hafen- 
und Güterumschlagsunternehmen geschlossen, 
die Güterumschlag, Lagerung und Beförderung 
zum Gegenstand haben. Wenn auch im Gegen- 
satz zu den beiden folgenden Gruppen feststeht, 
daß anmeldebedürftige Verträge vorliegen, 
waren doch in allen Fällen die Formerfordernisse 
des Gesetzes nicht genügend beachtet. Erst 2 
dieser Vorgänge konnten deswegen bezüglich 
der Anmeldung abschließend bearbeitet werden. 

Das Abkommen einer S ch if fahrt s gerne ins diaft 
regelt hauptsächlich Frachtverteilung und Güter- 
beförderung in einem Kanalgebiet. Da das we- 
gen wesentlicher Formmängel bisher noch immer 
nicht wirksam angemeldete Kartell bereits seit 
Anfang 1956 praktiziert wird, hat das Bundes- 
kartellamt schon im Anmelde verfahren eine 
Reihe von Fragen gestellt, die sich aus der Auf- 
sichtspflicht nach § 104 ergeben und vorwiegend 
die satzungsgemäß vorgeschriebene angemes- 
sene Beschäftigung der Partikulierschiffahrt zum 
Gegenstand haben. Außerdem wird untersucht, 
ob die Voraussetzungen zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens nach § 38 gegeben sind. 

2. Die zweite Gruppe ist dadurch gekennzeichnet, 
idaß in der Anmeldung der Wettbewerbsbe- 
schränkung nicht genügend erkennbar ist, ob ein 
Vertrag geschlossen oder ob eine Empfehlung 
beschlossen wurde. In manchen Fällen wurde die 
Anmeldung „vorsorglich" vor genommen. 

3. Die dritte Gruppe ist die der lediglich empfoh- 
lenen Wettbewerbsbeschränkungen. Hier wer- 
den regionale „Gebührentarife" geprüft, örtliche 
Hafenspediteurverbände haben detaillierte Staf- 
feln für Ums dilagsent gelte mit Festpreisen, ver- 
bunden mit umfangreichem Konditionenwerk 
aus gearbeitet, drucken lassen und diese „ Gebüh- 
rentarif e" zur Anwendung empfohlen. Die 
äußere Gestaltung des „Gebührentarifs" erweckt 
in Aufmachung und Stil den Anschein einer amt- 
lichen Gebühren- und Beförderungsregelung. Sie 
läßt Urheber und Anwendungsbereich nicht er- 
kennen und enthält keinen Hinweis, daß es sich 
nur um eine unverbindliche Empfehlung handelt. 
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An derartige Empfehlungen werden auf Grund 
des § 104 folgende Erfordernisse gestellt: So 
wird verlangt, daß in vervielfältigten Tarif- und 
Konditionenempfehlungen der Empfehlende als 
der Urheber erkennbar ist und daß der Anwen- 
dungsbereich deutlich wird. Ferner muß jeder 
Anschein einer amtlichen oder vertraglichen Ge- 
bührenregelung vermieden werden, d. h. es dür- 
fen nicht die Worte „Gebührentarif", „Gebüh- 
renordnung" verwendet werden. Der Stil der 
Empfehlung soll nicht imperativ sein. Die Unver- 
bindlichkeit der Empfehlung muß jedem Leser 
augenfällig sein. Das Bundeskartellamt hat Emp- 
fehlungswerke, die hierzu in Widerspruch ste- 
hen (z. B. „Grüner Tarif") als einen Mißbrauch 
der Freistellung bezeichnet und den Urhebern 
nach § 104 Abs. 2 Nr. 1 die Abstellung dieses 
Mißbrauchs aufgegeben. 

4. Die vierte Gruppe umfaßt weitere unterschied- 
liche Wettbewerbsbeschränkungen aus der Ver- 
kehrswirtschaft. 

Auf eine Anzeige eines benachteiligten Außen- 
seiters wird die Gültigkeit von Vereinbarungen 
zwischen Reedereien und Schiffahrtsbetriebs- 
verbänden einerseits und Lotseninnungen ande- 
rerseits überprüft. In diesem Abkommen werden 
die Entgelte für die Leistungen der Lotsen und 
Hilfssteuerleute festgelegt. Sie enthalten zum 
Teil auch Bestimmungen, nach denen die Schiffs- 
eigner und Reeder keine Hilfssteuerleute an 
Bord nehmen und beschäftigen dürfen, die der 
vertragschließenden Berufsvereinigung nicht an- 
gehören, und daß die organisierten Lotsen keine 
Schiffe übernehmen und weiterführen dürfen, 
an deren Bord bisher ein nicht organisierter 
Lotse gefahren war. 

Die Gültigkeit der im Bundesgebiet und in 
West-Berlin angewendeten Luftfrachtnebenge- 
bühren (u. a. Entgelte für Abfertigung, Dekla- 
rationen, Einholung von Zertifikaten, Anrollun- 
gen zum Flugplatz und Abrollungen vom Flug- 
platz) wird geprüft. Die Höhe dieser Entgelte 
wurde im Frühjahr 1958 zwischen der Arbeits- 
gemeinschaft Spedition und Lagerei e. V., den 
Spitzenverbänden der verladenden Wirtschaft 
und den Luftverkehrsgesellschaften, die deut- 
sche Flughäfen anfliegen, als Luftfracht-Neben- 
gebührentarif mit Wirkung ab Mai 1958 ver- 
einbart. Die Deutsche Lufthansa AG hat den 
Luftfracht-Nebengebührtarif Ende 1959 als einen 
Teil ihrer Flugpreise nach § 21 des Luftverkehrs- 
gesetzes und § 42 der Verordnung über den 
Luftverkehr ihrer Aufsichtsbehörde zur Geneh- 
migung angemeldet. 

Im Zusammenwirken mit dem Bundesver- 
kehrsministerium wird gegenwärtig geprüft, ob 
die Luftfrachtnebengebühren § 99 Abs. 1 unter- 
fallende Flugpreise sind oder ob die Vereinba- 
rung hierüber nach § 99 Abs. 2 Nr. 3 anmelde- 
bedürftig ist, ferner ob die Anwendung des Ta- 
rifs ohne Genehmigung und Anmeldung etwa 
die Einleitung eines Bußgeldverfahrens nötig 
macht. 


IX. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Das Bundeskartellamt vermag die Wettbewerbs- 
beschränkungen in der Landwirtschaft noch nicht zu 
überblicken. Das bisher vorliegende Material ge- 
stattet keine allgemeine Aussage über Grad, Um- 
fang und Auswirkungen der in der Landwirtschaft 
bestehenden Wettbewerbsbeschränkungen. Es sind 
bisher nur von zwei Vereinigungen von Erzeuger- 
vereinigungen Verträge bzw. Beschlüsse, die die 
Erzeugung oder den Absatz landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse betreffen, nach § 100 Abs. 1 Satz 2 ge- 
meldet worden. Von zwei weiteren, bei den Landes- 
kartellbehörden eingegangenen Meldungen ist das 
Bundeskartellamt nach § 45 Abs. 2 unterrichtet 
worden. Es ist anzunehmen, daß eine Reihe von 
Vereinigungen von Erzeugervereinigungen bisher 
ihrer Meldepflicht für die vor Inkrafttreten des 
GWB zustandegekommenen Verträge und Be- 
schlüsse (§ 106 Abs. 3) nicht nachgekommen sind. 

Im Berichtszeitraum wurden gegen Vereinigungen 
von Unternehmen der Land-, Forst- oder Fischwirt- 
schaft drei Verfahren nach § 104 wegen Verdachts 
des Mißbrauchs der durch Freistellung von den Vor- 
schriften des GWB erlangten Stellung im Markt ein- 
geleitet. Eines dieser Verfahren wurde nach § 45 
Abs. 3 an die zuständige Landeskartellbehörde ab- 
gegeben. In den beiden anderen Verfahren sind die 
Ermittlungen noch nicht abgeschlossen. 

1. Jedoch auch die wenigen Meldungen nach § 100 
Abs. 1 Satz 2 zeigen, daß zum Teil auch die Rege- 
lungen des Innenverhältnisses zwischen Genossen- 
schaft und Genossen besondere kartellrechtliche 
Fragen aufwerfen. So erscheint es zweifelhaft, ob 
eine Zentral-Absatzgenossenschaft ihre Mitglieds- 
genossenschaften verpflichten darf, bestimmte Arti- 
kel, z. B. landwirtschaftliche Maschinen, ausschließ- 
lich von ihr zu beziehen. 

Bedeutsam wird ferner die Frage, ob die Ände- 
rung kartellrechtlich relevanter Satzungsbestim- 
mungen (z. B. Andienungspflicht) durch Mehrheits- 
beschluß unter Majorisierung eines Teiles der Mit- 
glieder möglich ist. 

Eines der wesentlichsten Probleme im Bereich der 
landwirtschaftlichen Wettbewerbsbeschränkungen 
dürfte sein, welche Wege und Möglichkeiten zur 
Festlegung der Verkaufspreise das in § 100 Abs. 1 
Satz 1 enthaltene Verbot der Preisbindung den 
landwirtschaftlichen Erzeugervereinigungen und den 
Vereinigungen von Erzeugervereinigungen läßt. 

2. In einigen Fällen stellte sich die Frage nach der 
Abgrenzung des Anwendungsbereichs des § 100. 

a) Das Bundeskartellamt verneinte die Anwend- 
barkeit des GWB im Falle der Beschwerde eines 
Milcheinzelhändlers, der sich durch eine Maß- 
nahme einer Molkereigenossenschaft diskrimi- 
niert fühlte, die diese auf Grund einer auf dem 
Milch- und Fettgesetz beruhenden Verordnung 
getroffen hatte. Eine Mißbrauchsaufsicht nach 
§ 104 besteht nicht, soweit wettbewerbsbeschrän- 
kende Maßnahmen durch die in § 100 Abs. 8 
genannten Gesetze und die auf ihnen beruhen- 
den Verordnungen zugelassen sind. 
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b) In einigen Fällen ist das Bundeskartellamt mit I 
der Frage befaßt, inwieweit die forstwirtschaft- 
lichen Betriebe in den Ausnahmebereich des 

§ 100 fallen. Holz, das Hauptprodukt der Forst- 
wirtschaft, ist kein landwirtschaftliches Erzeugnis 
im Sinne von § 100 Abs. 5 Nr. 1. Daraus ergibt 
sich, daß lediglich gewisse Vereinigungen forst- 
wirtschaftlicher Erzeugerbetriebe privilegiert 
sind (§ 100 Abs. 7), während Verträge und Be- 
schlüsse von forstwirtschaftlichen Erzeuger- 
betrieben und solche von Vereinigungen von 
forstwirtschaftlichen Erzeugervereinigungen un- 
eingeschränkt den allgemeinen Vorschriften des 
GWB unterliegen. Offen ist noch die Frage, ob 
forstliches Saat- und Pflanzgut landwirtschaft- 
liches Erzeugnis im Sinne von § 100 Abs. 5 Nr. 1 
ist und ob demgemäß forstwirtschaftliche Be- 
triebe, die sich mit der Erzeugung von Saat- und 
Pflanzgut befassen, in dem durch § 100 Abs. 1 
gezogenen weiteren Rahmen oder nur unter den 
sehr viel strengeren Voraussetzungen des § 100 
Abs. 7 von der Verbotsvorschrift des § 1 frei- 
gestellt sind. 

Diese Frage ist auch für die vertikale Bindung 
der Wiederverkaufspreise von forstlichem Saat- 
und Pflanzgut von Bedeutung. Da dieses näm- 
lich nicht den in § 100 Abs. 3 aufgeführten Vor- 
schriften des Saatgutgesetzes, sondern dem Ge- 
setz über forstliches Saat- und Pflanzgut unter- 
liegt, würde eine vertikale Preisbindung nur 
nach § 16 möglich sein, der in seinem Absatz 3 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse eine Erleichte- 
rung hinsichtlich der Qualitätsgarantie enthält. 

c) Für die Fischwirtschaft hat das Bundeskartellamt I 
die Anwendbarkeit des GWB im Rahmen des 

§ 100 Abs. 1 bis 6 bejaht, da das Fischgesetz 
vom 31. August 1955 in § 100 Abs. 8 nicht er- 
wähnt ist. Außerdem bestimmt § 2 Abs. 2 des 
Fischgesetzes, daß diese Vorschrift Rechtsvor- 
schriften gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
nicht berührt. 

3. Die Verbände der Fischwirtschaft bemühen sich 

um eine privatrechtliche Ordnung des Absatzes im 

Anwendungsbereich des GWB. 

a) Schon frühzeitig wurde das Bundeskartellamt 
von der beabsichtigten Gründung einer Seefisch- j 
Absatz-Gesellschaft mbH (SAG) unterrichtet, die j 
am 1. September 1959 im Anschluß an mehrere | 
vorbereitende Besprechungen mit dem Bundes- ! 
kartellamt entstand. Bei der SAG sowie bei der 
bereits seit einigen Jahrzehnten bestehenden 
Deutschen Heringshandelsgesellschaft (DHG) 
handelt es sich um Zusammenschlüsse von Fisch- 
fangunternehmen zum Zweck des gemeinschaft- 
lichen Verkaufs des angelandeten Fisches. 

Nach § 100 Abs. 1 Satz 2 müssen die Erzeu- 
gung und den Absatz betreffende Verträge und 
Beschlüsse von Vereinigungen von Erzeugerver- 
einigungen unverzüglich gemeldet werden. In^ 
der Praxis hat sich gezeigt, daß auch einstufige 
Erzeugervereinigungen, wie z. B. die Zusammen- 
schlüsse der Fischfangunternehmen, eine ähn- 
liche, überregionale Marktwirkung haben kön- 


nen, wie die durch § 100 Abs. 1 Satz 2 der 
Meldepflicht unterworfenen Dachorganisationen. 
Verträge und Beschlüsse von Erzeugervereini- 
gungen dürfen den Wettbewerb nicht ausschlie- 
ßen. Sinn und Entstehungsgeschichte des § 100 
Abs. 1 Satz 3 zeigen, daß hier der Gesetzgeber 
einen allgemeinen Grundsatz wiederholt hat, der 
auch für Verträge und Beschlüsse von Vereini- 
gungen von Erzeugerbetrieben gilt. 

Die Festlegung der Verkaufspreise für Fisch 
durch die SAG und die DHG darf sich nicht auf 
Verkäufe der Gesellschafter, soweit diese selb- 
ständig auf dem Markt auftreten, erstrecken 
(§ 100 Abs. 1 Satz 1). 

b) Die Fang- und Absatzvereinbarung der deut- 
schen Hochseefischerei wird z. Z. in Ausübung 
der Mißbrauchsaufsicht nach § 104 überprüft. Es 
handelt sich um den unter § 100 Abs. 1 fallenden 
Zusammenschluß von Hochseefischdampfer-Ree- 
dereien, in dessen Rahmen von Fall zu Fall durch 
Beschlüsse die von den Reedereien aufzusuchen- 
den Fangplätze und einzuhaltenden Fangzeiten 
festgelegt, die Anlandung für einzelne Fisch- 
arten und -Sorten beschränkt oder gesperrt so- 
wie der Vertrieb und die Verwertung des ange- 
landeten Fisches geregelt werden können. Be- 
schlüsse zur Regelung des Vertriebs werden 
in Zukunft voraussichtlich seltener ergehen, weil 
die in dieser Hinsicht über weiterreichende Mög- 
lichkeiten verfügende SÄG den Absatz des 
angelandeten Fisches weitgehend bestimmt. An- 
laß zu diesem Mißbrauchsaufsichts-Verfahren 
gaben u. a. die Beschwerden des Fischgroßhan- 
dels gegen Maßnahmen der Marktregelungs- 
kommissionen vor Fischauktionen. Wie in der 
Fang- und Absatzvereinbarung vorgesehen und 
in der Praxis von den Marktregelungskommissio- 
nen geübt, wird die auf den Auktionen zum Ver- 
kauf zu stellende Fischmenge in bestimmten Fäl- 
len dadurch verringert, daß vorweg der Teil der 
Anlandung, für den keine Absatzmöglichkeit zu 
erwarten ist, herausgenommen und an die Fisch- 
mehlfabriken verkauft wird. Es wird unter Be- 
rücksichtigung der Umstände des Einzelfalles zu 
entscheiden sein, ob diese Verknappung des 
Angebots als Mißbrauch anzusehen ist. 

X. Banken und Versicherungen 
A. Banken 

1. Im Berichtsjahr hat das Bundeskartellamt be- 
gonnen, kartellrechtlich bedeutsame Probleme des 
Kreditwesens zu behandeln. Von den Bankauf- 
sichtsbehörden, z. T. auch von den regionalen Bank- 
vereinigungen, sind dem Bundeskartellamt auf An- 
forderung Konditionentabellen (Gebühren, Provisi- 
onen usw.) und Geschäftsbedingungen vorgelegt 
worden, die bereits vor dem Inkrafttreten des 
GWB aufgestellt und bekanntgegeben worden 
sind. Das Bundeskartellamt hat den Verbänden, 
welche Konditionen herausgegeben haben, aufge- 
geben, durch geeignete Maßnahmen allen Benut- 
zern dieser Unterlagen gegenüber klarzustellen, 
daß deren Anwendung unverbindlich ist. 
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2. Der Verband der Privaten Hypothekenbanken ! 

e. V. hatte im Herbst 1959 durch Beschluß der Mit- 
gliederversammlung die angeschlossenen Institute 
aufgefordert, sich durch übereinstimmende Einzel- 
erklärungen dem Verband gegenüber zu verpflich- \ 
ten, keine Pfandbriefe und Kommunalobligationen ; 
neu in den Verkehr zu bringen, deren Zinsfuß den | 
Satz von 5 v. H. übersteigt, und andere Maßnahmen | 
zu unterlassen, durch welche eine Niedrighaltung | 
des Zinsfußes bei künftigen Emissionen erschwert 
würde. Dieses Verfahren ist vom Bundeskartellamt 
als eine gegenseitige Verpflichtung der Mitglied- 
institute angesehen worden, da jedes Verbands- 
milglied die Erklärung in Kenntnis des Umstandes 
und unter der Voraussetzung abgegeben hat, daß 
die anderen Verbandsmitglieder dasselbe erklären. 
Erst mit der nach § 102 erforderlichen Meldung ; 
haben die Erklärungen die zivilrechtliche Wirksam- 
keit erlangt. j 

3. Gegen Ende des Berichtszeitraums ist von dem j 
Finanzmakler Münemann in München dem Bundes- 
kartellamt ein Tatbestand unterbreitet worden, aus 
dem M. den Verdacht herleitet, der Bundesverband 
des Privaten Bankgewerbes e. V. habe seine Mitglie- j 
der aufgefordert, mit M. bei der Zuführung von Kre- 
diten an die Wirtschaft nicht mehr zusammenzuarbei- 
ten. Das Bundeskartellamt hat zunächst dem Ver- 
band anheim gestellt, seine Mitglieder zu verstän- 
digen, daß diese sich auf Grund der Vorgänge in 
der Ausschußsitzung, in der die Boykottaufforde- ; 
rung erörtert worden sein soll, nicht verpflichtet 
fühlen sollen, von Geschäftsverbindungen mit M. 
und den von ihm maßgebend beeinflußten Unter- 
nehmen abzusehen. Der Bundesverband hat er- 
klärt, daß seine Mitglieder nach wie vor die volle ■ 
Freiheit der Entschließung auf Grund ihrer eigenen 
Verantwortung gegenüber den eigenen Instituten, 
ihrer Kundschaft und der deutschen Volkswirtschaft 
hätten, ob sie sich an den Geschäften mit M. be- 
teiligen und in welchem Sinne sie ihre Kundschaft 
beraten wollen. Das Bundeskartellamt hat mit den 
Beteiligten insbesondere die Frage erörtert, ob und 
wie die bestehenden Spannungen ausgeglichen 
werden können. Zu einer Abgabe verbindlicher Er- 
klärungen ist es in dieser Sitzung nicht gekom- 
men. Das Verfahren schwebt noch. 1 ) 


B. Versicherungen 

1. Erst im Jahre 1959 konnte ein wesentlicher 
Teil der Meldungen, die von den Versicherungs- 
unternehmen nach §§ 102, 106 bis zum 30. Juni 1958 
eingereicht worden waren, abschließend bearbeitet 
werden. Bei einigen Meldungen war das noch nicht 
möglich, weil zuvor grundsätzliche Probleme mit 
der Fachaufsichtsbehörde und den Verbänden erör- 
tert werden müssen. 

Durch die Fassung der von Versiehe rungs verbän- 
den vor Inkrafttreten des GWB bekanntgegebenen 
Klauseln und Tarife könnte bei den Mitgliedern 
der Eindruck einer Verpflichtung erweckt werden, 
obwohl eine solche nicht gewollt ist und nicht be- 

*) Nach Pressemitteilungen ist es inzwischen zu einer 
Einigung zwischen den Beteiligten gekommen. 


stehl. Das Bundeskartellamt hat in solchen Fällen 
verlangt, daß die Verbände in geeigneter Weise 
der Entstehung solcher Auffassungen entgegenwir- 
ken. Wegen einiger Punkte schweben noch Erörte- 
rungen. Die Abgrenzung verbindlicher Beschlüsse 
von anderen Bekanntgaben der Verbände bereitet 
mitunter Schwierigkeiten, da die Verbandspraxis 
in der Vergangenheit auf diese Unterscheidung 
nicht immer Wert gelegt hat. 

2. In einzelnen Versicherungszweigen (z. B. in der 
Krankenversicherung) bestehen Abkommen, durch 
welche die Ab Werbung von Versicherungsnehmern 
erschwert wird. Durch diese Regelung sollen die 
Verwaltungskosten, die durch eine unproduktive 
Umschichtung von Verträgen entstehen, in niedri- 
gen Grenzen gehalten werden und die Versiche- 
rungsnehmer vor den nachteiligen Folgen, die mit 
der Aufgabe eines alten Vertrages verbunden sind 
(neue Wartezeit, Ausschluß alter Leiden usw.), nach 
Möglichkeit bewahrt bleiben. Es steht zur Erörte- 
rung, in welcher Weise ein Ausgleich zwischen dem 
Interesse aller Versicherungsunternehmen an einer 
Vermeidung unnötiger Kosten (Niedrighaltung der 
Verwaltungskosten) und dem Interesse junger Un- 
ternehmen an der Bestandsvergrößerung gefunden 
werden kann. 

3. In der Sparte Unfallversicherung hat das Bun- 
deskartellamt das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen um Prüfung gebeten, 
ob alle den Wettbewerb beschränkenden Anord- 
nungen in dem vor mehreren Jahrzehnten ergan- 
genen Rundschreiben dieses Amtes für die Grup- 
penversicherung zur Wahrung der Belange der Ver- 
sicherten noch notwendig sind. 

Eine Tarifänderung in der Unfallversicherung gab 
Anlaß zu prüfen, inwieweit in diesem Bereich wett- 
bewerbsbeschränkende Abreden bestehen. Ein 
deutscher und ein ausländischer Unfallversicherer 
verbesserten ihre Leistungen in zwei Punkten 
(Weltunfallpolice und Flugrisiko) und gewährten 
damit bessere Versicherungsleistungen als die Ver- 
bandsmitglieder. Der Verband beschloß darauf die 
Gewährung derselben Leistungsverbesserungen 
und erklärte zur Begründung, die Verbandsmit- 
glieder seien zur Gewährung von Leistungsverbes- 
serungen in beiden Punkten bereits entschlossen 
gewesen, als die beiden einzelnen Unfallversicherer 
handelten, und sie seien durch das Vorgehen dieser 
beiden Unternehmer nur hinsichtlich des Umfangs 
der Leistungsverbesserung beeinflußt worden. Die 
Prüfung nach § 102 Abs. 2 ist noch nicht abgeschlos- 
sen. 

4. Die Mitversicherung von Einzelrisiken ist in 
§102 Abs. 1 Satz 4 von der Meldepflicht ausgenom- 
men. Ein Sonderfall in der Sparte Lebensversiche- 
rung hat das Bundeskartellamt zu dem Hinweis 
veranlaßt, daß die Vereinbarung einer Mitversiche- 
rung für eine unbestimmte Anzahl künftiger Ver- 
sicherungsverträge nicht als meldefreie Mitversiche- 
rung im Sinne der angeführten Vorschrift anzuse- 
hen ist, sondern als ein meldebedürftiger Vorgang 
nach § 102 Abs. 1 Satz 2. 
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XL Versorgungswirtschaft 

Im Berichtszeitraum sind 1175 Verträge nach 
§ 103 angemeldet worden, von denen aus Gründen 
der Zuständigkeit 698 an die Landeiskartellbehörden 
abgegeben worden sind und 477 überregionale Ver- 
träge vom Bundeskartellamt bearbeitet werden. Die 
Gesamtzahl der Anmeldungen hat sich damit auf 
26 672 Verträge der Energie- und Wasserversor- 
gung erhöht. 

Während im Jahr 1958 für den Bereich der ener- 
gie- und wasserwirtschaftlichen Verträge im Sinne 
des § 103 eine Fülle formeller Aufgaben zu lösen 
war, ergab sich im Berichtszeitraum bei der Über- 
prüfung der angemeldeten Konzessions-, Demar- 
kations- und Verbundverträge auf Grund ihrer ver- 
schiedenartigen und vom Wortlaut des § 103 ab- 
weichenden Gestaltung eine Reihe materiellrecht- 
licher Probleme. 

Bereits die ersten Eintragungsanordnungen gaben 
Anlaß zu der Frage, ob und unter welche einzelnen 
Tatbestände des § 103 Abs. 1 die angemeldeten Ver- 
tragsbestimmungen fallen. Zum Teil lag der Grund 
für diese Schwierigkeiten in der vor Jahrzehnten 
gewählten Fassung der Verträge, zum Teil aber 
auch in der von den Versorgungsunternehmen über 
den Rahmen des § 103 hinaus erstrebten vertrag- 
lichen Sicherung ihrer Versorgungsgebiete. Die 
Mehrzahl der aufgetretenen Zweifelsfragen konnte 
jedoch in Zusammenarbeit mit den Landeskartell- 
behörden und den Vertretern der energie- und was- 
serwirtschaftlichen sowie der kommunalen Ver- 
bände gelöst werden. 

Zu den strittigen Vereinbarungen gehörten u. a. 
die in Konzessions- und unselbständigen Demar- 
kationsverträgen oft vorkommenden und von den 
anmeldenden Versorgungsunternehmen als Gebiets- 
schutzabreden bezeichneten Klauseln, nach denen 
eine Gebietskörperschaft während der Dauer des 
Vertrages eine Eigenerzeugungsanlage nicht errich- 
ten darf oder eine bestehende Anlage stillzulegen 
hat bzw. deren Kapazität nicht erweitern darf. Der- 
artige Klauseln unterliegen nur insoweit § 103 
Abs. 1 Nr. 1, als durch sie eine Konkurrenz der Ge- 
bietskörperschaft auf dem Gebiet der öffentlichen 
Versorgung ausgeschaltet werden soll. Soweit die 
Vereinbarung auch die Eigenversorgung der Ge- 
bietskörperschaft ausschließt, kann sie nicht nach 
§ 103 Abs. 1 Nr. 1 freigestellt werden, weil nur 
die Verpflichtung, die öffentliche Versorgung in 
einem Gebiet zu unterlassen, unter die genannte 
Vorschrift fällt. Die in diesen Klauseln nicht immer 
durchgefühlte Trennung von öffentlicher und eige- 
ner Versorgung wurde in der Eintragung kenntlich 
gemacht. 

Zweifel über die Rechtsnatur der häufig angemel- 
deten Grenzmengenabkommen konnten ebenfalls 
behoben werden. Unter den Tatbestand des § 103 
Abs. 1 Nr. 1 fallen sowohl die Verträge, nach denen 
das zuliefernde Veirsorgungsunternehmen das Recht 
hat, Abnehmer von einer bestimmten Abnahme- 
menge ab (meist Großabnehmer) selbst zu belie- 
fern, während das Verteilerunternehmen die unter 
dieser Abnahmemenge liegenden Abnehmer belie- 


fert, als auch andere Formen von Grenzmengen- 
abkommen, z. B. Aufteilung der Abnehmer nach 
Hoch-, Mittel- und Niederspannung oder nament- 
liche Aufteilung. 

Weitere Rechtsprobleme entstanden durch die 
Anmeldung von mittelbaren Demarkationsverein- 
barungen (Verträge von zuliefernden Unternehmen, 
keine anderen Verteilerunternehmen zu beliefern, 
als die im Vertrag genannten). Ihre Anmelde- und 
; Eintragungsfähigkeit wurde anerkannt, weil das 
Gebiet, in dem die Zuliefererunternehmen die öffent- 
liche Versorgung zu unterlassen haben, durch den 
Vertrag hinreichend bestimmt ist, nämlich das ge- 
samte Gebiet außerhalb des Gebietes der in dem 
Vertrag genannten Verteilerunternehmen. Dieses 
| Ergebnis wird durch einen Vergleich zwischen § 103 
Abs. 1 Nr. 1 und § 103 Abs. 1 Nr. 2 bestätigt. § 103 
Abs. 1 Nr. 1 spricht allgemein von „einer öffent- 
lichen Versorgung", Nr. 2 dagegen von „unmittel- 
s barer öffentlicher Versorgung von Letztverbrau- 
1 ehern" . Aus dieser in der ersten Gesetzesbestimmung 
fehlenden Einschränkung wurde gefolgert, daß auch 
| mittelbare Demarkationsvereinbarungen durch § 103 
I Abs. 1 Nr. 1 von den §§ 1, 15 und 18 freigestellt 
i sind. 

Die umstrittenen Gleichpreisigkeitsklauseln (Ver- 
einbarungen, die einem Verteilerunternehmen die 
1 Verpflichtung auferlegen, die gelieferte Energie 
nur zu den Preisen und Bedingungen abzugeben, zu 
denen das zuliefernde Versorgungsunternehmen 
I vergleichbare Abnehmer beliefert), die — nicht 
1 anmelde bedürftig — teilweise zusammen mit ande- 
I ren Vertragsbestimmungen angemeldet worden 
; sind, erforderten eine Auslegung nach § 103 Abs. 1 
| Nr. 3. Die Bedenken des Bundeskartellamtes gegen 
diese Klauseln, die zur Ausübung der Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 104 Anlaß gegeben hätten, liegen 
darin begründet, daß nach § 103 Abs. 1 Nr. 3 nur 
ein für den Verteiler geltendes Verbot zulässig ist, 
i zu ungünstigeren Preisen weiterzuliefern, als sie 
das Zulieferungsunternehmen von vergleichbaren 
Abnehmern verlangt. Diesen Bedenken werden die 
Energiewirtschaftsverbände durch Unterrichtung 
ihrer Mitgliedsunternehmen mit dem Ziel der Ab- 
; Stimmung der Klauseln auf den Wortlaut des § 103 
| Abs. 1 Nr. 3 Rechnung tragen. 

| Bezüglich der Anmeldung sogenannter faktischer 
I Vertragsverhältnisse (Interimsverträge, konklu- 
dente Weiterversorgung), bei denen die Möglich - 
j keit mangelnder Willensübereinstimmung der Ver- 
; sorgungsunternehmen und Gebietskörperschaften 
! im Hinblick auf den kartellrechtlich relevanten Teil 
der Weiterversorgung nicht ausgeschlossen ist, 
konnte eine Lösung gefunden werden. Sind Fort- 
setzungsverhältnisse, deren zugrunde liegende Ver- 
träge nach § 103 Abs. 1 vor dem 1. Januar 1958 
abgelaufen sind, bis zum 30. Juni 1958 beim Bum- 
! deskartellamt durch ein Versorgungsunternehmen 
; angemeldet worden, so klärt die Kartellbehörde 
I durch Rückfrage bei den Gebietskörperschaften, 
ob mit der tatsächlichen Weiterversorgung auch 
1 der karteil rechtlich relevante Teil des früheren Ver- 
trages im Einverständnis fortgesetzt wird. In allen 
anderen Fällen, d. h. Auslaufen der Verträge und 
Weiterversorgung nach dem Inkrafttreten des Ge- 
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setzes, wird nach § 34 die Schriftform für das Fort- 
setzungsverhältnis gefordert. 

In der Frage der Beurteilung angemeldeter Kon- 
zession^ vertrage, in denen ein nicht ausschließ- 
liiches Wegerecht vereinbart worden ist, hat das 
Bundeskarte 11 amt die Fachverbände davon unter- 
richtet, daß es die Einräumung von Wege rechten 
ohne Ausschließlichkeitsbindung nicht als Wett- 
bewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 ansieht. 
Derartige Vereinbarungen unterfallen daher auch 
nicht der Ausnahmevorschrift des § 103 Abs. 1 Nr. 2. 

Die Frage der Einräumung von Durchleitungs- 
rechten zugunsten nicht vertragsbeteiligter Versor- 
gungsunternehmen, die jedoch aus den Durch- 
gangsleitungen keine Energie im Gebiet der von 
der Durchleitung betroffenen Gebietskörperschaft 
abgeben dürfen, wurde dahin entschieden, daß der- 
artige — als Gebietsischutzabreden angemeldete — 
Vereinbarungen nicht unter § 103 Abs. 1 Nr. 1 j 
fallen, da ein Vertragsbeteiligter, der sich zur Un- 
terlassung der öffentlichen Versorgung verpflichtet, j 
noch nicht vorhanden ist. Diese Klauseln werden 
lediglich als Modifizierungen des ausschließlichen : 
Wegerechts (§ 103 Abs. 1 Nr. 2), verbunden mit der 
Verpflichtung zum -künftigen Abschluß eines De- 
markationsvertrages mit einem die Durchleitung be- 
gehrenden Versorgungsunternehmen, angesehen; 
sie werden deshalb wegen Sachzusammenhanges ; 
mit der angemeldeten Einräumung des ausschließ- 
lichen Wegerechts in das Kartellregister eingetra- 
gen. Bei künftiger Gestattung von Durchgangslei- 
tungen bedarf die Verpflichtung des durchleitenden , 
Versorgungsunternehmens gegenüber der Gebiets- : 
körperschaft oder dem zuliefernden Versorgungs- 
unternehmen, keine Energie aus diesen Leitungen 
an Dritte im Gebiet der Gebietskörperschaft abzu- 
geben, zu ihrer Wirksamkeit der Anmeldung beim 
Bundeskartellamt nach § 103 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 
Abs. 5. 

Eine Anzahl von Versorgungsunternehmen hat 
Vertragsbestimmungen angemeldet, die einen Ver- 
tragsbeteiligten ausdrücklich oder umschrieben ver- 
pflichten, den Bezug und/oder die Abgabe einer 
konkurrierenden Energieart zu unterlassen. Derar- 
tige sogenannte Gas-Klauseln sind nach § 103 Abs. j 
2 nichtig. 

Nach Klärung aller dieser Rechtsfragen konnten 
entsprechende Eintragungen vorgenommen werden. 1 
Im Berichtszeitraum sind 1990 energie- und was- 
serwirtschaftliche Verträge nach § 103 in das Kar- 
tellregister eingetragen worden, davon auf Ersu- ■ 
chen der Landeskartellbehörden 1674 und auf An- 
weisung des Bundeskartellamtes 316. 

Zu der grundsätzlichen Frage, ob die versor- 
gungswirtschaftlichen Verträge nach § 103 nach , 
Eintragung in das Kartellregister im Bundesanzei- 1 
ger bekanntzumachen sind, ist am 6. Oktober 1959 , 
in dem Beschwerdeverfahren der Rheinisch-West- 
fälisches Elektrizitätswerk AG (RWE) gegen das : 
Bundeskartellamt die Beschwerdeentscheidung des 
Kammergerichts Berlin — 5. Kart. V 1/59 (Der 
Kartell- und Preisdienst 1960, Heft 1/25 ff.; WuW/E j 
- OLG 298 — ergangen. Während das Bundes- I 
kartellamt die Bekanntmachungspflicht bejaht, wird | 


sie von der Energie- und Wasserwirtschaft ver- 
neint. Der Kartellsenat des Karnmergerichts hat sich 
der vom Bundeskartellamt vertretenen Rechtsauf- 
fassung angeschlossen und die vom RWE gegen die 
Einspruchsentscheidung des Bundeskartellamtes 
(WuW/E — BKartA 21) eingelegte Beschwerde zu- 
rückgewiesen. Da die Entscheidung für die gesamte 
Energie- und Wasserwirtschaft von grundsätzlicher 
Bedeutung ist, hat das Kammergericht die Rechts- 
beschwerde an den Bundesgerichtshof zugelassen, 
die inzwischen von dem Versorgungsunternehmen 
eingelegt worden ist. Das Bundeskartellamt wird 
bis zur Entscheidung durch den Bundesgerichtshof 
von der Veröffentlichung der eingetragenen Ver- 
träge absehen. 

Verschiedene Industrieunternehmen und Tarif- 
abnehmer regten ein Eingreifen des Bundeskartell- 
amtes gegen Unternehmen der Energie- und Was- 
serversorgung nach den §§ 22, 26 an. Die Eingaben 
betreffen zum Teil Strompreiserhöhungen, zum Teil 
die Zumutbarkeit von Zusatz- und Reserveversor- 
gung, also das Problem der Vereinbarkeit der 5. 
Durchführungsverordnung zum Energiewirtschafts- 
gesetz mit dem GWB, aber auch öffentlich-recht- 
liche Anschluß- und Benutzungsverhältnisse. Diese 
Eingaben sind zunächst, da das beanstandete Ver- 
halten der Versorgungsunternehmen mit der durch 
Gebietsschutzverträge gesicherten Marktstellung 
begründet worden ist, zur Überprüfung der Sach- 
und Rechtslage an die für die Ausübung der Miß- 
brauchsaufsicht nach § 104 zuständige Landeskar- 
tellbehörde abgegeben worden. Erst wenn die Lan- 
deskartellbehörde Maßnahmen nach § 104 gegen 
eine etwaige mißbräuchliche Ausnutzung der 
Marktstellung nicht zu treffen vermag, wird das 
Bundeskartellamt eine Überprüfung nach den §§ 22, 
26 Abs. 2 einleiten. Ein marktbeherrschendes Strom- 
versorgungsunternehmen hat nach vom Bundeskar- 
tellamt geäußerten Bedenken eine gegen den Kon- 
kurrenten „Flüssiggas" zielende Ausschließlichkeits- 
kiausel in Verträgen mit landwirtschaftlichen Strom- 
abnehmern fallenlassen. 

Bezüglich der 3319 der Zuständigkeit des Bun- 
deskartellamtes unterliegenden überregionalen 
energie- und wasserwirtschaftlichen Verträge hat 
ein Mißbrauchsverfahren nach § 104 im Berichts- 
zeitraum nicht stattgefunden. 


XII. Vertikale Preisbindungen 

1. Allgemeines 

Obwohl sich die Gesamtzahl der preisbindenden 
Unternehmen und des preisgebundenen Erzeug- 
nisse gegenüber dem Stand vom 31. Dezember 1958 
nicht wesentlich geändert hat, wurde das Bundes- 
kartellamt durch Neuanmeldungen und Änderun- 
gen sowie durch schriftliche und mündliche Anfra- 
gen über technische Voraussetzungen und recht- 
liche Auswirkungen geplanter Preisbindungsmaß- 
nahmen weiterhin stark belastet. Wegen unzurei- 
chender Angaben und sonstiger Mängel bei der 
Anmeldung, wie auch wegen der nicht rechtzeitigen 
Beantwortung von Rückfragen, waren im Berichts- 
zeitraum vor oder bei Bestätigung des Eingangs 
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nach § 16 Abs. 4 Satz 1 mehr als 3000 Zwischen- 
verfügungen erforderlich. Während jedoch im Jahre 
1958 noch über die Hälfte aller Anmeldungen be- 
anstandet werden mußte, konnte im Berichtszeit- 
raum der Eingang von etwa zwei Dritteln aller An- 
meldungen ohne Rückfrage bestätigt werden. 

Ein erheblicher Teil der Anmeldungen ist vorher 
mit dem Bundeskartellamt schriftlich oder mündlich 
erörtert worden. In diesen Fällen bedurfte es zu- 
meist keiner späteren Beanstandungen, auch wurde 
in vielen Fällen auf Grund der gegen geplante 
Maßnahmen erhobenen Bedenken von der Einfüh- 
rung unzulässiger Bindungen Abstand genommen. 

Mit der Klärung grundsätzlicher Rechtsfragen in 
Verfahren, die auf Anregung betroffener Unter- 
nehmen und Vereinigungen oder von Amts wegen 
eingeleitet worden sind, konnte die beabsichtigte 
Beispielswirkung auf ähnlich gelagerte Fälle er- 
reicht werden. 

Eine umfassende, systematische Überprüfung aller 
Preisbindungsanmeldungen war auch im Berichts- 
jahr noch nicht möglich; das Bundeskartellamt wur- 
de durch die schwebenden Antrags- und Amtsver- 
fahren bis an die Grenze des Möglichen bean- 
sprucht. 

In der überwiegenden Zahl der bearbeiteten Fäl- 
le sind an die preisbindenden Unternehmen schrift- 
liche Anfragen zur Aufklärung bedenklicher Re- 
versbestimmungen gerichtet worden. Bei zahlrei- 
chen Verfahren wird der Sachverhalt zur Zeit noch 
aufgeklärt Einige Fälle konnten abgeschlossen 
werden, weil die Aufklärung ergab, daß keine Be- 
anstandungen zu erheben waren. In mehreren Fäl- 
len sind die preisbindenden Unternehmen nach § 17 
Abs. 2 aufgefordert worden, die festgestellten Män- 
gel zu beheben. Diese Aufforderungen haben bis- 
lang in den meisten Fällen Erfolg gehabt: Die preis- 
bindenden Unternehmen haben entweder die be- 
anstandeten Mängel sofort beseitigt oder alsbaldige 
Behebung angekündigt. Im Berichtszeitraum war es 
infolgedessen in keinem Falle erforderlich, eine 
Preisbindung ganz oder teilweise für unwirksam 
zu erklären. Nach den bisherigen Erfahrungen dürf- 
ten Fälle, in denen dieser äußerste Eingriff notwen- 
dig erscheint, die Ausnahme bilden. 

2. Die Behandlung einzelner Probleme 
Preisbindung gewerblicher Leistungen 


sen und keine derartigen Preisbindungen mehr vor- 
genommen. Sie haben sich darüber hinaus bereit 
erklärt, Formulierungen, aus denen eine solche 
Verpflichtung geschlossen werden könnte, in den 
Filmbestellverträgen klarzustellen und zu beseiti- 
gen. In der Klarstellung soll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die Theaterunternehmen in der Ge- 
staltung der Eintrittspreise frei sind, auch wenn 
vereinbart wird, bei der Errechnung der an den 
Verleiher zu zahlenden Filmmiete bestimmte Min- 
destpreise zugrunde zu legen. Soweit die Film- 
bestellverträge eine prozentuale Beteiligung der 
Verleiher an den Einnahmen der Filmtheater vor- 
sehen, bestehen gegen die Festlegung eines be- 
stimmten Abrechnungsmodus keine kartellrecht- 
lichen Bedenken. 

Mindestpreisbindung 

Verschiedene Unternehmen, die die Preise für 
ihre Markenwaren in der Weise gebunden hatten, 
daß sie nur die untere Grenze des vom Verbrau- 
cher zu zahlenden Preises festlegten, sind mit Rück- 
sicht darauf, daß § 16 nur die Bindung „bestimm- 
ter" Preise ermöglicht, auf die gegen eine derartige 
Mindestpreisbindung sprechende Bedenken hinge- 
wiesen worden. Sie sind daraufhin — soweit die 
Verfahren nicht noch schweben — zur Festpreisbin- 
dung übergegangen. 

Preiswettbewerb 

Die Frage, wann dem Erfordernis des § 16 Abs. 1 
Nr. 1, daß die preisgebundene Markenware mit 
gleichartigen Waren anderer Hersteller oder Händ- 
ler im Preiswettbewerb stehen müsse, genügt sei, 
wurde auf Grund der Verhältnisse in der Schoko- 
ladenindustrie geprüft. Trotz Übereinstimmung der 
gebundenen Preise für Markenschokoladen ver- 
schiedener Hersteller sah die zuständige Abteilung 
keine Veranlassung, wegen Fehlens des Preiswett- 
bewerbs einzuschreiten, da jedenfalls starke Preis- 
unterschiede zu den nicht preisgebundenen Marken- 
schokoladen der gleichen Qualitätsgruppe be- 
stehen. — Das Landgericht Dortmund hat in einem 
Urteil vom 23. November 1959 — 10 O 51/59 — 
die gleiche Ansicht vertreten. 

Preisbindung des Fertigerzeugnisses durch den 
Hersteller des Halbfabrikats 

Das Bundeskartellamt hat ein Fertigerzeugnis, für 
das der Preisbinder nur ein Teilstück herstellt, dann 
als „seine Markenware'' im Sinne von § 16 Abs. 1 
Nr. 1 angesehen, wenn das Teilstück das preis- 
gebundene Erzeugnis in Form und Funktion so 
weitgehend bestimmt, daß im Halbfabrikat die tech- 
nische Gestalt und der wirtschaftliche Wert des 
Fertigerzeugnisses bereits festgelegt sind. Diese 
Entscheidung betraf jedoch nur den Fall, daß aus 
dem Halbfabrikat des preisbindenden Unternehmens 
kein anderes Erzeugnis als das preisgebundene 
Fertigfabrikat hergestellt werden kann, der Preis- 
binder Inhaber oder Lizenznehmer aller am Fertig- 
fabrikat bestehenden Urheberrechte ist, durch den 
Einsatz umfangreicher Mittel sowie eine zentrale 
Werbung das Fertigerzeugnis selbst zur Marken- 
ware gemacht hat und durch genaue Fabrikations- 


Die unmittelbare oder entsprechende Anwendung 
des § 16 auf die vertikale Preisbindung von ge- 
werblichen Leistungen hält das Bundeskartellamt 
mit Rücksicht auf Wortlaut und Zweck des Geset- 
zes, insbesondere unter Berücksichtigung der Ent- 
stehungsgeschichte, für nicht zulässig. Es hat u. a. 
geprüft, ob Filmverleihunternehmen den Filmthea- 
terbesitzern die den Theaterbesuchern für die Vor- 
führung des vermieteten Films zu berechnenden 
Eintrittspreise vorschreiben können. Diese Frage 
ist verneint worden, weil die Filmvorführung nicht 
als Markenware oder Verlagserzeugnis im Sinne 
des § 16 anzusehen ist. Die in Betracht kommenden 
Kreise der Filmindustrie — insbesondere die Ver- 
leiher — haben sich dieser Auffassung angeschlos- 
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anweisungen die gleichbleibende Güte des Fertig- 
erzeugnisses tatsächlich gewährleisten kann. Die 
Preisbindung ist in einem derartigen Falle auch 
dann als zulässig angesehen worden, wenn das 
preisbindende Unternehmen zu keiner Zeit Eigen- 
tümer des Fertigerzeugnisses war. Hierbei ist be- 
rücksichtigt worden, daß wegen der weiten Verbrei- 
tung des Eigentumsvorbehalts die Möglichkeit der 
vertikalen Preisbindung — insbesondere für den 
Handel — durch die Forderung, das preisbindende 
Unternehmen müsse rechtlicher Eigentümer der 
preisgebundenen Markenware sein, zu sehr einge- 
schränkt würde. 

Ähnliche Rechtsfragen hat das Bundeskartellamt 
demnächst bei der angemeldeten Preisbindung für 
Küken zu entscheiden. In diesem Falle überlassen 
die Züchter erbreinen Rassegeflügels die Elterntiere 
zur Aufzucht an Vermehrungsbetriebe und binden 
den Weiterverkaufspreis der von diesen Zuchttieren 
stammenden Küken. Abgesehen von dieser Frage 
begegnet es Zweifeln, ob lebende Tiere wegen der 
notwendigen Gütegarantie überhaupt preisbin- 
dungsfähig sind. 

Qualitätsgarantie 

Die schon im Tätigkeitsbericht 1958, S. 52, er- 
wähnte Frage, ob für modische Erzeugnisse von den 
preisbindenden Unternehmen gleichbleibende oder 
verbesserte Güte gewährleistet werden kann, hat 
das Bundeskartellamt im Falle geringer modischer 
Schwankungen bejaht. In einem anderen Fall hat 
der Hersteller die Preisbindung von Textilien mit 
besonders hervorstechender modischer Note mit 
Rücksicht auf die von einer Einzelhändlervereini- 
gung geltend gemachten Bedenken aufgehoben. 
Andere Verfahren, die Bekleidungs- und Schuh- 
hersteller betreffen, schweben noch. 

Ob gleichbleibende oder verbesserte Güte ge- 
währleistet werden kann, wird auch bei der Anmel- 
dung der vertikalen Preisbindung von Bier unter- 
sucht. Bier gehört nicht zu den landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen im Sinne von § 16 Abs. 3. Die nicht 
vermeidbaren Schwankungen in der Qualität der 
Rohstoffe und im Verlaufe des Herstellungsprozes- 
ses ließen Zweifel aufkommen, ob die nach § 16 
Abs. 2 erforderliche Qualitätsgarantie gegeben ist. 
Diese Zweifel konnten jedoch durch inzwischen ein- 
geholte Gutachten weitgehend behoben werden. 

Ausschluß von Barzahlungsrabatten und Zugaben 

Die schon im Tätigkeitsbericht 1958, S. 53, er- 
wähnten Verfahren, die den Ausschluß der Gewäh- 
rung von nach dem Rabattgesetz zulässigen Barzah- 
lungsnachlässen betreffen, sind zumeist abgeschlos- 
sen. Eine Reihe von Herstellern ist nach einer ent- 
sprechenden Belehrung der Aufforderung zur Auf- 
hebung des Verbots nachgekommen. Andere preis- 
bindende Unternehmen haben bereits von sich aus 
durch Rundschreiben gegenüber den Einzelhändlern 
auf die Einhaltung des Verbots verzichtet und wer- 
den, soweit der Text der betreffenden Preis- 
bindungsklauseln nicht eine bloße Interpretation 
durch Rundschreiben zuläßt, demnächst neugefaßte 
Preisbindungsverträge abschließen. Das Verhalten 


j der preisbindenden Unternehmen ist insoweit aber 
! nicht einheitlich. Mehrere Unternehmen sind der 
Ansicht, daß der von ihnen gebundene Preis stets 
i ein Barzahlungspreis und es nicht üblich gewesen 
i sei, dem Kunden 3 v. H. Barzahlungsrabatt zu ge- 
währen. Mithin könne auch eine Rabattgewährung 
von 3 v. H. nach § 2 des Rabattgesetzes bei der 
I Preisbindung ausgeschlossen werden. Es ist damit 
i zu rechnen, daß jedenfalls von dieser Gruppe eine 
Entscheidung in einem Mißbrauchsverfahren ange- 
j strebt wird. 

j Soweit das Bundeskartellamt auch den Ausschluß 
! der Gewährung von Zugaben im Sinne des § 1 
| Abs. 2 Buchstaben a, d bis g der Zugabeverordnung 
i beanstandet hatte, ist der Mangel behoben oder 
, seine Beseitigung zugesagt worden. 

| Verbot der Weiterveräußerung auf Teilzahlung ohne 
Aufschlag 

Der Bundesgerichtshof hat in seinem Urteil vom 
24. Februar 1959 — I ZR 54/58 — die Ansicht ver- 
treten, daß der beim Kauf auf Teilzahlung ohne Auf- 
schlag erzielte Zinsgewinn' wirtschaftlich einen Preis- 
nachlaß darstelle, der nur unter den in §§ 2 und 3 
des Rabattgesetzes genannten Voraussetzungen ge- 
währt werden darf. Das Bundeskartellamt hat es da- 
her für zulässig erachtet, daß preisbindende Unter- 
nehmen ihren Abnehmern den Verkauf ihrer preis- 
gebundenen Waren auf Teilzahlung ohne Aufschlag 
verbieten, wenn auf diese Weise den Abnehmern 
ein nach den Bestimmungen des Rabattgesetzes un- 
zulässiger Preisnachlaß gewährt werden würde. 

Lückenhaftigkeit des Preisbindungssystems 

Die Herbeiführung und Aufrechterhaltung der 
! Lückenlosigkeit eines Preisbindungssystems ist zwar 
Sache des preisbindenden Unternehmens, jedoch hat 
das Bundeskartellamt angesichts öffentlicher Ankün- 
digungen von Unterpreisverkäufen preisgebundener 
| Rundfunk- und Fernsehgeräte in einem Falle von 
Amts wegen eine eingehende Untersuchung der 
Marktlage veranlaßt. Nach Abschluß der Ermitt- 
! lungen wird zu entscheiden sein, ob bewußt lücken- 
haft gehaltene Preisbindungen als mißbräuchlich im 
Sinne des § 17 anzusehen sind. Außerdem ist zu 
prüfen, ob die unterschiedliche Ahndung von Preis- 
j verstoßen durch die preisbindenden Unternehmen 
eine mißbräuchliche Handhabung der Preisbindung 
darstellt. Schließlich wird mit Hilfe einer Unter- 
suchung der Gestehungskosten und der gebundenen 
Spannen zu klären sein, ob der Beweis für eine un- 
gerechtfertigte Verteuerung der preisgebundenen 
Waren im Sinne des § 17 Abs. 1 Nr. 3 darin erblickt 
werden kann, daß Händler längere Zeit hindurch 
Markenwaren weit unter dem gebundenen Preis mit 
angemessenem Betriebsgewinn verkaufen. 

Überprüfung der Preise und Handelsspannen 

Ob Handelsspannen und Preise durch die verti- 
kale Preisbindung „in einer durch die gesamt- 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht gerechtfertigten 
Weise“ überhöht sind (§ 17 Abs. 1 Nr. 3), kann in 
aller Regel nur mit Hilfe eingehender Marktunter- 
I suchungen und Betriebsvergleiche geprüft werden. 
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In mehreren Fällen bemühte sich das Bundeskartell- 
amt, die erforderlichen betriebswirtschaftlichen Un- 
tersuchungen auf freiwilliger Grundlage durchzu- 
führen. In Zusammenarbeit mit den in Frage kom- 
menden Verbänden war es möglich, die erforderliche 
Anzahl von Unternehmen zu ermitteln, die frei- 
willig bereit waren, sich einer Prüfung ihrer Kosten- 
struktur zu unterziehen. Wegen des Umfangs der 
notwendigen betriebswirtschaftlichen Untersuchun- 
gen konnten diese Verfahren während des Berichts- 
zeitraums noch nicht abgeschlossen werden. 

Preisspaltung 

Vor allem in der Strumpfindustrie ist festgestellt 
worden, daß Waren aus derselben Produktion teil- 
weise als Markenartikel zu vertikal gebundenen 
Preisen, teilweise ohne Marke zu Preisen auf dem 
Markt erscheinen, die wesentlich unter den gebun- 
denen Verbraucherpreisen liegen. In einem solchen 
Fall gespaltener Preisbildung hat das Bundeskartell- 
amt eine mißbräuchliche Handhabung der Preis- 
bindung im Sinne von § 17 Abs. 1 Nr. 2 gesehen, 
weil diese Vertriebsform nur durch Ausnutzung 
einer falschen Vorstellung der Verbraucher möglich 
ist. Bei den Verbrauchern besteht häufig die Vor- 
stellung, daß eine bestimmte Markenware überall zu 
demselben Preis erhältlich ist und nicht in gleicher 
Qualität auch zu einem anderen Preis angeboten 
wird. Infolge dieser Vorstellung wird die Masse 
der Verbraucher im Falle der Preisspaltung teurer 
einkaufen, als sie es bei voller Kenntnis des Sach- 
verhalts tun würde; denn der praktisch und wirt- 
schaftlich denkende Verbraucher wird, wenn er weiß, 
daß es sich um dieselbe Qualität handelt, stets der 
billigeren Ware den Vorzug geben, auch wenn diese 
kein Markenzeichen trägt. 

Da im vorliegenden Fall die preisbindenden Un- 
ternehmen, die infolge einer Änderung der Ver- 
brauchergewohnheiten nicht mehr in der Lage 
waren, ihre ganze Produktion zum gebundenen Preis 
abzusetzen, zur Preisspaltung übergingen und die 
vom Verbraucher für die markenfreie Ware gezahl- 
ten Preise wesentlich unter den gebundenen Mar- 
kenwarenpreisen lagen, hielt das Bundeskartellamt 
die Preisbindung zugleich auch für geeignet, das Sin- 
ken eines in seiner Höhe durch die gesamtwirtschaft- 
lichen Verhältnisse nicht mehr gerechtfertigten Prei- 
ses zu verhindern (§ 17 Abs. 1 Nr. 3). 

Abwälzung des Prozeßrisikos auf den Großhandel 

Gegen einen Preisbindungsvertrag, durch den der 
Hersteller seine Großhändler unter Androhung von 
Sanktionen verpflichtet, gegen die Preisbindung ver- 
stoßende Einzelhändler nicht nur von der weiteren 
Belieferung auszuschließen, sondern gegen sie auf 
seine Anweisung mit Vertragsstrafen, Schadens- 
ersatz- und Unterlassungsklagen vorzugehen, wurde 
nach § 17 Abs. 2 eingeschritten. Die mißbräuchliche 
Handhabung der Preisbindung wurde darin erblickt, 
daß das Schwergewicht der Preisüberwachung in ge- 
samtwirtschaftlich nicht zu rechtfertigender Weise 
vom Hersteller auf den Großhändler verlagert und 
diesem damit ohne entsprechende Gegenleistung ein 
beträchtliches Prozeß- und Kostenrisiko aufgebürdet 


| wurde. Der Hersteller hat daraufhin den Groß- 
| handelsrevers auch rückwirkend so gefaßt, daß der 
| Großhändler nunmehr lediglich verpflichtet ist, ge- 
: gen preisungetreue Einzelhändler Liefersperren zu 
verhängen. 

| Sammelrevers 

i 

1 Die im Tätigkeitsbericht 1958, S. 53, geäußerte Be- 
fürchtung, daß durch die mittels Sammelrevers vor- 
! genommene Verpflichtung der nachgeordneten Wirt- 
schaftsstufen zur Einhaltung der vertikalen Preisbin- 
dung auch solche Unternehmen in die Lage versetzt 
würden, die Preisbindung der zweiten Hand einzu- 
führen, die von sich aus hierzu nicht imstande 
i wären, hat sich in den bisher untersuchten Fällen 
nicht bestätigt. Vielmehr ergab sich, daß die über- 
; wiegende Zahl der an den Sammelreversaktionen 
; beteiligten Markenartikelhersteller bereits vor In- 
krafttreten des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen und damit vor Versendung der Sam- 
I melreverse die Preisbindung der zweiten Hand 
durchgeführt hatte. 

Die sonstigen grundsätzlichen Bedenken gegen die 
| Verwendung von Sammelreversen (Abschwächung 
des mit § 34 beabsichtigten Hinweises auf die Be- 
i deutung des Rechtsgeschäfts, Gefahr horizontaler 
Wirkungen) wurden zurückgestellt, um zunächst bei 
der Überprüfung bestimmter Sammelreverse Erfah- 
rungen zu sammeln. Das Bundeskartellamt hat im 
: übrigen verlangt, daß die gebundenen Abnehmer 
die Möglichkeit haben müssen, bestimmte Firmen zu 
; streichen, und daß die vorgeschriebenen Preise und 
Konditionen — soweit sie nicht bereits offensichtlich 
und in vollem Umfang bekannt sind — den Abneh- 
mern gleichzeitig bekanntgegeben werden müssen. 
Die Konditionen einzelner Firmen dürfen ferner 
nicht von der den Sammelrevers herausgebenden 
Stelle zwecks Anpassung an die Konditionen der 
Mehrheit eigenmächtig verschärft oder die betref- 
fende Firma zu einer solchen Angleichung veranlaßt 
werden. Erhebliche Bedenken bestehen gegen die 
zum Teil übliche Praxis, die Abnehmer mit der 
Unterschrift unter den' Sammelrevers auch zur Ein- 
haltung der Preisbindung derjenigen Firmen zu ver- 
pflichten, die ihnen von Zeit zu Zeit in Nachträgen 
mitgeteilt werden. Eine solche Blankounterschrift 
dürfte mit § 34 nicht vereinbar sein. 

i Soweit festgestellt wurde, daß in Großhandels- 
I sammelreverse auch solche Markenartikelhersteller 
i aufgenommen worden waren, die eine ordnungs- 
gemäße Anmeldung der Preisbindung nach § 16 
nicht vorgenommen hatten, wurde der Versender 
des Sammelreverses unter Hinweis darauf, daß ein 
: derartiges Vorgehen als Ordnungswidrigkeit im 
Sinne von § 38 Abs. 2 Satz 1 angesehen werden 
müsse, zur Richtigstellung angehalten. 

| Genossenschaftliche Rückvergütung 

Die genossenschaftliche Rückvergütung hat das 
Bundeskartellamt nicht als Preisbestandteil im Rah- 
| men eines oder mehrerer Kaufverträge über Mar- 
! kenwaren, sondern als Ausschüttung des von der 
Genossenschaft allgemein erzielten Überschusses auf 
Grund des Mitgliedschaftsrechts der Genossen ange- 
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sehen. Ein Ausschluß der genossenschaftlichen Rück- 
vergütung durch das preisbindende Unternehmen 
erscheint deshalb nicht zulässig, ebenso nicht eine 
Liefersperre, da die Preisbindung durch die Rück- 
vergütung nicht lückenhaft wird. Ob die Gewährung 
der genossenschaftlichen Warenrückvergütung zu 
einer Diskriminierung des gleichstufigen Großhan- 
dels führt, ist allerdings noch nicht entschieden wor- 
den, da sich die Antragsverfahren der freiwilligen 
Handelsketten gegen bestimmte Preisbindungen 
(u. a. der Allgäuer Alpenmilch AG) auf Grund frei- 
williger Aufhebung der Preisbindung in der Groß- 
handelsstufe in der Hauptsache erledigten. Ein die 
Zigarettenindustrie betreffendes Verfahren ist noch 
anhängig. 

Verbindung von Preis- mit Vertriebsbindungen 

Auf Anregung der Hauptvereinigung des ambu- 
lanten Gewerbes und der Schausteller in Deutsch- 
land e. V. hat das Bundeskarteliaint geprüft, ob die 
mit einer vertikalen Preisbindung verbundene Ver- 
pflichtung der Großhändler, die preisgebundenen 
Erzeugnisse nur an Facheinzelhändler und an Einzel- 
händler mit einer offenen Verkaufsstelle und einem 
fachtechnisch geschulten Kundendienst abzugeben, 
gegen § 17 Abs. 1 Nr. 2 verstößt. Diese Frage wurde 
verneint, weil den Herstellern zugebilligt werden 
muß, den Absatz und die Haltung ihrer Marken- 
waren dadurch zu sichern, daß bei Auftreten von 
Transport-, Bedienungs- und Abnutzungsmängeln 
ein gutgeschulter, schnell und sicher arbeitender 
Kundendienst für die Beseitigung des Schadens be- 
reit ist. Dabei wurde auch berücksichtigt, daß selbst 
durch kleine Funktionsmängel, die nicht gleich be- 
hoben werden können, das Ansehen des Marken- 
fakrikats leiden kann und daß ferner offene Ver- 
kaufsstellen erforderlich sein können, um den Kauf- 
interessenten einen vergleichenden Überblick über 
die Vielfalt des Angebots zu geben. Da festgestellt 
wurde, daß die Angehörigen des ambulanten Han- 
dels vom Vertrieb nicht ausgeschlossen werden, 
wenn sie offene Verkaufsstellen und einen Service 
unterhalten, konnte die mit dieser Vertriebsbindung 
verbundene Preisbindung nicht als mißbräuchlich 
angesehen werden. 


XIII. Vertikale Preisempfehlungen 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum 
zunächst die im Tätigkeitsbericht 1958, S. 54, 56, be- 
reits dargestellte Praxis fortgesetzt, gegen vertikale 
Preisempfehlungen dann nicht im Bußgeldverfahren 
vorzugehen, wenn sie ausdrücklich als unverbind- 
lich gekennzeichnet waren und zu ihrer Durch- 
setzung kein wirtschaftlicher, gesellschaftlicher oder 
sonstiger Druck angewendet wurde. Die Unterneh- 
men haben sich auf diese Handhabung des § 38 Abs. 2 
Satz 2 weitgehend eingestellt; soweit Beanstandun- 
gen erfolgen mußten, wurden sie befolgt. Die Ein- 
leitung eines Bußgeldverfahrens war in keinem 
Falle erforderlich. Im übrigen wurde die Prüfung 
der sich aus dem Urteil des Bundesgerichtshofes 
vom 8. Oktober 1958 1 ) ergebenden Folgerungen in 

') WUW/E BGH 251; vgl. auch Tätigkeitsbericht 1958 

S. 56/57 


wirtschaftlicher und rechtlicher Hinsicht fortgesetzt. 
Dieses Urteil hatte festgestellt, daß vertikale Preis- 
empfehlungen für Markenartikel mit tatsächlich 
bindender Wirkung nach § 38 Abs. 2 Satz 2 in Ver- 
bindung mit § 15 unzulässig sind. Es hatte indessen 
in entsprechender Anwendung des § 16 Abs. 4 die 
Anmeldung solcher Preisempfehlungen beim Bun- 
deskartellamt und damit diese Empfehlungen selbst 
für zulässig erklärt. Der Bundesgerichtshof hält ein 
absolutes Verbot vertikaler Preisempfehlungen des- 
halb nicht für gerechtfertigt, weil es nicht der Sinn 
des Gesetzes sein könne, die dem allgemeinen An- 
liegen des GWB zuwiderlaufende echte, d. h. recht- 
lich-verbindliche Preisbindung bei Markenwaren 
zuzulassen, die weniger einschneidende und dem 
Gesetzeszweck weniger zuwiderlaufende vertikale 
Preisempfehlungen bei Markenwaren aber ohne die 
Möglichkeit der Legalisierung schlechthin zu verbie- 
ten. Es entspreche nicht der Zielsetzung des GWB, 
wenn Hersteller von Markenwaren dadurch veran- 
laßt würden, von der bloßen Preisempfehlung zur 
Preisbindung überzugehen. Es sei auch weder mit 
dem allgemeinen Gerechtigkeitsgedanken noch mit 
der dem GWB zugrunde liegenden allgemeinen wirt- 
schaftspolitischen Zielsetzung vereinbar, wenn den 
wirtschaftlich starken Herstellern, die eine vertrag- 
liche Preisbindung bei den Händlern durchsetzen 
können, die Möglichkeit der Legalisierung durch 
Anmeldung eröffnet würde, den wirtschaftlich 
schwächeren Herstellern aber, die die vertragliche 
Bindung nicht durchsetzen können, eine entspre- 
chende Wohltat für Preisempfehlungen versagt blei- 
ben sollte. 

Uber die Zulässigkeit und den Nutzen der An- 
meldung von Preisempfehlungen bestehen in der 
Wirtschaft unterschiedliche Auffassungen. Sie rei- 
chen von der umfassenden Bejahung der Anmel- 
dung aller Preisempfehlungen ohne jeglichen ein- 
schränkenden Zusatz bis zur Ablehnung. Bei dieser 
Lage und der weitreichenden Bedeutung der Frage 
in wirtschaftspolitischer Hinsicht hielt es das Bun- 
deskartellamt für erforderlich, vor einer Entscheidung 
über die verwaltungsmäßige Behandlung von Preis- 
empfehlungen den betroffenen Wirtschaftskreisen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Diese 
haben ihre Auffassungen in einer mit Vertretern 
des Bundeskartellamtes am 30. November 1959 
durchgeführten Besprechung mündlich und danach 
schriftlich dargelegt. 

Die weitestgehende Auffassung vertritt der Bun- 
desverband der Deutschen Industrie. Er fordert die 
Anmeldefähigkeit für alle vertikalen Preisempfeh- 
lungen, und zwar ohne jeden Unverbindlichkeits- 
zusatz. Anwendung von Druck zur Durchsetzung der 
Preisempfehlung hält jedoch auch der Bundesver- 
band der Deutschen Industrie für unzulässig. Auch 
der Markenverband setzt sich für die Entgegen- 
nahme der Anmeldungen ein, aber mit der Ein- 
schränkung, daß die Bezeichnung „empfohlener 
Preis" verwandt wird. 

Gegen eine Anmeldung von Preisempfehlungen 
haben sich der Gesamtverband des Deutschen Groß- 
und Außenhandels e. V., der Zentralverband des 
Genossenschaftlichen Groß- und Außenhandels e. V., 
die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels, 
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der Zentralverband des Deutschen Handwerks so- ; 
wie die Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und 
Großbetriebe ausgesprochen. j 

Nach der Auffassung des Bundesgerichtshofes ! 
sollte es den wirtschaftlich schwächeren, insbeson- 
dere den mittelständischen Herstellern, die eine ver- 
tragliche Bindung ihrer Abnehmer nicht durchsetzen 
können oder auch nicht durchsetzen wollen, ermög- 
licht werden, durch Preisempfehlung ihre Vorstel- 
lung vom angemessenen Verbraucherpreis kundzu- 
tun und dadurch die Wettbewerbsnachteile auszu- 
gleichen, die sich anderenfalls für diese Hersteller 
mindestens beim Absatz an solche Abnehmer erge- 
ben, die zur eigenen Kalkulation nicht gewillt oder 
in der Lage sind. Das Bundeskartellamt sieht hier- i 
für zwei Möglichkeiten: 

a) das öffentliche Interesse an der Verfolgung des j 
Verstoßes gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 nach § 81 i 
Abs. 2 zu verneinen, gegen vertikale Preis- 
empfehlungen also nicht einzuschreiten, wenn . 
sie ausdrücklich als unverbindlich gekennzeich- j 
net werden und zu ihrer Durchsetzung kein wirt- 
schaftlicher oder gesellschaftlicher oder sonstiger 
Druck angewandt wird; oder 

b) die Anmeldung der vertikalen Preisempfehlun- 
gen für Markenwaren in entsprechender Anwen- 
dung von § 16 Abs. 4 unter der Voraussetzung 
entgegenzunehmen, daß die Empfehlung mit 
emem die Unverbindlichkeit kennzeichnenden 
Zusatz versehen ist. 

Eine allgemeine Erklärung des Bundeskartell- 
amtes im Sinne von a) — - etwa als Verwaltungs- 
grundsatz nach § 50 Abs. 1 Satz 3 — für Händler- 
und Verbraucherempfehlungen würde die schon 
bisher geübte Praxis des Bundeskartellamtes bestä- 
tigen. Der auf die Unverbindlichkeit hinweisende 
Zusatz ist notwendig, um den empfohlenen von | 
dem rechtlich gebundenen Preis abzugrenzen. Für ! 
den Händler wie auch für den Verbraucher muß er- 
kennbar sein, ob eine rechtliche Verpflichtung zur 
Einhaltung des in der Preisliste enthaltenen oder 
auf der Ware oder ihrer Verpackung angebrachten 
Preises besteht, oder ob es sich bei dem Preis um 
einen von dem Hersteller nur angeregten, empfoh- 
lenen Wert handelt, der vom Händler von sich aus 
oder auf Veranlassung des Kunden abgeändert wer- 
den kann. Immer wird die Empfehlung einen grö- 
ßeren Wettbewerbsspielraum lassen als die Preis- 
bindung. Sicherlich ist nicht zu verkennen, daß sich j 
vor allem bei dem Aufdruck des Preises auf Ware, 1 
Verpackung oder Werbemittel oft eine faktische, i 
der rechtlichen praktisch gleichkommende Bindung 
ergibt. Diese Möglichkeit und die gegenüber der 
schriftlichen Preisbindung wesentlich einfachere Ein- j 
führung der Preisempfehlung kann bewirken, daß 
preisbindende oder die Preisbindung beabsichti- 
gende Unternehmen die Preisbindung wieder auf- 
geben. Eine solche Entwicklung wäre wettbewerbs- 
politisch zu begrüßen, da sie Aussichten auf eine 
Wettbewerbsauflockerung gegenüber der starren 
Preisbindung eröffnen würde. 

Die Freistellung von der Verfolgung im Bußgeld- 
verfahren wird in den meisten Fällen den Bedürf- . 
nissen der empfehlenden Unternehmen nicht genü- | 


gen, da eine solche Erklärung der Kartellbehörde 
das empfehlende Unternehmen vor möglichen zivil- 
rechtlichen Schadensersatz- oder Unterlassungs- 
ansprüchen nicht bewahren kann. Denn die genannte 
Erklärung setzt grundsätzlich voraus, daß ein Ver- 
stoß gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 angenommen oder 
für möglich gehalten wird, und stellt nur von der 
Verfolgung im Bußgeldverfahren frei. Diese Rechts- 
unsicherheit kann nur durch die Entgegennahme der 
Anmeldung der Empfehlung entsprechend § 16 

Abs. 4 und dem Urteil des Bundesgerichtshofes besei- 
tigt werden. 

Das Bundeskartellamt hat deshalb nunmehr auch 
die Möglichkeit der Anmeldung eröffnet und folgt 
insoweit der Auffassung des Bundesgerichtshofes. 
Allerdings wird die Entgegennahme der Anmeldun- 
gen von Preisempfehlungen für Markenwaren da- 
von abhängig gemacht, daß die Empfehlung mit 
einem ihre Unverbindlichkeit kennzeichnenden Zu- 
satz, z. B. „unverbindlicher Richtpreis" oder „empfoh- 
lener Preis", versehen ist. Ob die Preisempfehlung 
zu einer faktischen Bindung führt oder geführt hat, 
wird nicht Voraussetzung für die Entgegennahme 
der Anmeldung sein. Der Bundesgerichtshof hatte 
über eine Preisempfehlung zu entscheiden, die tat- 
sächlich bindende Wirkung hatte. Er brauchte sich 
daher mit Preisempfehlungen ohne eine solche Wir- 
kung im Urteil nicht zu befassen. Das Bundeskartell- 
amt ebenso wie die betroffenen Wirtschaftskreise 
wären aber überfordert, wollten sie bei jeder An- 
meldung einer Preisempfehlung prüfen, ob diese 
faktisch bindend wirkt, ob dieses Merkmal schon 
vorliegt oder bereits wieder weggefallen ist. Zur 
Durchsetzung solcher Preisempfehlungen, deren An- 
meldung das Bundeskartellamt entgegennimmt, darf 
jedoch weder wirtschaftlicher noch gesellschaftlicher 
oder sonstiger Druck angewendet werden. Trotzdem 
ist nicht zu verkennen, daß die Bestätigung der An- 
meldung der Preisempfehlung durch das Bundes- 
kartellamt (entsprechend § 16 Abs. 4 Satz 1) eine ge- 
wisse Verstärkung der Empfehlungswirkung zur 
Folge haben kann. 

Eine Anzahl Fragen im Zusammenhang mit der 
vertikalen Preisempfehlung bleibt zunächst offen, 
z. B. in bezug auf die Diskriminierung von Abneh- 
mern und in bezug auf die Anwendung der Miß- 
brauchsvorschriften des Gesetzes. Eine Klärung 
wird hier zunächst nur im Einzelfalle erfolgen 
können. 


XIV. Horizontale Empfehlungen 

Auch im Berichtszeitraum hat das Bundeskartell- 
amt die schon im Tätigkeitsbericht 1958, S. 57 er- 
wähnte Ansicht aufrechterhalten, daß horizontale 
Empfehlungen ein rechtliches und wirtschaftliches 
aliud gegenüber Verträgen und Beschlüssen im 
Sinne der §§ 1 bis 8 und daher weder anmelde- 
noch erlaubnisfähig sind. 

In keinem Falle ist bisher gegen Empfehlende ein 
Bußgeldbescheid nach § 38 Abs. 2 beantragt wor- 
den. Die eingeleiteten Ermittlungen wie auch Er- 
örterungen mit den Empfehlenden ergaben, daß 
die Tragweite des in § 38 Abs. 2 ausgesprochenen 
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Empfehlungsverbotes oft noch nicht hinreichend er- 
kannt worden ist. Eine gewisse Unsicherheit mag 
im übrigen auch darauf beruhen, daß § 38 Abs. 2 — 
und hier insbesondere der Empfehlungsbegriff — 
im Schrifttum recht unterschiedlich behandelt wird. 
Den dort zumeist unternommenen Versuchen, das | 
Empfehlungsverbot stark einzuschränken, vermochte 
das Bundeskartcllamt aus Rechtsgründen nicht bei- 
zutreten. So hat es — in Übereinstimmung mit den 
Kartellbehörden der Bundesländer — folgende Auf- | 
fassung vertreten: 

Für den Begriff der Empfehlung im Sinne des 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 ist nicht erforderlich, daß durch j 
die Empfehlung trotz ihrer rechtlichen Unverbind- 
lichkeit das wirtschaftliche Verhalten der Empfän- 
ger im Wettbewerb in einer faktisch bindenden 
Weise bestimmt wird. Eine Empfehlung ist gemäß 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 dann ordnungswidrig, wenn sie 
eine Umgehung der im GWB ausgesprochenen Ver- 
bote oder der von der Kartellbehörde auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Verfügungen durch gleich- 
förmiges Verhalten bewirkt hat. Ausreichend ist inso- 
weit ein durch die Empfehlung veranlaßtes, tatsäch- 
lich gleichförmiges Verhalten der Empfänger, das 
objektiv der Wirkung eines nach dem GWB oder 
einer Verfügung der Kartellbehörde verbotenen 
Vertrages oder Beschlusses gleichkommt. 

Auf Seiten der Empfehlungsempfänger ist weder 
das Bewußtsein erforderlich, durch das gleichför- 
mige Verhalten eine Umgehung der Verbote des 
GWB oder einer Verfügung der Kartellbehörde 
herbeizuführen, noch das Bewußtsein, sich gleich- 
förmig zu verhalten. 

Soweit beabsichtigte Empfehlungen im Sinne des 
§ 38 Abs. 2 zuvor mit dem Bundeskartellamt erör- 
tert wurden, haben die betreffenden Verbände auf 
die Empfehlungen freiwillig verzichtet. Bereits aus- 
gesprochene Empfehlungen wurden nach Geltend- 
machung von Bedenken des Bundeskartellamtes 
durch entsprechende Erklärungen der Empfehlen- 
den gegenüber den Empfängern rückgängig ge- 
macht. 

In anderen Fällen führten die Ermittlungen zu 
dem Ergebnis, daß die ausgesprochene Empfehlung 
ein gleichförmiges Verhalten der Empfänger nicht 
verursacht hatte. 

Die von der „Rationalisierungsgemeinschaft Deut- 
scher Weinkellereien'' ausgesprochene Empfehlung 
zur Einführung der Leichtglas-Einwegflasche, gegen 
die kartellrechtliche Bedenken erhoben worden 
waren, hat sich aus verschiedenen — wohl zumeist 
wirtschaftlichen — Gründen nicht durchgesetzt. 


XV. Bezugs- und Absatzbindungen, 
Ausschließlichkeits- und Kopplungsverträge 

Bezugs- und Absatzbindungen 

Im Melitta-Fall (BAnz. Nr. 144 vom 31. Juli 1959) 
hatte das Bundeskartellamt erstmalig über die Zu- 
lässigkeit einer Absatzbindung in einem Werkliefe- 
rungsvertrag zu entscheiden. Die Melitta-Werke in 
Minden (Westfalen) hatten den Porta-Werken, die 
für sie beim Auftreten von Bedarfsspitzen auf 


Grund von Werklieferungsverträgen die sogenann- 
ten Melitta-Kaffeefilter herstellten, vertraglich unter- 
sagt, auf die Dauer von 3 Jahren nach Beendigung 
der Aufträge Kaffee- und Teefilter ihres Systems, 
d. h. solche, die in Verbindung mit Papier filtern, 
herzustellen oder zu vertreiben. Der Patentschutz 
für die Filter und die spezielle Papiereinlage war 
bereits im Dezember 1954 abgelaufen. Das Bundes- 
kartellamt hat den Vertrag für unwirksam erklärt, 
soweit den Porta-Werken verboten wird, Kaffee- 
und Teefilter herzustellen und zu vertreiben, die in 
Verbindung mit Papier filtern, auch wenn sie sich 
wesentlich von der Form des Melitta-Filters unter- 
scheiden. Der Entscheidung liegen folgende Er- 
wägungen zugrunde: 

Die Vereinbarung eines Wettbewerbsverbotes als 
| Nebenverpflichtung in einem Austauschvertrag ist 
grundsätzlich zulässig. Das Wettbewerbsverbot kann 
nur insoweit für unwirksam erklärt werden, als es 
zu einer unbilligen Einschränkung der wirtschaft- 
lichen Bewegungsfreiheit der Vertragsbeteiligten 
oder anderer Unternehmen führt und durch das Aus- 
| maß der Beschränkung der Wettbewerb auf dem 
! Markt für diese oder andere Waren wesentlich be- 
| einträchtigt wird. Die wirtschaftliche Bewegungs- 
, freiheit eines Vertragsbeteiligten kann bereits dann 
! eingeschränkt sein, wenn nur die Herstellung eines 
: Gegenstandes verboten wird, die besonders aus- 
; sichtsreich, erscheint. 

! Soweit durch einen Vertrag im Sinne des § 18 nur 
j eindeutig unlauteres Verhalten ausgeschlossen wird, 

| z. B. ein nach dem UWG unzulässiger, sklavischer 
! Nachbau, sind derartige Beschränkungen nicht als 
| unbillig anzusehen. Insoweit, aber nicht darüber 
hinaus, hat die Kartellbehörde zu prüfen, ob ein 
bestimmtes Verhalten nach dem Recht des unlaute- 
I ren Wettbewerbs unzulässig ist. Hier ging das ver- 
I einbarte Wettbewerbsverbot jedoch nach Ansicht 
des Bundeskartellamtes über den Ausschluß ein- 
! deutig unlauteren Wettbewerbs hinaus; in dem ver- 
j einbarten Umfange wurde es als unbillig angesehen 
i und daher eingeschränkt. Es wurde aber ausdrück- 
lich darauf hingewiesen, daß eine andere Beurteilung 
dann geboten sein kann, wenn ein Hersteller nicht 
nur gewisse Bedarfsspitzen durch ein Zulieferunter- 
nehmen decken will, sondern zur Entlastung seiner 
eigenen Fertigung gewisse von ihm benötigte Er- 
I Zeugnisse von einem Zulieferanten beziehen und mit 
i diesem eine auf lange Dauer berechnete Geschäfts- 
I Verbindung eingehen will, die dem zuliefernden Un- 
ternehmen eine ständige Ausnutzung eines erheb- 
lichen Teils seiner Kapazität sichert. 

Das Wettbewerbsverbot führte im Melitta-Fall 
zu einer wesentlichen Beeinträchtigung des Wett- 
bewerbs auf dem Markt. Denn für Kaffee- und Tee- 
filter, die in Verbindung mit Papier filtern, hat sich 
ein besonderer Markt herausgebildet, auf dem die 
Firma Melitta führend ist. Dieser Markt wird wesent- 
lich beinflußt, wenn ein Wettbewerber erscheint, der 
in erheblichem Umfange und zu geringeren Preisen 
anbieten kann. Das kann auch ein finanziell schwa- 
cher Wettbewerber sein, weil die Möglichkeit einer 
günstigen Entwicklung seines Unternehmens kaum 
ausgeschlossen werden kann. 
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In einem weiteren Fall wurde in einer Eingabe 1 
Beschwerde geführt, daß konzerngebundene gemein- 
nützige Siediungsgesellschaften von den von ihnen 
beauftragten Bauunternehmern verlangen, die Bau- 
stoffe für Konzernbauten nur von Baustoffhändlern 
zu beziehen, die demselben Konzern angehören. 
Nach Aulfassung des Bundeskartellamtes ist in der 
Auflage des Bauherrn, Baustoffe nur von einem, zu 
demselben Konzern gehörenden Baustoffhändler zu 
beziehen, eine Beschränkung nach § 18 zu sehen. 
Der Zwang zum Bezug ist aber für den Bauunter- 
nehmer oder für dadurch ausgeschlossene freie Bau- 
stoffhändler nicht unbillig. Nach § 18 kann nicht : 
untersagt werden, daß ein Bauherr, der — wie ein 
Konzernunternehmen — Baustoffe im eigenen Be- 
reich zur Verfügung hat, die von ihm beauftragten j 
Bauunternehmer auf diese Baustoffe verweist. 

2 nicht in der Kraftfahrzeugbranche tätige Unter- 
nehmen haben ihre mit VW-Großhändlern geschlos- 
senen Kaufverträge über je 50 Fahrzeuge dem Bun- | 
deskartellamt zur Prüfung nach § 18 Abs. 1 Nr. 3 j 
vorgelegt und angeregt, die Verträge insoweit für ! 
unwirksam zu erklären, als diese die Gewährung : 
eines Mengennachlasses davon abhängig machen, 
daß die VW-Fahrzeuge nachweislich für den Eigen- 
bedarf des Betriebes verwendet werden und min- 
destens 6 Monate nach Lieferung im Eigentum der 1 
Bestellerfirmen bleiben. 

Zwar ist in der sich als zeitlich begrenztes Ver- j 
fügungsverbot auswirkenden Bedingung für die j 
Rabattgewährung eine Beschränkung der Käufer zu j 
sehen, die gelieferten Waren an Dritte abzugeben; | 
ein Einschreiten kam jedoch wegen des Fehlens der | 
weiteren Voraussetzungen des § 18 nicht in Betracht. 
Die Einschränkung der wirtschaftlichen Bewegungs- 
freiheit der Käufer ist nicht unbillig, wenn ein Men- ; 
genrabatt nur unter der Voraussetzung gewährt | 
wird, daß die Fahrzeuge nicht zum Wiederverkauf, | 
sondern für den Eigenbedarf des Käufers verwendet 
werden. Zudem wird durch das Ausmaß der Be- 
schränkung der Wettbewerb auf dem Markt für 
diese oder andere Waren nicht wesentlich beein- 
trächtigt. 

Ausschließlichkeitsverträge 

Mehrere Vorgänge, die zu einer Prüfung unter 
den Gesichtspunkten des § 18 Abs. 1 Nr. 2 Anlaß 
gaben, betrafen Verträge im Gaststättengewerbe 
über den ausschließlichen Bezug von Bier, Wein, 
alkoholfreien Getränken oder die Verpflichtung, be- 
stimmte alkoholfreie Getränke nicht zu führen. In 
einigen Fällen wurde das Verfahren eingestellt, 
nachdem das bindende Unternehmen auf besonders 
weitgehende Beschränkungen verzichtet hatte. In 
weiteren Fällen laufen noch Ermittlungen, ob es sich 
um im Sinne des § 18 „unbillige Beschränkungen" 
handelt und ob der Wettbewerb auf dem Markt 
durch das Ausmaß der Klauseln „wesentlich" einge- 
schränkt wird. Einige Verfahren wurden an Landes- 
kartellbehörden zuständigkeitshalber abgegeben. 

Besondere Beachtung bedürfen die Fälle, in denen 
gleichartige, unter § 18 fallende Verträge mit zahl- 
reichen Abnehmern geschlossen werden, die prak- 
tisch den gesamten Vertrieb der Erzeugnisse eines 


Unternehmens erfassen. Hierzu gehört das Verfah- 
ren gegen ein Unternehmen, das allen Abnehmern, 
die sich zum ausschließlichen Bezug bei ihm ver- 
pflichten, einen Preisvorteil gewährt. 

Kopplungsverträge 

In Filmbestellverträge zwischen Verleihern und 
Theaterbesitzern werden in der Regel nicht nur ein- 
zelne Filme aufgenommen, sondern ein ganzes Pro- 
gramm oder Teile eines Programms einer Verleih- 
firma (sog. Staffeln oder Blocks). Unter den ver- 
mieteten Staffeln befinden sich Filme, die schon 
fertiggestellt oder erschienen sind, häufig aber auch 
solche, die noch in der Produktion oder in Vorbe- 
reitung sind (Blindbuchen). Die von den Filmtheater- 
besitzern gegen diese Praktiken erhobenen Beden- 
ken gaben in den bisher behandelten Fällen keinen 
Anlaß zum Eingreifen. Das Blind- und Blockbuchen 
ist in der Filmwirtschaft seit langem üblich. Es war 
daher schon zweifelhaft, ob es sich um Verpflich- 
tungen im Sinne des’ § 18 Abs. 1 Nr. 4 handelt, 
sachlich oder handelsüblich nicht zugehörige ge- 
werbliche Leistungen abzunehmen. Auf jeden Fall 
fehlte es aber an einer weiteren Voraussetzung für 
ein Eingreifen des Bundeskartellamtes nach § 18; 
denn die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit der 
Theaterbesitzer wurde nicht unbillig eingeschränkt. 
Die von den untersuchten Staffeln umfaßte Anzahl 
Filme hielt sich in angemessenen Grenzen; die Ver- 
leiher konnten glaubhaft darlegen, daß die Staffel- 
vermietung der Rationalisierung des Geschäftsab- 
laufs dient, einen gewissen Risikoausgleich erzielt 
und eine bessere Finanzierungsgrundlage für die 
einzelnen Filme des Gesamtprogramms schafft. 

Sonstige Verträge 

In mehreren Fällen taucht die Frage auf, inwie- 
weit die Vereinbarung von Vorspiel- und Karenz- 
klauseln, die regelmäßig in Filmbestellverträgen zwi- 
schen Verleihern und Theaterbesitzern zu finden 
sind, ein Eingreifen nach § 18 rechtfertigt. Bei den 
Vorspielklauseln handelt es sich um die Verein- 
barung einer bestimmten Abspielfolge in einem 
Spielbezirk. Die Karenzklausel ergänzt die Vorspiel- 
klausel in der Weise, daß die den Gegenstand des 
Filmbestellvertrages bildenden Filme erst nach einer 
bestimmten Zeit an anderen Theatern aufgeführt 
werden können. 

Nach Ansicht des Bundeskartellamtes ist § 18 auf 
reine Vorspiel- und Karenzklauseln nicht anzuwen- 
den. Der Filmbestellvertrag ist mit der in Recht- 
sprechung und Literatur herrschenden Meinung als 
urheberrechtlicher Vertrag anzusehen, der insbeson- 
dere durch die Überlassung der Vorführungsbefug- 
nis lizenzähnliche Elemente enthält. Die Verleih- 
firmen als Inhaber von urheberrechtlichen Aus- 
schlußrechten sind deshalb grundsätzlich als befugt 
anzusehen, den Theaterbesitzern zeitlich und örtlich 
begrenzte Vorführungsbewilligungen zu erteilen 
(Vorspielklauseln). Sie sind Auswirkungen des Ur- 
heberrechts. Das gleiche gilt für die Karenzklauseln, 
die sich urheberrechtlich als Vorführungsbewilli- 
gung für einen bestimmten Zeitraum darstellen, in 
dem der begünstigte Filmtheaterbesitzer den Film 
jedoch nicht vorzuführen braucht. Unter § 18 fal- 
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lende Wettbewerbsbeschränkungen im Zusammen- 
hang mit Vorspiel- und Karenzklauseln dürften des- 
halb nur dann vorliegen, wenn und soweit bei der ; 
wirtschaftlichen Verwertung der Nutzungsrechte 
dem Vertragspartner zusätzliche Beschränkungen 
auferlegt werden, die über den Inhalt und den Um- 
fang des urheberrechtlichen Schutzbereiches hinaus- 
gehen. 

XVI. Lizenzverträge 

Im Berichtszeitraum waren 250 Lizenzverträge 
kartellrechtlich zu überprüfen, davon 92 Verträge 
im Rahmen von Erlaubnisverfahren nach §§ 20, 21 
und ein Vertrag im Rahmen eines Erlaubnisverfah- 
rens nach § 5 Abs. 2. Von den 92 zu bearbeitenden 
Verträgen, für die ein Antrag auf Erteilung einer 
Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 — auch in Verbindung 
mit § 21 — gestellt worden ist, konnten 25 abschlie- 
ßend bearbeitet werden. In 3 Fällen wurde der An- 
trag zurückgenommen, in 22 Fällen wurde den ge- 
stellten Anträgen entsprochen, zum Teil allerdings 
erst, nachdem die Vertragsbeteiligten in den Ver- 
trägen enthaltene wettbewerbsbeschränkende Be- 
stimmungen abgeschwächt oder ganz gestrichen 
hatten; bei 18 Verträgen wurde die Erlaubnis 
außerdem mit Beschränkungen, Bedingungen und 
Auflagen im Sinne des § 11 Abs. 3 verbunden. 

Eine Erlaubnis nach §§ 20, 21 wurde zu folgenden 
Verträgen erteilt: 

a) Lizenzvertrag zwischen der Firma Hahn & Kolb, 
Stuttgart, und der Firma CRI-Dan, Paris (BAnz. , 
Nr. 44 vom 5. März 1959). 

b) Lizenzvertrag zwischen der Firma Joh. A. 
Benckiser GmbH, chemische Fabrik, Ludwigs- 
hafen, und der Firma Oy Tehdas Fixin AB, Hel- 
sinki (BAnz. Nr. 109 vom 11. Juni 1959). 

c) Linzenzvertrag zwischen der Firma Joh. A. 
Benckiser GmbH, Ludwigshafen (Rhein), und der 
Firma Oy War-No AB, Helsinki (BAnz. Nr. 123 
vom 2. Juli 1959). 

d) Lizenzvertrag zwischen der Firma Gastechnik 
GmbH, Oberhausen (Rhld.), und der Firma Hugo 
Ibing, Recklinghausen (BAnz. Nr. 136 vom 21. 
Juli 1959). 

e) Zwei Lizenzverträge zwischen der Firma M.A.N., 
Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg AG, Augs- 
burg, und der Firma General Electric Com- 
pany Limited, London (BAnz. Nr. 162 vom 26. 
August 1959). 

f) Zwei Lizenzverträge zwischen der Firma Ge- 
brüder Junghans AG, Schramberg, und der 
Firma Societe Anonyme des Erc. Leon Hatot, 
Paris (BAnz. Nr. 161 vom 25. August 1959). 

g) Lizenzvertrag zwischen der Firma Koninklijke 
Pharmaceutische Fabrieken v/h Brocades-Sthee- 
mann & Pharmacia N.V., Amsterdam, und der 
Firma C. F. Boehringer & Söhne GmbH, Mann- 
heim (BAnz. Nr. 165 vom 29. August 1959). 

h) Lizenzvertrag zwischen der Firma „Ofu" Ofen- 
bauunion GmbH, der Firma Thermo-Industrie- 
ofenbau GmbH, Düsseldorf, der Firma Societä 


R. L. OFU-THERMO Ilaliana, Mailand (BAnz. 
Nr. 168 vom 3. September 1959). 

i) Lizenzvertrag zwischen der Firma C. H. Boehrin- 
ger Sohn, Ingelheim am Rhein, und der Firma 
Pfizer Ltd., Folkestone/England (BAnz. Nr. 230 
von 1. Dezember 1959). 

k) Lizenzvertrag zwischen der Firma Cluett, Pea- 
body & Co., Inc., New York N. Y., und der 
Firma A. Monforts, Maschinenfabrik, M. Glad- 
bach (BAnz. Nr. 9 vom 15. Januar 1960). 

l) Je zwei Lizenzverträge zwischen den Firmen 
Heberlein & Co. AG., Wattwil (Schweiz) und 
Billion & Cie. S. A., Lyon (Frankreich), einer- 
seits und folgenden Unternehmen als Lizenz- 
nehmer andererseits: 

Mech. Baumwoll- & Kunstseidenzwirnerei Unter- 
eggingen, Untereggingen (Baden); 
Moja-Zwirnerei GmbH & Co., Krefeld; 

Böhringer & Reuß GmbH, Winterlingen; 

Fritz Zorn Textil KG., Barmen-Wuppertal; 
Hasenclever & Hüser, Wuppertal-Beyenburg 

(BAnz. Nr. 23 vom 4. Februar 1960). 

Für die unter a), b), d), e), k) und 1) angeführten 
Verträge wurde die beantragte Erlaubnis nur mit 
Beschränkungen erteilt; die Erlaubnis für die unter 
f) angeführten Verträge enthielt sowohl Beschrän- 
kungen als auch Auflagen im Sinne des § 11 Abs. 3. 

Bei der kartellrechtlichen Prüfung der Lizenzver- 
träge tauchte eine Reihe von Grundsatzfragen und 
eine große Zahl von Einzelproblemen zur Ausle- 
gung der §§ 20, 21, 15, 16, 18 und 1 ff. sowie zur 
Abgrenzung der §§ 20, 21 von den §§ 15 bis 19 und 
1 bis 14 auf. Die Vielzahl der Probleme gebietet es, 
die Darstellung auf die bisher entschiedenen Fra- 
gen zu beschränken und von den zu lösenden Pro- 
blemen nur die wichtigsten anzuführen. 

1. Verhältnis der §§ 20, 21 zu den §§ 15 bis 19 
und §§ 1 bis 14 

Das Bundeskartellamt ging bei allen Entschei- 
dungen und Verlautbarungen davon aus, daß die 
§§ 20, 21 nach Wortlaut, Sinn und Zweck des Ge- 
setzes nur insoweit als Sondervorschriften gegen- 
über den §§ 15 bis 19 anzusehen sind, als sie die 
Verwertungsverträge in besonderer Weise ordnen. 
Da diese Bestimmungen sich nur auf solche Wett- 
bewerbsbeschränkungen beziehen, die der Veräuße- 
rer oder Lizenzgeber dem Erwerber oder Lizenz- 
nehmer auferlegt, wurden vertragliche Beschrän- 
kungen des Veräußerers oder Lizenzgebers nach den 
allgemeinen Vorschriften der §§ 15 bis 19 gewürdigt. 

Die Frage nach der Abgrenzung der §§ 20, 21 
einerseits von den §§ 1 bis 14 andererseits, die die 
Vorschrift des § 20 Abs. 4 aufwirft, bereitet erheb- 
liche Schwierigkeiten, die sich dadurch verstärken, 
daß die Auslegung des § 1 noch nicht gefestigt ist 
(vgl. Zweites Kapitel, I.). Allgemeine Grundsätze für 
die Abgrenzung wurden bisher nicht entwickelt. Das 
Bundeskartellamt traf seine Entscheidungen viel- 
mehr von Fall zu Fall unter Beschränkung auf den 
jeweiligen Sachverhalt. Der zwischen der Lufttechni- 


43 



Drucksache 1795 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


sehen Gesellschaft mbH in Stuttgart-Zuffenhausen j 
und der Luv/a AG in Zürich am 10. Juli 1958 ge- | 
schlossene Zusammenarbeitsvertrag, der insbeson- ! 
dere die Auswertung der gemeinsamen Schutzrechte, j 
Geheimverfahren, Erfahrungen und Verbesserungen ; 
zum Gegenstand hat, ist beispielsweise eindeutig als 
Kartellvertrag im Sinne des § 1 anzusehen. Die Ver- 
tragsbeteiligten haben demgemäß auch einen Antrag 
auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 
— nicht nach § 20 Abs. 3, § 21 — gestellt (vgl. BAnz. 
Nr. 228 vom 27. November 1958). 

2. Auslegung und Anwendung der §§ 20 r 21 
im Einzelfall 

a) In fast allen Entscheidungen und in mehreren 
Schreiben wurde zu der in vielen Lizenzverträgen 
enthaltenen Konkurrenzklausel Stellung genom- \ 
men. Es handelt sich hierbei u. a. um die dem j 
Lizenznehmer auferlegte Verpflichtung, andere j 
Erfindungen auf dem Vertragssektor nicht zu er- ; 
werben und zu nutzen und keine Erzeugnisse j 
herzustellen und zu vertreiben, die im Wett- ! 
bewerb mit dem lizenzierten Gegenstand stehen. | 
Das Bundeskartellamt wertete diese Beschrän- , 
kungen als Verstoß gegen die §§ 20, 21 mjt der ! 
Begründung, daß sie über den Inhalt des Schutz- 1 
rechtes im Sinne des § 20 Abs. 1 hinausgehen j 
und nicht unter den Ausnahmekatalog des § 20 \ 
Abs. 2 fallen. 

In einer Reihe von Entscheidungen wurde die 
Konkurrenzklausel jedoch als erlaubnisfähig nach 
§ 20 Abs. 3 angesehen, zum Teil allerdings erst, 
nachdem die Vertragspartner das Konkurrenz- 
verbot seinem Umfange nach eingeschränkt und 
dem Gegenstand des Schutzrechtes angenähert 
hatten. 

Bei der nach § 20 Abs. 3 erforderlichen Unter- 
suchung der Frage, ob der Lizenznehmer in sei- 
ner wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit unbillig 
eingeschränkt ist, muß eine Abwägung der Inter- 
essen des Lizenzgebers und des Lizenznehmers 
stattfinden. Ein dem Lizenznehmer auferlegtes 
Konkurrenzverbot wurde insbesondere dann 
nicht als unbillig angesehen, wenn es in erster 
Linie sicherstellen sollte, daß die überlassenen 
Schutzrechte und Betriebsgeheimnisse nur bei 
den lizenzierten Erzeugnissen angewendet wer- | 
den. In diesen Fällen hätte ohne die beschrän- 
kende Klausel die Gefahr bestanden, daß das 
übermittelte neue und fortschrittliche technische 
Wissen zum Nachteil des Lizenzgebers bei Kon- 
kurrenzprodukten Anwendung gefunden hätte. ! 

Die mit der Konkurrenzklausel verbundene Be- ! 
einträchtigung des Wettbewerbs und der wirt- 
schaftlichen Bewegungsfreiheit dritter Unterneh- 
men wurde im Rahmen des § 20 Abs. 3 dann : 
nicht beanstandet, wenn eine größere Anzahl ! 
bedeutender Unternehmen als Wettbewerber auf 
dem Markt war. 

b) Die Verpflichtung des Lizenznehmers, die auf 
Grund des Lizenzvertrages hergestellten Pro- 1 
dukte mit dem Warenzeichen des Lizenzgebers | 
zu versehen, wurde wiederholt genehmigt. In | 


den meisten Fällen war hierbei allerdings dem 
Lizenznehmer das Recht eingeräumt worden, sein 
eigenes Warenzeichen oder seine Firma in glei- 
cher Größe und Aufmachung neben dem Waren- 
zeichen des Lizenzgebers anzubringen. 

c) In einem Fall wurde einem Antrag auf Erteilung 
einer Erlaubnis entsprochen, in dem der Erfinder 
und Lizenzgeber dem Lizenznehmer untersagt 
hatte, Konkurrenzunternehmen des Lizenzgebers 
mit dem patentierten Erzeugnis zu beliefern. Die 
Frage, ob die dem Lizenznehmer auferlegten Ver- 
pflichtungen über den Inhalt des Schutzrechtes 
im Sinne des § 20 Abs. 1 hinausgehen, wurde 
offengelassen, weil die Bestimmungen als erlaub- 
nisfähig im Sinne des § 20 Abs. 3 angesehen 
wurden. Zur Frage, ob die wirtschaftliche Be- 
wegungsfreiheit des Lizenznehmers oder anderer 
Unternehmen dadurch unbillig eingeschränkt 
wird, führt die Entscheidung aus, daß grundsätz- 
lich keine Unbilligkeit vorliege, wenn der Lizenz- 
geber von seinem gesetzlichen Ausschlußrecht in 
der Weise Gebrauch mache, daß er einer Gruppe 
von Unternehmen für eine begrenzte Zeit und 
seinen namentlich benannten schärfsten Konkur- 
renten für die Dauer des Lizenzvertrages die 
technischen Vorteile vorenthalte, die seine Er- 
findung bringe. 

d) Einen breiten Raum nahmen Lizenzverträge mit 
Bezugsverpflichtungen für die Lizenznehmer ein, 
die vor allem in der chemischen Industrie in fol- 
gender Form auftraten: Linzenznehmer eines Ver- 
fahrenspatents oder eines entsprechenden Be- 
triebsgeheimnisses verpflichteten sich, die zur 
Ausübung des Verfahrens erforderlichen Roh- 
stoffe oder Vorprodukte von dem Lizenzgeber 
oder bestimmten dritten Unternehmen zu be- 
ziehen. 

Da diese Klauseln Beschränkungen des Lizenz- 
nehmers enthalten, die über den Inhalt des 
Schutzrechtes im Sinne des § 20 Abs. 1 hinaus- 
gehen, sind sie nur wirksam, wenn sie durch ein 
Interesse des Lizenzgebers an einer technisch ein- 
wandfreien Ausnutzung des Gegenstandes des 
Schutzrechtes gerechtfertigt sind (§ 20 Abs. 2 
Nr. 1) oder eine Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 er- 
teilt ist. Die Frage, ob die Voraussetzungen des 
§ 20 Abs. 2 Nr. 1 erfüllt sind, wurde vor allem 
dann verneint, wenn die von dem Lizenzgeber zu 
beziehenden Rohstoffe in gleicher Qualität all- 
gemein auf dem Markt erhältlich waren und vom 
Gegenstand des Schutzrechtes oder Betriebs- 
geheimnisses nicht umfaßt wurden. Ein aus- 
schließlich wirtschaftliches Interesse des Lizenz- 
gebers — z. B. das Interesse, den Absatz seiner 
Erzeugnisse zu sichern oder zu erweitern — 
wurde nicht als ausreichend angesehen. 

Zu mehreren Lizenzverträgen mit derartigen 
Klauseln wurde eine Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 
erteilt. In den meisten Fällen handelte es sich 
um Bezugsverpflichtungen, bei denen es zweifel- 
haft war, ob sie im vollen Umfange durch ein 
Interesse des Lizenzgebers an der technisch ein- 
wandfreien Ausnutzung des Gegenstandes der 
Erfindung gerechtfertigt sind. In einem Fall 
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wurde die beantragte Erlaubnis erteilt, weil die | 
Bezugsverpflichtung dem Lizenznehmer nur inso- 
weit auferlegt worden war, als das Verlangen : 
des Lizenzgebers „billigerweise" möglich er- 
schien. Außerdem konnte auch in diesem Fall ein 
gewisses technisches Interesse an der Bezugs- 
verpflichtung nicht geleugnet werden. 

Eine Reihe von Unternehmen der chemischen 
Großindustrie verfolgt Praktiken, die einer Be- 
zugsverpflichtung gleichkommen. Es handelt sich 
u. a. um Fälle, in denen der Patentberechtigte 
keine ausdrückliche Lizenz erteilt, sich vielmehr 
mit dem Abschluß eines Kaufvertrages über die 
zur Ausführung des patentierten Verfahrens er- 
forderlichen Rohstoffe — eines allgemein einge- 
führten Massenartikels — begnügt und still- 
schweigend gestattet, daß die gelieferten Roh- 
stoffe benutzt werden, um das Verfahren des 
Patentberechtigten auszuführen. Die rechtliche 
Beurteilung dieser Praktiken stößt auf erhebliche 
Schwierigkeiten, die erst nach Anhörung der be- 
troffenen Unternehmen gelöst werden können. 

e) In den vorliegenden Lizenzverträgen wurde nur 
in wenigen Fällen von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, den Erwerber oder Lizenznehmer hin- 
sichtlich der Preisstellung für den geschützten 
Gegenstand zu binden (§ 20 Abs. 2 Nr. 2). Das 
Bundeskartellamt hat in einem Fall auch keine 
Einwendungen gegen eine Bindung des Lizenz- 
nehmers erhoben, die sich nicht nur auf die 
Preise bezog, sondern auch auf Konditionen. Bei 
diesen Konditionen handelte es sich allerdings 
um solche Geschäftsbedingungen, die dazu be- 
stimmt und geeignet waren, eine Umgehung der 
Preisbindung zu verhindern. 

Dagegen wird die Verpflichtung des Lizenz- 
nehmers, die Preisbindung der zweiten Hand ein- 
zuführen, durch § 20 Abs. 2 Nr. 2 nicht gedeckt. 

f) Eine Vielzahl von Lizenzverträgen enthielt Klau- 
seln, die den Lizenznehmer zum Erfahrungsaus- 
tausch, zur Gewährung von Lizenzen oder zur 
Übertragung von eigenen Erfindungen verpflich- 
teten. In den meisten Fällen hielten sich diese 
Verpflichtungen in den durch § 20 Abs. 2 Nr. 3 
gesteckten Grenzen; soweit sie darüber hinaus- 
gingen, konnte den Anträgen auf Erteilung einer 
Erlaubnis stattgegeben werden. Zu einigen Ver- 
trägen wurde die Erlaubnis jedoch erst erteilt, 
nachdem die Verpflichtungen des Lizenznehmers 
gemildert worden waren. Bei der Prüfung der 
einzelnen Anträge wurde insbesondere darauf 
geachtet, daß sich Patente nicht in einer Hand (in 
der Hand des Lizenzgebers) häuften. Ebensoviel 
Aufmerksamkeit wurde der Abwendung der Ge- 
fahr gewidmet, daß Patentpools gebildet und 
Dritte von neuem technischen Wissen ausge- 
schlossen wurden. 

g) Bei der überwiegenden Zahl der anhängigen 
Lizenzverfahren sind ausländische Unternehmen 
als Vertragspartner beteiligt. Für einen großen j 
Teil dieser Verträge spielt die Bestimmung des I 
§ 20 Abs. 2 Nr. 5 eine erhebliche Rolle. Sie deckt 
z. B. die oben behandelte Verpflichtung des | 
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Lizenznehmers zur Benutzung eines bestimmten 
Warenzeichens, wenn sie sich auf das Ausland 
beschränkt. Auch die Verpflichtung des inländi- 
schen Lizenznehmers, den lizenzierten Gegen- 
stand nicht ins Ausland zu exportieren, wird da- 
durch — soweit Zweifel an der Zulässigkeit nach 
§ 20 Abs. 1 bestehen — sanktioniert. 

In verschiedenen Entscheidungen und Schreiben 
wurde die Auffassung vertreten, daß kein Platz 
für die Anwendung des § 20 Abs. 2 Nr. 5 besteht, 
wenn die Regelung des Wettbewerbs außerhalb 
des Geltungsbereichs des GWB in der Weise er- 
folgt, daß der Inlandsmarkt unmittelbar einbe- 
zogen wird. In einer Reihe von Entscheidungen 
wurden derartige Klauseln aber als erlaubnis- 
fähig nach § 20 Abs. 3 angesehen, so z. B. die 
oben behandelten Konkurrenzklauseln und Be- 
zugsverpflichtungen, die es dem Lizenznehmer 
unmöglich machten, aus der Bundesrepublik 
Deutschland Konkurrenzprodukte und Rohstoffe 
zu beziehen. 

In einigen Fällen machten Unternehmen, die als 
Lizenzgeber oder als Lizenznehmer Vereinbarun- 
gen getroffen hatten, die nach §§ 20, 21 genehmi- 
gungsbedürftig erschienen, Bedenken gegen die 
Anrufung des Bundeskartellamtes wegen der 
Vorschrift des § 58 Nr. 3 geltend, der u. a. be- 
stimmt, daß Verfügungen der Kartellbehörde 
nach §§ 21, 20 Abs. 3 im Bundesanzeiger bekannt- 
zumachen sind. Durch die Bekanntmachung von 
Verfügungen des Bundeskartellamtes nach § 20 
Abs. 3, § 21 würden wichtige Geschäftsgeheim- 
nisse der beteiligten Unternehmen gefährdet. 

Die Bestimmung des § 58 wird allgemein in der 
Weise ausgelegt, daß nicht der volle Wortlaut 
der Entscheidungen, sondern lediglich der ver- 
fügende Teil bekanntzumachen ist. In einigen 
Schreiben des Bundeskartellamtes wurde ferner 
zum Ausdruck gebracht, daß es nicht ausgeschlos- 
sen erscheine, bei Verwertungsverträgen nach 
§§ 20, 21 unter bestimmten Voraussetzungen von 
der Veröffentlichung ganz oder teilweise ab- 
zusehen. Als Voraussetzung wurde gefordert, 
daß bei einer Abwägung zwischen den Belangen 
der Vertragsbeteiligten und dem entgegenstehen- 
den Publizitätsinteresse das Interesse der Ver- 
tragspartner überwiegt. Dies kann z. B. dann der 
Fall sein, wenn die Gefährdung eines wichtigen 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses, zu dem 
auch der Kundenstamm gehören kann, zu besor- 
gen ist. 

3. Anwendung der Artikel 85 ff. EWG- Vertrag 
auf Lizenzverträge 

In drei nach § 20 Abs. 3 ergangenen Entscheidun- 
gen hat das Bundeskartellamt die Vorschriften der 
Artikel 85 bis 90 EWG-Vertrag als geltendes, den 
Staatsbürger unmittelbar bindendes Recht angesehen 
und hieraus die Folgerung gezogen, daß das Bundes- 
kartellamt für die Dauer der Übergangsregelung des 
Artikels 88 EWG-Vertrag im Einzelfall eine Frei- 
stellung vom Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWG- 
Vertrag aussprechen kann. In den drei erwähnten 
Fällen wurden derartige Freistellungen auch vor- 
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genommen. Die hierbei im einzelnen entwickelten 
Rechtsgrundsätze sind im Abschnitt XXII des Zwei- 
ten Kapitels wiedergegeben. 


XVII. Marktbeherrschende Unternehmen 

1. Die mißbräuchliche Ausnutzung einer markt- 
beherrschenden Stellung in verschiedenen Bereichen 
der Wirtschaft (kulturelle Leistungen, Handel, Land- | 
Wirtschaft, Mineralölerzeugnisse, Energieversor- j 
gung, Eisen-, Blech- und Metallwaren, Eisen und 
•Stahl) war Gegenstand von 13 Verfahren. 

§ 22 gibt den unmittelbar Betroffenen kein An- 
tragsrecht, wie vielfach zu Unrecht angenommen 
wird. Den von der mißbräuchlichen Ausnutzung Be- ' 
troffenen bleibt nur die Möglichkeit, den Kartell- 
behörden Anregungen und Material für ein von 
Amts wegen einzuleitendes Verfahren zu über- 
geben. 

Besonders schwierige Rechtsfragen ergeben sich 
in den noch anhängigen Verfahren gegen urheber- 
rechtliche Verwertungsgesellschaften. Hier ist vorab 
zu entscheiden, ob diese Gesellschaften überhaupt 
als Unternehmen im Sinne des GWB zu behandeln 
sind und, falls diese Frage bejaht wird, ob § 22 auf 
Urheberrechte anwendbar ist. 

Wegen der zwischen dem 16. und 24. Februar 1959 
vorgenommenen Erhöhung der Tankstellenpreise für 
Dieselkraftstoff hat das Bundeskartellamt eine Un- 
tersuchung eingeleitet. Es hat neun Mineralölfir- 
men unter Hinweis auf die gefallenen Weltmarkt- j 
preise für Rohöl aufgefordert, die Preiserhöhung zu 
begründen. In diesem Falle bereitete die Abgren- 
zung des Marktes erhebliche Schwierigkeiten. Diese 
Abgrenzung kann wohl hier nicht nur aus volks- | 
wirtschaftlich-theoretischen Kriterien gefunden, son- 
dern muß im tatsächlichen Verhalten der Hersteller j 
und Abnehmer gesucht werden. Die weitere zu klä- ; 
rende Frage ist, ob zwischen den Diesel-Kraltstoff- j 
anbietern in der Bundesrepublik wesentlicher Wett- j 
bewerb im Sinne des § 22 besteht. Auch hier wer- j 
den einzelne Wettbewerbshandlungen aus den Be- 
reichen des Haupt- und Nebenleistungswettbewerbs I 
einer Wertung zu unterziehen sein. t 

Aus dem Bereich der Energieversorgung wurden j 
fünf beim Bundeskartellamt eingegangene Beschwer- 
den zuständigkeitshalber an die Landeskartellbehör- 
den zur Ausübung der Mißbrauchsaufsicht nach § 104 
abgegeben. 

Die Frage, ob auch marktbeherrschende Unter- i 
nehmen der Nachfrageseite dem § 22 unterliegen, 
bat das Bunideskartellamt bejaht. 

Der Schutz gegen möglichen Machtmißbrauch 
marktbeherrschender Unternehmen nach § 22 wird 
ergänzt durch § 26 Abs. 2. Diese Vorschrift wendet 
sich außer an die marktbeherrschenden Unterneh- 
men an die Kartelle und preisbindenden Unter- 
nehmen. Er hat deswegen besondere Bedeutung, 
weil er das unmittelbare Verbot unbilliger Behin- j 
derung und einer sachlich nicht gerechtfertigten ; 
unterschiedlichen Behandlung gleichartiger Unter- I 
nehmen enthält. Dadurch ist § 26 Abs. 2 selbstwirk- j 


sam: die unbillig behinderten oder diskriminierten 
Unternehmen können vor den ordentlichen Gerich- 
ten auf Unterlassung, Schadenersatz oder Leistung 
klagen, ohne daß es, wie bei § 22, zunächst eines 
Verfahrens vor der Kartellbehörde bedarf, in dem 
das beanstandete Verhalten als gesetzwidriger Miß- 
brauch festgestellt wird. In zahlreichen Fällen 
dürfte diese unmittelbare Wirkung des § 26 Abs. 2 
einen mißbräuchlichen Machteinsatz vorbeugend 
verhindert haben. 

2. Dem Bundeskartellamt wurden im Berichtsjahr 
von den Unternehmen ohne vorherigen Hinweis 8 
Zusammenschlüsse nach § 23 angezeigt. Auf Grund 
von Pressenotizen wurden in 27 Fällen Unternehmen 
auf die Anzeigepflicht hingewiesen und um Äuße- 
rung gebeten, ob der von ihnen vollzogene Zusam- 
menschluß den Tatbestand des § 23 erfüllt. Darauf- 
hin wurden dem Bundeskartellamt 5 Anzeigen er- 
stattet. 

Die eingegangenen Anzeigen verteilen sich auf 
folgende Wirtschaftszweige: 

4 auf elektrotechnische Erzeugnisse, 
je 1 auf Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 
werke, 

Maschinenbau, 

feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
Eisen-, Blech-, Metallwaren, 

Glas und Glaswaren, 

Holzwaren, 

Ernährungsindustrie, 

Tabakwaren, 

Verkehrswesen. 

In 16 Fällen ergab sich, daß ein meldepflichtiger 
Tatbestand nicht vorlag; in 6 Fällen sind die Erör- 
terungen mit den Beteiligten noch nicht abgeschlos- 
sen. 

In einem Fall hat das Bundeskartellamt den Stand- 
punkt vertreten, daß eine Anzeigepflicht nach § 23 
auch dann gegeben ist, wenn ein beteiligtes Unter- 
nehmen, das für eine bestimmte Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen einen Marktanteil von 
20 v. H. oder mehr hat, sich mit einem anderen Un- 
ternehmen zusammenschließt, das nicht auf dem 
gleichen Marktgebiet tätig ist, vielmehr der vorge- 
lagerten Wirtschaftsstufe angehört, so daß sich der 
Marktanteil auf den jeweiligen Gebieten nicht er- 
höht. Die Frage ist für den Fall eines Zusammen- 
schlusses mit einem Unternehmen der nachgelager- 
ten Wirtschaftsstufe noch nicht entschieden wor- 
den. 

In vier Fällen kam es zu Verhandlungen im 
Sinne des § 24. Dabei handelte es sich im wesent- 
lichen um die Auslegung des Begriffs „Marktanteil". 
Die betroffenen Wirtschaftskreise vertreten über- 
wiegend die Meinung, daß die Grenzen der maß- 
geblichen Begriffe „Markt“ und „Marktanteil" nur 
aus der Praxis zu gewinnen seien; sie selbst gehen 
jedoch bei der Auslegung dieser Begriffe nicht ein- 
heitlich vor und neigen im Hinblick auf die nach 
§ 23 zu erstattende Anzeige einer engen Interpre- 
tation zu. Eine allgemein gültige Auslegung dieser 
Begriffe ließ sich in der Berichtszeit noch nicht er- 
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arbeiten. Das Bundeskartellamt bemüht sich in den 
einzelnen Fällen um eine die wirtschaftlichen Gege- 
benheiten berücksichtigende Auslegung. 

Die Erfahrungen im Berichtszeitraum haben die j 
bereits im Tätigkeitsbericht 1958, S. 64 getroffene j 
Feststellung bestätigt, daß die Orientierung der An- j 
zeigepflicht an einem Marktanteil von 20 v. H. ] 
Schwierigkeiten bereitet; die Anzeigepflicht sollte ; 
besser an absolute Maßstäbe wie Umsatz, Kapital- 
ausstattung, Beschäftigtenzahl der in Frage stehen- 
den Unternehmen geknüpft werden. 

Im übrigen wird es mit Hilfe der Anzeigepflicht 
nach § 23 nicht möglich sein, ein vollständiges Bild 
über den Stand der Konzentration in der west- 
deutschen Wirtschaft zu gewinnen. Denn § 23 erfaßt | 
nicht jene Unternehmen, die vor dem Inkrafttreten | 
des GWB bereits einen höheren Marktanteil als 
20 v. H. besessen haben, ferner nicht die Unter- 
nehmen, die ohne Zusammenschluß organisch in 
einen höheren Marktanteil als 20 v. H. hinein- 
wachsen. 

über die ökonomische Bedeutung der Konzentra- ; 
tion werden im Vierten und Fünften Kapitel noch j 
weitere Ausführungen gemacht. ; 

j 

XVIII. Kartellzwang, Boykott, Diskriminierung 

i 

Im Berichtszeitraum gingen beim Bundeskartell- 
amt 12 neue Beschwerden nach § 25 ein. In 2 Fällen 
wurde das Verfahren eingestellt, nachdem des be- 
anstandete Verhalten aufgegeben worden war, in 
11 Fällen aus anderen Gründen. 2 Verfahren sind ' 
noch anhängig. 

Unter den nach § 25 eingeleiteten Verfahren j 
überwogen die Fälle, in denen Abnehmer durch I 
Liefersperren oder Androhung von Liefersperren j 
veranlaßt werden sollten, bestimmte Wiederver- 
kaufspreise einzuhalten, obgleich wirksame Preis- 
bindungsverträge nach § 16 in Verbindung mit § 34 
nicht bestanden. Das Bundeskartellamt ist in diesen 
Fällen davon ausgegangen, daß Liefersperren, die ; 
ausschließlich diesem Zweck dienen, gegen § 25 : 
Abs. 1 verstoßen. Auf Grund des Eingreifens des 
Bundeskartellamtes haben in zwei Fällen die Liefe- 
ranten die vertikale Bindung der Wiederverkaufs- 
preise, die sie durch Liefersperren durchzusetzen 
versucht hatten, nach § 16 angemeldet. In weiteren 
Fällen wurde die Androhung von Liefersperren zu- 
rückgenommen. In einer Reihe von Verfahren sind 
die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen. 

Ermittlungen wegen des Verdachtes des Kartell- j 
Zwanges laufen außerdem in folgendem Fall: Zwei \ 
Verbände, die ihre Mitglieder zur Einhaltung von 
Qualitätsrichtlinien verpflichten, welche auf der | 
Grundlage einer seit 1956 außer Kraft getretenen 1 
Reichsnährstandsverordnung entwickelt worden 
sind, versuchen, Verbandsaußenseiter dadurch zum 
Beitritt zu veranlassen, daß sie diese bei Mißach- 
tung der Qualitätsrichtlinien bei der Strafverfol- 
gungsbehörde anzeigen. 

In drei Fällen nach § 25 Abs. 1 erfolgten die Lie- 
fersperren auf Veranlassung von Konkurrenten der 
Gesperrten. Diese Fälle waren auch Gegenstand von 


Ermittlungen nach § 26 Abs. 1 gegen die Veranlas- 
ser der Sperren, die sich wegen der niedrigeren Ver- 
kaufspreise der später gesperrten oder mit einer 
Liefersperre bedrohten Abnehmer beschwerdefüh- 
rend an die gemeinsamen Lieferanten gewandt hat- 
ten. In zwei Fällen laufen diese Ermittlungen noch: 
in einem Fall sind sie eingestellt worden, weil ein 
öffentliches Interesse an der Verfolgung nicht be- 
stand. 

Weitere Verfahren nach § 26 Abs. 1 haben sich 
daraus ergeben, daß in mehreren Fällen Möbelein- 
zelhändler von ihren Lieferanten die Nichtbeliefe- 
rung billiger verkaufender Mitbewerber mit Erfolg 
verlangt haben sollen. Auch diese Vorgänge werden 
noch geprüft. In einigen Fällen haben die Hersteller 
im Laufe des Verfahrens die Belieferung wiederauf- 
genommen. 

Ein Großhandelsunternehmen ist bestrebt, sich 
das Einzugsgebiet, das ihm für den Einkauf be- 
stimmter Erzeugnisse durch inzwischen außer Kraft 
getretene Bewirtschaftungsvorschriften zugewiesen 
worden war, weiterhin dadurch zu erhalten, daß es 
einerseits seine in diesem Einzugsgebiet ansässigen 
Lieferanten bestimmt, andere Großhändler nicht zu 
beliefern, und andererseits seine Abnehmer veran- 
laßt, von anderen Großhändlern Erzeugnisse, die 
aus seinem Einzugsgebiet stammen, nicht abzuneh- 
men. Das Verfahren, das sich auch gegen den Groß- 
handelsverband richtet, der diese Bemühungen um 
Aufrechterhaltung des alten Einzugsgebietes zu 
unterstützen scheint, ist noch nicht abgeschlossen. 

In zwei Fällen sind Ermittlungen gegen Einkaufs- 
vereinigungen des Einzelhandels wegen Boykott- 
verdachtes aufgenommen worden. Während in dem 
einen dieser Fälle die Ermittlungen erst am Ende 
des Berichtszeitraumes eingeleitet wurden und rmch 
andauern, haben im anderen Fall die beteiligten 
Vereinigungen und Unternehmen im Anschluß an 
Vernehmungen, die vom Bundeskartellamt veran- 
laßt worden sind, unmittelbar miteinander verhan- 
delt. Durch diese Verhandlungen ist die Angelegen- 
heit zwischen den Beteiligten erledigt worden. Das 
boykottierte Unternehmen hat erklärt, daß es an der 
Weiterverfolgung des Falles durch das Bundeskar- 
tellamt nicht mehr interessiert sei. 

Im Berichtszeitraum wurde das Bundeskärtellamt 
mit 11 neuen Beschwerden nach § 26 Abs. 1 befaßt. 
1 Verfahren wurde eingestellt, weil das beanstan- 
dete Verhalten aufgegeben worden war, 2 Verfahren 
aus anderen Gründen. 11 Verfahren laufen noch. 

Nach § 26 Abs. 2 gingen im Berichtszeitraum 71 
Beschwerden ein. In 5 Fällen wurde das Verfahren 
eingestellt, nachdem das beanstandete Verhalten 
aufgegeben worden war, in 34 Fällen aus anderen 
Gründen. 1 Sache wurde an die Landeskartellbe- 
hörden abgegeben; 60 Sachen sind noch anhängig. 

Als wichtigste Probleme des § 26 Abs. 2 ergaben 
sich die Frage der Gleichartigkeit von Unternehmen 
sowie die Fragen, unter welchen Umständen für 
eine unterschiedliche Behandlung gleichartiger Un- 
ternehmen ein sachlich gerechtfertigter Grund vor- 
liegt und wann eine Behinderung anderer Unter- 
nehmen als unbillig anzusehen ist. 
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Bei der Auslegung des Begriffes „Gleichartigkeit" 
von Unternehmen ging es um das Verhältnis von 
Facheinzelhändlern zu sonstigen Einzelhändlern, 
von Fachgeschäften zum Versandhandel, von Einzel- 
händlern zu weiterverarbeitenden Handwerkern, 
des Großhandels zu gewerblichen Einkaufsgenossen- 
schaften und von Großhändlern verschiedener Klas- 
sen zueinander. Die Entscheidungen des Amtes 
hatten sich nach den jeweiligen Besonderheiten des 
Einzelfalles zu richten; die Aufstellung allgemeiner 
Grundsätze war nicht möglich. So hat das Bundes- 
kartellamt etwa auf die entsprechende Anfrage eines 
Verbandes dahin Stellung genommen, daß Einzel- 
handelsgeschäfte und weiterverarbeitende Hand- 
werksbetriebe im Bereich der Bekieidungswirtschaft 
nicht mit der Wirkung als funktionell gleichartige 
Unternehmen anzusehen seien, daß beiden gleich 
hohe Rabatte gewährt werden müßten. Ebenso ist 
in einem Fall, der die Rabattgestaltung von Her- 
stellern von Handelsrohren betraf, die Gleichartig- 
keit von Großhändlern mit verschiedener Jahres- 
bezugsmenge (A- und B-Händlern) verneint worden 
(vgl. die Bekanntmachungen Nr. 64/59 im BAnz. 
Nr. 206 vom 27. Oktober 1959 und Nr. 1/60 im 
BAnz. Nr. 10 vom 16. Januar 1960). Die Gleich- 
artigkeit des einschlägigen einzelwirtschaftlichen 
Großhandels mit einer gewerblichen Einkaufsgenos- 
senschaft hat das Bundeskartellamt in einem Fall 
bejaht. In einem anderen Fall, in dem ein preis- 
bindendes Unternehmen die Belieferung eines Ver- 
sandhauses mit der Begründung ablehnt, der Ver- 
trieb seiner Waren erfordere eine persönliche, indi- 
viduelle Beratung des Verbrauchers durch den Ver- 
käufer, wie sie nur durch den ausschließlich belie- 
ferten Fachhandel möglich sei, ist über die Gleich- 
artigkeit noch zu entscheiden. Unter den Verfahren 
nach § 26 Abs. 2 sind fünf Fälle, in denen sich Händ- 
ler dadurch diskriminiert fühlen, daß sie nicht un- 
mittelbar vom preisbindenden bzw. marktbeherr- 
schenden Hersteller beliefert werden, sondern über 
andere, angeblich ihnen gleichartige Händler be- 
ziehen müssen. Zwei dieser Verfahren haben sich 
dadurch erledigt, daß die Hersteller die unmittel- 
bare Belieferung der beschwerdeführenden Händler 
auf die Vorstellungen des Bundeskartellamtes hin 
aufgenommen haben. In zwei der übrigen Fälle 
haben die Abnehmer nach der Einleitung der Ver- 
fahren gegen ihre Lieferanten erklärt, daß sie an 
der Fortsetzung der Verfahren nicht interessiert 
seien. Das fünfte Verfahren ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Ob eine sachlich ungerechtfertigte unterschied- 
liche Behandlung vorliegt, ist unter Abwägung der 
widerstreitenden Interessen der Hersteller und der 
betroffenen Abnehmer zu entscheiden. Das Bundes- 
kartellamt geht in Übereinstimmung mit dem Urteil 
des OLG München vom 26. Februar 1959 — - 6 U (K) j 
7/58 WuW E/OLG 286 — davon aus, daß jeder j 
Unternehmer grundsätzlich frei ist, den Vertriebs- j 
weg zu wählen, der ihm am vorteilhaftesten er- 
scheint. Es wurde daher wiederholt entschieden, 
daß preisbindende Unternehmen den Großhandel 
umgehen oder ihn praktisch ausschalten dürfen, in- 
dem sie ihm keinen oder einen nur unzureichenden 
Rabattvorsprung vor dem direkt belieferten Einzel- 
handel einräumen. Es wurde auch nicht beanstandet, 


wenn preisbindende Unternehmen als Teil ihrer 
Marktstrategie oder mit Rücksicht auf die Besonder- 
heit ihrer Erzeugnisse deren Vertrieb auf bestimmte 
Abnehmergruppen, z. B. Fachgeschäfte, oder nur 
auf eine bestimmte Gruppe von Groß- und Einzel- 
händlern beschränkten. Im Zeitschriftenvertrieb 
wurde ein sachlich gerechtfertigter Grund für die 
Begrenzung des Kreises der belieferten Groß- und 
Einzelhändler darin gesehen, daß auf diese Weise 
die Remissionen in angemessenen Grenzen gehalten 
werden sollten. 

In sechs Fällen haben Verlagsunternehmen die 
Aufnahme von Werbeanzeigen in die von ihnen 
herausgegebenen Zeitungen und Zeitschriften abge- 
lehnt. Drei Ermittlungsverfahren mußten eingestellt 
werden, weil die Einlassung, die Ablehnung sei 
sachlich gerechtfertigt gewesen, nicht widerlegt wer- 
den konnte. Beispielsweise hatte sich ein Verlag 
geweigert, die Anzeige einer Auftragsvermittlung 
zu veröffentlichen, weil dadurch seine eigenen Inter- 
essen verletzt werden würden. In einem anderen 
Fall hatte eine Apothekerzeitung die Aufnahme 
einer Anzeige abgelehnt, in der die Finanzierung 
einer neuen Apotheke angeboten wurde. Zur Be- 
gründung machte sie geltend, daß nach ihrer An- 
sicht die Schaffung zusätzlicher Apotheken weder 
im Interesse der Gesundheitspflege noch der 
Apothekerschaft liege. In den übrigen Fällen sind 
die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen. Auch 
hier wird vorgetragen, daß die gewünschten Anzei- 
gen den vom Verlag verfolgten Interessen wider- 
sprächen. In diesem Zusammenhang bedarf der Be- 
schluß des Börsenvereins des Deutschen Buch- 
handels e. V., in das Börsenblatt Anzeigen für nicht 
preisgebundene Druck-Erzeugnisse nur mit dem Hin- 
weis „fPr" (-- freier Preis) aufzunehmen, besonderer 
Prüfung. 

Zu der Frage, ob eine unbillige Behinderung vor- 
liegt, wird möglicherweise in einem Verfahren 
gegen eine Ausstellungsgesellschaft Stellung zu 
nehmen sein. Die Gesellschaft weigert sich, zu der 
von ihr veranstalteten, für eine bestimmte Branche 
führenden Musterschau solche Unternehmen zuzu- 
lassen, die nicht Mitglied des Bundesverbandes 
dieser Branche sind. Die in dem Ausschluß von der 
Musterschau liegende Behinderung könnten die be- 
troffenen Unternehmen zwar dadurch ausräumen, 
daß sie dem Bundesverband beiträten oder im Falle 
der Ablehnung ihrer Aufnahme einen Antrag nach 
§ 27 stellten. Es erscheint jedoch fraglich, ob es 
diesen Unternehmen billigerweise zugemutet wer- 
den kann, einem Verband, mit dessen Zielen sie 
vielleicht nicht übereinstimmen, nur deshalb beizu- 
treten, um an der Musterschau teilnehmen zu 
können. 

XIX. Verfahren wegen Aufnahme in eine 
Wirtschafts- oder Berufsvereinigung 

Im Berichtszeitraum sind elf Anträge nach § 27 
beim Bundeskartellamt gestellt worden. Ein Verfah- 
ren hat sich bereits dadurch erledigt, daß sich der 
betreffende Verband nach erneuter Prüfung ent- 
schloß, den Antragsteller aufzunehmen. In einem 
anderen Verfahren wurde der Antragsteller zu- 
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nächst auf Prohn in den Verband aufyenommen. Bei \ 
der Prüfung der übrigen Anträge hat sich die Frage i 
ergeben, wie der Begriff der Wirtschafts- oder Be- 
rufsvereinigung im Sinne des § 27 auszulegen ist. 
So hatte ein Unternehmen der kosmetischen Indu- 
strie, das eine Kundenzeitschrift herausgibt, die 
Aufnahme in eine Organisation begehrt, die nur i 
die zahlenmäßige Verbreitung (Auflagenhöhe) der 
einzelnen Zeitschriften als Werbeträger ermittelt 
und in regelmäßigen Abständen bekanntgibt. Das 
Bundeskartellamt hat in der Begründung des zurück- 
weisenden Beschlusses ausgeführt, daß unter dem 
Begriff „Wirtschafts- oder Berufsvereinigung" nur | 
eine Vereinigung zur Wahrnehmung und Förderung 
aller gemeinsamen Interessen der Angehörigen 
eines Wirtschaftszweiges oder eines bedeutenden 
Ausschnitts dieser Interessen verstanden werden 
könne. 

In zwei noch anhängigen Verfahren hat das Bun- 
deskartellamt zu prüfen, ob sachlich gerechtfertigte 
Gründe für die Ablehnung der Aufnahme des An- 
tragstellers in die Wirtschafts- oder Berufsvereini- 
gung vorliegen. Es handelt sich dabei in einem Falle 
um die Nachprüfung, ob der Antragsteller die sat- 
zungsgemäßen Voraussetzungen für die Aufnahme 
erfüllt. In dem anderen Falle hat der Verband vor- 
getragen, der Antragsteller habe Vorstand und 
Geschäftsführung des Verbandes öffentlich belei- 
digt und in einer Eingabe an das Bundeskartellamt 
in unsachlicher und unrichtiger Art den gesamten 
Verband belastet. 


XX. Wettbewerbsregeln 

1. In der Berichtszeit hat sich ein zunehmendes 
Interesse der Wirtschaft an der Einführung von 
Wettbewerbsregeln gezeigt. Es wurden 3 neue An- 
träge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln nach 
§ 28 Abs. 3 gestellt, so daß im Berichtsjahr 6 An- 
träge anhängig waren. Über 13 von Wirtschafts- 
oder Unternehmensvereinigungen im Entwurf vor- 
gelegte Wettbewerbsregeln, deren Registrierung an- 
gestrebt wird, ist zum Teil wiederholt eingehend 
verhandelt worden. 

a) Der Antrag des Bundesverbandes des Deutschen 
Kohleneinzelhandels e. V., Bad Godesberg, ist 
nach eingehenden Vorbesprechungen zwischen 
dem Antragsteller und dem Bundeskartellamt 
bekanntgemacht worden (BAnz. Nr. 76 vom 22. 
April 1959 und Nr. 211 vom 3. November 1959). 
In der geänderten zweiten Fassung hat das Bun- 
deskartellamt diesem Antrag am 9. Dezem- 
ber 1959 stattgegeben. Die Wettbewerbsregeln j 
der Bundesorganisation des Kohleneinzelhandels ! 
sind die ersten Wettbewerbsregeln, die das Bun- * 
deskartellamt nach dem in den §§ 28 ff. geregelten 
Verfahren geprüft und in das Register für Wett- 
bewerbsregeln eingetragen hat. 

b) Der Verband der Diätetischen Lebensmittelin- 
dustrie e. V., Frankfurt (Main), hat gebeten, we- 
gen zu erwartender gesetzlicher Regelungen auf 
dem Gebiet des Arznei- und Lebensmittelrechts 
über seinen bereits im Jahre 1958 gestellten An- 


trag auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 
(BAnz. Nr. 211 vom 1. November 1958) bis zum 
Ende des Berichtsjahres nicht zu entscheiden. 

c) Der Fachverband des Deutschen Linoleumhandels 
e. V., Lübeck, hat auf Grund der gegen seinen 
Antrag (BAnz. Nr. 125 vom 4. Juli 1958) geltend 
gemachten kartellrechtlichen Bedenken gegen 
Ende der Berichtszeit eine geänderte Fassung 
einzelner Wettbewerbsregeln eingereicht, che 
noch nicht im Bundesanzeiger bekanntgemacht 
ist. 

d) Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels 
e. V., Frankfurt (Main), hat am 29. Januar 1959 
die Registrierung von Wettbewerbsregeln bean- 
tragt (BAnz. Nr. 139 vom 24. Juli 1959). Gegen 
diese Wettbewerbsregeln sind aus den beteilig- 
ten Wirtschaftskreisen zahlreiche Einwendungen 
erhoben worden, die erkennen lassen, daß durch 
bestimmte Regeln unterschiedliche oder gegen- 
sätzliche wirtschaftliche Interessen der Beteilig- 
ten erheblich berührt werden. Da die Wettbe- 
werbsregeln, die zugleich Bestandteil der Ver- 
kehrs- und Verkaufsordnung des Börsenvereins 
sind, in der Fassung des Antrages auch kartell- 
rechtlichen Bedenken begegnen, sind vor einer 
Entscheidung des Antrages noch Verhandlungen 
mit dem Antragsteller sowie den Unternehmen 
und Organisationen notwendig, die zu dem An- 
trag Stellung genommen haben. 

e) Ein weiterer im Berichtsjahr gestellter Antrag 
auf Eintragung von Wettbewerbsregeln im Be- 
reich der Elektroindustrie konnte noch nicht be- 
kanntgemacht werden, da die Prüfung der for- 
mellen Antragserfordernisse noch nicht abge- 
schlossen ist. 

f) Der dritte im Jahre 1959 von einem Verband der 
KÖrperpflegemittel-Industrie gestellte Antrag 
nach § 28 Abs. 3 ist inzwischen aus verbandsin- 
ternen Gründen wieder zurückgenommen wor- 
den. 

2. Die bisherigen Antragsverfahren und insbeson- 
dere die Erörterungen der zunächst im Entwurf vor- 
gelegten Wettbewerbsregeln haben gezeigt, daß die 
Wirtschaft daran interessiert ist, in den Wettbe- 
werbsregeln vorwiegend zwei wettbewerbsrechtlich 
und wirtschaftlich bedeutsame Tatbestände zu erfas- 
sen und in einem bestimmten Sinne zu regeln: 

a) Die Einschränkung „wettbewerbsverfälschender 
Praktiken" im Bereich der Werbung und des so- 
genannten Nebenleistungswettbewerbs, insbe- 
sondere des Zugabewesens, und 

b) die zum Zweck der „Preisklarheit und -Wahr- 
heit" und der „verbesserten Markttransparenz" 
geforderte Kalkulation und Preisgestaltung nach 
„gesunden" oder „anerkannten" kaufmännischen 
Grundsätzen. 

Die letztere Forderung soll zumeist durch die Aus- 
schaltung einer gezielten Preisunterbietung und des 
wirtschaftlich nicht gerechtfertigten Verkaufs unter 
Selbstkosten, vor allem aber durch das allgemeine 
oder beschränkte Verbot von Diskriminierungen im 
Rahmen eines bestimmten Meldes.ystems verwirk- 
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licht werden. Ein solches Meldesystem, das nach 
Ansicht der meisten Wirtschaftsorganisationen als 
Grundlage und ergänzende Regelung zur Durchfüh- 
rung eingetragener Wettbewerbsregeln in der Wirt- 
schaftspraxis nicht entbehrt werden kann, ver- 
pflichtet die Beteiligten regelmäßig 

a) zur Führung von Preislisten mit allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen, 

b) zu einer mehr oder weniger uneingeschränkten 
Dokumentation aller Geschäftsabschlüsse, 

c) zur laufenden Meldung der jeweils geltenden 
Preislisten, jeder Änderung derselben und aller 
von den Preislisten und allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen abweichenden Geschäftsabschlüsse 
an eine zentrale Melde- oder Treuhandstelle und | 

d) zur uneingeschränkten, zumindest aber grund- 
sätzlichen Einhaltung der bekanntgemachten und 
gemeldeten Listenpreise und Geschäftsbedingun- 
gen. 

Die Erfüllung dieser vertraglichen Verpflichtungen 
wird im allgemeinen durch ein umfassendes Kon- 
troll- und Prüfungssystem, ein besonderes Schieds- 
gerichtsverfahren zur Entscheidung von Regelver- 
stößen und durch Vertragsstrafen gesichert. 

3. Im Tätigkeitsbericht 1958, S. 59 hatte das Bun- 
deskartellamt bereits auf die besonderen kartell- 
rechtlichen und wirtschaftlichen Probleme hingewie- 
sen, die mit der Aufstellung, Eintragung und prak- 
tischen Anwendung von Wettbewerbsregeln ver- j 
bunden sind. Es war auch im Berichtsjahr noch nicht j 
möglich, alle in diesem Zusammenhang auftreten- i 
den Zweifelsfragen von grundsätzlicher oder all- j 
gemeiner wirtschaftlicher Bedeutung zu klären. Den- 
noch haben die im Jahr 1959 durchgeführten Ein- 
tragungs- und vorbereitenden Verfahren zu einer 
bestimmten Auffassung des Bundeskartellamtes in 
einigen Grundsatzfragen und zu wichtigen Erkennt- 
nissen über die Möglichkeiten und Grenzen dieses 
Rechtsinstituts geführt, die ihren Niederschlag in 
den Ergebnissen zahlreicher Verhandlungen zwi- 
schen den interessierten Wirtschaftskreisen und 
dem Bundeskartellamt und in der Begründung des 
oben erwähnten ersten Eintragungsbeschlusses ge- 
funden haben. 

a) Wettbewerbsregeln können oftmals nicht ab- 
strakt und allein nach ihrem rechtlichen Inhalt 1 
daraufhin beurteilt werden, ob sie nach den 1 
Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs gerecht- ' 
fertigt oder ob sie geeignet sind, den freien ; 
Wettbewerb zu beschränken. Gerade für die j 
Entscheidung über die Eintragung solcher Re- 
geln, deren kartellrechtliche Zulässigkeit zu- 
nächst zweifelhaft erscheint, sind vielfach die i 
besonderen Verhältnisse der Branche sowie 
Zweck, Auslegung, Handhabung und Auswir- ! 
kungen der Regeln in der Praxis von erheblicher | 
Bedeutung. Daher verdienen in diesem Zusam- | 
menhang besondere Beachtung alle Verträge und 
Beschlüsse der Beteiligten über die Anwendung j 
der Wettbewerbsregeln und insbesondere Ver- 
einbarungen im Sinne des § 29, durch die sich 
Unternehmen zur Einhaltung der eingetragenen 


Wettbewerbsregeln verpflichten können, ohne 
gegen § 1 zu verstoßen. Die Kartellbehörden 
müssen derartige Vereinbarungen bei der Ent- 
scheidung des Eintragungsantrages berücksich- 
tigen. 

b) Die praktische Bedeutung der Wettbewerbsre- 
geln hängt entscheidend von ihrem kartellrecht- 
lich zulässigen Inhalt ab. Zu dieser Grund- 
satzfrage, die bereits im Tätigkeitsbericht 1958, 
S. 59 als das zentrale Problem der Wettbewerbs- 
regeln gekennzeichnet war, hat das Bundeskartell- 
amt erstmalig in dem Beschluß über die Eintra- 
gung der Wettbewerbsregeln im Bereich des 
Kohleneinzelhandels Stellung genommen. 

Wettbewerbsregeln, deren Registrierung von 
einer Wirtschafts- oder Berufsvereinigung bei 
den Kartellbehörden beantragt werden kann, 
sind nach § 28 Abs. 2 Bestimmungen, die das 
Verhalten von Unternehmen im Wettbewerb 
regeln zu dem Zweck, einem den Grundsätzen 
des lauteren Wettbewerbs zuwiderlaufenden 
Verhalten im Wettbewerb entgegenzuwirken 
und ein diesen Grundsätzen entsprechendes Ver- 
halten im Wettbewerb anzuregen. Ein Wesens- 
merkmal eintragungsfähiger Wettbewerbsregeln 
ist danach der Zweck, die Lauterkeit im Wett- 
bewerb zu fördern. Andere, wirtschaftspoliti- 
sche Zielsetzungen, z. B. die Verbesserung der 
Markttransparenz, rechtfertigen allein nicht die 
Aufstellung und Eintragung von Wettbewerbs- 
regeln, mögen sie im übrigen auch wettbewerbs- 
wirtschaftlich erwünscht sein. 

Das Gesetz verpflichtet und berechtigt die Kar- 
tellbehörde, bei der Entscheidung über, die Ein- 
tragung von Wettbewerbsregeln unter Berück- 
sichtigung der zum Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG) und seinen Nebengesetzen 
ergangenen Rechtsprechung und nach den von 
ihr entwickelten Wertmaßstäben zu prüfen, ob 
und inwieweit Wettbewerbsregeln im Einzelfall 
den Grundsätzen lauteren Wettbewerbs entspre- 
chen können, ohne gegen eine rechtliche Vor- 
schrift zu verstoßen. Das GWB definiert nicht, 
was unter „Grundsätze des lauteren Wettbe- 
werbs" in § 28 Abs. 2 zu verstehen ist. Es ver- 
wendet vielmehr, wie sich aus der Entstehungs- 
geschichte und dem Zweck der §§28 ff. und aus 
dem Wortlaut des § 31 Abs. 1 entnehmen läßt, 
den anerkannten rechtlichen Wertbegriff des all- 
gemeinen Wettbewerbsrechts, der seinen Sinn 
und Inhalt aus dem Gebot der guten Sitten und 
der Beachtung der besonderen wettbewerbs- 
rechtlichen Vorschriften erhält. Die Frage, ob 
Wettbewerbsregeln bezwecken — und auch ge- 
eignet sind — , den Grundsätzen lauteren Wett- 
bewerbs in einem Wirtschaftszweig erhöhte Gel- 
tung zu verschaffen, ist daher in erster Linie 
nach den Vorschriften des UWG und seiner 
Nebengesetze, insbesondere des Rabattgesetzes 
und der Zugabeverordnung, zu beurteilen. Mit 
dieser Feststellung bahnt sich die Lösung der 
Grundsatzfrage nach den Grenzen der Wettbe- 
werbsregeln an, die im Falle des Kohleneinzel- 
handels noch nicht zu entscheiden war. Zum 
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Schutze des Leistungswettbewerbs können nur j 
solche Regeln vereinbart werden, die auf För- 
derung der Lauterkeit gerichtet sind. Sie be- 
schränken sich andererseits nicht auf Verbote 
unlauterer Tatbestände im Sinne des UWG und 
seiner Nebengesetze, sondern können Gebote 
enthalten, deren Verletzungen nicht notwendig i 
derartige Gesetzesverstöße darstellen. Wenn sol- j 
che Regeln in den Randbezirk des Verbotsbe- ; 
reichs des § 1 geraten, kann der Verstoß durch 
die im § 31 vorgesehene Ermessensentscheidung j 
der Kartellbehörde ausgeschlossen werden. 

c) Die meisten Wirtschaftszweige und Wirtschafts- j 
Organisationen sind an solchen Wettbewerbsre- 
geln besonders interessiert, die der Bekämpfung j 
einer „gesunden kaufmännischen Grundsätzen 
widersprechenden' 1 Preisgestaltung dienen sol- 
len, indem sieidie Unternehmen allgemein zur Füh- 1 
rung von Preislisten verpflichten und grundsätz- 1 
lieh oder unter bestimmten Voraussetzungen den , 
Verkauf unter Selbstkosten, die Preisunterbia- j 
tung und die Preisdiskriminierung verbieten. Bei 
der kartellrechtlichen Beurteilung solcher Re- 
geln hat sich das Bundeskartellamt von folgen- | 
den Grundsätzen leiten lassen: 

aa) Gegen eine vertragliche Verpflichtung zur 
Führung von Preislisten im Geschäftsver- | 
kehr bestehen, soweit sie im Einzelfall nicht 1 
durch besondere Umstände begründet ist, ' 
kartellrechtliche Bedenken. Allgemein läßt 
sich eine derartige Verpflichtung nicht aus 
den Grundsätzen lauteren Wettbewerbs, 
auch nicht aus dem Grundsatz der Preisklar- j 
heit und -Wahrheit, rechtfertigen. Als Ver- ; 
einbarung in Verbindung mit Wettbewerbs- : 
regeln erscheint eine Verpflichtung zur Füh- . 
rung von Preislisten dann vertretbar, wenn ! 
die Führung von Preislisten in einer Branche | 
bereits aus kaufmännisch-technischen oder ; 
betriebsorganisatorischen Gründen notwen- ; 
dig und nachweislich allgemein üblich ist. 
Zwingt sie jedoch einzelne Unternehmen, 
die individuelle Preisbildung — zumindest 
grundsätzlich — aufzugeben und zu einer i 
allgemeinen Preisstellung überzugehen, kann 
sie den Tatbestand des § 1 erfüllen, indem 
sie eine mögliche und bisher angewandte 
Art der Preisbildung ausschaltet und da- 
durch die Flexibilität der Preise auf einem ; 
bestimmten Markt einschränkt. 

Die kartellrechtliche Würdigung des ver- 
traglichen Preislistenzwangs berührt nicht 
die dem Bundeskartellamt nicht obliegende 
Beurteilung entgegenstehender Bestimmun- ; 
gen zum Preislistenzwang in Zwischenstaat- 1 
liehen Verträgen. 

i 

bb) Der Verkauf unter Selbstkosten, die Preis- i 
unterbietung und die Preisdiskriminierung j 
können unter bestimmten Voraussetzungen , 
unzulässige Formen des Preiswettbewerbs 
sein. 

Nach den Grundsätzen lauteren Wett- 
bewerbs und den Regeln der Marktwirt- 


schaft hat jeder Unternehmer das Redil, 
seine Preise im Rahmen der geltenden Ge- 
setze und Verordnungen frei und selbstver- 
antwortlich zu bilden. Das Bundeskartellamt 
hält es für sachdienlich, diesen Grundsatz 
auch in Wettbewerbsregeln zum Ausdruck 
zu bringen, um die Gefahr einer unrichtigen 
Auslegung und Anwendung der Regeln aus- 
zuschalten. Daß diese Gefahr gegeben ist, 
haben zahlreiche Eingaben von Unterneh- 
men und Wirtschaftsorganisationen im Rah- 
men der bisherigen Eintragungsverfahren 
gezeigt. 

Im übrigen kann in eintragungsfähigen 
Wettbewerbsregeln das Verbot des Ver- 
kaufs unter Selbstkosten und der Preis- 
unterbietung wegen der Bedeutung des 
Preiswettbewerbs für die Marktwirtschaft 
nur zur Förderung der Lauterkeit im Wett- 
bewerb zugelassen werden, wobei die von 
der Rechtsprechung zum UWG und seinen 
Nebengesetzen entwickelten Grundsätze zu 
berücksichtigen sind. Danach sind diese For- 
men des Preiskampfes als solche noch nicht 
wettbewerbsfremd; sie gehören vielmehr in 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung zu den 
zulässigen Mitteln im Wettbewerb und sind 
daher grundsätzlich nicht verboten. Sie kön- 
nen als Verstoß gegen die guten Sitten erst 
dann angesehen werden, wenn besondere 
Umstände hinzutreten, d. h. wenn der Ver- 
kauf unter Selbstkosten und die Preisunter- 
bietung im Einzelfall nach Anlaß, Mittel und 
Zweck unzulässige Wettbewerbshandlungen 
darstellen (BGH vom 14. Juli 1954 — 1 ZR 
240/52 — ; Wirtschaft und Wettbewerb 1955 
S. 118 ff.; WuW/E BGH 76). Nur unter die- 
ser Voraussetzung sind sie auch mit den 
Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs im 
Sinne des § 28 Abs. 2 nicht vereinbar. 

cc) Ein allgemeines Diskriminierungsverbot ent- 
spricht, von der Sonderregelung des Rabatt- 
gesetzes abgesehen, nicht dem geltenden 
Wettbewerbsrecht, insbesondere nicht dem 
GWB. Dieses untersagt, wie auch seine Ent- 
stehungsgeschichte erkennen läßt (Ausschuß 
für Wirtschaftspolitik des Bundestages, 166. 
bis 168. Sitzung), Diskriminierungen nur 
dort, wo ein besonderes und erhöhtes 
Schutzbedürfnis bestimmter Marktteilneh- 
mer besteht, das wiederum aus einer beson- 
deren und erhöhten Gefahr mißbräuchlichen 
Einsatzes von Markt- oder Verbandsmacht 
erwächst. Ein solches Schutzbedürfnis ist 
aber nur dort gegeben, wo das Gesetz fak- 
tische oder rechtsgeschäftliche Wettbewerbs- 
beschränkungen zuläßt, nicht aber, soweit 
die Wettbewerbsordnung die Freiheit des 
Wettbewerbs und damit auch die wirtschaft- 
liche Bewegungsfreiheit der Maiktbeteilig- 
ten gewährleistet. 

In Übereinstimmung mit der Rechtspre- 
chung und dem Schrifttum ist das Bundes- 
kartellamt der Auffassung, daß im Bereich 
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der Leistungsaustauschverträge der An- | 
spruch auf Gleichbehandlung weder auf den t 
verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz ge- i 
stützt noch aus dem Grundsatz der guten 
Sitten abgeleitet werden kann. Im Wirt- j 
schaftsleben gilt demnach, mit Ausnahme ; 
bestimmter monopolistischer Bereiche, nicht 
das Gebot der Gleichbehandlung und somit 
auch nicht — unbeschadet des § 26 Abs. 2 j 
— allgemein das Verbot willkürlichen Han- ; 
delns. Es ist insbesondere kein Grundsatz ; 
des lauteren Verhaltens im Wettbewerb, 
daß bei vergleichbaren Geschäften gleich- 
artige Abnehmer hinsichtlich der Preise und 
sonstigen Geschäftsbedingungen gleichzu- 
behandeln sind, oder daß auf Grund der | 
gleichen Leistung auch die gleiche Gegen- j 
leistung beansprucht werden kann. Die Ent- 
scheidungsfreiheit des Unternehmers in der 
Preisbildung umfaßt vielmehr, soweit dem 
nicht besondere gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen, auch das Recht, von ver- 
öffentlichten Preislisten abzuweichen und 
die eigenen üblichen Preise zugunsten ein- 
zelner Abnehmer zu unterschreiten. 

Nach diesen Grundsätzen sind verschie- 
dene Tatbestände unzulässiger Diskriminie- 
rungen in Wettbewerbsregeln denkbar. Ein- 
mal ergibt sich aus dem Rabattgesetz für 
den Geschäftsverkehr mit Letztverbrauchern 
in Gütern des lebensnotwendigen Bedarfs 
ein allgemeines, wenn auch nicht ausnahms- . 
loses Diskriminierungsverbot, das als Wett- 
bewerbsregel keine besonderen rechtlichen 
oder praktischen Schwierigkeiten bereitet. 
Es erscheint unter besonderen Umständen 
auch möglich, daß durch Abweichung von 
den Bedingungen einer dem Markt bekannt- 
gemachten Preisliste Abnehmer — der 
jeweilige Geschäftspartner oder andere 
Kunden — bewußt und unter Umständen 
planmäßig über die wahre Preisstellung des 
Verkäufers getäuscht werden. Ein solches 
Geschäftsgebaren würde den im Wett- 
bewerbsrecht anerkannten Wahrheitsgrund- 
satz verletzen und damit auch den Grund- 
sätzen lauteren Wettbewerbs im Sinne des j 
§ 28 Abs. 2 zuwiderlaufen. In den bisherigen 
Verfahren konnte jedoch noch keine Klar- j 
heit darüber gewonnen werden, ob Diskrimi- 
nierungen auch unzulässig sein können, 
weil sie eine Täuschung von Mitbewerbern 
bedeuten. Der Fall, daß eine differenzie- 
rende Behandlung von Abnehmern zugleich 
eine unlautere Täuschung von Konkurrenten 
darstellt, dürfte in der Praxis selten sein, 
so daß sich schon aus diesem Grund das 
Kriterium „Täuschung von Mitbewerbern" 
in Wettbewerbsregeln wenig eignet; denn 
Wettbewerbsregeln sollen im allgemeinen 
auf typische Wettbewerbsverstöße in einer 
Branche abgestellt sein. Wenn Mitbewerber 
in unredlicher Weise durch Abweichen eines 
Unternehmers von seiner Preisliste oder 
durch sonstige unterschiedliche Behandlung 


von Abnehmern beeinträchtigt werden, wird 
der die Sittenwidrigkeit begründende Um- 
stand vielmehr regelmäßig in der Ausnut- 
zung fremden oder eigenen Rechtsbruchs 
zur Erlangung eines Wettbewerbsvorsprun- 
ges gegenüber gesetzes- oder Vertragstreuen 
Mitbewerbern liegen. Die Zulassung dieser 
Diskriminierungstatbestände in Wettbe- 
werbsregeln dürfte dem berechtigten Inter- 
esse der Wirtschaft an der Ausschaltung ge- 
wisser marktstörender Differenzierungen 
Rechnung tragen. 

d) Aus der Aufstellung von Wettbewerbsregeln 
durch Wirtschafts- oder Berufsvereinigungen 
und aus ihrer Eintragung in das Register ent- 
steht weder für außenstehende Unternehmen 
noch für die Verbandsmitglieder eine unmittel- 
bare zivilrechtliche Verpflichtung zur Einhaltung 
der Regeln. Hierzu bedarf es vielmehr einer be- 
sonderen Vereinbarung. Um Mißverständnisse 
zu vermeiden, hält es das Bundeskartellamt für 
notwendig, diese Rechtslage durch eine entspre- 
chende Fassung der Regeln zu berücksichtigen 
und zugleich in der üblichen Einleitung der 
Wettbewerbsregeln Formulierungen zu vermei- 
den, die in weniger rechtskundigen Wirtschafts- 
kreisen leicht zu der irrtümlichen Auffassung 
führen könnten, daß eingetragene Wettbewerbs- 
regeln eine allgemeine rechtliche Geltung be- 
säßen. 

e) Die bereits im Tätigkeitsbericht 1958, S. 59, er- 
wähnte Frage, ob Unternehmen auch durch Be; 
Schlüsse, insbesondere Mehrheitsbeschlüsse, ihres 
Verbandes zur Einhaltung der eingetragenen 
Wettbewerbsregeln verpflichtet — - und gegebe- 
nenfalls weiteren Durchführungsregelungen 
unterworfen — werden können, ist in den Ein- 
tragungsverfahren während des Berichtsjahres 
noch nicht entschieden worden. Das Bundes- 
kartellamt hat aber, um einer mißbräuchlichen 
Anwendung von Wettbewerbsregeln von vorn- 
herein vorzubeugen, anläßlich der ersten Ein- 
tragung von Wettbewerbsregeln in das Register 
erklärt, daß Mehrheitsbeschlüsse einer Wirt- 
schafts- oder Berufsvereinigung, durch die auch 
überstimmte oder an der Abstimmung nicht be- 
teiligte Mitglieder zur Einhaltung von Wett- 
bewerbsregeln verpflichtet werden, erheblichen 
kartellrechtlichen Bedenken begegnen. Das Bun- 
deskartellamt hat daher den Wirtschaftsvereini- 
gungen empfohlen, die Einhaltung und Anwen- 
dung eingetragener Wettbewerbsregeln nicht 
durch Mehrheitsbeschlüsse zu erzwingen. 

XXL Verfahrensfragen 

Im Verfahrensrecht des GWB sind nach Auf- 
fassung des Bundeskartellamtes die Begriffe einer 
Verfügung im Sinne des GWB und des Verwaltungs- 
aktes im Sinne der verwaltungsrechtlichen Ver- 
fahrensvorschriften gleichzusetzen. Auf diese Weise 
wird eine vom Gesetz nicht beabsichtigte Zwei- 
gleisigkeit der gerichtlichen Kontrolle vermieden, 
die sonst eintreten müßte, weil auf Grund von 
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Artikel 19 Abs. 4 GG in Verbindung mit der ver- ■ 
waltungsgerichtlichen Generalklausel jeder Ver- 
waltungsakt vor den Verwaltungsgeriditen ange- 
fochten werden kann, falls nicht eine andere Zu- 
ständigkeit ausdrücklich angeordnet ist. Somit hat \ 
das Bundcskartcllamt Entscheidungen über Bei- 
ladungsanträge, Auskunftsersucheu und Anträge aut 
Eintragung von Wettbewerbsregeln als anfechtbare 
Verfügungen angesehen, nicht dagegen eine Auf- j 
forderung nach § 17 Abs. 2, den beanstandeten Miß- 
brauch einer Preisbindung abzustellen. 

Die Beiladung ist für die beteiligten Wirtschafts- 
kreise von erheblicher Bedeutung; denn nur aus 
der Rechtsstellung eines Beteiligten, die durch die 
Beiladung erlangt wird, ist es einem nicht von vorn- 
herein am Verfahren Beteiligten möglich, über den 
Einspruch eine Entscheidung der Gerichte herbeizu- 
führen. 

In Entscheidungen über Bciladungsanträge hat 
das Bundeskartellamt bisher stets vermieden, die 
Entscheidung zur Hauptsache vorwegzunehmen. 

Bei der Entscheidung über Beiladungen hat das 
Bundeskartellamt folgende Rechtsgrundsätze ent- 
wickelt: 

Obwohl dies in § 59 ausdrücklich nicht vorge- 
sehen ist, wurde das Recht anerkannt, Einspruch 
gegen die Ablehnung der Beiladung einzulegen 
(Einspruchsentscheidung Kalisyndikat — Beiladung 
IG Bergbau vom 3. Juli 1959, Beschwerde ein- 
gelegt). ') 

Für einen Beiladungsantrag wird ein Rechtsschutz- 
interesse gefordert. Die Einspruchsabteilung hat 
z. B. die Beiladung eines Unternehmens abgelehnt, 
weil bereits der Verband beigeläden worden war, 
dem dieses Unternehmen angehörte, und dem Sach- 
vortrag zu entnehmen war, daß die gleichen Argu- 
mente vorgebracht werden sollten. Interessen, 
die von denen abwichen, die der Verband bereits 
vertrat, konnte der Antragsteller nicht dartun. Da- 
mit ist nicht gesagt, daß in allen Fällen die Bei- 
ladung eines Verbandes die selbständige Beiladung 
seiner Mitglieder ausschließt (Einspruchsentscheidung 
Tapetenherstellcr — Beiladung vom 4. März 1959). 

Das Bundeskartellamt hat § 51 Abs. 2 Nr. 4 
dahin ausgelegt, daß ein strenger Maßstab anzu- 
legen sei, wenn geprüft wird, ob die wirtschaftlichen 
Interessen des Antragstellers in erheblichem Maße 
berührt werden (zuletzt Einspruchsentscheidung 
Düngekalk — Beiladung vom 12. November 1959). 
Dies ergibt sich aus dem Worte „erheblich", das in 
das Gesetz aufgenommen wurde, um eine vom Ge- 
setzgeber nicht beabsichtigte Ausweitung des Ver- 
fahrens zu verhindern, sowie aus dem Umstand, daß 
neben der Beiladung durch § 53 Abs. 2 die Mög- 
lichkeit geschaffen wurde, vom Verfahren berührte 
Wirtschaftskreise anzuhören, ohne ihnen die Rechts- 
stellung eines Beteiligten zu geben. Die Ablehnung 
des Beiladungsantrages einer Gewerkschaft wurde 
in doppelter Weise begründet. Einmal zeigt der 
Unterschied der Fassung des § 51 Abs. 2 Nr. 1 zu 


§ 51 Abs. 2 Nr. 4, daß die Personen und Personen- 
vereinigungen, deren Interessen durch die Entschei- 
dung erheblich berührt werden, von denen unter- 
schieden werden müssen, die die Einleitung des Ver- 
fahrens beantragt haben. Damit ist eine Auslegung 
ausgeschlossen, welche dazu führt, daß die Inter- 
essen einer Gruppe, die rechtlich oder wirtschaftlich 
zu den die Einleitung des Verfahrens beantragenden 
Unternehmen gehört, zu einer Beiladung führen 
können. Außerdem sind die Rechte der Arbeit- 
nehmer im Betriebsverfassungsgesetz ausdrücklich 
geregelt. Zum anderen wurde ausgeführt, daß aus 
tatsächlichen Gründen die Interessen der Gewerk- 
schaft nicht als erheblich berührt angesehen wurden. 
In diesem Verfahren war es jederzeit unstreitig, daß 
dadurch das Recht der Gewerkschaft unberührt bleibt, 
nach § 53 Abs. 2 gehört zu werden (Einspruchs- 
entscheidung Kalisyndikat — Beiladung IG Bergbau 
\om 3. Juli 1959, Beschwerde eingelegt). 1 ) 

Eine zivilrechtliche Betroffenheit rechtfertigt die 
Beiladung, sofern nur die wirtschaftlichen Inter- 
| essen in erheblichem Umfang berührt werden. Dies 
entspricht der Rechtsprechung der Verwaltungs- 
gerichte, die eine Beiladung trotz fehlender öffent- 
lich-rechtlicher Betroffenheit dann für zulässig hal- 
ten, wenn eine zivilrechtliche Betroffenheit vor- 
liegt. Die Frage, ob die Berührung der wirtschaft- 
lichen Interessen im Streitfälle zu einem das Kartell- 
verfahren nicht berührenden Zivilrechtsstreit führen 
müßte, ist für die Zulässigkeit der Beiladung uner- 
heblich (Einspruchsentscheidung Kalisyndikat — 
Beiladung Schutzbund der abbauberechtigten Grund- 
eigentümer vom 13. November 1959, Beschwerde 
eingelegt). 

Dagegen genügt für eine Beiladung nicht die Be- 
sorgnis künftiger Gesetzesverletzung des Kartells 
gegenüber dem Antragsteller, weil bei der Beurtei- 
lung einer zukünftigen Interessenlage davon ausge- 
gangen werden muß, daß das Gesetz beachtet wird 
oder daß doch bei einer Gesetzesverletzung der von 
dem Bundeskartellamt bzw. den Gerichten gewährte 
Rechtsschutz sich als wirksam erweist (Einspruchs- 
entscheidung Düngekalk — Beiladung vom 
12. November 1959). 

Eine Beiladung ist nur für das gesamte Verfahren 
möglich, weil der Kreis der Beteiligten für die ein- 
zelnen Teile eines Verfahrens nicht unterschiedlich 
bestimmt werden kann. Die Einspruchsabteilung hat 
deshalb eine Beiladung, ' die allein für eine einst- 
weilige Anordnung ausgesprochen worden war, für 
unzulässig erklärt, weil im GWB nur ein einheit- 
liches Verwaltungsverfahren vorgesehen ist, in wel- 
chem erforderlichenfalls eine einstweilige Anord- 
nung getroffen werden kann (Einspruchsentschei- 
dung Melitta vom 4. September 1959, Beschwerde 
eingelegt). 

Der Streit über die Beiladung hindert eine Ent- 
scheidung in der Hauptsache nicht. Diesen Grund- 
satz leitet das Bundeskartellamt aus dem Wortlaut 
des § 63 her — aufschiebende Wirkung nur bei den 
dort aufgezählten Verfügungen — und aus der 


’) Beschwerde am 19. Februdr1960 zuriiekejewiesen, Aktenzeichen 5 Kart V — 8/59; Rechtsbeschwerde zugelassen 
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Überlegung, daß anderenfalls eine Entscheidung in ] 
der Hauptsache durch Beiladungsanträge auf unbe- 
stimmte Zeit verzögert werden könnte, weil im 
GWB eine Ausschlußfrist für Beiladungsanträge 
nicht vorgesehen ist. Eine solche Verzögerung würde j 
dem Willen des Gesetzes nicht gerecht werden; sie 
ist auch nicht aus rechtsstaatlichen Gründen geboten 
(Einspruchsentscheidung Tapetenhersteller vom 
2. April 1959, Beschwerde zurückgewiesen, Akten- 
zeichen 5 Kart V 3/59; sowie Beschluß der 3. Be- 
schlußabteilunq, Kalisyndikat, vom 10. Dezember i 
1959). 

Daß der Grundsatz des rechtlichen Gehörs auch 
im Streit um eine Beiladung zu beachten ist, hat 
die Einspruchsabteilung ausdrücklich anerkannt. Sie 
hat dabei jedoch die Einschränkung gemacht, daß 
davon gelegentlich abgewichen werden kann, wenn 
die Fristbestimmungen des GWB der Anhörung ent- ! 
gegenstehen. Diese Auffassung entspricht der Ent- 
scheidung des Berliner Gesetzgebers in § 1 1 Abs. 2 
Buchstabe c des Gesetzes über das Verfahren der 
Berliner Verwaltung vom 2. Oktober 1958. Jedenfalls 
ist es möglich, das rechtliche Gehör im Einspruchs- 
verfahren nachzuholen (Einspruchsentscheidung 
Kalisyndikat — Beiladung Zentralverband des Deut- 
schen Getreide-, Futter- und Düngemittelhandels e. V. 
vom 26. Mai 1959). 

In einem Verfahren nach § 18 hat die Einspruchs- 
abteilung beide Vertragsparteien als Beteiligte nach 
§ 51 Abs. 2 Nr. 2 angesehen, weil sich das Ver- 
fahren — rechtlich gesehen — gegen beide richtet, 
wenn auch wirtschaftlich der eine Teil begünstigt 
und der andere Teil benachteiligt sein kann (Ein- 
spruchsentscheidung Melitta vom 4. September 1959, 
Beschwerde eingelegt). 

über den Umfang und die Zulässigkeit einer 
einstweiligen Anordnung hat sich die Einspruchs- 
abteilung in der gleichen Entscheidung geäußert. 
Sie hat eine einstweilige Anordnung gleichen In- 
halts wie die Entscheidung in der Hauptsache bis 
zur Entscheidung des Kammergerichts für zulässig 
gehalten, weil anderenfalls das Eingreifen der 
Kartellbehörde gegenstandslos geworden wäre. Es 
handelt sich hierbei um eine Anordnung über die 
Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Maßnahmen, die 


das zugrunde liegende Vertragsverhältnis unberührt 
lassen. 

Wegen des Verfahrens bei der Anmeldung von 
Kartellen wird auf die bereits im Jahre 1958 be- 
kanntgemachten Verwaltungsgrundsätze des Bun- 
deskartellamtes verwiesen (BAnz. Nr. 107 vom 
7. Juni 1958). 

Das Bundeskartellamt hat weiter entschieden, daß 
der Beitritt eines Unternehmens zu einem Vertrag 
nach § 3 Abs. 1 zu seiner Wirksamkeit der Anmel- 
dung bedarf; ferner, daß es der Anforderung des 
§ 36 genügt, wenn in der Satzung eines nicht rechts- 
fähigen Vereins vorgesehen' ist, daß der vom Vor- 
stand zu bestellende Geschäftsführer gleichzeitig 
Vertreter nach § 36 sein soll, ohne daß dieser be- 
reits in der Satzung namentlich benannt wird. 

Nach den erwähnten Verwaltungsgrundsätzen be- 
nötigt der in der Satzung benannte Kartellvertreter 
bei der Anmeldung nach § 9 Abs. 5 keine Voll- 
macht in öffentlich beglaubigter Form. Ist er in der 
Satzung nicht benannt, so ist es ausreichend, wenn 
er seine Vertretungsberechtigung durch Vorlage der 
Urkunden über seine satzungsgemäße Bestellung in 
Urschrift oder beglaubigter Abschrift nachweist. 

Zu Fragen des anwaltlichen Gebührenrechts hat 
sich das Bundeskartellamt gutachtlich einer Landes- 
kartellbehörde gegenüber geäußert. Danach sind die 
Rechtsgrundlage der anwaltlichen Gebührenforde- 
rung beim Verfahren vor der Kartellbehörde §§ 118 
und 119 Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
(BRAGebO), während der durch § 79 GWB einge- 
fügte § 65a BRAGebO nur für das gerichtliche Ver- 
fahren (Beschwerde, Rechtsbeschwerde) gilt. Mit den 
Gebühren des § 118 BRAGebO ist auch die anwalt- 
liche Tätigkeit im Einspruchsverfahren abgegolten 
(§ 119 BRAGebO). 

Die Gebühren werden nach § 7 BRAGebO nach 
dem Wert des Gegenstandes berechnet, der nach § 8 
Abs. 2 Satz 2 BRAGebO nach billigem Ermessen zu 
bestimmen ist. Dabei kann in Anwendung der Recht- 
sprechung zu § 3 ZPO, § 14 GKG und § 30 KostO 
von dem wirtschaftlichen Interesse des Antrag- 
stellers an der Abänderung der angefochtenen Ver- 
fügung ausgegangen werden. 


DRITTES KAPITEL 

Anwendung des EWG- Vertrages; internationale Zusammenarbeit 


I. Zu Artikel 85 bis 90 EWG-Vertrag 

Die Artikel 85 bis 90 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG- ; 
Vertrag) bilden den Maßstab für die Beurteilung von 
Wettbewerbsbeschränkungen im Wirtschaftsverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

1. Die Anwendung der Artikel 85, 86 durch das 

Bundeskartellamt I 

In Übereinstimmung mit der EWG-Kommission, 
dem Europäischen Parlament und den Vertretern der 


Mitgliedstaaten in dem Sachverständigenausschuß 
für Wettbewerbsbeschränkungen bei der EWG-Kom- 
mission (Generaldirektion für Wettbewerb) geht das 
Bundeskartellamt davon aus, daß die Artikel 85 und 
86 durch die Ratifizierung des EWG-Vertrages als 
geltendes Recht Bestandteil der Rechtsordnung je- 
des Mitgliedstaates geworden sind. Das Bundes- 
kartellamt hat daher wie die zuständigen Behörden 
der anderen Mitgliedstaaten die Entscheidungen 
über die Zulässigkeit von Wettbewerbsbeschränkun- 
gen nach Artikel 88 EWG-Vertrag nach den eigenen 
Rechtsvorschriften und den Bestimmungen der Ar- 
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tikel 85 und 86 zu treffen. Soweit die Vertragsbetei- 
ligten nicht schon von sich aus von einer Regelung j 
des Wettbewerbs auf Märkten in anderen Mitglied- i 
Staaten der Gemeinschaft abgesehen hatten, konn- i 
ten sie regelmäßig dazu veranlaßt werden, ihre 
Vereinbarungen mit den Vorschriften des EWG- j 
Vertrages in Einklang zu bringen. ■ 

Eine Übereinstimmung konnte bisher nicht mit 
einer Vereinigung von Unternehmen aus einem Teil- j 
bereich der chemischen Industrie herbeigeführt wer- 
den, die zwei Exportkartellverträge angemeldet hat. : 
Die Vertragsbeteiligten haben vereinbart, daß die I 
Bestimmungen ihrer Abkommen, die den Kartell- , 
Vorschriften des EWG-Vertrages widersprechen, erst 
außer Kraft treten sollen, wenn diese Vorschriften : 
durch Gesetz oder durch höchstrichterliche Entschei- 
dung für den Gesamtbereich des Gemeinsamen 
Marktes wirksam würden. Dies wird damit begrün- 
det, daß einige EWG-Mitgliedstaaten noch keine | 
wirksamen Kartellgesetze erlassen haben und daß I 
in einem Mitgliedstaat für die Ware, die den Ge- ■ 
genstand der Abkommen bildet, ein Staatsmonopol 
besteht, das Importe verhindert. Das Bundeskar- 
tellamt wird hierüber entscheiden, sobald die in- 
zwischen der EWG-Kommission und den Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten vereinbarte Konsultation 
vor Entscheidungen nach Artikel 85 durchgeführt 
werden konnte (s. hierzu unter 5.). 

Im Zusammenhang mit der Beurteilung von Li- 
zenzverträgen wurde entschieden, daß das Bundes- 
kartellamt für die Dauer der Ubergangsregelung in 
Artikel 88 im Einzelfalle nach Artikel 85 Abs. 3 
eine Freistellung vom Verbot des Artikels 85 
Abs. 1 aussprechen kann. Derartige Feststellungen 
wurden in drei Fällen getroffen, um den beteiligten j 
Unternehmen die von ihnen gewünschte Rechts- j 
Sicherheit zu geben. Dabei wurden folgende Aus- 
legungsgrundsätze entwickelt: 1 

a) Die in Artikel 85 Abs. 3 unter Buchstaben a und 

b genannten Voraussetzungen für eine Freistel- 
lung von dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 
müssen kumulativ erfüllt sein. i 

j 

b) Der Ausdruck „Gewinn" in Artikel 85 Abs. 3 ] 
ist Im Sinne von „Vorteil" zu verstehen, so daß 1 
die Beteiligung der Verbraucher nicht nur direkt 
durch Preissenkung, sondern auch indirekt durch 
Qualitätsverbesserung, besseren Kundenuienst | 
oder andere den Verbrauchern zugute kommen- ; 
den Vorteile erfolgen kann. 

2. Amtshilfeersuchen der EWG-Kommission 

Gestützt auf Artikel 89 Abs. 1 hat die Kommission 
der EWG — Generaldirektion für Wettbewerb — 
das Bundeskartellamt in bisher sechs Fällen um j 
Amtshilfe ersucht, in denen eine Zuwiderhandlung 
gegen die in Artikel 85, 86 niedergelegten Grund- 
sätze vermutet wird. 

3. Zusammenarbeit mit der EWG-Kommission 

und den Behörden der anderen Mitgliedstaaten 

Bei den regelmäßig im Abstand von 2 Monaten 
stattfindenden Konferenzen der Kartellsachverstän- 


digen der Regierungen der EWG-Mitgliedstaaten 
mit der EWG-Kommission (Generaldirektion für 
Wettbewerb) ist das Bundeskartellamt neben dem 
Bundesministerium für Wirtschaft vertreten. Diese 
Konferenzen bezwecken eine einheitliche Auslegung 
der Artikel 85 ff.; sie sollen bis zum Erlaß der in 
Artikel 87 vorgesehenen Verordnungen und Richt- 
linien widersprechende Entscheidungen der Behör- 
den der Mitgliedstaaten nach Artikel 88 vermeiden 
helfen. Sie dienen ferner dazu, den Erlaß der ge- 
nannten Verordnungen und Richtlinien vorzuberei- 
ten und der Kommission die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben nach Artikel 89, 90 (Überwachung der Ver- 
wirklichung der Grundsätze der Artikel 85 und 86) 
und gegebenenfalls nach Artikel 169 Abs. 1 und 
Artikel 170 Abs. 3 zu erleichtern. 

Es wurden u. a. folgende Arbeitsergebnisse 1 ) er- 
zielt: 

a) Zu allgemeinen Fragen 

Die Artikel 85 und 86 enthalten Rechtsvorschriften 
und nicht nur Grundsätze. 

Die Ratifikation des Rom-Vertrages durch die 
einzelnen Mitgliedstaaten hat in Verbindung mit 
dem Ratifikationsgesetz zur Folge, daß die Rechts- 
vorschriften der Artikel 85 ff. Bestandteile der natio- 
nalen Rechtsordnung eines jeden Mitgliedstaates ge- 
worden sind. 

Die Verbotstatbestände der Artikel 85 und 86 um- 
fassen nicht die Worte „mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar". Diese Worte motivieren nur, 
warum die Vertragschließenden die Verbote aus- 
gesprochen haben. Der Grad der Verwirklichung 
des Gemeinsamen Marktes ist bei der Prüfung der 
Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mit- 
gliedstaaten zu berücksichtigen. 

Mit den Worten „Gemeinsamer Markt" in den 
Formulierungen „innerhalb des Gemeinsamen Mark- 
tes" in Artikel 85 und „auf dem Gemeinsamen 
Markt" in Artikel 86 ist der Gemeinsame Markt hin- 
sichtlich seiner geographischen Seite gemeint. 

Die sachliche Bedeutung der geographischen Seite 
des Begriffes „Gemeinsamer Markt" ergibt sich aus 
Artikel 227. 

Es muß vermieden werden, daß eine unterschied- 
liche nationale Gesetzgebung und eine unterschied- 
liche Auslegung der Artikel 85 und 86 zu einer un- 
terschiedlichen rechtlichen Behandlung der Unter- 
nehmen in den einzelnen Mitgliedstaaten, insbeson- 
dere der Mitglieder eines internationalen Kartells 
führt. 

Beim Vorgehen gegen internationale Kartelle muß 
die Gegenseitigkeit verbürgt sein. 

b) Zu Artikel 85 

Der Gedanke, daß internationale Kartelle den 
zwischenstaatlichen Handel nicht behindern, solange 
z. B. Zölle bestehen, wird abgelehnt. 


; ) Die Arbeitsergebnisse sind den Niederschriften über 
die Konferenzen der Kartellsachverständigen der Mit- 
gliedstaaten der EWG entnommen. 
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c) Zu Artikel 88 

Die Vorschriften der Artikel 85 ff. sind, in jedem 
der sechs Mitgliedstaaten direkt anwendbar; eine 
Bezugnahme auf Vorschriften der nationalen Kar- 
tellgesetzgebungen, d. h. ein materielles innerstaat- 
liches Kartellrecht, ist für die Anwendung der Artikel 
85 ff. nicht erforderlich (vorbehaltlich der Ergebnisse ; 
einer späteren Gesamtprüfung des Artikels 87). 

i 

Es ist erwünscht, daß — abgesehen von Zivil- | 
Prozessen und unbeschadet der Möglichkeit einer ' 
gerichtlichen Nachprüfung — nur Verwaltungsbehör- 
den in Anwendung des Artikels 88 über die Zuläs- | 
sigkeit eines Kartells oder über das Vorliegen der ! 
mißbräuchlichen Ausnutzung einer beherrschenden i 
Stellung entscheiden. i 

Bis zum Inkrafttreten der nach Artikel 87 zu erlas- j 
senden Vorschriften können die Mitgliedstaaten das ! 
Verfahren, das die zuständigen Behörden (Artikel j 
88) bei der Überprüfung von einzelnen Kartellen 
und beherrschenden Stellungen anzuwenden haben, 
nach eigenem Recht regeln. 

Bis zum Inkrafttreten der nach Artikel 87 zu erlas- 
senden Vorschriften regeln die Mitgliedstaaten die 
Rechtsfolgen einer Entscheidung, die die Unver- 
einbarkeit eines Kartells oder einer beherrschenden j 
Stellung mit dem Gemeinsamen Markt feststellt, 
nach eigenem Recht, ausgenommen die Nichtigkeits- j 
folge des Artikels 85 Abs. 2. 

Die Frage, ob die Entscheidungen der zuständigen 
Behörden (Artikel 88) konstitutiven oder deklarato- 
rischen Charakter haben, braucht die Kommission 
nicht zu entscheiden. 

d) Zu Artikel 89 

Artikel 89 Nr. 1 Satz 1 verpflichtet die Kommis- 
sion, die ihr nach Artikel 89 zustehenden Befugnisse 
auszuüben. 

Die Kommission ist nicht nur verpflichtet zu prü- 
fen, ob die Entscheidungen der zuständigen Behörde 
der Mitgliedstaaten mit den Grundsätzen der Arti- 
kel 85 und 86 in Einklang stehen; sie muß auch prü- 
fen, ob die Unternehmen sich diesen Grundsätzen 
entsprechend verhalten. 

Erscheint der Kommission der Verdacht einer Zu- ! 
Widerhandlung gegen die Artikel 85 und 86 hinrei- | 
chend begründet, so gibt sie der jeweils zuständigen ! 
nationalen Behörde Gelegenheit zur Äußerung. Die 
zuständige Kartellbehörde äußert sich innerhalb an- ' 
gemessener Frist zur Frage der Anwendbarkeit der 
Artikel 85 f. 

Die Amtshilfe erstreckt sich nicht nur auf die ; 
Erledigung von Auskunftsersuchen der Kommission 
und auf die Mitteilung der den zuständigen natio- 
nalen Behörden bekannten Tatsachen, die für die An- 
wendung der Artikel 85 und 86 bedeutsam sein kön- 
nen; sie schließt auch die Verpflichtung ein, Ermitt- 
lungen und Untersuchungen anzustellen. 

Bevor die Kommission geeignete Mittel zur Ab- j 
Stellung einer Zuwiderhandlung vorschlägt, sind die 
Beteiligten zu hören. Die Anhörung erfolgt entweder 
unmittelbar durch die Kommission oder im Wege ' 


der Amtshilfe durch die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, jedoch mit der Maßgabe, daß die 
Kommission die Anhörung der Betroffenen nicht 
allein durchführen wird. 

4. Dokumentation von Wettbewerbsbeschränkungen 
im Sinne der Artikel 85 und 86 

Um eine wirksame Kartellpolitik der Gemein- 
schaft und eine gleichmäßige Anwendung der kartell- 
rechtlichen Vorschriften des EWG-Vertrages in allen 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten, hält es die 
Kommission für erforderlich, daß die vor- 
handenen Unterlagen über bestehende internationale 
Kartelle (Artikel 85) und marktbeherrschende Stel- 
lungen auf dem Gemeinsamen Markt (Artikel 86) in 
enger Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
nationalen Behörden und ihren eigenen Diensten 
systematisch erfaßt werden. Die Kommission hat 
zugesagt, daß sie die Unterlagen für eine derartige 
Dokumentation, die ihr gegenüber als „vertraulich" 
bezeichnet werden, anderen als den nach Artikel 214 
zur Verschwiegenheit verpflichteten Personen ohne 
Zustimmung des meldenden Mitgliedstaates nicht 
zugänglich machen wird. Diese Informationen wer- 
den nach Mitteilung der Kommission auch nicht als 
Grundlage für ein Einschreiten ihrerseits benutzt 
werden, ohne daß die Zweckmäßigkeit und die Ein- 
zelheiten eines solchen Einschreitens zuvor in Ver- 
bindung mit dem betreffenden Mitgliedstaat geprüft 
worden sind. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat sich grund- 
sätzlich damit einverstanden erklärt, daß die zustän- 
digen Behörden und Beamten seines Dienstbereiches 
die Kommission bei ihrem Vorhaben unterstützen, 
die Unterlagen für eine Dokumentation der inter- 
nationalen Kartelle im Gemeinsamen Markt (Arti- 
kel 85) zusammenzutragen. Er hat aber gleichzeitig 
darauf hingewiesen, daß zur Zeit nur in der Bun- 
desrepublik und in den Niederlanden ein Kartell- 
register geführt wird, das Aufschluß über die 
derzeitige Kartellierung gibt, während in Frankreich 
zwar eine gesetzliche Regelung über Wettbewerbs- 
beschränkungen besteht, nicht aber über deren Re- 
gistrierung, und in Italien, Belgien und Luxemburg 
nationale Kartellgesetze erst noch erlassen werden 
sollen, die die Voraussetzungen für einen Beitrag 
dieser Staaten zur Dokumentation bilden. Der Bun- 
desminister für Wirtschaft hat deshalb die Kommis- 
sion zunächst nochmals gebeten, entsprechend ihrer 
schon früher gegebenen Zusage die Regierungen 
Italiens, Belgiens und Luxemburgs erneut auf die 
Notwendigkeit hinzuweisen, sobald wie möglich die 
gesetzlichen Voraussetzungen für einen Beitrag zu 
einer einheitlichen Kartellpolitik in der Gemein- 
schaft zu schaffen. 

Wegen der Dokumentation beherrschender Stel- 
lungen auf dem Gemeinsamen Markt wird sich die 
Kommission nochmals an die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten wenden, um den Gegenstand und Um- 
fang der vorgesehenen Materialsammlung abzu- 
stimmen 1 ). 

Ü Die Kommission ist inzwischen an die Mitgliedslaaten 
heranqetreten. Damit ist die Dokumentation einqe- 
leitet. 
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5. Konsultation vor Entscheidungen nach Artikel 85 I 

und 86 ' 

I 

Um zu einer gleichmäßigen Anwendung der Artikel | 
85 und 8(5 zu gelangen und einander widerspre- : 
eilende Entscheidungen der zuständigen nationalen ; 
Behörden zu vermeiden, hält die Kommission ein ; 
Konsultationsverfahren für erforderlich, in dem die ; 
bei den nationalen Behörden anhängigen Fälle vor j 
der Entscheidung mit ihr und den Kartellsachver- I 
ständigen der Regierungen der Mitgliedstaaten er- ! 
örtert werden. Es wurde eine grundsätzliche Uber- j 
einstimmung darüber erzielt, daß die nationalen j 
Behörden die Kommission vor allen Entscheidungen ! 
konsultieren, in denen Artikel 85 oder 86 ausgelegt 
wird. Bei der Verwirklichung dieses Grundsatzes 
wird es jedoch darauf ankommen, daß alle Mitglied- 
staaten sich an der Konsultation beteiligen. Ob die 
vorzulegenden Fälle nur mit der Kommission oder 
auch in den Konferenzen der Re gierungs sachver- 
ständigen erörtert werden, hängt von der noch aus- 
stehenden Klärung ab, in welchem Umfange die ; 
nationalen Sachverständigen zur Geheimhaltung | 
verpflichtet sind. Es wird deshalb mit der Erörte- 
rung solcher Einzel fälle begonnen werden, die be- ' 
leits in der Öffentlichkeit bekanntgeworden sind 
und an denen Unternehmen mehrerer Mitglied- 
staaten beteiligt sind. Soweit das Ergebnis der Kon- 
sultation für die Entscheidung des Bundeskartell- ' 
amtes erheblich ist, wird den Beteiligten vor der ; 
Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme gege- , 
ben werden. 


II. Zussammenarbeit mit internationalen 
Organisationen 

! 

1. Tätigkeit im Rahmen der OEEC/EPA ■ 

Das Bundeskartellamt nahm an dem „Erfahrungs- 1 
austausch über einschränkende Handelspraktiken" \ 
teil, den die OEEC im Rahmen der Europäischen 
Produktivitätszentrale ständig durchführt. Die EPA 
hat eine Gruppe von Kartellsachverständigen ge- 
bildet, die sich aus führenden Verwaltungsbeamten 
aller Vertragsstaaten der OEEC zusammensetzt und 
seit 1954 unter dem Vorsitz des jetzigen Präsiden- ! 
ten des Bundeskartellamtes steht. Die Sitzungen die- ! 
ser Sachverständigengruppe, die seit 1954 jährlich \ 
zweimal in Paris stattfinden, dienen der Unterrich- j 
tung und Verständigung über die zur Produktivitäts- ■ 
Steigerung ergriffenen und angestrebten kartellpoli- 
tischen Maßnahmen der beteiligten Staaten. Sie wer- 
den durch Berichte über die Entwicklung des natio- 
nalen Kartellrechts sowie durch Ausarbeitungen 
über volkswirtschaftliche und rechtliche Fragen von 
allgemeiner Bedeutung vorbereitet. Während von | 
ausländischer Seite insbesondere Studien über die | 
Preisbindung der zweiten Hand, über die Gewerbe- j 
freiheit sowie über amerikanische Antitrustprobleme i 
in Verbindung mit Patentverwertungsverträgen j 
vorgelegt wurden, beteiligte sich das Bundeskartell- i 
amt mit Ausarbeitungen über die Wirkung von Ge- ; 
samtumsatz-Rabattsystemen auf den freien Wett- ; 
bewerb, über die Wirkung horizontaler und verti- j 
kaler Preisempfehlungen auf die Wirtschaft sowie | 


über die Technik der Kartellregistrierung in Deutsch- 
land und mit einer Übersetzung des Urteils des 
Bundesgerichtshofes vom 8. Oktober 1958 in Sachen 
4711 gegen Farina, das für die rechtliche Behandlung 
vertikaler . Preisempfehlungen von grundsätzlicher 
Bedeutung ist. Da diese Darstellungen als Arbeits- 
material für die nationalen Verwaltungen von er- 
heblichem Wert erscheinen, entschloß sich die Sach- 
verständigengruppe in ihrer letzten Sitzung vom 12. 
bis 14. November 1959, künftig von mehreren Staa- 
ten vergleichende Studien zum gleichen Thema aus- 
arbeiten zu lassen. Es wurde vorgesehen, daß von 
den skandinavischen Staaten und den Niederlanden 
die Registrierung von Kartellen dargestellt, von 
Frankreich und Norwegen das Thema Patentrecht 
und Wettbewerbsbeschränkungen sowie von 
Deutschland und den Niederlanden das Thema Kar- 
telle als Stabilisierungsfaktoren der Wirtschaft 
untersucht wird. 

Die Sachverständigengruppe ist darum bemüht, 
das Verständnis der Öffentlichkeit für das Kartell- 
recht zu vertiefen. Sie bereitet in englischer und 
französischer Sprache ein Sammelwerk vor, das die 
Kartellgesetze der OEEC-Staaten, der USA und 
Kanadas, der Montan-Union und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie dazu ergangene rich- 
tungsweisende Entscheidungen und Bibliographien 
umfaßt und 1960 veröffentlicht wird. Unab- 
hängig davon sollen kartellrechtliche Grund- 
satzentscheidungen von Gerichten und Verwaltungs- 
behörden künftig in erweitertem Umfange bei der 
EPA erfaßt und auf Anforderung zur Verfügung 
gestellt werden. Schließlich wird im Juni 1960 bei 
dem Institut für internationales und ausländisches 
Wirtschaftsredit in Frankfurt eine zweite interna- 
tionale Konferenz über Wettbewerbsbeschränkungen 
stattfinden, nachdem im Januar 1958 Sachverstän- 
dige aller Mitgliedstaaten der OEEC zum Studium 
der Maßnahmen gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen in die USA gereist waren und im Zusammen- 
hang damit eine Konferenz über einschränkende 
Handelspraktiken an der Universität in Chikago 
stattgefunden hatte. 

2. Tätigkeit im Rahmen des GATT 

Im Rahmen des GATT war das Bundskartellamt 
an den Arbeiten einer Sachverständigengruppe be- 
teiligt, die im Berichtsjahr in Genf zusammengetre- 
len ist. Die Vertragschließenden Parteien des GATT 
haben sich bereits seit ihrer neunten Sitzung von 
Oktober 1954 bis März 1955 mit den Möglichkeiten 
zur Bekämpfung nachteiliger Auswirkungen von 
Wettbewerbsbeschränkungen auf den internationa- 
len Wirtschaftsverkehr befaßt. Sie haben in ihrer 
zwölften Sitzung 1957 das GATT-Sekretariat damit 
beauftragt, die Unterlagen zwischenstaatlicher Ver- 
einbarungen zu sammeln, die auf eine Verhinderung 
oder Prüfung nachteiliger Wettbewerbsbeschränkun- 
gen auf den internationalen Wirtschaftsverkehr ab- 
zielen. Das GATT-Sekretariat hat daraufhin Prof. 
J. L Huillier von der Universität Genf mit dieser 
Aufgabe betraut und dessen Untersuchung den Ver- 
tragschließenden Parteien in ihrer dreizehnten Sit- 
zung im November 1958 vorgelegt. Die Vertrag- 
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schließenden Parteien haben auf Grund dieser Unter- 
suchung in einer Resolution vom 5. November 1958 
ihre Auffassung zum Ausdruck gebracht, daß die 
Tätigkeiten internationaler Kartelle und Trusts das 
Wachstum des Welthandels und die wirtschaftliche 
Entwicklung einzelner Länder hindern und dadurch 
die Vorteile des Abbaues von Zöllen und mengen- 
mäßigen Beschränkungen zunichte machen oder 
sonst den Zielen des GATT zuwiderlaufen können. 
Sie waren der Ansicht, daß internationale Zusam- 
menarbeit erforderlich ist, um wirksam gegen schäd- 
liche Wettbewerbsbeschränkungen im internationa- 
len Wirtschaftsverkehr einzuschreiten und haben 
deshalb die Einsetzung einer Sachverständigen- 
gruppe beschlossen, die untersuchen und Vorschlä- 
gen sollte, ob, inwieweit und in welcher Form die 
Vertragschließenden Parteien gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen im internationalen Wirtschaftsver- 
kehr vorgehen sollen. Diese Sachverständigengruppe 
hat in ihrem Bericht auf Grund einer Sitzung vom 
15. bis 24. Juni 1959 unter dem Vorsitz des Präsi- 
denten des Bundeskartellamtes ihre einhellige Auf- 
fassung zum Ausdruck gebracht, daß Maßnahmen 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen im internatio- 
nalen Wirtschaftsverkehr in verstärktem Maße in 
Angriff genommen werden sollten. Sie hat den Ver- 
tragschließenden Parteien weiterhin einstimmig 
empfohlen, direkte Konsultationen zwischen den \ 
Mitgliedstaaten zu fördern, um schädliche Auswir- 
kungen bestimmter Wettbewerbsbeschränkungen | 
auszuräumen. Auch kam sie übereinstimmend zu ! 
dem Ergebnis, daß den Vertragschließenden Par- 
teien weitere Maßnahmen empfohlen werden sollten. 
Lediglich über die Art solcher Maßnahmen bestan- | 
den einige Meinungsverschiedenheiten. Die Mehr- 


heit der Sachverständigengruppe, der auch die deut- 
schen Vertreter angehörten, schlug eine Experten- 
gruppe vor, die vom GATT-Sekretariat zusammen- 
gerufen werden soll, um die vorgesehenen Mittei- 
lungen von Vertragsstaaten über das Ergebnis durch- 
geführter Konsultationen zu prüfen und die Ver- 
tragschließenden Parteien über die daraus gewon- 
nenen allgemeinen Erkenntnisse zu unterrichten. 
Gleichzeitig soll die Expertengruppe über die Art 
und das Außmaß des Einflusses berichten, den inter- 
nationale Wettbewerbsbeschränkungen auf das 
Wachstum des Welthandels und die wirtschaftliche 
Entwicklung einzelner Länder haben. Auch soll die 
Expertengruppe auf Grund ihrer Erfahrungen nach 
drei Jahren die Vertragschließenden Parteien über 
die Zielrichtung künftiger Maßnahmen beraten. Nach 
dem Vorschlag der Minderheit, der die skandi- 
navischen Länder und Frankreich angehörten, sollen 
die Vertragschließenden Parteien eine Experten- 
gruppe aus einem Vorsitzenden und vier weiteren 
Mitgliedern mit zehn Ersatzmitgliedern ernennen, 
die die Mitteilungen von Vertragsstaaten über zwi- 
schen ihnen durchgeführte Konsultationen prüfen 
und nach ihrem Ermessen ihrerseits mit den betref- 
fenden Vertragsstaaten in Konsultationen eintreten 
soll mit dem Ziele, eine befriedigende Beilegung der 
Einzelfälle zu erreichen. Die Expertengruppe soll 
jährlich über die Konsultationen dem Sekretariat des 
GATT berichten, das seinerseits den Vertragschlie- 
ßenden Parteien berichten soll. Nach drei Jahren 
soll die Expertengruppe den Vertragschließenden 
Parteien Vorschläge für eine Verbesserung des Ver- 
fahrens unterbreiten, überdiese Vorschläge werden 
die Vertragschließenden Parteien in ihrer nächsten 
Sitzung im Jahre 1960 beschließen. 


VIERTES KAPITEL 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen 


I. Bergbauliche Erzeugnisse (21) 1 ), Mineralöl- 
erzeugnisse und Kohlenwertstoffe (22) 

Soweit der Vertrag über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl beson- 
dere Vorschriften enthält, findet das GWB keine 
Anwendung. Die Ausführungen über die Wettbe- 
werbsverhältnisse beschränken sich deshalb auf den 
Zuständigkeitsbereich der deutschen Kartellbehör- 
den. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in den einzelnen 
Bereichen dieses Wirtschaftszweiges war im Be- 
richtsjahr unterschiedlich. Die Gesamtförderung im 
Kohlen- und Erzbergbau nahm ab. Die Gewinnung 
und Verarbeitung von Erdöl sowie von Steinen und 
Kalisalzen stieg an. Der Produktionsindex der Koh- 

') Die in Klammern beigefügten Zahlen bezeichnen die 
Warengruppe nach dem Systematischen Warenver- 
zeichnis für die Industriestatistik. 


lenwertstoffe, die erheblicher Substitutionskonkur- 
renz ausgesetzt sind, lag unter dem Ergebnis des 
Vorjahres. 

1. Kohle/Heizöl (21 11 00 / 22 17 00) 2 ) 

Besonders hervorzuheben ist hier das Ende 1958 
beantragte Kartell von 8 Unternehmen des Bergbaus 
und der Mineralölsteuerindustrie (sog. Kohle-Öl- 
Kartell, in der Geschäftsübersicht nicht enthalten). 
Der Vertrag sah gemeinsame Preislisten für schwe- 
res Heizöl vor, denen die bei Abschluß des Ver- 
trages gültigen, auf dem Weltmarktpreis basie- 
renden cif-Preise (Golfpreis + Afrarate + Versiche- 
rung) zuzüglich Umschlags- und Lagerkosten, Bin- 
nenfrachten und sonstige Kosten zugrunde gelegt 
wurden. Die Parteien sollten zur Überprüfung der 

2 ) Die im Text verwendeten sechsstelligen Zahlen be- 
zeichnen die Warenarten nach dem Systematischen 
Warenverzeichnis für die Industriestatistik. 
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Preislisten zusammentreten, wenn die cif-Preise für 
eine Dauer von mehr als zwei Monaten um mehr als , 
10 v. H. sinken. Die Vertragsparteien verpflichten | 
sich, Finanzierungsbeihilfen zur Umstellung von Ver- 
brennungsanlagen für feste Brennstoffe auf Heizöl 
nicht zu gewähren und bis zur Behebung der Absatz- 
krise im Steinkohlenbergbau (solange die Haidenbe- 
stände mehr als 7 Millionen t betragen) keine Maß- 
nahmen zu ergreifen, die zur Verdrängung fester | 
Brennstoffe durch schweres Heizöl führen würden, j 
insbesondere keine neuen Abnehmer für schweres i 
Heizöl zu werben. 

Der Antrag wurde im Februar 1959 vom Bundes- ! 
minister für Wirtschaft genehmigt. Als sich wenige 
Monate nach Gründung dieses Kartells zeigte, daß i 
es seinen Zweck nicht erfüllen würde, wurde es im 
August 1959 von den beteiligten Firmen gekündigt. 


2. Kraftstoffe (22 14 70) 

Das Bundeskartellamt nahm die von den Mineral- 
ölfirmen im Februar 1959 vorgenommene einheit- 
liche Erhöhung der Preise (ab Tankstelle) für Diesel- i 
kraftstoffe zum Anlaß, die Wettbewerbsverhältnisse ; 
auf dem Mineralölmarkt zu untersuchen und die ! 
Frage zu prüfen, ob die Voraussetzungen des § 22 : 
Abs. 2 — das Fehlen wesentlichen Wettbewerbs zwi- 
schen mehreren Unternehmen, die in ihrer Gesamt- 
heit keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ; 
sind - — gegeben sind. Kurz nach Beginn der Unter- j 
suchung wurde die Preiserhöhung am 25. Mai 1959 
angeblich „äus Marktgründen'' wieder rückgängig 
gemacht. 

i 

3. Kali (21 50 00) J 

Das Bundeskartellamt erteilte nach § 5 Abs. 2 und 
3 die Erlaubnis zu dem Kartellvertrag der „Gemein- 
schaft Deutscher Kalierzeuger". Durch diesen Ver- 
trag wird das schon vorher bestehende Verkaufs- ; 
Syndikat für Kalisalze fortgeführt. Die „Verkaufs- 
gemeinschaft Deutscher Kaliwerke GmbH" mit Sitz 
in Hannover dient der Gemeinschaft Deutscher Kali- 
erzeuger als gemeinsame Vertriebsstellc. Am Ver- 
tiag sind alle Hersteller von Kalidüngemitteln in der 
Bundesrepublik (insgesamt 8) beteiligt. 

Die Beteiligten haben für die einzelnen Unter- j 
nehmen bzw. Unternehmensgruppen Lieferanteile , 
festgesetzt und verpflichten sich, die geförderten 
und erzeugten Kalisalze im Inland und nach dem 
Ausland nur durch die Verkaufsgemeinschaft ver- 
treiben zu lassen. Das Syndikat liefert zu amtlich j 
festgesetzten Höchstpreisen (Franko-Stations-Preise). 
Die Verkaufsstelle ist berechtigt, auf Beschluß der 
Kartellmitglieder auch andere Erzeugnisse zu ver- 
lieiben. i 


Durch das Gesetz über den Absatz von Kalisalzen 
wurde bereits 1910 für die Kaliindustrie ein Zwangs- 
quotenkartell, der Vorläufer der 1919 gegründeten 
„Deutschen Kalisyndikat GmbH", geschaffen. Die 
Zwangssyndizierung der Kaliindustrie wurde auch 
nach 1933 fortgesetzt. Nach 1945 wurde durch alli- 
ierte Anordnung der Kalivertrieb in den einzelnen 
Besatzungszonen neu geregelt. Seit dem 1. April 


1958 sind alle Kalierzeuger in der Bundesrepublik 
Mitglieder der „Verkaufsgemeinschaft Deutscher 
Kaliwerke GmbH". Die „Deutsche Kalisyndikat 
GmbH", Berlin, ist nicht mehr mit dem Vertrieb 
befaßt, sondern verwaltet nur noch die ihr verblie- 
benen Vermögenswerte. 

Die Vereinbarung der Kartellmitglieder, ihre Er- 
zeugnisse über eine einheitliche Verkaufsstelle zu 
vertreiben, erscheint geeignet, die Rationalisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge herbeizuführen. Die Zu- 
sammenfassung des Absatzes ermöglicht Kosten- 
einsparungen, die auch den Verbrauchern zugute 
kommen. 

Mit der seit 1950 durchgeführten Modernisierung 
der Anlagen konnte die Erzeugung hochwertiger 
Kalisalze ausgedehnt werden. Eine Kostensenkung 
kann, außer in der Gemeinschaftswerbung, sowohl 
in der Spezialisierung bestimmter Werke auf höher- 
wertige Sorten als auch in der gemeinsamen Inve- 
stitionsplanung gesehen werden, durch welche die 
Kapazität der einzelnen Werke entsprechend der 
Steigerung des Bedarfs erweitert wird. Schließlich 
kommt das von der Liefergemeinschaft praktizierte 
Franko-Stations-Prcissystem den Intentionen des 
„Grünen Planes" entgegen, indem es die Lieferung 
zu einheitlichen Preisen auch an entfernt gelegene 
Verbraucher ermöglicht. 

Eine Überprüfung der Transportwege bei der 
gängigsten Sorte hat ergeben, daß beim Versand 
die frachtgünstigst gelegenen Werke mit der Ver- 
ladung beauftragt worden sind und ein im voraus 
festgelegter Abrufplan genügend Sicherheit ge- 
währt, daß auch in Zeiten des stärksten Bedarfs die 
erforderlichen Transportmittel zur Verfügung ste- 
hen und unnötige Standzeiten vermieden werden. 

Beim Absatz von Kalisalzen an die Hersteller 
von Mischdünger für den Inlandsverbrauch gelten 
die amtlichen Preise ebenfalls, jedoch ab Hersteller- 
werk. Sie finden dagegen keine Anwendung bei 
Lieferungen an industrielle Verbraucher (= 3 v. H. 
des gesamten Inlandsabsatzes). Anhaltspunkte da- 
für, daß für diesen Abnehmerkreis die von den 
Kali-Herstellern geforderten Preise unangemessen 
sind, lagen nicht vor. 

Unter Berücksichtigung der hier nur andeutungs- 
weise wiedergegebenen Erwägungen, der Erklä- 
rungen amtlicher und halbamtlicher Stellen sowie 
der landwirtschaftlichen Verbände hatte die Be- 
schlußabteilung keine Bedenken, die Erlaubnis für 
den vorgelegten Kartellvertrag zu erteilen. Die Er- 
laubnis, die nach § 11 Abs. 1 zeitlich zu begrenzen 
war, wurde zunächst bis zum 31. Dezember 1962 
erteilt. Eine vorzeitige Überprüfung des Syndikats- 
vertrages ist für den Fall Vorbehalten, daß die amt- 
liche Preisregelung geändert oder aufgehoben wird. 
Dem Syndikat wurde die Auflage erteilt, die Errich- 
tung eigener Werkhandelsgesellschaften für den 
Verkauf von Düngemitteln oder die Beteiligung an 
bereits bestehenden derartigen Werkhandelsgesell- 
schaften zu melden. Mit dieser Auflage ist beabsich- 
tigt, die Ausdehnung der durch Zusammenschluß 
der Hersteller erlangten Marktmacht auf die Han- 
delsstufc zu beobachten und zu kontrollieren. 
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4. Teererzeugnisse (22 53 50) 

Die „Verkaufsvereinigung für Teererzeugnisse | 
AG" (VfT AG) hat für die Kartellverträge der „Ver- 
kaufsvereinigung für Teererzeugnisse" (VfT) und 
des „Phenol-Verbandes", Gesellschaften des bür- 
gerlichen Rechts, die Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und j 
3 beantragt. 

Die Verkaufsvereinigung für Teererzeugnisse, j 
welcher z. Z. 13 Unternehmen angehören, besteht | 
seit 1916. Der Phenol-Verband entstand 1941/42; in 
ihm sind 5 Unternehmen zusammengeschlosscn. 

Bis 1952 war die Kohlenwertstoff AG das ge- 
schäftsführende Organ von 6 Verbänden, u. a. auch 
der genannten Verkaufsvereinigung für Teererzeug- 
nisse und des Phenol-Verbandes sowie des Cuma- 
ronharz-Verbandes. Dieser wurde 1953, nachdem 
Cumaronharz zum Vertragsgegenstand der Ver- 
kaufsvereinigung für Teererzeugnisse erklärt wor- 
den war, aufgelöst. Die Kohlenwertstoff AG wurde 
nach 1945 unter die Kontrolle der Alliierten gestellt 
und einem Entflechtungsverfahren unterworfen. An 
die Liquidation schloß sich eine Umgestaltung der 
Kohlenwertstoff AG an, wobei 3 neue Aktienge- 
sellschaften, darunter die 1952 gegründete Ver- 
kaufsvereinigung für Teererzeugnisse AG, gebildet 
wurden. 

Die Verkaufsvereinigung für Teererzeugnisse AG 
übernahm die Geschäftsführung der Verkaufsver- 
einigung für Teererzeugnisse (einschließlich des 
Cumaronharz-Verbandes) und des Phenol-Verban- 
des und ist für beide Verbände als Verkaufssyndi- 
kat tätig. 

Bei den Vertragserzeugnissen beider Verbände 
handelt es sich um Nebenprodukte der Kohle und 
um Derivate aus den Nebenprodukten der Kohle. 
Vertragserzeugnisse der Verkaufsvereinigung für 
Teererzeugnisse sind: Pech, Koks, Tceröl (ein- 
schließlich roher Handelskarbolsäure), Naphthalin, 
Anthracen, Pyridin, Eisenlack und die bei der Auf- 
arbeitung zu vorstehenden Erzeugnissen anfallen- 
den Destillate (Hartpechdestillat, Kondensatöl), fer- 
ner Cumaronharze, Phenol I (Reinphenol), Phenol II 
(Kresole), Phenol III (Xylenolfraktionen) aus Stein- ! 
kohlenteer jeder Art und Phenol I aus synthetischer ! 
Erzeugung sowie die Mischungen aus diesen Er- ! 
Zeugnissen. Vertragserzeugnisse des Phenol-Ver- 1 
bandes sind Phenol I (Reinphenol), Phenol II (Kre- ; 
sol), Phenol III (Xylenolfraktionen) sowie die Ge- 
mische dieser Stoffe. 1 

Zweck der Gesellschaftsverträge ist der gemein- i 
same Absatz der Vertragserzeugnisse sowie die 
Verfügungsbeschränkung für bestimmte Ausgangs- 
stoffe. Die Mitglieder verpflichten sich, ihre Ver- 
tragserzeugnisse — mit bestimmten Ausnahmen — ! 
der Verkaufsvereinigung für Teererzeugnisse AG 
zum Vertrieb für gemeinsame Rechnung zu über- 
lassen. Diese bestimmt die Verkaufspreise und Ver- 
kaufsbedingungen. Einige Ausgangsstoffe dürfen 
von den Mitgliedern und den ihnen angeschlosse- 
nen Betrieben zur Aufarbeitung auf Vertrags- 
erzeugnisse nur an andere Verbandsmitglieder ab- 
gegeben werden. Der Kartellvertrag bestimmt fer- ' 
ner, daß sich die Mitglieder jeden Angebots und j 


jeder Veräußerung von Vertragserzeugnissen und 
von Steinkohlenteer an Nichtmitglieder zu enthal- 
ten haben. Die Mitglieder sind verpflichtet, insbe- 
sondere die Mengen des verarbeiteten Rohteers, die 
Erzeugung von Vertragsgegenständen, den Selbst- 
verbrauch sowie Zukäufe von Vertragserzeugnissen 
zu melden. 

Die Verkaufsvereinigung für Teererzeugnisse und 
der Phenol-Verband sehen mit Rücksicht auf den 
zwangsläufigen Anfall von Steinkohlenrohteer im 
Zusammenhang mit dem Koksbedarf für die Ver- 
hüttung von Erzen ihre Aufgabe darin, den viel- 
fältigen Bedarf der deutschen Industrie an Teer- 
erzeugnissen zu sichern und für einen möglichst 
gleichmäßigen Absatz der Produkte aus der Teer- 
destillation zu sorgen. Zusammenschluß und ge- 
meinsame Vertriebseinrichtung gewähren nach Auf- 
fassung der beiden Verbände die restlose Verwer- 
tung des anfallenden Rohteers, die schnelle und 
gleichmäßige Belieferung der Verbraucher mit Teer- 
erzeugnissen, die ständige Qualitätsverbesserung 
durch Forschungseinrichtungen, günstige Preisstel- 
lung und bieten technische und finanzielle Möglich- 
keiten, neue Verwendungszwecke für Steinkohlen- 
teererzeugnisse zu erschließen. 

Die Verkaufsvereinigung für Teererzeugnisse um- 
faßt nach eigenen Angaben 70 v. IT., nach Beitritt 
weiterer Bergwerke voraussichtlich etwa 80 v. H. 
der Rohteerverarbeitung im Bereich der Bundes- 
republik; der Phenol-Verband etwa 55 v. H. der 
Reinphenol- und Kresolerzeugung. 

Der Wettbewerb auf dem Gebiet der Teererzeug- 
nisse äußert sich in starkem Maße durch das Vor- 
dringen der Mineralöl-Industrie mit Raffinerie- 
Erzeugnissen, die oft zu niedrigeren Preisen abge- 
geben werden können als die Produkte der Stein- 
kohlenteerverarbeitung. Ferner wirkt sich auf den 
Wettbewerb auch die Zollfreiheit für Importe einer 
Anzahl von ausländischen Teerprodukten aus. 

Zu den Erlaubnisanträgen liegen zahlreiche Stel- 
lungnahmen von Abnehmern, Wettbewerbern und 
Fachbehcrden vor, die sich zu beiden Kartellen 
überwiegend befürwortend aussprechen, z. T. aber 
auch zur Kartellbildung im allgemeinen sowie zu 
einzelnen Punkten der Antragsbegründung Beden- 
ken Vorbringen. 

5. Exportkartelle 

Aus dem Bereich der Bergbaulichen Erzeugnisse 
wurden vier Exportkartelle nach § 6 Abs. 1 ange- 
meldet. 


6. Preisbindungen 1 ) 

Für die Bergbauerzeugnisse ist die Preisbindung 
praktisch ohne Bedeutung. Es liegen nur von drei 
Unternehmen Anmeldungen vor (Reichenhaller Salz, 
Siedesalz, Meersalz). 

Für Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 
haben insgesamt 13 Unternehmen 138 Preisbindun- 
gen angemeldet. Wegen der besonderen Vertriebs- 
formen der großen Mineralölgesellschaften liegen 


9 stets vertikale Preisbindung im Sinne des § 16 GWB 
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Preisbindungscinmekhmgen von diesen nidit vor. 
Soweit in diesem Bereich Preisbindungen angemel- 
det wurden, betreffen sie Motorenöle, Hydraulik- 
öle, Schmierfette, Propan- und Butangas sowie 
Feuerzeugbenzin. Wenn preisgebundene Motoren- 
öle ohne Einschaltung des Großhandels direkt über 
den Einzelhandel (Tankstellen, Reparaturwerkstät- 
ten etc.) abgesetzt werden, erhält dieser — je nach 
Warenart — Funktionsrabatte zwischen 17 und 
35 v. EI. (Differenz zwischen Einzelhandelsbezugs- 
und Endverbraucherpreis). Bei den anderen preis- 
gebundenen Erzeugnissen ist der Großhandel stets 
eingeschaltet. Die Funktionsrabatte liegen hier etwa 
zwischen 10 und 18 v. H. Den Preisbindungen ist zu 
entnehmen, daß bei Hydrauliköl auch Einkaufsver- 
einigungen und gewerbliche sowie behördliche Be- ! 
triebe zu besonderen Bedingungen beliefert werden. 
Bei Hydrauliköl, z. T. auch bei Motorenöl, werden 
zusätzlich zum Funktionsrabatt auch Mengenrabatte 
von 1,5 bis 10 v. H. gewährt. 

7. Verflechtungserscheinungen im Bergbau 

a) Wesentliche Unternehmenszusammenschlüsse 


aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden .... 1 

b) Bestehende Organkreise 1 ) .... 31 

Organtöchter 180 


mit häufiger Streuung in den Grup- 
pen Bergbauliche Erzeugnisse, Mine- 
ralölerzeugnisse, Handel 

c) Kapitalgesellschaften 2 ) 

aa) Aktiengesellschaften 67 

mit einem Grundkapital von 
3 433,1 Millionen DM 
bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 137 

mit einem Stammkapital von 
229,2 Millionen DM 

8. Verflechtungserscheinungen in der 
Industrie für Mineralölerzeugnisse 


und Kohlenwertstoffe 

a) Wesentliche Unternehmens- 
Zusammenschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden .... keine 

b) Bestehende Organkreise 6 

Organtöchter 10 


mit häufiger Streuung in den Grup- 
pen Mineralölerzeugnisse, Chemische 
Erzeugnisse 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 11 

mit einem Grundkapital von 
1 198,7 Millionen DM 

x ) „Organkreis": hier die Zusammengehörigkeit von 
Unternehmen (Mutter- und Tochtergesellschaften) im 
Sinne der steuerrechtlichen Organschaft 

2 ) einschließlich der dem Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl un- 
terliegenden Unternehmen 


bb) Gesellschaften mit beschränkte? 

Haftung 63 

mit einem Stammkapital von 
103,4 Millionen DM 

II. Steine und Erden (25) 

Die anhaltende Baukonjunktur in der Bundes- 
republik hatte nachhaltige Auswirkungen auch auf 
die Industrie der Steine und Erden. Ihr Produktions- 
index lag im dritten Vierteljahr 1959 um etwa 
8,4 v. H. über dem Ergebnis der gleichen Vorjahres- 
zeit, wobei jedoch im Berichtsjahr kleinere Zuwachs- 
raten als in den vorausgegangenen Jahren zu ver- 
zeichnen waren. 

Bei den Erzeugnissen der Industrie der Steine 
und Erden handelt es sich in der Regel um äußerst 
frachtintensive Güter. Die Bestrebungen der antrag- 
stellenden Unternehmen sind daher auf die Bildung 
von gemeinschaftlichen Vertriebseinrichtungen mit 
Festlegung von Franko-Stations-, Frachtbasen- oder 
Zonenpreisen gerichtet. Für die Mehrzahl der seit 
| Jahrzehnten bestehenden Kartelle wurde die Ertei- 
: lung einer Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt. 

1. Basalt (25 11 00) 

Die „Basalt-Union GmbH Bonn" hat Erlaubnis für 
einen Vertrag nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt. Der 
Basalt-Union Bonn gehören 23 Mitgliedsfirmen mit 
insgesamt 62 Betrieben an. Es handelt sich vorwie- 
gend um kleine und mittlere Unternehmen, die das 
vor Inkrafttreten des GWB auf Grund der alliierten 
Dekartellierungsgesetze bereits gültig zustande ge- 
kommene Syndikat fortzuführen beabsichtigen. Die 
Vertragserzeugnisse sind Schotter, Pflaster- und 
Wasserbausteine, einfacher und Edelsplitt, Sand 
und Edelsand. Die Bearbeitung des Antrags steht 
vor dem Abschluß. 

Die „Basalt-Union Bonn" wurde mit Zustimmung 
ihrer Großabnehmer (Eisenbahn, Städte und Ge- 
meinden) im Jahre 1927 gegründet. Die Gesell- 
schafter verpflichten sich, alle Aufträge aus dem 
Unionsgebiet (Raum Bonn, Siegen, Herborn, Koblenz, 
Eil el) an die Geschäftsführung der Basalt-Union 
weiterzuleiten. Ausgenommen sind Aufträge der 
Deutschen Bundesbahn, die von den Mitgliedsunter- 
nehmen unmittelbar bezieht. 

Die Lieferungen erfolgen zu Franko-Stations- 
preisen im Namen und auf Rechnung der Basalt- 
Union Bonn. Produktions- oder Lieferquoten werden 
nicht festgelegt. Die Preise für das Vertragsmaterial 
werden in der Gesellschafterversammlung beraten, 
j jedoch nicht starr festgesetzt. Die Geschäftsführung 
i der Gesellschaft hat Vollmacht, von den in der Ge- 
sellschafterversammlung festgelegten Richtpreisen 
abzuweichen, wenn die Marktlage dies erfordert. 

Durch Zusammenfassung der Produktion der viel- 
fach kleinen, zum Teil wenig wirtschaftlich arbei- 
tenden Betriebe soll eine rationellere Ausnutzung 
der einzelnen Steinbrüche sowie eine Leistungs- 
steigerung bewirkt werden, wodurch die Befriedi- 
gung des Bedarfs durch termingerechte Bereitstel- 
lung der gewünschten Mengen und Qualitäten ver- 
bessert würde. 
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Die „Nordbayerische Basalt-Union GmbH, Würz- 
burg“, der sieben Unternehmen angehören, hat 
ebenfalls nach § 5 Abs. 2 und 3 die Erlaubnis für 
einen Kartellvertrag beantragt, über den noch nicht 
entschieden ist. 

Zweck der Gesellschaft ist der Kauf und Verkauf 
von sogenannten Brecher-Produkten für den Bahn-, 
Straßen- und Wasserbau sowie der Handel mit 
Material aus zerkleinertem Basalt, welches die 
Schotterwerke u. a. in den ihnen angeschlossenen 
Kunststeinfabriken verarbeiten. Die Lieferungen an 
die Bundesbahn fallen nicht unter die Bestimmungen 
des Kartellvertrages. 

Die Gesellschaft schließt mit den Mitgliedsunter- 
nehmen jeweils besondere Lieferverträge ab, in wel- 
chen das Liefergebiet des Mitgliedsunternehmens 
festgelegt wird. Die Gesellschafter verpflichten sich, 
der Gesellschaft die Vertretung und das Verkaufs- 
recht im festgesetzten Liefergebiet ausschließlich 
einzuräumen. Die von den Gesellschaftern zu liefern- 
den Materialmengen und -arten werden jeweils für 
die Dauer eines Geschäftsjahres festgesetzt. Außer- 
halb der Liefergebiete verkaufen die Hersteller ihre 
Erzeugnisse ohne Mitwirkung des Syndikats. Ebenso 
wie die Basalt-Union GmbH Bonn bezweckt auch 
die Nordbayerische Basalt-Union, durch Zusammen- 
fassung der Produktion mehrerer Werke deren Lei- 
stungfähigkeit zu steigern und den Vertrieb zu 
rationalisieren, um dadurch die Wirtschaftlichkeit 
und Bedarfsbefriedigung zu verbessern. 

Die Nordbayerische Basalt-Union ist dem Wett- 
bewerb von Außenseitern, die ihren Standort inner- 
halb des sogenannten Uniongebietes haben oder 
aber von außerhalb in Randbezirke dieses Gebietes 
liefern, ausgesetzt. Die Vertragserzeugnisse stehen 
in Substitutionskonkurrenz mit anderem für den 
Bahn- und Straßenbau geeignetem Material (z. B. 
Kalkstein, Hochofenschlacke und Kies). 

Die sieben Gesellschafter besitzen insgesamt 
33 Betriebe, in denen etwa 2250 Arbeitskräfte be- 
schäftigt sind. An der Gesamtproduktion von Schot- 
ter und Edelsplitt im Land Bayern- ist die Nord- 
bayerische Basalt-Union mit 14,6 v. H., an den Ge- 
samtlieferungen (im Durchschnitt der letzten Jahre) 
mit etwa 8 v. H. beteiligt. 

2. Terrazzo (25 27 90) 

Die „Deutsche Terrazzo-Verkaufsstelle Ulm GmbH“, 
Ulm/Donau (DTV), hat für ihre drei Mitglieder- 
firmen die Erteilung einer Erlaubnis zu einem 
Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 be- 
antragt. Die Erzeugnisse, die von der DTV vertrie- 
ben werden, sind Terrazzo und Kalksteinmehl. 

Die Erzeugnisse der Gesellschafterwerke werden 
von der DTV auf eigene Rechnung zu einheitlichen 
Listenpreisen ab jeweiligem Versandwerk vertrie- 
ben. Um ihr Sortiment zu ergänzen, kauft und ver- 
kauft die DTV auch Erzeugnisse von anderen (etwa 
32) Herstellern. 

Die Mitglieder verpflichten sich, ihre Gesamtpro- 
duktion an Vertragswaren während der Dauer des 
Vertrages über die DTV zu vertreiben und verzichten 
ausdrücklich auf jeden selbständigen Verkauf. Die 


Verkaufspreise und Rabatte werden von den Mit- 
gliedern in Zusammenarbeit mit der Geschäfts- 
führung festgesetzt. Eine Beschränkung des Ver- 
triebs auf ein Absatzgebiet oder eine Festlegung 
von Produktionsquoten ist nicht vorgesehen. Die 
DTV gewährt Großhändlern Funktionsrabatte, an- 
dere Abnehmer erhalten Mengenrabatte. Die 
Rabatte werden nach dem Vertrag von den Mit- 
gliedern in Zusammenarbeit mit der Geschäfts- 
führung festgesetzt. Auf die zugekauften Erzeug- 
nisse werden die Verkaufs- und Lieferbedingungen 
sowie das Rabattverfahren in gleicher Weise ange- 
wandt wie auf die eigenen Erzeugnisse der Mit- 
gliederunternehmen. 

Als Rationalisierungszweck der bereits seit 1908 
bestehenden Gesellschaft nennt die DTV: Zusam- 
menfassung der Produktion, insbesondere bei der 
Ausführung von Groß-(Export-) Aufträgen, Sorten- 
austausch zur Überbrückung von Lieferschwierig- 
keiten, uneingeschränkter Erfahrungsaustausch, bes- 
sere Transportplanung, Qualitätskontrolle zwecks 
Gütesicherung. 

Terrazzo-Erzeugnisse stehen mit gebrannten Plat- 
ten, Porzellan-Platten für Wandbekleidung, Kunst- 
stoff- und Natursteinplatten der verschiedenen Art 
in Substitutionswettbewerb. Außer den drei Mit- 
gliederwerken der Gesellschaft sind noch ca. 80 Be- 
triebe in der Bundesrepublik mit der Herstellung 
von gleichartigen Erzeugnissen beschäftigt. 

3. Zement (25 31 00) 

Aus der Zementindustrie liegt eine Reihe von An- 
trägen auf Erlaubnis für Rationalisierungskartelle 
nach § 5 Abs. 2 und 3 vor. Es handelt sich um fol- 
gende Syndikate: 

a) Süddeutsches Zementkontor GmbH i. G. München 
(18 Mitglieder); 

b) Verkaufsbüro Westfälischer Zementwerke, Neu- 
beckum (28 Mitglieder); 

c) Verkaufsbüro Rheinisch-Westfälischer Zement- 
werke GmbH i. G. Neubeckum (26 Mitglieder); 

d) Zementverkaufsstelle Niedersachsen GmbH, 
Hannover (8 Mitglieder); 

e) Zementkontor Unterelbe GmbH, Hamburg 
(5 Mitglieder); 

f) Zementvertrieb Berlin GmbH, Berlin-Charlotten- 
burg (3 Mitglieder); 

g) Hüttenzement-Verkaufsagentur Dr. H. Gilles, 
Düsseldorf (7 Mitglieder). 

Die Kartelle der Zementindustrie im west- und 
norddeutschen Raum sind von der früheren 
britischen Besatzungsmacht geduldet worden. Die in 
der früheren amerikanischen Zone ansässigen 
Werke sind hingegen seit 1945 nicht mehr syndi- 
ziert. 

Die Verträge der genannten Syndikate stimmen 
in ihrem materiellen Inhalt in den wesentlichen 
Punkten überein. Die Beschränkung des Wett- 
bewerbs besteht hauptsächlich darin, daß die ein- 
zelnen Mitgliedswerke ihrer Verkaufsstelle den 
Alleinverkauf übertragen. Die Hersteller werden 
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am Gesamtversand nach Quoten beteiligt (Produk- 
tions- oder Lieferquoten sind nicht enthalten in den 
Verträgen der Zementverkaufsstellen Nieder- 
sachsen und der Hüttenzement-Verkaufsagentur 
Dr. H. Gilles). Die Mitglieder verzichten auf indi- 
viduelle Preise und Rabatte; die Zahlungs- und 
Lieferbedingungen sind innerhalb der einzelnen 
Syndikate einheitlich. Die Verkaufsstellen faktu- 
rieren die Lieferungen namens und im Auftrag der 
Werke, übernehmen das Delkredere und das In- 
kasso. Die Preise sind mit Ausnahme derjenigen für 
die Bundesbahn Franko-Stations- oder Frei-Baustel- 
len-Preise, wobei entweder im jeweiligen Lieferge- 
biet einheitliche Franko-Stationspreise (Niedersach- 
sen), Preiszonen (zwei, Unterelbe) oder Frankopreise 
unterschiedlich je nach Verbrauchsort (Westfälische 
Zementwerke) festgelegt werden. Die Abwicklung 
der abgeschlossenen Lieferverträge besorgen die 
einzelnen Firmen unter eigenem Namen und Waren- 
zeichen der Herstellerfirma. Die Kosten der Ver- 
kaufsstelle werden von den Syndikatsmitgliedern i 
entsprechend ihren Umsätzen getragen. Die Syndi- 
kate unterhalten Forschungslaboratorien und Be- 
ratungsdienste, fördern den Erfahrungsaustausch j 
zwischen den Werken und sorgen für Einhaltung ! 
der Qualitätsnormen. Liefergebiete sind nicht in I 
jedem Falle vertraglich vereinbart. 

Der Berliner Zementvertrieb stellt insofern eine 
Besonderheit dar, als die folgenden 3 Verkaufs- 
stellen: 

a) Zementverkaufsstelle Niedersachsen, 

b) Verkaufsbüro Westfälischer Zementwerke, 

c) Zementkontor Unterelbe 

den Zementvertrieb Berlin gegründet und beauf- 
tragt haben, die Produktion der angeschlossenen 
Zementwerke in deren Namen und für deren Rech- 
nung zu Franko-Stationspreisen in Berlin zu verkau- 
fen. Die Gesellschaft befaßt sich auch mit dem Ver- 
kauf von in der sowjetischen Besatzungszone her- 
gestelltem Zement. 

Preiskonventionen (zunächst von lokaler Bedeu- 
tung) in der Zementindustrie, aus denen Preis- und 
Gebietskartelle von unterschiedlicher Lebensdauer 
entstanden, sind schon in den 80er Jahren des neun- 
zehnten Jahrhunderts festzustellen. Immer wieder 
hat auch der Staat auf dem Gesetzes- und Verord- 
nungswege in das wirtschaftliche Geschehen dieses 
Wirtschaftszweiges eingegriffen: 1916 Verbot der 
Errichtung und Erweiterung bestehender Zement- 
werke; 1934 Verordnung über die „Marktregelung 
in der Zementwirtschaft"; 1936 Zwangskartellierung 
der Außenseiter. 

Zu Beginn des Berichtsjahres bestanden in der j 
Bundesrepublik 97 Zementwerke. Der Gesamtver- 
sand an Zement betrug (nach vorläufigen Ergebnis- 
sen) 1959 in der Bundesrepublik 22,6 Millionen t, 
davon entfallen 0,9 Millionen t auf den Export. Die 
maßgebenden Produzenten, die jeweils über meh- j 
rere Werke verfügen, erreichen Marktanteile von j 
rund 16, 14 und 7 v. H. (bezogen auf die Gesamt- j 
Produktion im Bundesgebiet). Auf regionalen Teil- 
märkten erreichen sie nicht selten ein mehrfaches 
dieser Anteile. 
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Als Hauptzweck der Rationalisierung wird die 
Vermeidung unnötiger Frachtkosten und Verringe- 
rung der Vertriebskosten angegeben. Durch zentral- 
gesteuerte Lagerhaltung sollen eine ständige Liefer- 
bereitschaft und ein gleichmäßiger Beschäftigungs- 
grad der Betriebe erreicht werden. 

4. Kalk (25 32 00) 

Die „Verkaufsstelle Niedersächsischer Kalkwerke 
GmbH" (VNK) beantragte als Vertreterin der in der 
„Liefergemeinschaft Niederslichsischer Kalkwerke" 
zusammengeschlossenen 12 Unternehmen die Ertei- 
lung einer Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3. 

Vertragserzeugnisse sind gebrannter Kalk mit 
Ausnahme von Düngekalk. Die Vertragsunterzeich- 
ner beauftragen die VNK, für die Förderung und 
Rationalisierung der Produktion und des Absatzes 
alle notwendigen Maßnahmen zu treffen. Hierzu ge- 
hört: Verkauf der Vertragsprodukte, Beratung der 
Abnehmer, technischer und kaufmännischer Erfah- 
rungsaustausch und Werbung. Die Unterzeichner 
verpflichten sich, ihre Produkte ausschließlich über 
die VNK abzusetzen, wobei die VNK im Auftrag 
und für Rechnung des liefernden Werkes tätig wird. 
Die VNK darf nur zu den zwischen ihr und den an- 
geschlossenen Werken jeweils vereinbarten Ab- 
Werk-Preisen und Rabattsätzen liefern, wobei je- 
doch durch Preisdilferenzierung nach Zonen die 
Werke einen Teil der Frachtkosten übernehmen. 

Die VNK ging 1948 aus der „Zement-Kalk-Ver- 
sand GmbH, Hannover" hervor, einem Syndikat, das 
1927 von sieben niedersächsischen Zement-Kalk- 
werken gegründet worden war. Die Standorte der 
Mitgliederunternehmen der VNK liegen im Raume 
Braunschweig, Hameln und Göttingen. Die Unter- 
nehmen sind von unterschiedlicher Größe. Die VNK 
umfaßt, mit Ausnahme von zwei kleineren Unter- 
nehmen, alle niedersächsischen Kalkwerke. Sie 
stehen im Wettbewerb mit Lieferungen von Unter- 
nehmen aus den Nachbarländern Schleswig-Holstein, 
Nordrhein-Westfalen und Hessen. An dem gesamten 
Baukalkaufkommen der Bundesrepublik haben die 
Werke der VNK einen Anteil nach ihren Angaben 
von etwa 10 v. H., im Lande Niedersachsen jedoch 
etwa 90 v. H. 

Die „Kalkverkaufsstelle Ibbenbüren", die von 
sieben Kalkwerken errichtet wurde, hat ebenfalls 
Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt. Vertrags- 
erzeugnisse sind gemahlener Brannt- und Stückkalk 
für Bau- und Industriezwecke. 

Auch die Mitglieder der Kalkverkaufsstelle Ibben- 
büren verpflichten sich, Vertragserzeugnisse aus- 
schließlich durch die Verkaufsstelle in den Handel 
zu bringen. Den Werken ist es nur mit Zustimmung 
der Verkaufsstelle gestattet, Angebote zu machen 
oder mit Abnehmern über Preise und Lieferbedin- 
gungen zu verhandeln. Delkredereverluste werden 
zu 40 v. H. auf das Lieferwerk und zu 60 v. H. auf 
die übrigen Vertragspartner aufgeteilt. Ist infolge 
schlechter Marktlage die volle Produktion nicht ab- 
zusetzen, so entscheidet die Gesellschafterversamm- 
lung über Verkaufs- und Produktionseinschränkun- 
gen bei den Mitgliedern. 


i 

i 

i 
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Die Verkaufsstelle wurde im Januar 1955 gegrün- 
det und dabei der Zusammenschluß bewußt regional 
beschränkt, um örtlichen Bedürfnissen besser ge- 
recht zu werden. 

Die sieben Mitgliedswerke haben nach deren An- 
gaben insgesamt nur 110 Beschäftigte (Stand Mitte 
1958). Sie stehen mit größeren benachbarten Unter- 
nehmen im Wettbewerb. Ihr Absatzgebiet be- 
schränkt sich auf einen Umkreis von ca. 50 km. 

Ein weiterer Antrag auf Erlaubnis für ein Ra- 
tionalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 wurde 
vom „Kalkkontor Rheine" gestellt. Wesentlicher In- 
halt des Vertrags ist der agenturmäßige Verkauf 
der Erzeugnisse der Mitgliedswerke, gemeinschaft- 
liche Werbung und Beratung der Abnehmerschaft 
sowie Lenkung des Versandes durch Auswahl des 
frachtgünstigst gelegenen Herstellerbetriebs und 
schließlich Ausgleich bei Bedarfsschwankungen 
durch Kalkbevorratung in Siloanlagen. Ursprüng- 
lich waren an diesem Zusammenschluß fünf Kalk- 
werke beteiligt. Inzwischen sind jedoch drei Unter- 
nehmen aus dem Kalkkontor Rheine ausgeschieden 
und verkaufen ihre Produktion frei. Die verbleiben- 
den zwei Kartellmitglieder benutzen das Kalkkon- 
tor weiterhin als Verkaufsstelle. 

5. Düngekalk (25 32 00) 

Die nachfolgend aufgeführten Gesellschaften ha- 
ben Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis für ein 
Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 ge- 
stellt: 

a) Liefergemeinschaft Mitteldeutscher Düngekalk- 
werke, Goslar, 

b) Liefergemeinschaft Westdeutscher Düngekalk- 
werke, Letmathe, 

c) Süddeutsche Düngekalkgesellschaft, Herrlingen. 

Außer den drei Liefergemeinschaften besteht noch 
die Bayerische Düngekalk-Gesellschaft, Regensburg, 
Diese hat für einen gleichlautenden Kartellvertrag 
bei der Kartellbehörde des Landes Bayern die Er- 
laubnis mit der Begründung beantragt, daß sich ihr 
Wirkungsbereich nicht über dieses Land hinaus er- 
strecke. Die 4 Gemeinschaften sind Gesellschafter 
der Düngekalk-Hauptgemeinschaft, von der die Er- 
teilung einer Erlaubnis nicht beantragt worden ist, 
weil unter ihren Mitgliedern, den 4 regionalen Lie- 
fergemeinschaften, keine zusätzlichen Wettbewerbs- 
beschränkungen bestünden. 

Organgesellschaft und Vertreter für die in der 
Liefergemeinschaft Mitteldeutscher Düngekalkwerke 
zusammengeschlossenen 25 Firmen ist die Mittel- 
deutsche Düngekalk-Gesellschaft mbH, Goslar. 

Die Liefergemeinschaft Westdeutscher Düngekalk- 
werke umfaßt 42 Werke aus dem Gebiet der Land- 
wirtschaftskammer Weser-Ems, den Ländern Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, den Kreisen Diep- 
holz-Hoya-Nienburg, der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen. Geschäftsführendes Organ ist die 
„Westdeutsche Düngekalk GmbH". Die Düngekalk- 
werke in Hessen sind nicht zu einem Syndikat zu- 
sammengefaßt. 


ln dei neugegründeten Süddeutschen Dünge- 
kalkgesellschaft (Herrlingen) sind zehn’ Kalkwerke 
Württemberg-Badens zusammengeschlossen. Ge- 
schäftsführendes Organ ist die „Süddeutsche Dünge- 
kalk-GmbH". 

Die Düngekalksyndikate wurden, mit Ausnahme 
der am 1. Januar 1957 neu gegründeten Süddeut- 
schen Düngekalkgesellschaft, im Jahre 1937 gebil- 
det und umfaßten zunächst 10, später 4 Lieferge- 
meinschaften, die sich auf das gesamte Reichsge- 
biet erstreckten. 

Die Mitglieder verpflichten sich, ihre gesamte Er- 
zeugung an Düngekalk der jeweiligen Vertriebsge- 
sellschaft zum Verkauf zur Verfügung zu stellen. 
Die Mitglieder verzichten mit Ausnahme des Land- 
absatzes (-- Direktverkauf an Verbraucher gegen 
Barzahlung) auf jeden selbständigen Verkauf von 
Düngekalk und auf selbständige Werbung. Die Mit- 
glieder werden vom Syndikat entsprechend ihren 
Lieferanteilen am Absatz beteiligt. Die Lieferungen 
erfolgen zu Franko-Stationspreisen, die jedoch nur 
innerhalb der Liefergebiete der Liefergemeinschaf- 
ten einheitlich sind. 

Aufgaben der Düngekalk-Hauptgemeinschaft 
sind: „Ausgleich der Interessen der Mitglieder", 
„Bestimmung der Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten", „Festsetzung der Richtlinien für die Ab- 
satzwerbung", „Genehmigung der Arbeiten zur 
Technisierung des Absatzes und des Transports", 
„Genehmigung von Verträgen mit Dritten". Im Rah- 
men der Hauptgemeinschaft stimmen sich die Liefer- 
gemeinschaften über alle gemeinsamen Fragen ab. 

Unter den Mitgliedern der vier Liefergemein- 
schaften überwiegen Klein- und Mittelbetriebe. Die 
ohnehin geringe Zahl der Großbetriebe erzeugt zu- 
dem überwiegend andere Kalksorten. 

Nach Angaben des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ist Düngekalk nur 
mit etwa 2,6 v. II. an der Gesamtversorgung der 
Landwirtschaft mit Düngemitteln beteiligt. Im Be- 
reich der Düngekalkindustrie gibt es eine große 
Zahl von Außenseitern. 

6. Keramische Spaltplatten (25 41 34) 

Im Februar des Berichtsjahres wurde das Rabatt- 
und Konditionenkartell des Rabatt- und Konditions- 
verbandes Baukeramik (Gesellschaft des Bürger- 
lichen Rechts) wirksam. Der Vertrag, der von sechs 
Unternehmen der Industrie für grobkeramische Er- 
zeugnisse geschlossen wurde, regelt die Gewäh- 
rung von Mengenrabatten nach einem bereits seit 
1957 praktizierten GUR-Verfahren für die Lieferung 
von keramischen Spaltplatten und sonstigen kera- 
mischen Erzeugnissen. 

Den Herstellern von keramischen Spaltplatten 
und anderen Vertragserzeugnissen steht es frei, sich 
auch dann am Rabattsystem zu beteiligen, wenn sie 
nicht der Konditionenvereinbarung beizutreten 
wünschen. Bei der vertraglichen Konditionenrege- 
lung handelt es sich um die Gewährung eines 
Frachtausgleichs dergestalt, daß die Frachtkosten 
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für jeden Abnehmer so bemessen werden, als habe 
er von dem ihm nächstgelegenen Lieferanten bezo- 
gen. 

Außer den sechs Kartellmitglieder befassen sich 
mehrere mittlere und kleine Unternehmen, vorwie- 
gend Ziegeleien, mit der Herstellung von kerami- 
schen Spaltplatten. Zum Teil handelt es sich um 
Spezialgrößen und -ausführungen, von denen nicht 
ohne weiteres festgestellt werden kann, daß sie zu 
den Vertragserzeugnissen in direktem Wettbewerb 
stehen. 

7. Gips und Erzeugnisse aus Gips (25 33 00) 

Im Oktober 1958, also noch vor Beginn des Be- 
richtsjahres, wurde eine Vereinbarung von 12 
Gipswerken über die gemeinsame Regelung von 
Konditionen getroffen. Diese „Konditionenverein- 
barung von Gipswerken 22 gilt für Baugipse (Stuck-, 
Estrich-, Marmor- und Putzgips) sowie für Spezial- 
gipse, die in Beiladungen zu den Baugipsen versandt 
werden. Die einheitliche Regelung betrifft Zahlungs- 
bedingungen (Höhe der Skonti) und den Gerichts- 
stand. Die Bestimmungen über Mängelrüge (Ver- 
pflichtung zur Qualitätsprüfung innerhalb von 3 Ta- 
gen, bei berechtigter Mängelrüge Anspruch nur auf 
kostenlose Ersatzlieferung, Ausschluß von Schadens- 
ersatz- und Ersatzlieferungsanspruch bei Verarbei- 
tung) wurden von den Mitgliedern wegen des mög- 
lichen Widerspruchs des Bundeskartellamtes aus 
dem Vertrag herausgenommen. 

Für 3 Gipswerke gilt die Vereinbarung nur für 
Lieferungen in das Gebiet der ehemals Britischen 
Zone. Die Vereinbarung über den ausschließlichen 
Gerichtsstand findet keine Anwendung. 

8. Steinzeug (25 42 00) 

Dem Antrag der zum Steinzeugsyndikat zusam- 
mengeschlossenen Unternehmen (31) wurde entspro- 
chen. Die Erlaubnis wurde für die Dauer von 3 Jah- 
ren u. a. mit den Auflagen erteilt, dem Bundes- 
kartellamt die einzel- und überbetrieblichen Ratio- 
nalisierungserfolge nach Abschluß eines jeden Ka- 
lenderjahres nachzuweisen und darzulegen, welche 
Vorteile die Rationalisierung im Interesse der All- 
gemeinheit erbracht hat; dem Bundeskartellamt sind 
ferner Änderungen der Preise, Rabatte sowie der 
Verkaufs- und Lieferbedingungen für Vertragser- 
zeugnisse jeweils unverzüglich anzuzeigen. 

Die Kartellmitglieder übertragen die Alleinver- 
tretung für den Verkauf ihrer Erzeugnisse (Kanali- 
sationssteinzeug, Stallartikel) der Steinzeughandels- 
gesellschaft mbH, die als Alleinvertreter im Na- 
men und für Rechnung der jeweiligen Lieferwerke 
tätig wird. Die GmbH verkauft die Erzeugnisse nach 
einheitlichen Preislisten frei Station (bzw. Bau- 
stelle). Innerhalb bestimmter Entfernungen werden 
Zonenrabatte für Steinzeugrohre bis zu 150 mm be- 
rechnet. Bei Abstimmungen über Preise ist die 
GmbH verpflichtet, die Listenpreise zu senken, 
wenn 25 v. H. der von ihr vertretenen Werke die 
Senkung verlangen. Sie darf die Preise nur erhö- 
hen, wenn wenigstens 75 v. H. der Werke zustim- 
men. Die Mitglieder behalten jedoch das Recht, ihre 
Preise abweichend von den abgestimmten Preisen 
festzulegen. Im sogenannten Handverkauf können 


die Werke bis zu 3000 kg in einer Lieferung an 
Letztverbraucher in der Umgebung ohne Vermitt- 
lung der GmbH verkaufen. 

Eine Quotenregelung ist nicht vorgesehen. Die 
Abnehmer sind bei der Wahl, von welchen Werken 
sie beliefert werden wollen, frei. 

Die Belieferung der Abnehmer erfolgt in der Re- 
gel über den Steinzeug-Großhandel. Die Bedingun- 
gen sind in einer Rabattregelung festgelegt (in der 
beim Großhandel zwischen Funktions- und Fachhan- 
del unterschieden wird). Eine Änderung ist ange- 
kündigt, ohne daß die Einzelheiten jedoch bereits 
festliegen. 

Vor Inkrafttreten des GWB hatte bereits der Bun- 
desminister für Wirtschaft zu einem Befreiungsan- 
trag für die zwischen der Steinzeughandelsgesell- 
schaft und Unternehmen der westdeutschen Stein- 
zeugindustrie geschlossenen einheitlichen Vertreter- 
verbände vom Verbot der alliierten Kartellgesetze 
Befreiung unter Auflagen und mit Einschränkungen 
erteilt. 

Steinzeug findet, soweit es Gegenstand des Kar- 
tellvertrages ist, Verwendung in Form von Roh- 
ren, Formstücken, Sohlschalen und Platten in der 
Kanalisation, ferner als Stallartikel. Etwa 70 v. H. 
der westdeutschen Produktion an Steinzeugrohren 
werden für die Kanalisationsanlagen der Städte und 
Gemeinden und etwa 30 v. H. für private Anschluß- 
leitungen verwendet. Die große Zahl der Verwen- 
dungsmöglichkeiten bedingt, daß z. Z. etwa 4200 
Steinzeugartikel, von denen rund 2000 als gängig 
anzusehen sind, produziert werden. Für Ersatzbe- 
schaffung bleibt ein Bedarf an älteren, heute nicht 
mehr gängigen Typen. Da keines der Werke allein 
sämtliche Typen herstellen kann, ist eine abge- 
stimmte Spezialisierung wirtschaftlich sinnvoll. Ka- 
nalisationssteinzeug kann bei Verwendung an der 
Baustelle nicht mehr verändert und nicht an örtliche 
Notwendigkeiten angepaßt werden, sondern muß 
maßgerecht im Werk hergestellt werden. 

Steinzeugprodukte sind frachtempfindlich. Die In- 
dustrie ist standortmäßig an das Rohstoffvorkom- 
men gebunden. 23 von insgesamt 51 Steinzeugwer- 
ken (über 50 v. H. der Kapazität der Bundesrepu- 
blik) befinden sich im Raum Frechen bei Köln. Als 
Substitutionsgüter für Kanalisationssteinzeug kom- 
men Beton-, Asbestzement-, Gußeisen- und Stahl- 
rohre in Betracht. Das Verhältnis Betonrohr : Stein- 
zeugrohr (nach verlegter Rohrlänge) beträgt etwa 
1 : 3. Künftig werden auch Kunststoffrohre in zu- 
nehmendem Maße als Substitutionsprodukt in Frage 
kommen. Die Einfuhr hat in letzter Zeit zugenom- 
men. 

Die Außenseiter (20) haben ihre Standorte über- 
wiegend in Nord- und Süddeutschland, verfügen 
über regionale Märkte oder über relativ sichere 
Kunden, so daß sie der Steinzeughandelsgesell- 
schaft keine ernsthafte Konkurrenz zu bereiten 
scheinen. 

9. Preisbindungen 

Im Bereich der Industrien der Steine und Erden 
ist die Preisbindung praktisch ohne Bedeutung. An- 
gemeldet wurden 21 Preisbindungen (Dentalgips, 
Blumenerde, Druckbestäubungspuder) . 
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10. Verflechtungserscheinungen in der Industrie 
der Steine und Erden 

a) Wesentliche Unternehmens- 
zusammenschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden . . . keine 


sehen Werken und von allen deutschen Händlern 
zusammengerechnet; letztere jedoch nur insoweit, als 
sie nachweislich aus deutscher Produktion stammen 
oder nicht nach der Bundesrepublik reimportiert 
wurden. Die Rabattsätze sind nach Händlergruppen, 
DIN-Normen, Abmessungen, Wandstärke und nach 
Lager- und Streckengeschäft gestaffelt. 


b) Bestehende Organkreise 32 

Organtöchter 64 


mit häufiger Streuung in den Grup- 
pen Steine und Erden, Handel 

c) Kapitalgesellschaften ! 

aa) Aktiengesellschaften 78 j 

mit einem Grundkapital von 

283.2 Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter j 

Haftung 971 j 

mit einem Stammkapital von 

213.2 Millionen DM 


III. Eisen und Stahl (27) r NE-Metalle und -Me- i 
tallhalbzeug (28), Gießereierzeugnisse (29), j 
Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke j 
und der Stahlverformung (30) | 

Aus dem Bereich dieser vier Warengruppen wur- | 
den Konditionen-, Rabatt- und Exportkartelle an- j 
gemeldet sowie Erlaubnisanträge für Struktur- 
krisen-, Rationalisierungs- und Exportkartelle ge- 
stellt. Da Teile der Eisen- und Stahlindustrie dem 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl unterliegen und die 
Anwendbarkeit des GWB insoweit ausgeschlossen 
ist, geben die eingegangenen Anmeldungen und Er- 
laubnisanträge keinen vollständigen Überblick über 
die in diesem Bereich bestehenden Wettbewerbs- 
beschränkungen. Am stärksten sind Exportkartelle 
vertreten. Vertikale Preisbindungen wurden von 
Unternehmen gemeldet, die Erzeugnisse der Ziehe- 
reien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 
hersteilen. 

1. Stahlrohre (27 15 60, 71 11 70) 
a) Das Herstellerkartell 

Zehn Hersteller von Stahlrohren haben ein 
Rabattkartell angemeldet, dem widersprochen wor- 
den ist. Vertragsgegenstand ist die Regelung der 
Gewährung von Rabatten beim Absatz von ge- 
schweißten und nahtlosen Gewinderohren und naht- 
losen Siederohren (Handelsrohre). 

Handelsrohre werden fast ausschließlich über den 
direktbeziehenden Großhandel (A-Handel) der 
Gruppen I, II und III (Gruppeneinteilung nach jähr- 
lichen Mindestbezugsmengen von 15 000, 5000 und 
2000 Tonnen Handels- und geschweißten Siede- 
rohren) abgesetzt. Die Händler der Gruppen II 
und III beziehen nur den geringeren Teil der Rohre 
unmittelbar von den Herstellern; den größeren Teil 
beziehen sie von Händlern der Gruppe I. Für die 
Rabattierung werden die Bezüge von allen deut- 


Die Herstellerstufe hat eine teiloligopolistische 
Struktur. Die zehn im Rabattkartell zusammen- 
geschlossenen Unternehmen verfügen über einen 
Marktanteil von etwa 93 v. H. In die restlichen 
7 v. H. teilen sich sechs Außenseiter. Allein auf 
zwei Kartellmitglieder entfallen rund zwei Drittel 
des gesamten Angebotes. 

Der Marktstruktur entspricht das Marktverhalten 
der Hersteller. Seit Jahrzehnten ist der Markt für 
Stahlrohre auf dem Preisgebiet „geordnet". Kartelle 
(Syndikate) und staatliche Preisfestsetzung bestimm- 
ten das Geschehen. Die Preise für Handelsrohre 
stimmten auch nach der Stahlpreisfreigabe im Jahre 
1952 bei allen Unternehmen überein. Seitdem wur- 
den die „Original-Werkspreise" (von den Herstel- 
lern als „Nettopreise" bezeichnet) mehrfach erhöht. 
Die Preisveränderungen wurden in der überwiegen- 
den Zahl der Fälle am selben Tag, spätestens nach 
einigen Tagen, von allen Kartellmitgliedern vorge- 
nommen. Dieses Verhalten erklärt sich u. a. daraus, 
daß die „Original-Werkspreise" den nachfolgenden 
Handelsstufen (A- und B-Handel) als Berechnungs- 
grundlage für die ihren Abnehmern (B-Handel 
und/oder Verbraucher) zu gewährenden Rabatte 
dienen Weiterhin ist dieses Verhalten darauf zu- 
rückzuführen, daß wegen der für die Erzeugnisse 
aller Kartellmitglieder vom Handel verwendeten 
einheitlichen Preislisten praktisch kein Hersteller 
eine autonome Änderung seiner Preislisten vorneh- 
men wird. 

Als Ersatz für den Preiswettbewerb wird von den 
Herstellern das Bestehen einer wirksamen Quali- 
tätskonkurrenz geltend gemacht. Die unterschied- 
liche Verwendung von Vormaterialien (T-, SM- 
Stahl, Ingots) und verschiedene angewendete Her- 
stellverfahren (Induktions-, Autogenschweiß-, Fretz- 
Moon-, Schrägwalzverfahren usw.) führten zu 
Qualitätsunterschieden in der Oberflächenbeschaf- 
fenheit und in der Maßhaltigkeit, die sich bei der 
Verarbeitung der Rohre auswirkten. Für den größ- 
ten Teil der Verbraucher sind die angeführten 
Qualitäts- und Fertigungsverschiedenheiten der 
Rohre aber bedeutungslos. 

Die Konditionen der Hersteller stimmen überein. 

Preis- und Rabattveränderungen wurden bis An- 
fang 1958 einheitlich vorgenommen. Infolge eines 
dann einsetzenden starken Angebotsdruckes (bei 
relativ unelastischer Nachfrage) gewährten die 
Hersteller bis zum Frühjahr 1959 voneinander ab- 
weichende Mengen- und Funktionsrabatte, die in 
der Spitze um 8 bis 10 Punkte über den jetzt ver- 
traglich festgesetzten Rabattsätzen lagen. Seitdem 
sich Angebot und Nachfrage etwa wieder entspre- 
chen, werden einheitliche Rabatte gewährt. Diese 
sind auch Gegenstand der angemeldeten Rabattver- 
einbarung. 
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1 ) Das Direkthändler-Kartell 

124 A-Händler haben ein Konditionen- und 
Rabattkarteli angemetdet, dem kurz nach Ablauf I 
des Berichtszeitraums hinsichtlich der Rabattrege- 1 
lung ebenfalls widersprochen worden ist. 

Der Vertrag regelt die Gewährung von Mengen- 
und Funktionsrabatten unter Zugrundelegung der 
Werkspreise auf der im Röhrengeschäft üblichen 
Frachtbasis Düsseldorf-Grafenberg und die Anwen- 
dung einheitlicher Lieferungs- und Zahlungsbedin- 
gungen beim Vertrieb von Handeisrohren (nahtlose 
und geschweißte Gewinde- und Siederohre), soweit 
es sich um Lieferungen in Posten von mindestens 
15 000 kg handelt. 

Die Rabattsätze sind für Abnehmer auf der Han- 
delsstufe (B-Händler der Gruppen IV, V und VI mit 
jährlichen Mindestbezügen von 900, 300 und unter 
200 Tonnen) und für Verbraucher (einschließlich 
Großverbraucher) verschieden gestaffelt. 

Der Kreis* der A-Händler setzt sich aus Werks- 
handelsgesellschaften und sogenannten freien 
Händlern zusammen. Ihre Abnehmer sind über 2000 
B-Händler und einige Großverbraucher (Gas- und 
Wasserwerke, Werften, Teile der Automobil- 
industrie usw.). 

Zur weiteren „Ordnung" des Marktes sollte ein 
Konditionen- und Rabattkartell der B-Händler fol- 
gen. Da sowohl A- als auch B-Händler um den 
gleichen Abnehmerkreis (Verbraucher) konkurrie- 
ren, soll die Einhaltung der im A-Händler- und im 
beabsichtigten B-Händler-Vertrag niedergelegten Be- 
stimmungen durch einen sogenannten Quervertrag 
gesichert werden. 

2. Radreifen (27 47 00) 

Die „Deutsche Radsatz- und Radreifen-Gemein- 
schaft e. V.", Essen, der acht Hersteller von rollen- 
dem Eisenbahnzeug angehören, hat die Erlaubnis 
für ein Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 
und 3 beantragt. Dem Kartell steht ein Außenseiter 
gegenüber, der nur über einen sehr geringen 
Marktanteil verfügt und ausschließlich Radreifen für 
Straßenbahnen herstellt. — Gegenstand des Kartell- 
vertrages ist ein zentrales, seit etwa 70 Jahren be- 
stehendes Bestellverfahren mit einheitlichen Prei- 
sen, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen gegen- 
über der Deutschen Bundesbahn. In den letzten 
Jahrzehnten ist in diesem Industriezweig eine 
starke, vorwiegend durch die Entwicklung der Tech- 
nik bedingte Konzentrationsbewegung zu beobach- 
ten. Die Produktionsanlagen der Unternehmen die- 
ses Zweiges erfordern hohe Investitionen, zu wel- 
chen regelmäßig nur Großunternehmen in der Lage 
sind. Die Deutsche Bundesbahn nimmt etwa 75 v. H. 
der gesamten Produktion ab, während der Rest der 
Produktion an Privatbahnen, Straßenbahngesell- 
schaften und Waggon- und Lokomotivfabriken ge- 
liefert wird. Gegenüber der teilmonopolistischen 
Nachfrage weist das Angebot der acht Hersteller 
eine oligopolähnliche Struktur auf. 

Der starke Nachholbedarf der Verkehrsträger hat 
in den zurückliegenden Jahren zu einer Erhöhung 


der Lieferungen von rollendem Eisenbahnzeug ge- 
führt. Die Uinsatzentwicklung ist jedoch unstet ver- 
laufen. Sie wird im wesentlichen durch den jeweili- 
gen Etat der Verkehrsträger, insbesondere den der 
Bundesbahn, bestimmt. Alle Auftraggeber lassen das 
Material nach eigenen Angaben anfertigen und be- 
ziehen es direkt vom Hersteller. 

3. Sechseck-Drahtgeflecht (30 17 31) 

Die „Export-Gemeinschaft Sechseck-Geflecht", 
Düsseldorf, der elf Drahtwerke angehören, hat 
einen Erlaubnisantrag für ein Exportkartell gemäß 
§ 6 Abs. 2 gestellt. Die Erlaubnis wurde erteilt. 

Durch den Kartellvertrag verpflichten sich die 
Kartellmitglieder zur Einhaltung der von der 
Export-Gemeinschaft gefaßten Beschlüsse über 
Preise und Konditionen auf den Exportmärkten 
(Rahmenvertrag für Direktexporte und Lieferungen 
über Exporteure). Vertragserzeugnisse sind alle Ge- 
flechte aus Eisen- und Stahldraht, die sich maschi- 
nell zur Anfertigung von sechseckigem und drei- 
eckigem Drahtgeflecht eignen, ferner Vorsatzdraht- 
geflecht und -gewebe in jeder Ausführung. Ausge- 
nommen sind „Padra", „Blasbergschirme" und 
punktgeschweißte Netze. 

Die Absatzmöglichkeiten für Sechseckge f, echt 
haben sich nach 1945 durch den verkleinerten Bin- 
nenmarkt sowie durch eine Erhöhung der Produk- 
tionskapazitäten im europäischen Ausland und den 
Verlust bedeutender Absatzmärkte in Übersee ver- 
schlechtert. 

Die Struktur der Unternehmen ist nach ihrei. 
Angaben uneinheitlich. Danach entfällt etwa ein 
Viertel der Produktion auf mehrstufige Großunter- 
nehmen mit eigener Vormaterialbasis, während an- 
nähernd drei Viertel der Produktion von Klein- 
betrieben — mit oft weniger als 50 Beschäftigten — 
erzeugt werden. Die letzteren seien darauf ange- 
wiesen, das Ausgangsprodukt „Draht" von ihren 
Lieferanten, welche meist zugleich Konkurrenten 
mit gleichartigen Endprodukten sind, zu Montan- 
unions-Preisen zu beziehen. Der Absatz der Fertig- 
produkte sei zu Wettbewerbspreisen erfolgt. Inso- 
fern habe sich eine ungleiche wettbewerbliche Aus- 
gangslage der einstufigen gegenüber den mehr- 
stufigen Unternehmen ergeben, deren Auswirkun- 
gen durch das Kartell gemildert werden sollten. 

4. Blankstahl (30 11 10) 

18 Hersteller von Blankstahl haben sich zur 
„Blankstahl- Export - Gemeinschaft" zusammenge- 
schlossen. Sie stellten einen Erlaubnisantrag nach 
§ 6 Abs. 2. Die Erlaubnis wurde erteilt. 

Der Kartellvertrag gilt für alle blanken Massen- 
stähle; ausgenommen sind blanke Spezialprofil- und 
Kaltstauchstähle. 

Die westdeutschen Blankstahlhersteller konkur- 
rieren auf den Auslandsmärkten mit ausländischen 
Anbieterkartellen, insbesondere mit den Staats- 
monopolen der Ostblockländer. 
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5. Geschweißte Bewehrungsmatten für Stahlbeton j 
(30 17 36) 

Ermittlungen haben ergeben, daß zwischen einem | 
maßgeblichen Herstellerunternehmen für geschweiß- 
te Bewehrungsmatten einerseits und zahlreichen an- 
deren Herstellern gleicher Erzeugnisse andererseits 
Lizenzverträge bestehen. Nach diesen Verträgen \ 
sind die Lizenznehmer verpflichtet, die von der j 
Lizenzgeberin festgesetzten Preise, Konditionen und 
Rabatte einzuhalten. j 

I 

6. Schuhbeschlag (30 17 97) 

Dreizehn Hersteller von Schuhbeschlagartikeln | 
haben einen Erlaubnisantrag für ein Strukturkrisen- , 
kartell nach § 4 gestellt. | 

Vertragsgegenstand waren Drahthandtackse, 
Schuhstifte, Stiefeleisen und Sohlennägel. Im Kar- 
tellvertrag war eine Anpassung des Inlandsabsatzes j 
an den Bedarf in der Weise vorgesehen, daß zu | 
Beginn eines jeden Jahres für jedes Kartellmitglied 
eine nach einem bestimmten Berechnungsverfahren 
ermittelte Absatzquote festgelegt werden sollte. 
Ein Abbau überschüssiger Produktionskapazitäten 
war nicht vorgesehen. Eine Übertragung von Markt- I 
anteilen unter den vertragschließenden Werken 
sollte zulässig sein. 

Bereits seit dem ersten Weltkrieg konnte die j 
Schuhbeschlagindustrie ihren z. T. erheblich über- | 
alterten Maschinenpark nicht mehr voll auslasten. ] 
Der rückläufige Bedarf an Schuhbeschlagmaterial I 
ist auf die zunehmende Verwendung von Klebstof- | 
fen für die Schuhbesohlung zurückzuführen. Parallel | 
zur Entwicklung am Inlandsmarkt hat sich der Ab- | 
satz auf den Auslandsmärkten gestaltet, auf denen 
die deutschen Anbieter einem sich verschärfenden 
Wettbewerbsdruck — - insbesondere durch die Ost- | 
blockländer — ausgesetzt sind. j 

Alle Kartellmitglieder stellen außer Schuhbe- | 
schlag auch andere Erzeugnisse her. Bei acht Unter- • 
nehmen ist die Produktion von Schuhbeschlag nur 
ein Nebenbereich der Draht- und Metallwarenferti- i 
gung. Im Jahre 1958 beschäftigten alle dreizehn Fir- j 
men rund 320 Arbeitskräfte allein in der Schuhbe- | 
Schlagfertigung. j 

Die Vertragsartikel des beantragten Struktur- j 
krisenkartells werden über die folgenden drei Han- 
delsgruppen vertrieben: 

Großhandel ca. 30 v. H. 

Einkaufsverbände ... ca. 60 v. H. 

Lederhandel ca. 10 v. H. 

Da der Kartellvertrag nur eine Absatzquotenrege- 
lung, aber keine planmäßige Anpassung der Kapa- 
zität an den Bedarf (Kapazitätenabbau!) vorsah, 
mußte die Erlaubnis wegen Fehlens der gemäß § 4 
erforderlichen Erlaubnisvoraussetzungen versagt ' 
werden. ! 

7. Sensen (30 24 21) 

Die deutsche Sensenindustrie hat Erlaubnisan- 

träge für ein Strukturkrisenkartell nach § 4 in Ver- 
bindung mit einem Importkartell nach § 7 gestellt. 


— 3. Wahlperiode 


Durch die Kartellverträge sollen die Produktions- 
kapazitäten der westdeutschen Sensenindustrie um 
etwa ein Drittel abgebaut werden, um sie der rück- 
läufigen Nachfrage anzupassen. Insgesamt sollen 
im Verlauf von drei Jahren neun Hämmer stillge- 
legt werden. 

Die Produktion an Sensen ging nach Angaben 
der Antragsteller von ca. 1,4 Millionen Stück pro 
Jahr vor 1939 auf gegenwärtig rund 0,5 Millionen 
Stück zurück. .Im gleichen Zeitraum soll sich die 
Anzahl der Sensenhersteller von sechzehn auf sie- 
ben verringert haben. Hauptursache des starken 
Absatz- bzw. Produktionsrückgangs sei die Mecha- 
nisierung in der Landwirtschaft. Die Strukturkrise 
werde durch den lohnintensiven Fertigungsprozeß 
verschärft, der eine weitere Rationalisierung kaum 
zulasse. Zudem bestehe noch ein erheblicher Wett- 
bewerb mit österreichischen Erzeugnissen, den man 
durch Absprachen einzudämmen versuche. Zwischen 
den Sensenindustrien beider Länder wurde im Jahre 
1939 eine „Sensenordnung" vereinbart. Im Jahre 
1948 war diese Sensenordnung durch eine Überein- 
kunft über Einfuhrmengen, Preise und Lieferungs- 
bedingungen ersetzt worden. 

Die Sensen werden am Inlandsmarkt zum großen 
Teil über den sauerländischen Sensenhandel abge- 
setzt. Ungefähr 100 Händler vertreiben in den 
Herbst- und Wintermonaten die Sensen im Hausier- 
handel an die Landwirtschaft. 

8. Hauer (= Erntemesser für überseeische Länder) 
(30 24 44) 

Die „Exportgemeinschaft der Hauer-Werke", 
Hagen (Westfalen), zu der sich sieben Unternehmen 
zusammengeschlossen haben, hat einen Erlaubnis- 
antrag für ein Exportkartell nach § 6 Abs. 2 gestellt. 

In dem Kartell sind, außer einem Außenseiter, 
der in der Hauptsache Hauer für Afrika herstellt, 
alle westdeutschen Herstellerwerke zusammenge- 
faßt. Bei den deutschen Herstellerwerken handelt 
es sich um Mittel- und Kleinbetriebe, die auf den 
verschiedenen Auslandsmärkten teilweise mit groß- 
betrieblichen ausländischen Anbietern im scharfen 
Wettbewerb stehen sollen. Nach Angaben der 
Antragsteller besitzen die ausländischen Konkur- 
renten gegenüber den deutschen Anbietern aufgrund 
eines niedrigeren Lohnniveaus oder bestimmter 
Zollpräferenzen oft eine wettbewerblich günstigere 
Ausgangslage. Die gesamte westdeutsche Erzeu- 
gung wird nach überseeischen Ländern exportiert. 

Kartellbesprechungen zwischen den Unternehmen 
laufen bereits seit 1954. Im Jahre 1957 wurde vom 
Bundesministerium für Wirtschaft die Erlaubnis für 
ein Exportkartell erteilt. Nach -dem Inkrafttreten 
des GWB mußte erneut ein Erlaubnisantrag gestellt 
werden. 

9. Weitere Wettbewerbsbeschränkungen 

Beim Bundeskartellamt sind aus den Bereichen 
Eisen und Stahl, NE-Metalle und -Metallhalbzeug, 
Gießereierzeugnisse, Ziehereien, Kaltwalzwerke und 
Stahlverformung außer den voraufgeführten Wett- 


68 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1795 


bewerbsbeschränkungen 6 Exportkartelle gemäß 
§ 6 Abs. 1 angemcldet worden. 

Im Bereich der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
wird gegenwärtig versucht, eine bislang praktizierte 
Nichtdiskriminierungsvereinbarung durch Wettbe- 
werbsregeln zu ersetzen. 

10. Preisbindungen 

Es wurden 1372 Preisbindungen für die Waren- 
gruppe „Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalz- 
werke und der Stahlverformung" angemeldet. 

Von einer Ausnahme abgesehen, werden nur die 
Endverbraucherpreise gebunden. Der Absatzweg 
führt regelmäßig über Groß- und Einzelhandel, nur 
im Ausnahmefall direkt über den Einzelhandel. 

Die Funktionsrabatte für den Großhandel bewe- 
gen sich zwischen 10 und 18 v. H., für den Einzel- 
handel zwischen 20 und 30 v. H. Von den meisten 
Anmeldern werden zusätzlich Mengenrabatte ge- 
währt. In der Berichtszeit waren wesentliche Ände- 
rungen weder hinsichtlich der Zahl der gebundenen 
Erzeugnisse noch bezüglich der gemeldeten Tat- 
sachen zu verzeichnen. 

11. Verflechtungserscheinungen für die Waren- 
gruppen Eisen und Stahl, Gießereierzeugnisse, 
Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und 


der Stahlverformung 

a) Wesentliche Unternehmens- 
zusammenschlüsse 


aa) angezeigt nach § 23 

1 

bb) sonst bekanntgeworden . . 

keine 

b) Bestehende Organkreise 

44 

Organtöchter 

mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Eisen und Stahl, Handel, Stahlbau- 
erzeugnisse, Erzeugnisse der Ziehe- 
reien und Kaltwalzwerke, Gießerei- 
erzeugnisse 

c) Kapitalgesellschaften 

87 

aa) Aktiengesellschaften 

mit einem Grundkapital von 

2637,7 Millionen DM 
bb) Gesellschaften mit beschränkter 

76 

Haftung 

mit einem Stammkapital von 

266,9 Millionen DM 

283 

12. Verpfechtungserscheinungen für die 

Waren- 

gruppen NE-Metalle und Metallhalbzeug (einschließ 

lieh Edelmetalle und deren Halbzeug) 

a) Wesentliche Unternehmens- 
zusammenschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 

keine 

bb) sonst bekanntgeworden . . . 

keine 

b) Bestehende Organkreise 

17 

Organtöchter 

mit häufiger Streuung in allen Grup- 
pen NE-Metalle und Metallhalbzeug, 
Handel 

46 


c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 24 

mit einem Grundkapital von 
298,1 Millionen DM 
bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 140 

mit einem Stammkapital von 
105,5 Millionen DM 


IV. Stahlbauerzeugnisse (31), Maschinenbau- 
erzeugnisse (32) 

Für Erzeugnisse beider Warengruppen wurden 
Erlaubnisanträge für Lizenzverträge (vorwiegend 
zwischen in- und ausländischen Unternehmen) ge- 
stellt. Auf Stahlbauerzeugnisse entfallen 4, auf 
Maschinenbauerzeugnisse 5 Lizenzverträge. Sie sol- 
len den Lizenznehmern in der Regel den Anschluß an 
die internationale technische Entwicklung ermög- 
lichen. Die meisten Lizenzverträge sind bereits 
rechtswirksam. 

Ferner wurden 4 Exportkartelle nach § 6 Abs. 1 
wirksam. 

1. Pressen mit hydraulischem Antrieb (32 12 30) 

Zwei Unternehmen haben eine Erlaubnis nach § 5 
Abs. 2 beantragt. 

Die Rationalisierungsvereinbarung hat die Bil- 
dung von Fertigungsschwerpunkten durch Auftei- 
lung der Produktion zum Inhalt. Danach verzichtet 
jeder Vertragspartner zugunsten des anderen auf 
die Herstellung bestimmter Pressen vollkommen 
bzw. bis zu einer nach Druckleistung und Tischgröße 
bemessenen Grenze. Änderungen der Fertigungs- 
programme müssen innerhalb einer Frist unterein- 
ander bekanntgemacht werden. 

Der Vertrag soll der Rationalisierung, der Ferti- 
gung und der Senkung der Produktionskosten die- 
nen und eine Anhebung der Leistungsfähigkeit bei- 
der Unternehmen durch weitgehende Normung der 
Maschinen und Einzelteile (Baukastensystem), Her- 
stellung größerer Serien, Verbesserung der Markt- 
übersicht und Ausbau des Kundendienstes ermög- 
lichen. 

Nach Angaben der Hersteller betragen die Markt- 
anteile für die produktionsmäßig aufgeteilten Er- 
zeugnisse 1,2 v. H. bis 19,5 v. H. 

2. Lufttechnische Anlagen und Apparate (32 32 40) 

Die „Lufttechnische Gesellschaft mbH" (LTG), Stutt- 
gart-Zuffenhausen, und die Firma Luwa AG, Zürich, 
haben die Erlaubnis für einen Rationalisierungs- 
Kartellvertrag nach § 5 Abs. 2 beantragt. 

Die Vereinbarung bezweckt den Austausch von 
Fertigungs- und Vertriebserfahrungen, Verbesserun- 
gen, Geheimverfahren und Schutzrechten der von 
den Vertragspartnern und den der Luwa angeschlos- 
senen ausländischen Betrieben hergestellten Erzeug- 
nissen. Außerdem soll die Herstellung gewisser Zu- 
behörteile zusammengelegt werden. 
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Vertragsgegenstand sind Absaug- und Reinigungs- | 
anlagen sowie Pneumastop-Vorrichtungen an Textil- 
maschinen. 

Durch die technischen und kaufmännischen Ver- 
einfachungen und die Auswertung der ausgetausch- 
ten Erfahrungen soll die Produktion rationeller ge- 
staltet und jeder einzelne Vertragspartner in die 
Lage versetzt werden, in den im Vertrag für sie 
festgesetzten Gebieten technisch vollkommene An- 
lagen und Vorrichtungen auf den Markt zu bringen. 

Der Vertrag regelt im einzelnen die Benutzung 
der Schutzrechte (z. B. Übertragbarkeit) sowie Zeit- 
punkt und Ausmaß des Erfahrungs- und Patentaus- 
tausches. 

Der LTG wird das ausschließliche Recht zugestan- 
den, die gemeinsamen Erfahrungen, Verbesserun- 
gen und Schutzrechte für die Herstellung und den 
Vertrieb von Absaug- und Reinigungsanlagen inner- 
halb Deutschlands und für Pneumastop-Vorrichtun- 
gen außerdem in Schweden, Norwegen, Finnland und 
Dänemark auszuwerten, sofern die mit diesen Vor- 
richtungen ausgestatteten Maschinen nicht aus drit- j 
ten Ländern importiert wurden. 

Die Firma Luwa hat entsprechende Rechte außer- 
halb dieser Gebiete. 

3. Armaturen (32 73 10) 

Sechs Hersteller vor Armaturen haben sich zur . 
„Vereinigte Armaturen GmbH (VAG)" zusammen- ; 
geschlossen und einen Antrag auf Erteilung einer 1 
Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 gestellt. j 

Durch den Vertrag soll für die Herstellung von ! 
Armaturen und Armaturenzubehör eine möglichst 1 
umfassende und fortschreitende Rationalisierung 
durch Spezialisierung erreicht werden. Zu diesem 
Zweck soll das gesamte Armaturen-Produktions- 
Programm unter den sechs Mitgliedern der VAG in 
der Weise aufgeteilt werden, daß die Erzeugung 
eines Artikels jeweils nur von einem Hersteller 
vorgenommen wird. 

Die VAG übernimmt den Vertrieb der Erzeug- 
nisse der einzelnen Hersteller im In- und Auslande. 
Ihre Stellung als Handelsagent ermächtigt sie, im 
Namen der einzelnen Hersteller nach Maßgabe der 
jeweiligen Bedingungen Geschäfte abzuschließen. 
Sie kann auch als selbständige Handelsfirma auf- 
treten. Der gemeinsame Vertrieb durch die VAG 
soll ebenfalls zur Rationalisierung der Fertigung bei- 
tragen. 

Die VAG wurde im Jahre 1934 von sieben Arma- 
turenherstellern zum Vertrieb eines Teils ihrer Er- 
zeugnisse gegründet. Von 1935 bis 1945 gehörte sie 
dem Zwangskartell des Reichsverbandes der deut- 
schen Armaturen-Industrie an. 

In der BRD gibt es rund 250 Hersteller von Arma- 
turen. Die sechs Mitglieder der VAG beziffern ihren 
Marktanteil mit knapp 9 v. H. Außenseiter und Ab- 
nehmer schätzen ihn dagegen auf etwa 40 bis 50 
v. H. Die unterschiedliche Bemessung scheint darin 
begründet zu liegen, daß der Armaturenmarkt iri 


Teilmärkte aufgespalten ist, die schwer voneinander 
abzugrenzen sind. 

Abnehmer für Armaturen sind in erster Linie der 
Maschinenbau und Kommunalbetriebe für Gas, Was- 
ser und Dampf sowie der gesamte einschlägige Han- 
del. 

4. Preisbindungen 

In der Warengruppe Maschinenbauerzeugnisse 
haben 34 Unternehmen 3054 Preisbindungen ange- 
meldet. Rund 75 v. H. der im Preis gebundenen 
Waren entfallen auf Armaturen, Regler und Ventile. 
Der Rest verteilt sich auf Büromaschinen, Kupp- 
lungsbeläge, Tafelwaagen, Hebegeräte, Nähmaschi- 
! nen, Traktoren, Holzbearbeitungswerkzeuge, Elek- 
tro- und Motormäher, Bootsmotore, Kühlanlagen, 
Getränke-Automaten und Lötlampen. 

Bei preisgebundenen Armaturen liegt die Groß- 
handelsspanne zwischen 33 und 44 v. H., von der 
an den Einzelhandel zwischen 25 und 36 v. H. wei- 
tergegeben werden. Der Großhandel ist nur teil- 
weise, der Einzelhandel dagegen völlig im Preis ge- 
bunden. Großverbrauchern und gewerblichen Ab- 
nehmern werden z. T. besondere Bedingungen ein- 
geräumt. 

Bei Büromaschinen überwiegt der Absatz über 
den Fach-Einzelhandel; teilweise werden Großab- 
nehmern besondere Bedingungen eingeräumt. So- 
weit der Absatz unmittelbar über den Einzelhandel 
erfolgt, liegt die Handelsspanne zwischen 25 und 45 
v. H. Sind beide Handelsstufen eingeschaltet, be- 
trägt die Handelsspanne zwischen 40 und 48 v. H. 
Der Wert der höchsten Gesamthandelsspanne liegt 
in dieser Branche bei rund 50 v. H. 

Für einen Teil der angemeldeten Erzeugnisse 
(Schreib-, Vervielfältigungs- und Rechenmaschinen) 
wurden Preissenkungen im Ausmaß von rund 1 bis 
20 v. H. als Änderungen angemeldet. 

Bei Kühlanlagen liegt die Gesamthandelsspanne 
zwischen rund 31 und 33 v. H., bei Traktoren zwi- 
schen 18 und 25 v. H. Für beide Erzeugnisse wur- 
den im Berichtszeitraum die Preise bis zu 11 v. H. 
gesenkt. 

5. Verflechtungserscheinungen 
(Stahlbauerzeugnisse) 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 GWB . . . keine 

bb) sonst bekanntgeworden . . . keine 

b) Bestehende Organkreise 21 

Organtöchter 90 


mit häufiger Streuung in den Grup- 
pen Stahlbauerzeugnisse, Chemische 
Erzeugnisse, Maschinenbauerzeug- 
nisse 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften .... 30 

mit einem Grundkapital von 
151,0 Millionen DM 
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bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 359 

mit einem Stammkapital von 


115,9 Millionen DM 

V erflechtungserscheinungen (Maschinen- 
bauerzeugnisse) 

a) Wesentliche Unternehmenszusam- 
menschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 GWB ... 1 

bb) sonst bekanntgeworden .... 1 

b) Bestehende Organkreise 81 

Organtöchter 165 

mit häufiger Streuung in den Grup- 


pen Maschinenbauerzeugnisse, Han- 
del, Elektrotechnische Erzeugnisse, 
Dienstleistungen, Feinmechanische 
und optische Erzeugnisse, Uhren 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften .... 149 

mit einem Grundkapital von 
918,8 Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter 1 572 

Haftung 

mit einem Stammkapital von 
653,7 Millionen DM 


V, Landfahrzeuge (33) r Wasserfahrzeuge (34), 
Luftfahrzeuge (35) 

1 . 

In dieser Warengruppe ist nur über vertikale 
Preisbindungen für Landfahrzeuge zu berichten. Bei 
diesen Anmeldungen handelt es sich um Preisbin- 
dungen für Kraftfahrzeuge (rund 800 Preisbindun- 
gen) und für Ersatzteile (rund 93 000 Preisbindun- 
gen). 

Mit einer Ausnahme ist das gesamte PKW-Pro- 
duktionsprogramm der deutschen Automobilindu- 
strie preisgebunden. Außerdem wurden für eine 
Reihe ausländischer Personenkraftwagen Preisbin- 
dungen angemeldet. Auch für Mopeds, Motorräder 
und Kabinenroller ist bei deutschen Erzeugnissen 
und bei ausländischen Lizenz- bzw. Importfabrikaten 
die Preisbindung typisch. Bei Nutzkraftwagen ist 
nur ein Teil der produzierten Fahrzeuge preis- 
gebunden (insgesamt 49 Preisbindungen)? besonders 
die schweren Nutzfahrzeuge werden meist ohne i 
Preisbindung verkauft. 

Für Ersatz- und Zubehörteile wurden Preisbin- 
dungen sowohl von Herstellern von Kraftfahrzeu- 
gen als auch von sonstigen Produzenten angemel- 
det. Der Fülle von Preisbindungen von Ersatzteilen 
stehen im Jahre 1959 nur zwei Aufhebungen gegen- 
über. 

Bis auf wenige Ausnahmen wurde nur die Ein- 
zelhandelsstufe gebunden, obwohl in dieser Branche 
der Absatz meist auch vom Großhandel übernom- 
men wird. Einige große Hersteller räumen Groß- 
abnehmern und Behörden besondere Rabatte ein? 


j häufig werden solche Nachlässe auch den Stationie- 
| rungsstreitkräften, dem Diplomatischen Corps, Zu- 
! lieferern und Werksangehörigen gewährl. 

| Im Vordergrund steht der Funktionsrabatt. Die- 
| ser liegt bei Fahrzeugen zwischen 15 und 20 v. H. 

J für den Großhandel, der an den Einzelhandel 9 
, bis 14 v. H. weitergibt. Wenn der Absatz ausschließ- 
lich über den Einzelhandel erfolgt, liegt der Funk- 
tionsrabatt zwischen 15 und 20 v. H. 

Soweit neben den Funktionsrabatten zusätzliche 
Mengenrabatte eingeräumt werden, betragen sie in 
| der Regel 2 bis 4 v. H. 

Bei Ersatz- und Zubehörteilen sind die Gesamt- 
. handeisspannen (Funktionsrabatte zuzüglich zusätz- 
licher Mengenrabatte) bedeutend höher? sie liegen 
zwischen 40 und 50 v. H. 

Drei deutsche Hersteller haben ihre Funktions- 
; rabatte bzw. Sonderrabatte um insgesamt 3 bis 
! 5 v. H. erhöht. 

Weitere vier Unternehmen meldeten Preissen- 
1 kungen an? die meisten dieser Preissenkungen 
lagen zwischen 3 und 6 v. H.? einzelne gingen bis zu 
13 v. H. 

2. Verflechtungserscheinungen (Landfahrzeuge 


und Luftfahrzeuge) 

a) Wesentliche Unternehmens- 
zusammenschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden ... 1 

| b) Bestehende Organkreise 21 

Organtöchter 36 


mit häufiger Streuung in den Grup- 
pen Land- und Luftfahrzeuge, Han- 
del, Dienstleistungen 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 17 

mit einem Grundkapital von 

495.2 Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 280 

mit einem Stammkapital von 

240.3 Millionen DM 

3. Verflechtungserscheinungen (Wasserfahrzeuge) 


a) Wesentliche Unternehmens- 
zusammenschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden . . keine 

b) Bestehende Organkreise 3 

Organtöchter 3 

mit häufiger Streuung in den Grup- 
pen Wasserfahrzeuge, Stahlbau- 
erzeugnisse 

c) Kapitalgesellschaften . 

aa) Aktiengesellschaften 14 

mit einem Grundkapital von 
1 10,2 Millionen DM 
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bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 54 

mit einem Stammkapital von 
34,4 Millionen DM 


VI. Elektrotechnische Erzeugnisse (36) 

Im Bereich der elektrotechnischen Erzeugnisse 
spielen, abgesehen von zwei Exportkartellen, vor 
allem Gesamtumsatzrabattsysteme 1 ), Gesamtumsatz- 
meldestellen und Preisbindungen für Markenwaren 
eine beachtliche Rolle. Die Zahl der Preisbindungen 
beläuft sich auf etwa 9500. 

1. Preisbindungen 

a) Glühlampen (36 40 00) 

Für Glühlampen liegen Preisbindungsanmeldun- 
gen von 12 Unternehmen vor, die fast ausnahmslos 
ein Gesamtumsatzrabattverfahren handhaben. 

Bei den Gesamtumsatzrabatten sind die Mengen- 
staffeln getrennt nach Groß- und Einzelhandel ein- 
heitlich. Außer dem Handel werden auch Großver- 
brauchern Gesamtumsatzrabatte eingeräumt, wobei 
hier die Rabattsätze etwa mit denen des Großhan- 
dels vergleichbar sind. 

Die Rabattsätze stimmen weitgehend überein. Die 
führenden Hersteller gewähren geringere Rabatte 
als die mittleren und kleineren Unternehmen. Bei 
den großen Herstellern liegen die Rabattsätze für 
den Großhandel zwischen 32 und 37 v. H., der davon 
an den Einzelhandel zwischen 25 und 34 v. H. 
weitergibt, bei den anderen Unternehmen zwischen 
36 bis 41 v. H. und 27 bis 36 v. H. 

Bei geringfügigen Rabattänderungen sind bei den 
Preisbindungen für'Glühlampen die Endverbraucher- 
preise für alle preisgebundenen Erzeugnisse unver- 
ändert geblieben. 

b) Rundfunk-, Fernseh- und elektroakustische Ge- 
räte (36 60 00) 

Die in diesem Bereich angemeldeten Preisbindun- 
gen erstrecken sich auf alle Arten von Rundfunk-, 
Fernseh- und elektro-akustischen Geräten und Zu- 
behör, wie Tonfrequenzverstärker, Mikrofone, 
Kopfhörer, Lautsprecher, Stereostrahler, Heim- 
antennen, Fernbedienungen und Anodenbatterien. 

Der Absatz der preisgebundenen Erzeugnisse er- 
folgt sowohl über beide Handelsstufen als auch un- 
mittelbar an den Einzelhandel. Alle Hersteller 
machen von einem kombinierten Funktions- und 
Mengenrabatt Gebrauch, der gewisse Differenzie- 
rungen aufweist. Die Bestrebungen der Industrie 
gehen dahin, zu einer einheitlichen Rabattregelung 
im Rahmen eines Gesamtumsatzrabattverfahrens in 
Verbindung mit der Preisbindung zu kommen. Mit 
dieser Regelung soll dem z. T. scharfen Wettbewerb 
und der Durchbrechung der Preisbindungen begeg- 
net werden. Durch umfangreiche vertragswidrige 
Lieferungen von nicht zum Export ermächtigten 
Großhändlern an das Ausland wurden auf dem aus- 
ländischen Markt Beunruhigungen ausgelöst. 

') nachfolgend abgekürzt: GUR-System 


Vor der lebhaften Rabatt- und Preisbewegung, die 
I im Jahre 1958 ihren Anfang nahm, lagen die Höchst- 
sätze für die Gesamthandelsspanne etwa zwischen 
43 und 45 v. H., während sie heute zwischen rund 
35 und 41,5 v. H. liegen. 

Die Rabatt- und Preissenkung bei Rundfunk- und 
Fernsehgeräten wurde — vor allem bei Rundfunk- 
geräten — durch die überhöhten Lagerbestände und 
Spannen sowie durch die Konkurrenz der nicht 
preisgebundenen Geräte und das Bestreben der Her- 
steller, ihren Marktanteil zu behaupten, ausgelöst, 
j Obwohl es anfänglich so schien, als ob eine größere 
[ Zahl der preisbindenden Unternehmen die Preis- 
bindung auf geben wollte, gaben jedoch nur zwei 
Unternehmen ihre Preisbindung auf, kehrten aber 
kurz danach wieder zum Preisbindungssystem zu- 
rück und schlossen sich gleichzeitig der Rabatt- und 
Preissenkung der übrigen Unternehmen an. 

Bei Rundfunkapparaten betrug die Endver- 
braucherpreissenkung im wesentlichen 12 bis 
1 15 v. H., in Ausnahmefällen 20 und 38 v. H. Die 
Handelsspannen haben sich nach einer ersten 
größeren Senkung dann auf einen um rund 4 Punkte 
geringeren als den ursprünglichen Wert eingespielt. 

Bei Phono-Supern und Musiktruhen lagen die 
! Preissenkungen im Durchschnitt zwischen 11 und 
j 14 v. H. Die durchschnittliche Spannensenkung be- 
trug hier 5 Punkte. 

Bei Fernsehgeräten betrug die Preissenkung 
durchschnittlich 15 v. H., in Ausnahmefällen 20 und 
30 v. H. Auch hier wurden die Spannen zunächst um 
8 Punkte gesenkt, jedoch später von einigen Unter- 
nehmen wieder um 3 Punkte heraufgesetzt. 

Bei Diktier- und Tonbandgeräten verlief die Ent- 
wicklung ähnlich. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß sich die Preis- 
senkungen in dieser Branche zwischen 11 und 
15 v. H. bei gleichzeitiger Senkung der Handels- 
spannen um etwa 5 Punkte bewegten. 

c) Kühlschränke (36 38 00) 

Von insgesamt 12 Herstellern wurden 86 Preis- 
bindungen für Kühlschränke angemeldet, wobei auf 
die einzelnen Modelle folgende Preisbindungen ent- 


fallen: 

Haushalts-Kühlschränke bis 100 Liter 2 

Haushalts-Kühlschränke über 100 Liter bis 160 
Liter 52 

Haushalts-Kühlschränke über 160 Liter bis 250 
Liter 18 

Haushalts-Kühlschränke über 250 Liter .... 3 

Gewerbliche Kühlschränke 1 

Absorbtions-Kühlschränke bis 60 Liter .... 3 

Absorbtions-Kühlschränke über 60 Liter bis 250 
Liter 7 

insgesamt: 86 


Einer der Preisbinder von Haushalts-Kühlschrän- 
ken in der Gruppe über 100 Liter bis 160 Liter und 
160 Liter bis 250 Liter hat in der Berichtszeit seine 
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Anmeldung zurückgezogen. Sein Anteil an den 
Preisbindungen ist in der obigen Aufstellung nicht 
enthalten. 

Neben den preisbindenden Unternehmen gibt es 
noch eine Reihe zum Teil starker Hersteller von 
nicht preisgebundenen Kühlschränken, die vorwie- 
gend für Waren- und Versandhäuser produzieren. 

Der Absatz erfolgt sowohl über beide Handels- 
stufen als auch direkt an den Einzelhandel. 

Ähnlich wie bei Glühlampen besteht bei Kühl- 
schränken neben der Preisbindung ein Gesamt- 
umsatzrabattsystem. Außer dem Gesamtumsatz- 
rabatt werden praktisch von allen Unternehmen 
Sonderrabatte und Saisonboni gewährt. Die Ge- 
samtumsatzrabatte des Großhandels liegen zwischen 
25 und 30 v. H, in einem Fall zwischen 21 und 
25 v. H.; für den Einzelhandel liegen sie zwischen 17 
und 25 v. H. 

Auch bei Kühlschränken konnten Preissenkungen 
beobachtet werden, die schon zum Teil in das Jahr 
1958 zurückreichen. Diese Preissenkungen wurden 
im wesentlichen durch die niedrigen Preise der nicht 
preisgebundenen Konkurrenzerzeugnisse ausgelöst. 
Vier der führenden Preisbinder haben sog. Volks- 
kühlschränke auf den Markt gebracht, die in Preis 
und Qualität mit den markenfreien Erzeugnissen in 
Konkurrenz treten und dadurch dem Abbröckeln der 
Preisbindung Einhalt gebieten sollen. 

Die Preissenkung bewegt sich bei den Kühl- 
schränken über 100 Liter bis 160 Liter zwischen 
10 und 20 v. H., in der Gruppe über 160 Liter bis 
250 Liter zwischen rd. 5 und 11 v. H., bei den großen 
Kühlschränken über 250 Liter zwischen ca. 2 und 
7 v. H. Als weitere Maßnahme zur Absatzsicherung 
erfolgten zum Teil auch Rabatterhöhungen für den 
Groß- und Einzelhandel. 

d) übrige Erzeugnisse 

Bemerkenswerte Preissenkungen sind bei Trok- 
kenrasierern festgestellt^ worden, die bis zu 36 v. H. 
betragen. Außerdem sind Preissenkungen zwischen 
etwa 6 und 30 v. H. bei einer geringen Zahl von 
preisgebundenen Schallplatten, zwischen 2,5 und 
34 v. H. bei Elektroherden, zwischen 11 und 18 v. H. 
bei Elektronenblitzgeräten und 1 und 20 v. H. bei 
Röntgenapparaten zu verzeichnen. 

2. Verflechtungserscheinungen 

a) Wesentliche Unternphmenszusam- 


menschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 GWB ... 4 

bb) sonst bekanntgeworden .... 4 

b) Bestehende Organkreise 47 

Organtöchter 210 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Elektrotechnische Erzeugnisse, Handel, 

Eisen-, Blech-, Metallwaren und Dienst- 
leistungen 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 55 

mit einem Grundkapital von 
1324,8 Millionen DM 


bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 713 

mit einem Stammkapital von 
372,7 Millionen DM 


VII. Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse, Uhren (37) 

Das Schwergewicht der bekanntgewordenen Wett- 
bewerbsbeschränkungen liegt hier bei den vertika- 
len Preisbindungen. Außerdem wurden einige Li- 
zenzverträge zwischen in- und ausländischen Unter- 
nehmen angemeldet. 

1. Preisbindungen 

Es wurden rd. 10 500 Preisbindungen angemeldet. 
Auf die einzelnen Erzeugnisgruppen entfallen fol- 
gende Anteile: 

Zahl der Preis- 
bindungen 


Uhren 

rd. 

4900 

fototechnische Erzeugnisse 

rd. 

2900 

optische Erzeugnisse 

rd. 

2000 

medizinisch-mechanische 



Erzeugnisse 

rd. 

700 

sonstige mechanische Erzeugnisse 

rd. 

60 


a) Uhren (37 70 00) 

Der Vertrieb von Uhren erfolgt auf unterschied- 
liche Weise: 

überwiegend wird der Absatz über Groß- und 
Einzelhandel gewählt. Daneben wird auch der Ein- 
zelhandel direkt beliefert. Außerdem gibt es Her- 
steller, die nur den Einzelhandel beliefern. 

Vorherrschend sind Funktionsrabatte. Mit einer 
Ausnahme ist nur der Endverbraucherpreis gebun- 
den. Die Handelsspannen liegen für den Großhandel 
zwischen rd. 10 und 16 v. H., für den Einzelhandel 
zwischen etwa 35 und 45 v. H. der Endverbraucher- 
preise. Bei Direktbelieferung an den Einzelhandel 
ergeben sich Spannen zwischen 35 und 61 v. H. 

Die Preissituation bei den gebundenen Erzeugnis- 
sen kann als weitgehend stabil bezeichnet werden, 
da nur bei weniger als 1 v. H. der vorliegenden 
Preisbindungen Preiserhöhungen um 1 bis 17 v. H. 
zu verzeichnen waren. Demgegenüber wurden Preis- 
senkungen bei nur etwa 0,1 v. H. der preisgebun- 
denen Erzeugnisse vorgenommen. 

Obwohl nur in geringem Umfange Preisänderun- 
gen zu verzeichnen waren und trotz des „Uhren- 
krieges" die Preisbindung auch weiterhin gefestigt 
erscheint, wird sie doch mit schweren Belastungspro- 
ben zu rechnen haben: Fusionen und Eigentums- 
veränderungen in der deutschen Uhrenindustrie, Ein- 
i fuhrrestriktionen von Abnehmerländern auf der 
einen und wachsender Importdruck auf der anderen 
Seite sowie die sich abzeichnende Neuregelung des 
Schweizer Uhrenstatuts und weitere Maßnahmen zur 
Liberalisierung des Handels werden nicht spurlos 
an der Preisbindung vorüb ergehen. 
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b) Fototechnische Erzeugnisse (37 20 00) 

Mehr als ein Drittel der in dieser Gruppe ange- 
meldeten Preisbindungen entfällt auf Zubehör, 
überwiegend ist nur der Endverbraucherpreis ge- 
bunden. Die Erzeugnisse werden hauptsächlich über 
den Groß- und Einzelhandel abgesetzt; zum Teil 
beliefern Hersteller, die den Weg über beide Han- 
delsstufen ein schlagen, den Einzelhandel auch 
direkt. Mit den Preisbindungsverträgen sind häu- 
fig für den Kundendienst und für die Ausstellung 
der preisgebundenen Erzeugnisse in den Laden- 
geschäften besondere Bedingungen verknüpft. 

Den Abnehmern werden Funktionsrabatte ge- 
währt, die beim Großhandel durchschnittlich 10 v. H. 
und beim Einzelhandel 33,3 v. H. betragen. Zu den 
Funktionsrabatten treten häufig Mengen- und Um- 
satzrabatte hinzu; die Gesamthandelsspannen lie- 
gen zwischen rd. 40 und 55 v. H. Preisänderungen 
sind im Berichtszeitraum bei den gebundenen Er- 
zeugnissen nur vereinzelt vorgekommen. 

Wenn auch im Berichtszeitraum bei den gebunde- 
nen fototechnischen Erzeugnissen Preissenkungen 
nur selten, aber zum Teil in der Größenordnung bis 
zu 20 und über 30 v. H. registriert werden konnten, 
so darf jedoch der Druck nicht außer acht gelassen 
werden, der von den preisgünstigen Angeboten der 
Versandhäuser und der Umgehung der Preisbindung 
durch den Handel ausgeht. Wenn sich auch der , 
Fotohandel zu den Ausführungen in der Bundes- i 
tagssitzung vom 15. Oktober 1959 über Preisbin- I 
düngen dahingehend äußert, daß von angeblich 
überhöhten Fotohandelsspannen nicht gesprochen 
werden kann, so zeigt doch die Tatsache der offen- 
bar häufigen Durchbrechung der Preisbindung, daß 
die Höhe der gewährten Handelsspannen vielfach 
„Unter-Preis- Verkäufe" begünstigt und daher nicht • 
in jedem Fall von marktgerechten Preisen die Rede 
sein kann. 

c) Optische Erzeugnisse (37 10 00) 

Auch bei optischen Erzeugnissen erstreckt sich der j 
Hauptanteil der Preisbindungen auf Zubehör- und | 
Sonderausrüstungsteile. Ohne Berücksichtigung der j 
Zubehör- und Sonderausrüstungsteile stehen der 
Zahl der Preisbindungen nach Ferngläser und Fern- 
rohre an erster Stelle, dann folgen optische Meß- 
instrumente, Mikroskope, Augengläser und Brillen 
sowie schließlich optisch-medizinische Geräte. 

Die preisgebundenen Erzeugnisse werden über- 
wiegend unmittelbar über den Einzelhandel abge- 
setzt; es ist ausschließlich der Endverbraucherpreis 
gebunden. Soweit der Großhandel eingeschaltet ist, 
liegt sein Funktionsrabatt zwischen 10 und 20 v. H. 
Für den Einzelhandel beträgt er überwiegend 33,3 
v. H. der Endverbraucherpreise. Zusätzliche Men- 
genrabatte werden häufig eingeräumt, und zwar bis 
zu 15 v. H. Bei Brillen und Mikroskopen sind die 
Gesamthandelsspannen mit 50 bis 60 v. H. am 
höchsten. Preis- und Rabattänderungen sind nur in 
unbedeutendem Umfange vorgenommen worden. 

Auch bei optischen Erzeugnissen, insbesondere 
bei Ferngläsern, ist ein starker Konkurrenzdruck 
spürbar, der auf Jedermann-Einfuhren aus Japan 


| sowie auf Versandhaus vertrieb von Erzeugnissen, 

; die mit Optiken der mitteldeutschen Industrie mon- 
i tiert sind, zurückzuführen ist, und zwar mit Preisen, 

' die weit unter denen vergleichbarer heimischer Er- 
zeugnisse liegen. 

Rationalisierungsmaßnahmen, Preissenkungen und 
das Angebot entsprechender preiswerter Ferngläser 
waren die Folge dieses Wettbewerbs, der sich je- 
doch bei den preisgebundenen Erzeugnissen — so- 
weit die Preisbindungsanmeldungen darüber Aus- 
kunft geben — noch nicht bemerkbar gemacht hat. 

2. Verflechtungserscheinungen in der feinmechani- 
schen, optischen und in der Uhren-Industrie 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) anzeigepflichtig nach § 23 GWB . . 1 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 12 

Organtöchter 20 


mit Streuung in den Gruppen feinmecha- 
nische und optische Erzeugnisse sowie 
Uhren, Maschinenbau-Erzeugnisse, Handel 

c) Kapitalgesellschaften: 

aa) Aktiengesellschaften 21 

mit einem Grundkapital von 79,6 Mil- 
lionen DM 

bb) Gesellschaft mit beschränkter Haftung 291 
mit einem Stammkapital von 66,0 Mil- 
lionen DM 


VIII. Eisen-, Blech- und Metallwaren (38) 

Wettbewerbspolitisch bedeutsam sind die Rabatt- 
und Konditionenkartelle für Öfen, Gas-Wasser-Hei- 
zer und Konservendosen sowie das Rationalisie- 
rungskartell für Eiserne Fässer und Gefäße. Außer 
diesen horizontalen Wettbewerbsbeschränkungen 
wurden in bemerkenswertem Umfange auch verti- 
i kale Preisbindungen vorgenommen. 

I 1. Öfen (38 31 10) 

Die „Marktgemeinschaft Öfen e. V.", an der 27 
von insgesamt ca. 50 industriellen Herstellern be- 
teiligt sind, hat ein Rabatt- und Konditionenkarte] l 
angemeldet. Der Kartellvertrag sieht im wesent- 
lichen die Festlegung und Einhaltung einheitlicher 
kumulativer Gesamtumsatzrabatte, einheitlicher Ge- 
schäfts-, Zahlungs- und Lieferbedingungen sowie 
die Errichtung einer Treuhandstelle zur Durchfüh- 
rung der Kartellvereinbarungen vor. Diese Verein- 
barungen sowie die Preisbindung sollen über die 
Regelung des Rabatt- und Konditionenwettbewerbs 
Zeit und Voraussetzungen für durchgreifendere 
Maßnahmen zur Anpassung der Produktion an den 
| stark veränderten Bedarf schaffen. 
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Die Marktverhältnisse für Öfen waren bereits in 
der Zeit von 1912 bis 1945 weitgehend durch Kar- 
tellvereinbarungen und Marktordnungen bestimmt. 
Es wurden Preise, Rabatte und Konditionen um- 
fassend geregelt. 

Nachdem der Nachholbedarf nach 1945 nahezu 
befriedigt worden war, machten sich auf dem Ofen- 
markt Absatzschwierigkeiten bemerkbar, denen auf 
die Dauer wirkungsvoll nur durch marktgerechten 
Kapazitätenabbau und Umstellung der Fertigung 
begegnet werden kann. Diesen Weg haben jedoch ! 
die Hersteller zunächst nur zögernd beschritten. Die 
Leistungsfähigsten unter ihnen haben sich vielmehr 
zur „Marktgemeinschaft Öfen" zusammengeschlos- 
sen und nach allgemeiner Einführung der Preis- 
bindung das genannte Kartell angemeldet. Sie setz- 
ten damit die Kartelltradition fort. 

Die am Kartell beteiligten 27 Hersteller vereini- 
gen auf sich einen Marktanteil von zusammen etwa 
86 v. H. für Öfen für feste Brennstoffe und rd. 
94 v. H. für Ölöfen. Die Hersteller von Öfen für 
feste Brennstoffe sind zu 70 v. H. an der Herstellung 
von Ölöfen beteiligt. 

Die Angebotsseite auf dem Ofenmarkt zeigt mit 
den zahlreichen Herstellern eine polypolistische 
Struktur. Entsprechend der Vielzahl der Anbieter 
sind die angebotenen Ofentypen in Qualität und 
Preisen unterschiedlich. Der noch bestehende Wett- 
bewerb war jedoch bisher für den notwendigen 
Ausleseprozeß bzw. einen Kapazitätenabbau unzu- 
reichend. 

Einschließlich der sieben Außenseiter des Kar- 
tells sind etwa 90 v. H. der Öfen für feste Brenn- I 
Stoffe und nahezu alle Ölöfen preisgebunden. In j 
Verbindung mit dem brancheüblichen Absatzrhyth- 
mus (Ofenjahr) waren damit die Preise bisher für j 
ein Jahr fast starr. Die Anmeldungen zur Preisbin- 1 
düng stimmen zeitlich und wörtlich fast völlig über- 
ein. Mit dieser allgemein eingeführten Preisbindung 
mit fast übereinstimmenden Rabatten und Kondi- j 
tionen ist der Wettbewerb auf der Handelsstufe I 
nahezu unterbunden. Der Handel kann sich den I 
wechselnden Wirtschaftslagen nicht marktkonform ! 
anpassen. Dies ist bei der Saisonabhängigkeit des j 
Ofengeschäftes von besonderer Bedeutung. Aber ' 
auch auf den Preiswettbewerb zwischen den Her- 
stellern und auf ihr Marktverhalten hat die Preis- 
bindung erheblichen Einfluß. Der Hersteller wird 
die Bindung nur aus besonders zwingenden Grün- 
den aufgeben und Preisänderungen erst vornehmen, 
wenn sie sich nicht mehr umgehen lassen. Dadurch 
wird sowohl die Preisreagibilität als auch die Inten- i 
sität des Preiswettbewerbs verringert und damit der | 
Anpassungsprozeß verzögert. 

Der auf solche Weise in seiner Wettbewerbsfrei- 
heit eingeengte Ofenhandel, der zudem noch durch 
Absatzrückgang Einnahmeausfälle hatte, versuchte, 
seine Verluste durch erhöhte Rabattforderungen an 
die Hersteller auszugleichen. Bei dem Käufermarkt, 
den erheblichen Lagerbeständen und der Überproduk- 
tion infolge zu stark ausgeweiteter Kapazitäten muß- 
ten die Hersteller den Rabattforderungen des Han- 
dels weitgehend nachgeben. Da jedoch hierdurch . 


der Spielraum zwischen Nettopreis und Kosten 
stark eingeengt wird, versuchen die Hersteller, den 
Rabatt- und auch den Konditionenwettbewerb im 
Rahmen des angemeldeten, bisher allerdings noch 
nicht wirksam gewordenen Kartells zu regeln. 

Die zur Preisbindung hinzutretende Rabatt- und 
Konditionenregelung droht zu einer weiteren Er- 
starrung des Marktes zu führen, dem Handel die 
letzte Bewegungsfreiheit zu nehmen und den Wett- 
bewerb für die Mehrzahl der Hersteller um die 
Gunst des Handels durch Vereinheitlichung der Ra- 
batte und Konditionen nahezu aufzuheben. 

2. Gas-Wasser-Heizer (38 31 83) 

Die „Marktgemeinschaft Gas-Wasser-Heizer", in 
der vier Hersteller von Gas-Wasser-Heizern zusam- 
mengeschlossen sind, hat ein Rabatt- und Kondi- 
tionenkartell angemeldet. Dieses ist inzwischen 
wirksam geworden. Der Kartellvertrag hat die Ver- 
einheitlichung der Rabattstaffel sowie der Zahlungs- 
bedingungen zur Erhöhung der Marktübersicht und 
zur Förderung des Leistungswettbewerbs zum 
Inhalt. In diesem Zusammenhang wurde auch der 
Rabattsatz um rd. 4 Punkte gesenkt, um dadurch 
eine Preissenkung um etwa 3 v. H. zu erzielen. 

Die vier Anmelder, von deren Umsatz etwa 
90 v. H. über den Großhandel gehen, haben zusam- 
men einen Marktanteil von etwa 90 v. H. Die rest- 
lichen 10 v. H. verteilen sich auf eine Reihe von 
Außenseitern, die Gas-Wasser-Heizer nur in eini- 
gen Spezialtypen hersteilen. Etwa 40 v. H. des 
Marktanteils entfallen auf einen Hersteller, so daß 
hier ein starkes Teiloligopol — wahrscheinlich mit 
Preisführerschaft — vorliegt. Auf diesem Markt 
hat sich ein fester Preis gebildet, der seinen Aus- 
druck in einheitlichen Bruttopreisen findet, die dem 
Handel zwar unverbindlich mitgeteilt, von diesem 
aber in der Regel eingehalten werden. 

Es hat den Anschein, daß weder auf der Herstel- 
ler- noch auf der Handelsseite ein wirksamer Preis- 
wettbewerb besteht. Da die Vertragsprodukte ge- 
normt und in der äußeren Form vereinheitlicht sind, 
entfällt ein Qualitätswettbewerb, so daß bei etwa 
fehlendem Preiswettbewerb für den wirksamen 
Wettbewerb nur noch der schmale und in seiner 
Wirksamkeit vielfach gehemmte Bereich der Ra- 
batte und Konditionen übrigbliebe. Der Markt be- 
darf weiterer Beobachtung. Sollte sich heraussteilen, 
daß kein wirksamer Preiswettbewerb besteht, 
müßte geprüft werden, ob die Ausschaltung des 
Wettbewerbs im Bereich der Rabatte und Zah- 
lungsbedingungen Maßnahmen im Wege der Miß- 
brauchsaufsicht erforderlich macht. 

3. Eiserne Fässer und Gefäße (38 43 11) 

Die „Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne Fäs- 
ser und Gefäße", der 18 Unternehmen angehören, 
hat Antrag auf Erlaubnis eines Kartells nach § 5 ge- 
stellt. Nach dem Vertrag soll im wesentlichen die 
Fertigung von eisernen Fässern und Gefäßen ver- 
einfacht werden. Die Vielzahl der bisher produzier- 
ten Typen soll beschränkt, die in der Produktion 
verbleibenden Typen sollen genormt und in ge- 
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wissem Umfang soll schließlich eine Spezialisierung 
der Mitgliedswerke durchgeführt werden. 

Zunächst ist für folgende Kartellbeschlüsse die 
Erlaubnis beantragt worden: 

a) Bestimmte Faß- und Trommeltypen werden nicht 
mehr hergestellt bzw. dürfen nur noch gegen 
einen Zuschlag auf den normalen Werkspreis 
gefertigt werden. 

b) Für Bestellungen kleiner Posten sollen Minder- 
mengenzuschläge erhoben werden. 

c) Für die Abnahme größerer Serien von Stan- 
dardtypen soll eine Rationalisierungsprämie ge- 
währt werden, deren Höhe noch nicht vereinbart 
wurde. 

d) Um die Erfolge dieser Rationalisierungsmaßnah- 
men festzustellen, sollen die Kartellmitglieder 
die Kartellgeschäftsführung genau über die 
Marktverhaltnisse informieren, insbesondere 
über Preise, Lieferungs- und Zahlungsbedingun- 
gen sowie über Abweichungen von diesen Prei- 
sen und Bedingungen in Einzelfällen. Der Ge- 
schäftsführer gibt auf Grund der Meldungen 
Statistiken heraus, ist aber zur Geheimhaltung 
der Einzelinformationen verpflichtet. 

Die der Gemeinschaft angeschlossenen 18 Unter- 
nehmen sind von unterschiedlichster Größe. Es gibt 
wenige Außenseiter, die nur gelegentlich Fässer 
u. ä. Erzeugnisse herstellen. Von den Mitgliedswer- 
ken haben sieben einen Marktanteil von insgesamt 
etwa 70 bis 75 v. H. Die Vertragserzeugnisse wer- 
den fast ausschließlich direkt an die Verbraucher 
abgesetzt. Vor dem Jahre 1939 wies dieser In- 
dustriezweig eine hohe Exportquote auf; die Aus- 
fuhren sind nach 1945 stark rückläufig und gegen- 
wärtig von nur untergeordneter Bedeutung. Die 
Einfuhr bewegte sich bisher in bescheidenen Gren- 
zen. 

4. Konservendosen (38 49 10) 

Dreizehn Hersteller von Konservendosen mit 
einem Marktanteil von annähernd 70 v. H. haben 
ein Rabatt- und Konditionenkartell für die Liefe- 
rung von Konservendosen angemeldet. Wegen for- 
meller Fehler und mangelnder gesetzlicher Voraus- 
setzungen mußte die angemeldete Konditionenver- 
einbarung von den Anmeldern zurückgenommen 
werden. Nur die Rabattvereinbarung wurde mit ge- 
ringfügigen Änderungen aufrechterhalten. 

Diese nunmehr in Kraft getretene Vereinbarung 
hat die Anwendung einheitlicher Mengenrabatte 
(einheitlicher Jahresbezugsgrenzen und einheitlicher 
Rabattsätze) auf der Basis des kumulativen Gesamt- 
umsatzes zum Gegenstand. Die Wettbewerbslage 
in der deutschen Feinblech-Packungs-Industrie ist 
durch den Zwang zur Spezialisierung der Fertigung 
bestimmt. Diese Spezialisierung ist eine Folge der 
starken Automatisierung der Herstellung. Dadurch 
erklärt sich die hohe Materialintensität (bis zu 
70 v. H. der Fertigungskosten) sowie die weit- 
gehende Normung und damit Homogenisierung der 
Ware. 


I Die Mehrzahl der etwas über 100 Erzeuger von 
! Konservendosen sind Unternehmen mit bis zu 200 
Beschäftigten. Etwa 80 v. H. des Gesamtumsatzes 
entfallen auf fünf Großunternehmen, die durch- 
schnittlich 1000 Beschäftigte haben. Hauptabnehme- 
rin für Konservendosen ist die Nahrungsmittel- 
i konserven-Industrie. 
i 

5. Preisbindungen 

Bei Eisen-, Blech- und Metallwaren wurden rd. 
j 5000 Preisbindungen angemeldet. Die Mehrzahl 
| hiervon entfällt auf die Erzeugnisgruppen 

Öfen und Zubehör, 

; Werkzeuge (insbesondere Drehstähle) sowie 

Pistolen-, Jagd- und Luftgewehrmunition. 

; In geringerem, aber beachtlichem Umfang haben die 
: Erzeugnisgruppen 

1 Füllhalter, Kugelschreiber, Drehstifte, 

Feuerzeuge und Ascher, 

Blechwaren, 

Gewehre, Jagdflinten, Pistolen 
vertikale Preisbindungen angemeldet. 

! Die Preisbindungen für Öfen zeigen ein ziemlich 
! einheitliches Bild. Beide Handelsstufen sind gebun- 
! den. Für gewerbliche Verbraucher und Behörden, 

I Handel und Handwerk, fachfremde Unternehmen, 

I Einkaufsgenossenschaften und den Baumarkt liegen 
I besondere einheitliche Bedingungen vor. In West- 
; berlin gelten für den Groß- und Einzelhandel die 
halben Mengenbezugswerte wie im Bundesgebiet. 
Die Rabatte für den Großhandel (Grundrabatt und 
Gesamtumsatzrabatt) liegen bisher bei etwa 32 bis 
39 v. H., wovon an den Einzelhandel etwa 20 bis 
37 v. H. weitergegeben werden. An Sonderrabatten 
treten noch Ladungs- und Saisonrabatte hinzu, so 
daß sich praktisch etwas höhere Handelsspannen er- 
| geben. Etwa 20 v. H. der Preisbindungen für Öfen 
; entfallen allein auf Zubehör. In zahlreichen Fällen 
| wurden Preisbindungen zurückgenommen und nach 
! Abänderung neu angemeldet. 

1 Bei Werkzeugen und Drehstählen, mit deren Her- 
stellung sich rd. 630 Betriebe befassen, wurden 
Preisbindungen nur von vier Unternehmen angemel- 
j det. Es überwiegt die Bindung der Endverbraucher- 
j preise und der Direktabsatz an den Einzelhandel, 
j Bis auf einen Fall liegen die Handelsspannen bei rd. 

| 25 bis 30 v. H.; Preis- oder Rabattänderungen erfolg- 
ten nicht. 

Luft - und Kleinkalibergewehre, Jagdflinten, Pisto- 
len und Munition: Es liegen von acht Unternehmen 
Anmeldungen vor. Insgesamt stellen in der Bundes- 
republik etwa 45 Betriebe Handelswaffen her. Der 
Absatz erfolgt überwiegend über beide Handels- 
stufen; gebunden ist mit einer Ausnahme der End- 
verbraucherpreis. Die Spannen (Funktionsrabatte) 
liegen für den Großhandel zwischen rd. 10 bis 15 
v. H., für den Einzelhandel betragen sie rd. 23 bis 
33 v. H. Zusätzliche Mengenrabatte werden z. T. ge- 
; währt. Beim Absatz über beide Handelsstufen konn- 
i ten maximale Werte der Gesamthandelsspanne 
| zwischen etwa 44 und 52 v. H. festgestellt werden. 
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Soweit nur der Einzelhandel eingeschaltet ist, liegen 
sie zwischen 22 und 28 v. H. 

Preissenkungen zwischen 8,3 und 10,6 v. H. bei 
Jagdpatronen erstrecken sich auf etwa ein Fünftel 
der Preisbindungen. Ihnen stehen einzelne Preis- 
erhöhungen bis zu rd. 7 v. H. gegenüber. 

Füllhalter, Kugelschreiber und Drehstifte: Hier 
überwiegt bei weitem der Absatz über beide Han- 
delsstufen. Vorwiegend ist nur der Endverbraucher- 
preis gebunden. Die Spannen für den Großhandel 
(Funktionsrabatte) liegen in der Mehrzahl zwischen 
rd. 12 und 15 v. H., für den Einzelhandel zwischen 
rd. 33 und 38 v. H. In wenigen Fällen werden noch 
zusätzliche Mengenrabatte gewährt. Abgesehen von 
einigen geringfügigen Preissenkungen sind keine 
Veränderungen zu vermerken. 

Feuerzeuge und Ascher: Die Preisbindungen bie- 
ten ein sehr einheitliches Bild. Der Absatz erfolgt 
stets über beide Handelsstufen. Neben dem End- 
verbraucherpreis sind bei einigen Anmeldungen 
auch die Zwischenhandelspreise gebunden. Die Han- 
delsspannen (Funktionsrabatte) liegen für den Groß- 
handel etwa zwischen 5,5 und 17 v. fl., tür den Ein- 
zelhandel überwiegend bei rd. 33 v. H. 

6. Verflechtungserscheinungen 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 1 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 59 

Organtöchter 74 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Eisen-, Blech- und Metallwaren, Maschi- 
nenbau, Handel 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 68 

mit einem Grundkapital von 139,6 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 1 065 

mit einem Stammkapital von 235,4 
Millionen DM 


IX. Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und 
Sportgeräte, Schmuckwaren, bearbeitete 
Edelsteine (39) 

1. Preisbindungen 

Das Schwergewicht der bekanntgewordenen Wett- 
bewerbsbeschränkungen in dieser Warengruppe 
liegt bei den vertikalen Preisbindungen. Für Musik- 
instrumente und bearbeitete Edelsteine liegen keine 
Preisbindungen vor. 

a) Spielwaren (39 30 00) 

Bei Spielwaren sind zu einem Teil beide Handels- 
stufen, überwiegend aber nur die Einzelhandels- 
stufe in den Abgabepreisen gebunden. Die Erzeug- 


nisse werden meistens über Groß- und Einzelhan- 
del abgesetzt. Es werden Funktionsrabatte zwischen 
13 v. H. und 17 v. H. an den Großhandel und in 
Höhe von 33,3 v. H. an den Einzelhandel gewährt. 
Neben den Funktionsrabatten werden Mengen- 
i rabatte an die Abnehmer gegeben. Die Gesamthan- 
delsspannen beim Absatz über beide Handelsstufen 
liegen im Durchschnitt bei etwa 50 v. H. Soweit nur 
der Einzelhandel beliefert wird, beträgt die Spanne 
; rd. 40 v. H. Bei den gebundenen Erzeugnissen waren 
im Berichtszeitraum keine nennenswerten Preis- 
änderungen zu verzeichnen. 

b) Turn- und Sportwaren (39 40 00) 

; Die Preisbindungen für Turn- und Sportwaren 
: erstrecken sich auf Skier, Skizubehör, Skiersatzteile 
und Skihalter, auf alle Arten von Tennisschlägern 
und Tennisbällen sowie auf Tennisschlägersaiten. 

Zumeist sind die Großhandels- und Einzelhandels- 
abgabepreise gebunden. Alle Preisbinder gewähren 
Funktionsrabatte. Beim Großhandel liegt er über- 
wiegend zwischen 13 und 15 v. FI., beim Einzelhan- 
' del bei 33,3 v. H. Soweit zusätzliche Mengenrabatte 
gewährt werden, liegen sie zwischen 1,5 und 6,7 
v. H. Beim ausschließlichen Absatz über den Einzel- 
handel liegen sie zwischen 3,4 und 10 v. H. Die sich 
hieraus ergebenden Gesamthandelsspannen liegen 
; bei Einschaltung beider Handelsstufen zwischen rd. 
j 40 und 50 v. H.; bei Direktbelieferung des Einzel- 
i handeis ergeben sich Spannen von rd. 24 bis zu 
über 40 v. H. Preis- und Rabattänderungen waren 
j nicht zu verzeichnen. 

c) Schmuckwaren (39 50 00) 

Bei Schmuckwaren, insbesondere bei Uhrenarm- 
bändern aus Edelmetallen und Stahl, sind beide 
Handelsstufen in den Absatz eingeschaltet. Teil- 
weise sind nur die Endverbraucherpreise, teilweise 
auch die Zwischenhandels- und Endverbraucherpreise 
| gebunden. 

| Es werden Funktionsrabatte gewährt, die für den 
Großhandel zwischen 16 und 18 v. H. und für den 
i Einzelhandel zwischen 37 und 42 v. H. der Brutto- 
preise liegen. Es werden auch Mengenrabatte ge- 
währt. Die Gesamthandelsspannen liegen durch- 
schnittlich bei 60 v. H. Preis- und Rabattänderungen 
sind nicht zu verzeichnen. Die Höhe der Spannen 
— vor allem für Uhrenarmbänder — ist Gegenstand 
von Untersuchungen. 

2. Verflechtungserscheinungen 

I a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 GWB keine 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 7 

Organtöchter 17 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und 
Sportgeräte, Schmuckwaren, bearbeitete 
Edelsteine, Handelswaffen, Handel 
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c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 5 

mit einem Grundkapital von 13,2 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 96 

mit einem Stammkapital von 22,1 
Millionen DM 


X. Chemische Erzeugnisse (40 bis 49) 

In Anbetracht der Vielgestaltigkeit der Chemi- 
schen Industrie sind auch die Verhältnisse auf dem 
Gebiet des Wettbewerbs recht unterschiedlich. An- 
träge auf Erteilung einer Erlaubnis für Rationali- 
sierungskartelle sind von der Schwefelsäure-, Stick- 
stoffdüngemittel-, Superphosphat-, Thomasphosphat- 
und Acetylenindustrie gestellt worden. Mit Aus- 
nahme der Acetylenindustrie handelt es sich hierbei 
um seit mehreren Jahrzehnten bestehende Verkaufs- 
Syndikate, die Düngemittel zu gleichen Preisen, 
Rabatten und Konditionen an die Landwirtschaft ab- 
setzen. 

Ferner ist ein Rabatt- und Konditionenkartell von 
mehreren Herstellern von Friseurbedarfsartikeln 
angemeldet worden. 

Die Konkurrenz innerhalb der Chemischen Indu- 
strie berührt auch die Auslandsmärkte und führte 
zur Bildung von Exportkartellen. So sind einige 
Verträge für Exportkartelle nach § 6 Abs. 1 und 2 
vorgelegt worden, die dazu dienen sollen, die Ex- 
portmärkte zu erhalten bzw. die Absatzchancen zu 
erhöhen. Aus der intensiven internationalen Zu- 
sammenarbeit sowie der Notwendigkeit des Aus- 
tauschs von Forschungsergebnissen resultieren zahl- 
reiche Lizenzverträge, vor allem auf dem Gebiet 
der pharmazeutischen Spezialitäten. Preisbindungen 
finden sich vor allem im Bereich der Pharmazeutika 
und der Kunststoffe. 

1. Schwefelsäure (41 11 30) 

Die „Ruhr-Schwefelsäure-Gesellschaft m. b.H. " hat 
für 58 Unternehmen die Erteilung einer Erlaubnis 
nach § 5 Abs. 2 und 3 zur Fortführung des Kartell- 
vertrages der „Schwefelsäurevereinigung" (SV) be- 
antragt. 

Der Zweck der SV ist die Sicherstellung der Ver- 
sorgung der Mitglieder mit Schwefelsäure und an- 
deren Hilfsstoffen. Zur Erreichung des Vertrags- 
zweckes kann die SV alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, insbesondere eigene Erzeugungsstätten so- 
wie alle einschlägigen Nebengeschäfte betreiben und 
Beteiligungen erwerben. Die Mitglieder verpflichten 
sich, den Eigenbedarf an Schwefelsäure — soweit 
sie ihn nicht aus der eigenen Produktion decken — 
ausschließlich durch die SV zu beziehen. 

Die Mitglieder der SV sind vorwiegend Hersteller 
von Stickstoffdüngemitteln (Kokereien und Syn- 
thesewerke), die die Schwefelsäure für die Herstel- 
lung von schwefelsaurem Ammoniak benötigen. Die 
SV deckt den Bedarf ihrer Mitglieder an Schwefel- 


1 säure zu ca. 75 v. H. aus eigenen Anlagen, während 
| die restlichen Mengen am freien Markt von der SV 
zugekauft werden. Neben der Versorgung der Mit- 
gliedsfirmen mit Schwefelsäure für die Düngemittel- 
herstellung liefert die SV auch Schwefelsäure an 
konzernverbundene Mitglieder für Beizwecke und 
für die Benzolwäsche. 

2. Stickstoffdüngemittel (41 34 10) 

Die Ruhr-Stickstoff-Aktiengesellschaft Bochum 
stellte als satzungsmäßige Vertreterin der „Deut- 
schen Ammoniak-Vereinigung (DAV)" den Antrag 
auf Erlaubnis für ein Rationalisierungskartell nach 
i § 5 Abs. 2 und 3. Mitglieder der DAV sind 57 Her- 
steller von Kokerei-Ammoniak oder synthetischem 
Ammoniak. 

Zweck der DAV ist der gemeinsame Absatz der 
| Vertragserzeugnisse (stickstoffhaltige Düngemittel). 
Der Verkauf erfolgt für gemeinsame Rechnung. Zu- 
dem hat die DAV die Aufgabe, die praktischen und 
wissenschaftlichen Erkenntnisse der rationellen An- 
wendung stickstoffhaltiger Erzeugnisse vor allem in 
der Landwirtschaft zu verbreiten und einen Mengen- 
und Sortenausgleich der verschiedenen Arten von 
I Stickstoffdüngemitteln zu ermöglichen; die Aufstel- 
| lung von Normen soll die gleiche Beschaffenheit der 
| Vertragserzeugnisse gewährleisten. Nebengeschäfte 
I können von der DAV zur Erreichung des Vertrags- 
I Zweckes betrieben werden. 

An der Gesamterzeugung stickstoffhaltiger Dünge- 
| mittel in der Bundesrepublik, deren Hauptabnehmer 
die Landwirtschaft ist, sind die DAV-Mitglieder mit 
rund 46 v. H., am Absatz sind sie mit etwa 36 v. H. 
beteiligt. Konkurrenzerzeugnisse werden vor allem, 
von zwei IG-Nachfolgegesellschaften und anderen 
Unternehmen der Chemischen Industrie hergestellt. 

Wesentliche Teile der Produktion werden expor- 
tiert, so daß der Exportumsatz etwa den Inlands- 
umsatz erreicht. Bei den Mitgliedern der DAV han- 
delt es sich zum Teil um mittlere und kleine Unter- 
nehmen. 

Stickstoffdüngemittel für den Absatz in der Land- 
wirtschaft unterliegen den Höchstpreisvorschriften 
des Bundesministers für Wirtschaft und werden 
„franko Empfangsstation" an die Abnehmer gelie- 
fert. Diese agrarpolitische Intervention soll in erster 
Linie einer Förderung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung dienen. 

3. Superphosphat (41 34 31) 

Dreizehn Unternehmen der Superphosphat-Indu- 
strie haben einen Antrag auf Erlaubnis eines Ratio- 
nalisierungskartells nach § 5 Abs. 2 und 3 gestellt. 

Der Zweck des Vertrages besteht in der Ratio- 
nalisierung vor allem in Form des gemeinsamen 
Ein- und Verkaufs, der Frachtersparnis, der Auf- 
stellung von Qualitätsvorschriften, der Sortenspezia- 
lisierung usw. 

Kartellbildungen finden sich in diesem Wirt- 
schaftszweig seit 1905. Die Organgesellschaft Super- 
phosphat-Industrie GmbH nimmt zugleich die Funk- 
j tionen des Einkaufs (Rohphosphate und Hilfs- 
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Stoffe) und Verkaufs wahr. Sie vertreibt Superphos- 
phat und eine Reihe von Mischdüngern und steht 
vor allem mit der Thomasphosphat-Industrie im 
Wettbewerb. Superphosphat deckt zu rund 12 v. H. 
den Phosphatbedarf der Landwirtschaft, die in zu- 
nehmendem Maße hochwertige Düngemittel ver- 
braucht. Für Superphosphat hat der Bundesminister 
für Wirtschaft Höchstpreise festgesetzt. Es wird zu 
Franko-Stätionspreisen geliefert. 

4. Thomasphosphat (41 34 94) 

Zehn Unternehmen der Thomasphosphatindustrie 
haben den Antrag auf Erlaubnis eines Rationalisie- 
rungskartells nach § 5 Abs. 2 und 3 gestellt. 

Gegenstand des Vertrages ist die Lenkung des 
Absatzes der gesamten zollinländischen Erzeugung 
und die Spezialisierung, die Qualitätsbeschreibung 
und die Qualitätskontrolle bei den Vertragswerken 
der Kartellmitglieder. 

Nach der Rückgliederung des Saargebietes sind 
im Juni 1959 vier weitere Firmen der „Thomasphos- 
phatfabriken GmbH 5 * * * * * 11 , Düsseldorf, beigetreten. Die 
Hüttenwerke Ilsede-Peine AG und die Eisenwerk 
Gesellschaft Maximilianshütte gehören dem Kartell 
nicht an. Sie verkaufen das von ihnen hergestellte 
Thomasphosphat nicht über die Thomasphosphat- 
fabriken GmbH, jedoch zu gleichen Preisen und 
Bedingungen wie das Syndikat. 

Thomasphosphat wird seit 1888 über eine zentrale 
Vertriebsorganisation verkauft. Seit 1956 vertreibt 
die Thomasphosphatfabriken GmbH, Düsseldorf, 
darüber hinaus den von einem Gesellschafter herge- 
stellten Mischdünger Thomaskali. 

Unter den verschiedenen Arten von Phosphor- 
düngemitteln nimmt das Thomasphosphat eine be- 
sonders wichtige Stellung ein. Der inländische Pro- 
duktionsanfall an Thomasphosphat reicht zur Be- 
darfsdeckung der Landwirtschaft nicht aus. Deshalb 
werden große Mengen aus den angrenzenden west- 
lichen Ländern importiert, die den Export aus der 
Bundesrepublik 1958 — Wert der Ausfuhr 15,1 
Millionen DM, Wert der Einfuhr 21,6 Millionen DM 
— übersteigen. 

Wie für andere Düngemittel bestehen gegenwär- 
tig für Thomasphosphat Höchstpreise, die im Ver- 
ordnungswege vom Bundesminister für Wirtschaft 
festgesetzt worden sind. Für Lieferungen von 
Thomasphosphat gilt entsprechend den Höchstpreis- 
bestimmungen die Frachtbasis Aachen-Rothe Erde. 


5. Acetylen (41 51 60) 

Drei Acetylenherstelier, die Hanseatische Gas- 

industrie GmbH, die Norddeutsche Acetylen- und 

Sauerstoffwerke AG und die Firma Ernst Schulz, 
Bremen, sowie zwei Acetylenhersteller mit Werken 
in Hannover haben die Erlaubnis für je ein Ratio- 
nalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt. 

Syndikatsgesellschaften sind die „Vereinigte Hanse- 
atische Acetylen-Werke GmbH, Hamburg 11 , und die 

„Vereinigte Acetylen-Werke Hannover GmbH 11 . Die 
Hanseatische Acetylen-Gasindustrie GmbH in Ham- 

burg mit ihrem Werk in Hannover und die Hanno- 


1 Gas, Hannoversche Acetylen-Gasgesellschaft mbH 
sind Kartellmitglieder der „Vereinigte Acetylen- 
Werke Hannover GmbH 11 . 

! Die Kartellmitglieder sind jeweils die alleinigen 
Gesellschafter der GmbH. Die beiden Verkaufsge- 
: Seilschaften sind mit dem Vertrieb des Acetylens 
; der angeschlossenen Werke beauftragt. Der Verkauf 
ist auf denjenigen Teil Norddeutschlands bzw. Nie- 
; dersachsens beschränkt, für den der Acetylenabsatz 
auf Grund der Frachtlage noch wirtschaftlich ist. Die 
Gesellschafter verpflichten sich untereinander und 
gegenüber der Gesellschaft, die Acetylen-Produktion 
der Gesellschaft zum Verkauf in den genannten Ge- 
bieten zur Verfügung zu stellen. Jeder Gesellschaf- 
ter ist berechtigt, außerhalb der genannten Gebiete 
Acetylen zu eigenen Preisen und Bedingungen an- 
| zubieten. Bereits 1928 schlossen sich vier Herstel- 
i 1er zusammen. Im Rahmen dieses Zusammenschlus- 
; ses wurde zunächst der Gesamtabsatz nach einem 
! Verteilerschlüssel kontingentiert. Dieses Verfahren 
! wird jetzt nicht mehr praktiziert. Es entstand als 
| Vertriebsorganisation im Jahre 1928 die Vereinigte 
Hanseatische Acetylen GmbH mit Sitz in Hamburg. 
1931 vereinbarten die Hanseatische Acetylen-Gas- 
industrie GmbH und die Hanno-Gas die Errichtung 
| einer gemeinsamen Vertriebsorganisation, die den 
i Namen Vereinigte Acetylen-Werke Hannover GmbH 
1 erhielt und die Erzeugnisse kontingentierte und zu 
Mindestpreisen absetzte. Die beiden Vertriebsorga- 
nisationen erhielten durch Gesellschaftsverträge im 
Jahre 1958 ihre jetzige Gestalt. 

Außer den Kartellmitgliedern sind in der Bundes- 
republik noch sechs weitere größere Acetylen-Werke 
vorhanden, so daß dem Zusammenschluß nur eine 
regionale Bedeutung zukommt. Der Anteil der Ge- 
sellschafter an der Gesamtproduktion von Acetylen 
in der Bundesrepublik Deutschland beträgt rund 
14 v. H. 

6. Zündsteine (46 51 47) 

Zwei deutsche und einige ausländische Firmen 
haben sich zur „Internationale Zündstein-Konven- 
tion", Sitz Zürich, zusammengeschlossen und einen 
Antrag auf Erteilung der Erlaubnis für ein Export- 
! karteil nach § 6 Abs. 2 gestellt. Mit Beschluß vom 
31. Juli 1959 wurde für den Kartell vertrag der Zünd- 
stein-Konvention die Erlaubnis erteilt. Die Konven- 
tion dient der Förderung und Regelung des Exports 
von Zündsteinen, die auf mechanische Weise die 
Entzündung von Brennstoffen herbeiführen. Die 
Heimatmärkte der Mitglieder und die EWG-Länder 
sind von den Bestimmungen ausgenommen. 

Die Inlandswirkung der Kartellvereinbarung be- 
steht darin, daß die Provision für die Exporteure im 
Vertrag begrenzt wird. Der deutsche Export von 
Zündsteinen geht überwiegend in überseeische 
Länder. 


7. Friseurbedarfsartikel (46 47 00) 

Zehn Hersteller von Friseurbedarfsartikeln haben 
ein Rabatt- und Konditionenkartell für die Beliefe- 
rung von Friseuren angemeldet. Kartellvertreter ist 
der Industrie verband Friseurbedarf e. V., München, 
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dem insgesamt 25 Unternehmen angeschlossen sind. 
Der Kartellvertrag ist Mitte Dezember 1959 wirk- 
sam geworden. 

Vertragswaren sind Kabinettartikel, das sind 
Erzeugnisse, die zur Verwendung durch die Friseure 
in ihren Gewerbebetrieben bestimmt sind und nach 
der Art der Verpackung nicht zum Weiterverkauf 
in Betracht kommen. Der Vertrag betrifft nur die 
unmittelbare Lieferung der Hersteller an die Fri- 
seure; der Absatz von Kabinettartikeln über den 
Großhandel ist ausgenommen. 

Die Konditionenvereinbarung regelt in erster Linie 
den Skonto (bis zu 3 v. H.), im übrigen die Art der 
Rechnungserteilung und die Zahlungsweise. Die 
Rabattvereinbarung beschränkt sich auf die Fest- 
setzung eines Mengenhöchstrabattes von 20 v. H. 

8. Kunstfasern (49) 

Inländische Hersteller von Kunstfasern haben Er- 
laubnisanträge für Exportkartelle für Textil-Reyon, 
Zellwolle und Acetat-endlos nach § 6 Abs. 2 ge- 
stellt. 

Nach den Verträgen gewähren die Hersteller von 
Kunstfasern auf ihre Erzeugnisse, die von den in- 
ländischen Abnehmern in verarbeitetem Zustand 
nachweislich exportiert werden, einen Exportbonus 
in Form verbilligter Nachbezüge. Die Hersteller von 
Textil-Reyon und Zellwolle gewähren dem inländi- 
schen Abnehmer die Vergütung auch für den nach- 
gewiesenen Export solcher Ware, die er von an- 
deren Kartellmitgliedern bezogen hat. 

Die Förderungsmaßnahmen sollen die Hemmnisse, 
die für die deutschen Exporteure von Kunstfaser- 
erzeugnissen durch den Wettbewerb auf den Aus- 
landsmärkten bestehen, möglichst ausgleichen. 

9. Preisbindungen 

Im Bereich der Chemischen Industrie finden sich 
Preisbindungen vorwiegend für Pharmazeutika, 
Kunststoffe — vor allem fotochemische Mate- 
rialien — und chemisch-technische Erzeugnisse. 

Für Pharmazeutika wurden rund 5700 Preis- 
bindungen angemeldet, und zwar für pharmazeuti- 
sche Präparate und Chemikalien, Desinfektions- 
mittel, Drogen organischer Herkunft, homöopathi- 
sche, dental- und veterinärmedizinische und sonstige 
Präparate sowie Süßstoffe. Bei den meisten human- 
medizinischen Präparaten ist nur der Großhandels- 
preis gebunden, weil der Apothekenverkaufspreis 
nach der Arzneitaxe in einem bestimmten Verhält- 
nis zum Einkaufspreis stehen muß und deshalb für 
eine Bindung des Verbraucherpreises praktisch kaum 
ein Bedürfnis besteht. Jedoch haben einige Her- 
steller den Verkaufspreis in Höhe der Sätze der 
Arzneitaxe gebunden, weil die Arzneitaxe nur 
Höchstpreise vorsieht, die der Apotheker unter- 
schreiten darf. 

Die Funktionsrabatte bei Apothekerwaren be- 
tragen für den Großhandel in der Regel rd. 16 v. H. 
Die Grenzwerte liegen etwa bei 7,5 und 25 v. H. Bei 
rd. 5 v. H. der Preisbindungen, die nur auf der Groß- 
handelsstufe bestehen, wurden Preisänderungen an- 


gemeldet; davon entfallen zwei Fünftel auf Preis- 
erhöhungen, die im Durchschnitt etwa 10 bis 15 v. H. 
betragen; die Preissenkungen lagen überwiegend 
zwischen 15 und 25 v. H. 

Bei den restlichen Pharmazeutika, die über beide 
Handelsstufen vertrieben werden, beträgt der durch- 
schnittliche Funktionsrabatt etwa 12 v. H., der Funk- 
tionsrabatt für den Einzelhandel etwa 40- v. H. Da 
häufig zusätzliche Mengenrabatte sowie auch Ab- 
schlußrabatte gewährt werden, ergeben sich Gesamt- 
handelsspannen, die durchschnittlich bei 55 v. H., die 
Höchstspannen aber bei etwa 60 v. H. liegen. 

Bei Kunststoffen wurden rd. 6000 Preisbindungen 
fast ausschließlich für foto-chemische Erzeugnisse, 
wie z. B. Filme, Fotopapier sowie sonstiges Film- 
entwicklungs- und Fotomaterial angemeldet. 

Bei foto-chemischen Erzeugnissen ist überwiegend 
nur der Einzelhandel gebunden, z. T. besteht die 
I Bindung für beide Handelsstufen. Häufig sind für 
1 verschiedene Großverbrauchergruppen besondere 
| Bedingungen vorgesehen. Es überwiegt der Absatz 
| über den Groß- und Einzelhandel. Fast alle Preis- 
bindungen gewähren Funktionsrabatte, die beim 
Großhandel zwischen 10 und 15 v. H. liegen. Der 
Funktionsrabatt für den Einzelhandel beträgt mei- 
! stens 33,3 v. H. Außer den Funktionsrabatten wer- 
; den noch z. T. Mengen- und Umsatzrabatte gewährt. 

Die Gesamthandelsspannen für den Groß- und Ein- 
| zelhandel liegen im Durchschnitt zwischen 45 und 
I 50 v. H. Preisänderungen erfolgten kaum; es handelt 
| sich überwiegend um Preiserhöhungen für Spezial- 
f filme. 

Für chemisch-technische Erzeugnisse wurden rd. 
5500 Preisbindungen angemeldet. Davon entfallen 
: über 80 v. H. allein auf Körperpflegemittel. Bei den 
restlichen Anmeldungen handelt es sich um Preis- 
bindungen für Seifen und Waschmittel, Industrie- 
und Metallputzmittel, Wachswaren, Farben, Lacke 
und Kitte, Bleistifte, Farbstifte und andere Büro- 
Bedarfsartikel sowie für Kolophonium, Gelatine, 
Gelier- und Klebemittel, Dachpappe, Textil- und 
Lederhilfsmittel, Bindemittel, Nahrungskonservie- 
rungsmittel, Blitzlicht, Zündsteine, Polierpulver, 
Trockenschaum und pyrotechnische Erzeugnisse. 
Zum größten Teil ist bei diesen Erzeugnissen nur 
der Endverbraucher preisgebunden. 

Bei Körperpflegemitteln überwiegt die Direkt- 
belieferung des Einzelhandels; der Funktionsrabatt 
i beträgt in der Regel 33,3 v. H. — bisweilen auch 
mehr, z. T. werden auch zusätzliche Mengenrabatte 
gewährt. 

■ In den Fällen, in denen der Großhandel in den 
Absatz eingeschaltet ist, liegt der Funktionsrabatt 
für den Großhandel im Durchschnitt zwischen 10 und 
i 13 v. H. Zusätzliche Mengenrabatte sind hier anzu- 
I treffen. Die Gesamthandelsspanne für beide Han- 
delsstufen liegt meist bei 43,3 und 46,7 v. H. Unter 
; Berücksichtigung von zusätzlichen Mengenrabatten 
ergeben sich in einigen Fällen Gesamthandels- 
spannen von 50 bis 60 v. H. Bei nur etwa 2 v. FI. der 
Preisbindungen wurden die Preise geändert. 

Bei Seifen und Waschmitteln sind für die Absatz- 
wege und Handelsspannen die Verhältnisse ähnlich 
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wie bei den kosmetischen Erzeugnissen. Preisände- 
1 ungen erfolgten bei 3 v. H. der gebundenen Er- 
zeugnisse; auch hier handelt es sich fast ausnahms- 
los um Preiserhöhungen von durchschnittlich 10 v. H. 

Bei Industrie- und Metallreinigungsmitteln sowie 
Schleilpasten, Polierpasten und Autopflegemitteln 
sind beide Handelsstufen in den Absatz eingeschal- 
tet. Die Funktionsrabatte für den Großhandel liegen 
zwischen 14 und 17 v. H. f für den Einzelhandel zwi- 
schen 20 und 35 v. H. Hinzu kommen in einigen 
Fällen Mengenrabatte, die für den Großhandel bis 
zu 6 v. H. und für den Einzelhandel bis zu 10 v. H. 
betragen; die Gesamthandelsspannen für beide Han- 
delsstufen liegen im Durchschnitt bei 50 v. H. Bei 
Wachswaren betragen die Gesamthandelsspannen 
im Falle des Absatzes über beide Handelsstufen 
zwischen 34 und 55 v. H., bei Direktbelieferung des 
Einzelhandels zwischen rd. 25 und 45 v. H. Die Ge- 
samthandelsspannen bei Farben, Lacken und Kitten 
liegen beim Absatz über beide Handelsstufen zwi- 
schen 33 und 45 v. H., bei Direktbelieferung des Ein- 
zelhandels zwischen 15 und 30 v. H. Bei Bleistiften, 
Kugelschreiberminen und Tinten liegen die Gesamt- 
handelsspannen im Durchschnitt bei 50 v. H. 

10. Verflechtungserscheinungen 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 GWB .... keine 

bb) sonst bekanntgewordene Zusammen- 
schlüsse 2 

b) Bestehende Organkreise 87 

Organtöchter 199 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Chemische Erzeugnisse und Handel 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 100 

mit einem Grundkapital 
von 2653,5 Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 1357 

mit einem Stammkapital 
von 929,9 Millionen DM 

XI. Feinkeramische Erzeugnisse (51) r Glas und 
Glaswaren (52) 

In diesen beiden Warengruppen wurden Kartell- 
vereinbarungen nach §§ 2, 3 und 6 Abs. 1 angemel- 
det. Die Verträge nach §§ 2 und 3 wurden nach Ab- 
lauf der Widerspruchsfrist wirksam. Ein Vertrag 
nach § 18 wurde teilweise für unwirksam erklärt; 
der gegen die Entscheidungen eingelegte Einspruch 
wurde zurückgewiesen. 

1. Kaffeefilter aus Porzellan (51 11 00) 
und Steinzeug (51 32 10) 

Melitta besitzt auf dem Markt für Filter aus Por- 
zellan, Feinsteinzeug und Metall in Verbindung mit 


Papierfiltern nahezu eine Monopolstellung. Ein be- 
deutender Hersteller für Gebrauchsgeschirr aus Por- 
zellan und Feinsteinzeug erzeugt zwar ebenfalls 
Porzellan-Kaffeefilter in der Art der Melittafilter, 
liefert sie jedoch ausschließlich in die Schweiz. 

2. Sanitär-Keramik (51 50 00) 

Zwölf Unternehmen der sanitär-keramischen In- 
dustrie haben sich zur „Marktgemeinschaft der -sani- 
tär-keramischen Industrie" zusammengeschlossen 
und die Satzung dieser Gemeinschaft sowie einen 
satzungsmäßig gefaßten Rabattbeschluß am 20. Sep- 
tember 1959 als Konditionen- und Rabattkartell nach 
§§ 2 und 3 angemeldet. Das Kartell ist mit Ablauf 
der Widerspruchsfrist am 20. Dezember 1959 wirk- 
sam geworden. 

Durch die Kartellbeschlüsse der Marktgemein- 
schaft wird die einheitliche Anwendung von Kon- 
ditionen und Rabatten (GUR-System) bei der Liefe- 
rung von sanitär-keramischen Waren aus Feuerton, 
Porzellan und Steingut ermöglicht. 

Mit Ausnahme einzelner Modelle wird das ge- 
samte sanitär-keramische Sortiment (800 bis 1000 
Artikel) aus Steingut, Porzellan und Feuerton 
(Wandbecken, Spülsteine, Klosetts, Waschtische 
usw.) hergestellt. Die Erzeugnisse aus diesen Mate- 
rialien stehen untereinander im Wettbewerb. In der 
Bundesrepublik fertigen ausschließlich die zwölf in 
der Marktgemeinschaft zusammengeschlossenen Un- 
ternehmen Vertragsartikel, jedoch ist Sanitär-Kera- 
mik bei diesen Unternehmen jeweils nur ein Pro- 
duktionszweig unter mehreren. Kein Unternehmen 
stellt aber Vertragsgegenstände aus allen drei 
Materialien her. 

Zwei Unternehmen haben zusammen einen Markt- 
anteil von mehr als 50 v. H., so daß die Angebots- 
seite teiloligopolistische Struktur hat. Den Absatz 
übernimmt ausschließlich der sanitäre Großhandel 
(rund 850 Betriebe); etwa 10 bis 15 v. H. der Gesamt- 
produktion werden exportiert. 

Im allgemeinen werden die Waren auf der Grund- 
lage von Bruttopreisen vertrieben. Entsprechend der 
Differenzierung nach Werkstoffen, Form, Gewicht, 
j Farbe und Ausrüstung weist die Preisskala eine be- 
j trächtliche Breite auf. Soweit die Werke jedoch 
I Stapelware herstellen, stimmen die Preise genau 

| überein. 

i 

Das umfangreiche sanitär-keramische Gesamt- 
Sortiment ist das Ergebnis eines Qualitätswett- 
bewerbs, der sich in einer ständigen Verbesserung 
der Vertragsartikel auswirkt. 

Die Bonusstaffel enthält seit Jahren bei allen 
Werken die gleichen Mengen-Rabattsätze; soweit 
mit Bruttopreislisten gearbeitet wird, sind auch die 
Funktionsrabatte gleich. Ebenso stimmen die Kon- 
ditionen bei den Werken im wesentlichen überein. 

3. Wand- und Bodenfliesen (51 71 00) 

Dreizehn Hersteller von Wand- und Bodenfliesen 
haben sich zur „Interessengemeinschaft der deut- 
schen keramischen Wand- und Bodenfliesenwerke" 
zusammengeschlossen und am 10. Januar 1959 einen 
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Kartell vertrag nach § 3 angemeldet. Das Kartell ist j 
am 10. April 1959 wirksam geworden. j 

Die in der Interessengemeinschaft zusammen- j 
geschlossenen Werke verpflichten sich gegenüber ! 
der Interessengemeinschaft und untereinander, für 
die Rabattgewährung an ihre Abnehmer eine ge- 
meinsame Regelung zugrunde zu legen. Es handelt 
sich um ein GUR-System, in das die Außenseiter- 
bezüge mit einberechnet werden. 

Auf dem Markt für Wandfliesen bieten zehn Her- 
steller an. Zwei haben einen Marktanteil von je- 
weils 25 v. H. und drei einen von jeweils 10 v. H. 
Auf dem Markt für Bodenfliesen sind sieben Her-, 
steiler, die zum Teil auch Wandfliesen erzeugen. 
Von ihnen hat einer einen Marktanteil von rund 

i 

40 v. H. und drei jeweils einen von etwa 15 v. H. Es j 
bestehen somit zwei teiloligopolistische Märkte mit 
möglicher Preisführerschaft. 

Auf dem Markt für Wand- und Bodenfliesen be- 
stand bis zum Jahre 1945 ein straffes Kartell, das die 
Hersteller und die im damaligen „Reichsbund deut- 
schen Fliesengeschäfte M organisierten Abnehmer 
umschloß. Es war ein Preis-, Konditionen- und Ra- 
battkartell; ebenso bestanden Vereinbarungen über 
den Frachtenausgleich. 

Es besteht Preisgleichheit für die jeweiligen Er- j 
Zeugnisse, die weitgehend genormt sind. Auf beiden 
Märkten ist die Stellung des Preisführers oder der 
führenden Gruppe stark. Die anderen Hersteller 
haben sich dem Vorgehen der „Großen'' trotz Kau- j 
fermarkt auch dann angepaßt, wenn diese ihre Preise \ 
erhöhten. Dennoch ließ sich nicht feststellen, daß es I 
an wirksamem Preis- und Qualitätswettbewerb fehlt. 

4. Schleifscheiben und Schleifkörper (51 91 00) 

Vierzig Hersteller von Schleifscheiben und Schleif- j 
körpern mit einem Marktanteil von ca. 80 v. H. 
haben am 27. Januar 1959 ein Kartell nach § 3 an- 
gemeldet. Das Kartell wurde wirksam. . 

Der Kartellvertrag sieht eine einheitliche Mengen- 
rabattstaffel, die von 5 bis 21 v. H. gestaffelt ist, im | 
Rahmen eines kumulativen Gesamtumsatzrabatt- 
systems vor. Lieferungen an Wiederverkäufer sowie 
für die Ausrüstung von Schleifmaschinen fallen nicht 
unter den Kartellvertrag. Die neu eingereichte An- 
meldung unterscheidet sich materiell von einem im ■ 
Jahre 1958 angemeldeten, aber wieder zurückgenom- 
menen Kartellvertrag (s. Tätigkeitsbericht 1958, S. 24 
und 41) durch die Einbeziehung der Bezüge von 
Außenseitern. 

Abnehmer von etwa 88 v. H. des gesamten In- 
landsumsatzes an Schleifscheiben sind folgenden 
Verbandsbereichen zuzurechnen: 
Wirtschaftsvereinigung Eisen und Stahl, Düsseldorf, 
Vereinigung deutscher Maschinenbau-Anstalten, 
Frankfurt (Main), 

Verband der deutschen Automobil-Industrie, 
Frankfurt (Main). 

i 

5. Preisbindungen I 

Für feinkeramische Erzeugnisse wurden nur rund | 
1200 Preisbindungen von acht Unternehmen ange- j 


meldet. Etwa 72 v. H. aller Anmeldungen entfallen 
auf Zierkeramik eines einzelnen Unternehmens; der 
Rest verteilt sich auf künstliche Zähne, keramisches 
Werkzeug und schließlich auf Haushaltsgeschirr aus 
Porzellan sowie Steingut. Für Haushaltsgeschirr mel- 
deten nur zwei Unternehmen Preisbindungen an. 

Für Glas und Glaswaren wurden rund 4200 Preis- 
bindungen von sieben Unternehmen für Glaskolben 
und Wirtschaftsglas aus feuerfestem Glas, Konser- 
vengläser, Filterglas, Diapositiv- und Farbgläser so- 
wie für Milchflaschen für Säuglinge angemeldet. Der 
größte Teil der Anmeldungen entfällt auf Glas- 
kolben. Der Absatz von Glaswaren erfolgt meistens 
über beide Handelsstufen. Außer den Funktions- 
rabatten werden teilweise noch andere Rabatte ge- 
währt. Die Gesamthandelsspannen für beide Han- 
delsstufen liegen etwa zwischen 43 und 48 v. H. Die 
Preise wurden im Berichtszeitraum kaum geändert. 

6. Verflechtungserscheinungen in der Industrie 
für feinkeramische Erzeugnisse sowie Glas 


und Glaswaren 

a) Wesentliche Unternehmens- 
zusammenschlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 GWB 1 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 20 

Organtöchter 36 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
feinkeramische Erzeugnisse, Glas und Glas- 
waren, Handel 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 46 

mit einem Grundkapital von 
149,9 Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung 251 

mit einem Stammkapital von 
87,0 Millionen DM 

XII. Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 
bearbeitetes Holz (53), Holzwaren (54), Holz- 
schliff, Zellstoff, Papier und Pappe (55), Papier- 
und Pappewaren (56), Druckereierzeugnisse, 
Lichtpaus- und verwandte Waren (57) 

Aus diesen fünf Warengruppen wurden ein Er- 
laubnisantrag gestellt sowie zwei weitere horizon- 
tale und rund 3900 Preisbindungen der zweiten 
Hand angemeldet. Bei den horizontalen Wettbe- 
werbsbeschränkungen handelt es sich um die Ver- 
träge der Hersteller von Zellstoff und Tapeten so- 
wie um ein Exportkartell nach § 6 Abs. 1. 

1. Buchenfaserholz (53 12 00) 

Fünf Zellstoffunternehmen in der Bundesrepublik 
haben sich im Dezember 1954 zur „Buchenfaserholz- 
Kollegenhilfe" (BUKO) zusammengeschlossen und 
für den im Jahre 1958 neugefaßten Vertrag die Er- 
teilung der Erlaubnis als Rationalisierungskartell 
nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt. 
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Die Zellstoff-Industrie ist der Meinung, daß die 
Holzpreise in der Bundesrepublik auf Grund der 
starken Marktposition der Forstverwaltungen über- 
höht seien. Das Ziel der BUKO ist es, den Import 
von Buchenfaserholz durch Zahlungen an eine Aus- 
gleichskasse zu fördern und durch eine Quotenauf- 
teilung für die von den Kartellmitgliedern zu ver- 
brauchenden inländischen Faserholzmengen Einfluß 
auf das inländische Holzpreis-Niveau ausüben zu 
können. 

Die Zellstoff-Industrie ist durch die Liberalisie- 
rung der deutschen Einfuhr von Zellstoff- und Pa- 
piererzeugnissen sowie durch fühlbare Zollsenkun- 
gen einem scharfen Wettbewerb ausländischer Kon- 
kurrenten ausgesetzt. Das gilt insbesondere gegen- 
über der Konkurrenz der Zellstoff-Industrie der 
nordischen Länder, die erhebliche Standortvorteile 
hat und nicht — wie die Unternehmen in der Bun- 
desrepublik - — - hohe Frachtkosten für den Rohstoff 
Faserholz aufbringen muß. 

2. Tapeten (56 11 00) 

Die „Interessengemeinschaft deutscher Tapeten- 
fabrikanten" hat am 7. Mai 1958 ein Rabattkartell 
(Gesamtumsatz-Rabattverfahren) angemeldet, dem 
mit Beschluß vom 4. August 1958 widersprochen 
wurde. 

Durch den Vertrag schlossen sich 35 der insge- 
samt 36 Hersteller von Tapeten zu der Interessen- 
gemeinschaft zusammen. Die Mitglieder gewähren 
ihren Abnehmern, d. h. den Tapetenhändlern, eine 
Globalprämie, die nach der Höhe der bei der Ge- 
samtheit der Vertragslieferanten erzielten Umsätze 
gestaffelt ist. 

Das Gesamtumsatzrabattsystem der Interessen- 
gemeinschaft mußte durch die Verbindung mit wei- 
teren horizontalen und vertikalen Bindungen, ins- 
besondere durch die Handhabung der sog. „Kolorier- 
regeln" als eines einheitlichen Kalkulationsschemas 
zu einer über den Rahmen des § 3 hinausgehenden 
Beschränkung des Wettbewerbs, insbesondere zu 
einheitlichen Listenpreisen der Hersteller, führen. 

Während des Einspruchsverfahrens hat die Inter- 
essengemeinschaft ihre Mitglieder durch die Ver- 
einbarung vom 30. Januar 1959 verpflichtet, Kolorier- 
regeln oder andere Kalkulationsempfehlungen mit 
festen Werten in Zukunft weder herauszugeben 
noch zu verwenden. Individuelle vertikale Empfeh- 
lungen dürfen nach dieser Vereinbarung nur unver- 
bindlich und ohne wirtschaftlichen oder sonstigen 
Druck erfolgen. Gleichzeitig hat die Interessenge- 
meinschaft die Mitglieder darauf hingewiesen, in- 
dividuelle Lieferungs- und Zahlungsbedingungen zu 
schaffen. Durch diese Veränderungen des Tatbestan- 
des entfielen die Voraussetzungen für einen Wider- 
spruch. 

In der Tapetenindustrie wird ein kumulatives Ge- 
samtumsatz-Rabattsystem bereits seit Jahrzehnten 
praktiziert. Die Tapetenhersteller in der Bundes- 
republik Deutschland, welche im Jahre 1958 einen 
Gesamtumsatz von ca. 140 Millionen DM erzielten, 
sind ausländischer Konkurrenz — vor allem durch 
englische Importwaren — ausgesetzt. 


Die einzelnen Hersteller von Tapeten sind schon 
seit langem größtenteils auf bestimmte Typen spe- 
zialisiert; nur wenige sind in der Lage, ein breites 
Sortiment anzubieten. Die Abnehmer sind im „Ver- 
band des deutschen Tapctcngroßhandels Osnabrück" 
sowie im „Fachverband des deutschen Tapetenhan- 
dels e. V. Köln" organisiert. 

3. Preisbindungen 

In der Warengruppe Holz spielen vertikale Preis- 
bindungen eine unwesentliche Rolle. Es liegt nur 
eine Anmeldung für Industrie-Bausperrholz vor. 

In der Warengruppe Holzwaren wurden rund 
1600 Preisbindungen angemeldet; davon entfallen 
etwa 90 v. H. auf Möbel, der Rest auf Holztafeln, 
Schalungs- und Wandplatten, Zahnbürsten und Be- 
sen, Holzstiele und Tabakspfeifen mit Filter. 

Möbel werden fast ausnahmslos an den Einzel- 
handel direkt geliefert. Die Funktionsrabatte liegen 
zwischen 20 bis 33,3 v. H. des Endverbraucherprei- 
ses. In einigen Fällen werden noch Mengenrabatte 
gewährt, so daß sich Spannen bis zu insgesamt 
37 v. H. ergeben. 

Bei Holztafeln beträgt die Gesamt-Handelsspanne 
für beide Handelsstufen rund 40 v. H., bei Scha- 
lungs- und Wandplatten, die direkt über den Ein- 
zelhandel vertrieben werden, liegen die Handels- 
spannen etwa zwischen 17 und 20 v. H. Bei Zahn- 
bürsten liegen die Gesamt-Handelsspannen für 
beide Handelsstufen im Durchschnitt bei 45 v. H. 
Bei Holzstielen beträgt der Funktionsrabatt für den 
Großhandel rund 12 v. H., für den Einzelhandel 
21 v. H. 

In der Warengruppe Holzschliff, Zellstoff, Papier 
und Pappe wurden von nur wenigen Unternehmen 
insgesamt 800 Preisbindungen angemeldet, über 
90 v. H. der Preisbindungen entfallen auf Filtrier- 
papier, der Rest auf holzfreies Schreibpapier und 
sonstiges Normalpapier sowie auf maschinenge- 
strichenes Papier. Bei Filtrierpapier ist ausschließ- 
lich der Einzelhandel gebunden; sein Funktions- 
rabatt beträgt 25 v. H. Hinzu kommen Mengen- 
rabatte bis zu 10 v. H. Beim Absatz von Schreib- 
papier sind beide Handelsstufen eingeschaltet. Die 
Gesamt-Handelsspanne liegt etwa zwischen 31 und 
49 v. H. 

In der Warengruppe Papier- und Pappewaren wur- 
den insgesamt rund 1400 Preisbindungen angemel- 
det. Etwa die Hälfte der Anmeldungen entfällt auf 
Schnittmuster eines einzigen Unternehmens, der 
Rest auf imprägnierte und gummierte Papierwaren, 
Buchungsformulare und Geschäftsbücher, Zellstoff- 
watte und Kreppapier, Briefmappen, Briefumschläge, 
Alben, Briefordner, Haushaltspapier in Rollen, Foto- 
ecken, Farbtafeln u. a. m. 

Bei Geschäftsbüchern, Bürohilfsmitteln, Buchungs- 
formularen und Lernmitteln, die unmittelbar über 
den Einzelhandel abgesetzt werden, liegen die 
Funktionsrabatte in der Regel zwischen 25 und 
35 v. H., in einigen Fällen zwischen 20 und 40 v. H. 
Briefumschläge, Briefmappen, Fotoecken, Filter- 
tüten und Filterpatronen, Zellstoff und Haushalts- 
papier werden über beide Handelsstufen vertrieben. 
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Die Gesamthandeisspanneri liegen etwa zwischen 36 
und 52 v. H. Die höchsten Spannen werden bei 
Briefumschlägen, Fotoecken und Kartonagen er- 
reicht. Mit Zellstoff- und Wattewaren, wie z. B. 
Babywindeln, Zellstofi'taschentüchern, Filterpapier 
und Halsschutzkrausen wird der Einzelhandel direkt 
beliefert; die Funktionsrabatte liegen etwa zwischen 
22 bis 35 v. H. 

In der Warengruppe Druckerei-Erzeugnisse, Licht- 
paus- und verwandte Waren wurden rund 100 
Preisbindungen angemeldet. Es handelt sich um An- 
meldungen für Modellierbogen, Bildreproduktionen, 
Koch- und Fotobücher. 

4. Verflechtungserscheinungen für die Warengrup- 
pen Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bear- 
beitetes Holz, Holzwaren 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 1 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 28 

Organtöchter 39 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bear- 
beitetes Holz, Holzwaren 

c) Kapitalgesellschaften 


aa) Aktiengesellschaften 38 

mit einem Grundkapital von 51,3 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 664 

mit einem Stammkapital von 100,7 
Millionen DM 


5. Verflechtungserscheinungen für die Warengrup- 
pen Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe, 
Papier- und Pappewaren, Druckereierzeugnisse, 
Lichtpaus- und verwandte Waren 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden 1 

b) Bestehende Organkreise 65 

Organtöchter 109 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe, 
Papier- und Pappewaren, Druckereierzeug- 
nisse, Handel 

c) Kapitalgesellschaften 


aa) Aktiengesellschaften 61 

mit einem Grundkapital von 299,1 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 928 


mit einem Stammkapital von 175,7 
Millionen DM 


XIII. Kunststofferzeugnisse (58), 

Gummi- und Asbestwaren (59) 

In diesen beiden Warengruppen sind neben ver- 
tikalen Beschränkungen Gesamtumsatzrabattver- 
fahren für Kfz-Reifen, Wasserschläuche, Transport- 
bänder und Flachriemen festzustellen, die zum Teil 
mit den Preisbindungen gekoppelt sind. Für Fahr- 
zeugluftreifen wurde ein kumulatives Gesamtum- 
satzrabattkartell, für Polyesterlichtplatten wurde 
ein Rabatt- und Konditionenkartell angemeldet. 

1. Polyesterlichtplatten und -bahnen (58 75 38) 

Von sechs Unternehmen wurde die Rabatt- und 
Konditionenvereinbarung für Polyesterlichtplatten 
und -bahnen nach den §§ 2 und 3 angemeldet. Kurz 
nach Wirksamwerden trat dem Kartellvertrag ein 
siebentes Unternehmen bei. Die Kartellmitglieder 
verpflichten sich, auf ihre jeweiligen Bruttopreise 
— die nahezu gleich sind — nur die vereinbarten 
Rabatte zu gewähren. Die Händler erhalten danach 
einen Grundrabatt von 20 v. H., einen Standardtyp- 
rabatt von 5 v. H. und einen gestaffelten Jahres- 
bonus nach dem GUR-System. Außenseiter können 
sich am Gesamtumsatzsystem beteiligen, sofern sie 
bereit sind, anteilig die Kosten der Umsatzmelde- 
stelle zu tragen. Industriellen Verarbeitern von 
Polyesterlichtplatten und -bahnen steht ein Grund- 
rabatt von 15 v. H. und ein Standardtyprabatt von 
5 v. H. zu. 

Außerdem verpflichten sich die Werke, keine 
günstigeren Liefer- und Zahlungsbedingungen als 
die vereinbarten zu gewähren. Die Kartellmitglieder 
bleiben jedoch im übrigen in der Gestaltung der 
Geschäftsbedingungen frei. Einzelne lehnen es ab, 
diese Bindung einzugehen, weil sie ihrerseits wie- 
der als Teil einer anderen Unternehmergruppe an 
deren Bedingungen gebunden sind. 

Die Fracht wird ab Werk berechnet; bei Liefer- 
mengen über 30 qm erfolgt die Lieferung verpak- 
kungs- und frachtfrei. 

Die in der Kartellvereinbarung enthaltene Klau- 
sel, daß nur der Handel und die industriellen Ver- 
arbeiter direkt beliefert werden, wird damit be- 
gründet, daß die Kartellmitglieder kleine Aufträge 
aus Rationalisierungsgründen möglichst vermeiden 
wollen. Bei diesen industriellen Verarbeitern han- 
delt es sich um etwa 25 bis 30 Abnehmer, die ent- 
weder als Fabrikationsunternehmen aus der Ver- 
tragsware neue Gegenstände wie Garagentore, 
Fahrzeuge, fertige Hallen und deren Teile herstel- 
len oder als Stahlhochbaufirmen mit standardisier- 
ten Einzelteilen arbeiten. Bei den Vertragsartikelrr 
handelt es sich um ein verhältnismäßig neues Bau- 
element, dessen Erzeugung im Bundesgebiet etwa 
im Jahre 1955 in größerem Umfange aufgenommen 
wurde. Es hat im Baugewerbe bereits einen großen 
Verwendungsbereich gefunden. 

In der Bundesrepublik und Westberlin stellen 
einschließlich der sieben Kartellmitglieder etwa 20 
Unternehmen Vertragsartikel her. Die Gesamt- 
erzeugung von Polyesterlichtplatten, die statistisch 
nicht genau erfaßbar ist, repräsentiert einen Wert 


84 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1795 


von etwa 50 bis 60 Millionen DM jährlich. Hiervon 
erzeugen die Kartellunternehmen, die zu den lei- 
stungsfähigsten der Branche gehören, etwa die 
Hälfte. Nur ein kleines dem Kartell angehörendes 
Unternehmen ist Spezialwerk für Polyesterplatten. 
Für die übrigen stellen die Vertragserzeugnisse nur 
einen verhältnismäßig geringen Anteil an der Ge- 
samtproduktion dar. Die Marktanteile der einzelnen 
Kartellmitglieder sind nicht mit Sicherheit festzu- 
stellen; zwei Unternehmen scheinen aber einen 
führenden Einfluß auszuüben. 

2. Preisbindungen 

Für Kunststofferzeugnisse wurden rd. 1000 Preis- 
bindungen angemeldet. Je ein Drittel entfällt auf 
Haushaltsbedarfsartikel und Konfektionsmaterial 
aus Kunststoff; der Rest verteilt sich auf Verpak- 
kungsmaterial, Schläuche, Fußbodenbeläge sowie 
eine Anzahl verschiedenartiger Erzeugnisse wie 
z. B. Kunststoffzähne, unbespielte Schallplatten, 
Magnet-Tonbänder, Dekorationsmaterial, Schaum- 
stoffe u. a. m. 

Bei Haushaltsartikeln und Konfektionsmaterial 
erfolgt der Absatz fast ausschließlich über beide 
Handelsstufen. Die Großhandelsspanne liegt hier 
zwischen 10 und 17 v. H. Beim Einzelhandel ergeben 
sich Spannen zwischen rd. 20 und 36 v. H. Häufig 
werden noch Mengenrabatte gewährt. Die maxima- 
len Spannen beider Handelsstufen bewegen sich 
zwischen etwa 45 bis 53 v. H. 

In der Gruppe Konfektionsmaterial aus Kunst- 
stoffen sind die Preisbindungen für Reißverschlüsse 
aus Kunststoffen besonders erwähnenswert. Wegen 
der starken Marktstellung des bedeutendsten Her- 
stellers, dem sich die anderen Erzeuger weitgehend 
in ihrem Marktverhalten anpassen, sind die Han- 
delsspannen einheitlich. Die Funktionsrabatte für 
den Großhandel liegen für die einzelnen Erzeug- 
nisse unterschiedlich zwischen rd. 14 v. H. und 
15 v. H. und für den Einzelhandel zwischen rd. 30 
und 36 v. H. Hinzu treten Jahresumsatzvergütungen 
für den Großhandel bis zu rd. 2 v. H., so daß sich 
Gesamtspannen bis zu maximal 53 v. H. ergeben. 

Bei Verpackungsmaterial liegt die Großhandels- 
spanne zwischen rd. 16 und 20 v. H. und die Ein- 
zelhandelsspanne zwischen 33 und 40 v. H. r so daß 
sich hier Gesamt-Handelsspannen von ca. 50 bis ca. 
60 v. H. ergeben. 

Mit Schläuchen aus Kunststoff wird der Einzel- 
handel sowohl über den Großhandel als auch direkt 
beliefert. Die Handelsspanne liegt beim Absatz 
über beide Handelsstufen zwischen rd. 30 und 
37,5 v. H., bei Direktbelieferung des Einzelhandels 
bei 25,5 v. H. Mit Fußbodenbelägen wird der Einzel- 
handel unmittelbar beliefert. Die Handelsspanne 
beträgt rd. 18,5 v. H. Bei Zähnen aus Kunststoff ist 
nur der Großhandel gebunden. Der Grundrabatt für 
den Großhandel beträgt 50 v. H. Bei Abgabe grö- 
ßerer Mengen durch den Großhandel an den Ver- 
braucher gibt der Großhandel bis zu rd. 50 v. H. 
seiner Spanne an den Verbraucher weiter. 

Bei unbespielten Schallplatten, die über beide 
Handelsstufen abgesetzt werden, liegen die Ge- 


samt-Handelsspannen zwischen rd. 53 und 63 v. H.; 
bei Magnet-Tonbändern, bei denen nur der Einzel- 
handel als Bezieher angegeben ist, beträgt die 
Spanne 20 v. H. Für Dekorationsmaterial und 
Schaumstoffe liegen die Gesamtspannen für beide 
Handelsstufen bei 40 bzw. rd. 52 v. FI. 

Für Gummi- und Asbestwaren wurden über 17 000 
Preisbindungen angemeldet. Davon entfallen die 
meisten Anmeldungen auf Fahrzeugbereifung (ohne 
Fahrradbereifung), es folgen Keilriemen und Brems- 
beläge und die verschiedenartigsten Erzeugnisse 
wie z. B. Wasserschläuche, Spielwaren und Puppen 
aus Latex und Zelluloid, Radiergummi, Gummirepa- 
ratur- und -vulkanisiermaterial, Dichtungsmaterial, 
Konservengummiringe, Einlegesohlen u. a. m. 

Eine besondere Rolle in dieser Warengruppe 
spielen die Preisbindungen für Fahrzeugbereifung. 
Neben der vertikalen Preisbindung wird eine hori- 
zontale Rabattvereinbarung praktiziert. Nach Ein- 
schreiten des Bundeskartellamtes wurde Ende des 
Jahres ein Gesamtumsatzrabattkartell, durch wel- 
ches ein zu gewährender Jahresbonus einheitlich 
geregelt wird, angemeldet. 

Alle Hersteller von Fahrzeugbereifung gewähren 
die gleichen Handelsspannen für die einzelnen Rei- 
fentypen; ebenso liegt praktisch Preisgleichheit vor. 
Die für Großverbraucher festgesetzten Sonder- 
rabatte stimmen ebenfalls überein. Das gleiche gilt 
für Reserve, Bedarfserklärungen, Verpflichtungs- 
erklärungen und Wiederverkaufsbedingungen. Diü 
Handelsspannen für Pkw- und Lkw-Bereifung lie- 
gen bei 15 v. H., für Industrie- und Traktorenbe- 
reifung bei 17 v. H. Für Schläuche wurde die Han- 
delsspanne im vergangenen Jahr von 17 auf 
19 v. H. heraufgesetzt. Zu den Handelsspannen 
kommen die Gesamtumsatzrabatte, die sich zwi- 
schen 2,5 und 8,5 v. H. r bei Bezugswertgrenzen von 
über 5000 bis über 600 000 DM bewegen. 

Ähnliche Verhältnisse finden sich auf dem Markt 
für Keilriemen, auf dem ebenfalls neben der verti- 
kalen Preisbindung ein Gesamtumsatzrabattsystem 
praktiziert wird. Die Funktionsrabatte betragen hier 
durchschnittlich 35 v. H. Der Handel kann aber da- 
von im Wiederverkauf einen Rabatt bis zu 25 v. H. 
einräumen, Für den Handel ist ein Gesamt-Jahres- 
umsatzrabatt vorgesehen. Bei nur geringfügigen 
Unterschieden in den Bezugswertgrößen werden 
den Abnehmern Rabatte von 1 bzw. 2 bis 12 v. H. 
bei dem Bezug von Keilriemen für standfeste An- 
lagen von einer bestimmten Herstellergruppe ge- 
währt. Neben diesem Gesamtumsatzrabatt wird 
dem Handel ein weiterer Rabatt für sonstige tech- 
nische Gummiwaren von 1 bis 4 v. II. eingeräumt. 
Im Berichtszeitraum waren nur geringfügige Preis- 
und Rabattänderungen zu verzeichnen. 

3. Verflechtungserscheinungen, Kunststof ferzeug- 

nisse 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden 1 
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b) Bestehende Organkreise 9 

Organtöchter 15 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Kunststofferzeugnisse, Handel 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 7 

mit einem Grundkapital von 23,4 Mil- 
lionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 304 

mit einem Stammkapital von 40,7 Mil- 
lionen DM 

4. Verflechtungserscheinungen, Gummi- und Asbest- 
waren 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 14 

Organtöchter 19 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Gummi- und Asbestwaren, Handel 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 23 

mit einem Grundkapital von 254,1 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 121 

mit einem Stammkapital von 53,9 
Millionen DM 

XIV. Leder, Lederwaren und Schuhe (62) 

Für Erzeugnisse der Warengruppe Leder wurden 
keine horizontalen oder vertikalen Wettbewerbs- 
beschränkungen angemeldet. In der Warengruppe 
Lederwaren und Schuhe erfolgten hingegen für ein- 
zelne Erzeugnisse in beschränktem Umfang Anmel- 
dungen vertikaler Preisbindungen. 

1. Preisbindungen 

Insgesamt wurden rd. 600 Preisbindungen ange- 
meldet. Davon entfallen annähernd 40 v. H. auf 
Schuhe, und zwar in erster Linie auf Straßenschuhe 
für Damen; es folgen Sport- und Trainingsschuhe 
sowie Kleinkinder- und Burschenschuhe. Weitere 
Anmeldungen erfolgten für Bereitschaftstaschen, 
insbesondere für Fotozwecke, Handtaschen, Ge- 
schenketuis und Schreibmappen aus Leder sowie 
für Handtaschen aus Stoff, schließlich für Uhren- 
armbänder, Rucksäcke, Einlegesohlen und Bereit- 
schaftskoffer. 

Schuhwaren werden über eigene Verkaufsorga- 
nisationen der Hersteller, über Einkaufsgenossen- 
schaften und direkt über den Einzelhandel abge- 
setzt. Die Handelsspannen für den Einzelhandel 


liegen bei Straßenschuhen zwischen 21,4 und 
29,2 v. H., bei Sport- und Trainingsschuhen zwi- 
schen 25,8 und 33,8 v. H., z. T. werden zusätzliche 
Steigerungs- und Treuerabatte gewährt. Mit Bereit- 
schaftstaschen für Fotogeräte wird der Einzelhan- 
del überwiegend direkt beliefert; nur in einzelnen 
Fällen wird auch der Weg über beide Handels- 
stufen eingeschlagen. Die Handelsspanne für den 
Einzelhandel liegt hier bei 33,3 v. H.; soweit der 
Großhandel eingeschaltet ist, beträgt seine Handels- 
spanne etwa 10 v. H. Der Einzelhandel erhält z. T. 
zusätzliche Mengenrabatte, so daß sich für ihn 
Maximalspannen bis zu über 40 v. H. ergeben kön- 
nen. Für beide Handelsstufen liegen hier die Span- 
nen zwischen 43 und 47 v. H. Geschenketuis werden 
über beide Handelsstufen abgesetzt; die Gesamt- 
Handelsspannen betragen rd. 47 v. H. 

2. Verflechtungsersdheinungen l ) 

a) Wesentliche Unternehmenszusammenschlüsse 


aa) angezeigt nach § 23 GWB .... keine 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 13 

Organtöchter 28 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Leder, Lederwaren und Schuhe, Handel . 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 37 

mit einem Grundkapital von 149,7 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 262 

mit einem Stammkapital von 94,0 
Millionen DM 


XV. Textilien (63) und Bekleidung (64) 

In der Textilindustrie bestehen schon seit Jahr- 
zehnten einheitliche Konditionen. Für die Baum- 
wollspinner galt der „Deutsche Garn-Kontrakt“, für 
die Kammgarnspinner die „Deutsche Kammgarn- 
Konvention". Beide Verträge legten Zahlungs- und 
Lieferbedingungen fest. Für die anderen Gruppen 
dieses Wirtschaftszweiges waren diese durch die 
„Einheitsbedingungen der Deutschen Textilindu- 
strie" geregelt. Die Einheitsbedingungen gehen auf 
die Deutsche Textilkonvention von 1913 zurück, die 
letzte Fassung der Einheitsbedingungen war vom 
1. Januar 1955 an gültig. Neben diesen Einheits- 
bedingungen bestanden in einzelnen Textilbranchen 
Sonderkonditionen. Nach Inkrafttreten des GWB 
wurden im Bereich der Webereien und der nachfol- 
genden Verarbeitungsstufen im wesentlichen über- 
einstimmende Konditionenkartellverträge geschlos- 
sen und beim Bundeskartellamt angemeldet. Wei- 
tere Konditionenkartelle sind in Vorbereitung. Die- 
ses System von Kartellverträgen über die einheit- 

J ) betr. die Warengruppen Leder, Lederwaren und Schuhe 
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liehe Anwendung nahezu gleichlautender Kondi- 
tionen soll an die Stelle der früheren Einheitsbedin- 
gungen treten. 

Bei allen Verträgen beanstandete das Bundeskar- 
tellamt einzelne Regelungen, weil diese sich auf 
Preise und Preisbestandteile im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 2 bezogen. 

Neben den Konditionenkartellen wurden ein Ra- 
battkartell und ein Rationalisierungskartell nach § 5 
Abs. 1 angemeldet und für mehrere Kartelle die Er- 
laubnis (nach § 5 Abs. 2 bis 3) beantragt. 

1. Textilveredlung (63 05 11) (63 05 10) (63 05 15) 
(63 37 90) 

a) Die Verbände 

Verein der Deutschen Baumwollstückveredler e. V. r 
Frankfurt (Main), (38 Kartellmitglieder) 

Textilveredlung, Geschäftsstelle West, Krefeld e. V., 
(107 Kartellmitglieder) 

Bergischer Färber- und Bleicherverband e. V., 
Textilveredlung Wuppertal, (27 Kartellmitglieder) 

Vereinigung der Seidenstückveredler e. V., 
Düsseldorf, (15 Kartellmitglieder) 

haben beim Bundeskartellamt die Erlaubnis nach § 5 
Abs. 2 und 3 für Kartellverträge beantragt, die 
schon vor dem Inkrafttreten des GWB praktiziert 
wurden. Sie stimmen weitgehend überein und un- 
terscheiden sich nur in einigen Spezialregelungen je 
nach Branche. Die antragstellenden Verbände um- 
fassen praktisch die Gesamtheit der jeweiligen 
Lohnveredler. 

Alle vier Verträge enthalten Bestimmungen über 
einheitliche Preislisten, Konditionen, Rabatte auf 
Gesamtumsatzbasis, Zuschläge für Mindermengen 
und Sonderleistungen, Leistungsbeschreibungen und 
über Einstufung der einzelnen Veredlungsleistungen 
in die Preislisten. Nach den Verträgen soll ein Er- 
fahrungsaustausch über Rationalisierungsangelegen- 
heiten und über die Kosten- und Marktentwicklung 
stattfinden; einheitliche Kostenrechnungslinien und 
Kalkulationsmethoden sollen gelten, Kostenverglei- 
che sollen laufend durchgeführt werden, genaue und 
ins einzelne gehende Informationen über das Markt- 
und Betriebsgeschehen sollen die Markttransparenz 
für die Veredler verbessern. Dadurch sollen die 
technisch-wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Lohnveredlern und Auftraggebern rationalisiert 
und die Voraussetzungen für rationelle Leistungs- 
und Qualitätssteigerung verbessert werden. 

Die „Lohnveredler" stehen im Wettbewerb mit 
den „Eigenveredlern". Viele Webereien und Spinne- 
reien haben selbst Veredlungsabteilungen; diese 
„Betriebsveredler" nehmen wie die Eigenveredler 
in wechselndem Umfang auch Lohnveredlungsauf- 
träge an. Die einstufigen Textilveredlungsbetriebe 
beschäftigten Ende 1958 ca. 41 000, die Betriebsver- 
edlungsabteilungen ca. 22 000 Arbeitskräfte. 

Die Hauptauftraggeber der Textilveredler sind 
Spinnereien, Webereien, Wirkereien und Stricke- 
reien. Die Verschiedenheit der Rohstoffe und die 
Vielfalt der Auftragsleistungen führen zu einer ge- 


wissen Spezialisierung der Veredlungsbetriebe, so 
daß sich unter bestimmten Gesichtspunkten ver- 
schiedene schwer abgrenzbare Teilmärkte ergeben. 
Bei diesen Lohnveredlergruppen vergeben etwa 10 
bis 20 v. H. der Auftraggeber 50 bis 70 v. H. der 
Aufträge. 

b) Eisengarn (63 37 90) 

Zehn Eisengarnfabrikanten haben die Erlaubnis 
für einen Vertrag nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragt, 
der schon vor dem Inkrafttreten des GWB prakti- 
ziert wurde. 

Der Vertrag bezweckt nach dem Vorbringen der 
Teilnehmer eine Rationalisierung durch Vereinheit- 
lichung der Preislisten für Lohnveredlung zu Eisen- 
garnen bzw. für den Veredlungsanteil bei eigenver- 
edeltem Eigengarn durch einheitliche Bedingungen 
für die Ausrüstungsaufträge, durch einheitliche Ein- 
stufung verschiedener Ausrüstungsleistungen, durch 
einheitliche Zuschläge für Sonderleistungen und 
durch einheitliche Anwendung von Verkaufs-, Liefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen auf Verkäufe von 
eigenveredeltem Garn. 

Nach dem Vertrag sollen ein ständiger Erfah- 
rungsaustausch, Aussprachen über Kosten und 
Marktentwicklung sowie überbetriebliche Kosten- 
vergleiche stattfinden. Außerdem sollen einheitliche 
Kostenrechnungsrichtlinien herausgegeben und die 
Markttransparenz für die Veredler durch Informa- 
tionen der Einzelunternehmen an die Geschäftsstelle 
erreicht werden. 

Das Kartell hat nur wenige Außenseiter. Die 
Eisengarnveredlung ist ein kleiner spezialisierter 
Zweig der Textilveredlung. Eisengarn wird an ver- 
schiedene Wirtschaftszweige geliefert (Herstellung 
sogenannter Barmer Artikel, bestimmter Futter- 
stoffe, sogenannter leonischer Artikel und Umspin- 
nu^ d elektrischer Kabel für verschiedene Zwecke). 

2. Buchbinderzeugstoffe (Kaliko) (63 09 10) 

Das Rabattkartell der Kaliko-Fabrikanten (9 Mit- 
glieder) regelt Funktions- und Mengenrabatte. Be- 
reits vor dem letzten Kriege bestand ein Preis- und 
Konditionenkartell. Sieben der neun Kartell-Unter- 
nehmen verfügen über keine eigene Weberei, son- 
dern rüsten das von Webereien gekaufte Gewebe 
zu Buch-Einbandstoffen aus. Die meisten Kartellmit- 
glieder stellen außer Vertragsartikeln auch Plastik- 
stoffe und Kunstleder her. Der Marktanteil der 
Kartellmitglieder an der Gesamtproduktion des 
Wirtschaftszweiges beträgt etwa 90 v. H. Davon 
entfallen auf drei Unternehmen allein 65 v. H. Die 
restlichen 10 v. H. der Produktion entfallen auf zwei 
Außenseiter. Der Außenhandel ist nicht sehr wesent- 
lich. 

Etwa 70 v. H. der Vertragserzeugnisse werden 
von etwa 2600 Buchbindereien und rund 20 v. H. 
von 20 Grossisten abgenommen. Der Rest verteilt 
sich auf verschiedene Abnehmergruppen. 

3. Baumwollgespinste (63 31 00) 

Das Konditionenkartell der deutschen Baumwoll- 
spinnereien umfaßt 120 Hersteller, die etwa 95 v. H. 
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der Gesamtproduktion von Baumwollgespinsten re- 
präsentieren. 

Die Grundlage des Kartellvertrages bildet der 
Deutsche Garn-Kontrakt aus dem Jahre 1912 in der 
abgeänderten Fassung vom 15. April 1952. Dieser 
Kontrakt wurde in einzelnen Punkten, die kartell- 
rechtlich bedenklich waren, auf Veranlassung des 
Bundeskartellamtes abgeändert. 

4. Kammgarn (63 33 00) 

Der Verein Deutscher Kammgarnspinner hat ein 
Konditionenkartell „Übereinkunft der Kammgarn- 
spinner e. V." (26 Mitglieder) angemeldet. 

Der Kartellvertrag regelt die Zahlungs- und Liefe- 
rungsbedingungen; wichtig ist die Regelung über 
den Eigentumsvorbehalt. Seit dem Jahre 1890 wurde 
die Konditionenregelung unter der Bezeichnung 
„Deutsche Kammgarn-Konvention" bis zum Ende 
des zweiten Weltkrieges praktiziert. Seit 1945 wurde 
sie freiwillig eingehalten. Sie ist mit geringfügigen 
Änderungen nunmehr Gegenstand des oben erwähn- 
ten Konditionenkartells geworden. 

Die deutschen Kammgarnspinner stehen in Preis- 
und Konditionenwettbewerb mit ausländischen 
Firmen. 

Auf die Kartellmitglieder entfallen etwa 81 v. H. 
der deutschen Kammgarnproduktion. 

5. Hartfaserprodukte (63 35 00) 

Von insgesamt 35 vorwiegend mittleren Unter- 
nehmen haben 17 Spinnereien des „Fachverbandes 
der Hartfaserindustrie e. V." ein Kartell nach § 5 
Abs. 1 angemeldet. 

Der Kartellvertrag bezieht sich auf Sisalgarne, 
Kordeln und Schnüre für Verpackungszwecke. Er 
regelt die einheitliche Anwendung von Normen und 
Typen und erstrebt eine Rationalisierung der Pro- 
duktion. 

6. Tuch- und Kleiderstoffe (63 72 00) 

Die „Deutsche Tuch- und Kleiderstoff-Konven- 
tion", Köln, hat ein Konditionenkartell angemeldet. 

Von den 268 Mitgliedern des Verbandes der 
Deutschen Tuch- und Kleiderstoffindustrie sind zu- 
nächst 10 Unternehmen im Kartell vereinigt. Die 
übrigen Verbandsmitglieder beabsichtigen, dem 
Kartell nach dessen Wirksamwerden beizutreten. 
Die vorläufige Beschränkung auf 10 Mitglieder soll 
die Kartellanmeldung technisch erleichtern. 

7. Baumwollgewebe (63 72 00) 

Das von der „Konvention der Baumwollwebe- 
reien und verwandter Industrien" angemeldete 
Konditionenkartell wurde von zunächst 15 Baum- 
wollwebereien gegründet. Weitere Firmen beab- 
sichtigen, nach Wirksamwerden des Vertrages bei- 
zutreten; 

Die deutschen Baumwollwebereien beschäftigten 
Ende 1958 rund 105 000 Arbeitnehmer. Der Umsatz 
(Versandwert) dieses Wirtschaftszweiges hat im 


Jahre 1958 2,76 Mrd. DM betragen. Die Umsatzent- 
wicklung zeigt nach Überwindung eines verhältnis- 
mäßig kurzfristigen Absatzrückganges im Laufe des 
Jahres 1958 wiederum steigende Tendenz. Abneh- 
mer der Baumwollwebereien sind die Bekleidungs- 
industrie, der Textilgroß- und -einzelhandel, Stoff- 
druckereien u. a. 

8. Futterstoffe (63 72 40) 

Der „Verband Deutscher Futterstoff-Webereien", 
Krefeld, hat ein Konditionenkartell angemeldet. 
Von den 44 Mitgliedern des Verbandes sind zu- 
nächst elf Mitglieder des Kartells. 

Der Inhalt des Kartellvertrages stimmt in allen 
wesentlichen Bestimmungen mit den übrigen bisher 
angemeldeten Konditionenkartellverträgen aus der 
Textilindustrie überein. 

Wenn auch — wie beabsichtigt — die übrigen 
33 Mitglieder des Verbandes dem Kartell beitreten, 
würde die Kartellregelung sich auf rund 67 vc H. 
der Gesamtproduktion dieses Wirtschaftszweiges 
beziehen. 

Die Abnahme der Vertragsartikel verteilt sich 


auf 

Herren- und Knabenoberbekleidung . . . 38 v. H. 

Damenoberbekleidung 39 v. H. 

Tuch- und Futterstoffgroßhandel . . . . 16 v. H. 

Schneiderhandwerk und Einzelhandel . 7 v. H. 


9. Seidenstoffe und Samt (63 72 40) 

Die Konvention der „Deutschen Seidenstoff- und 
Samtfabrikanten", Krefeld, hat zunächst für ihre 
20 Mitglieder, von denen fünf gleichzeitig Mitglie- 
der des o. e. Kartells des „Verbandes Deutscher Fut- 
terstoff-Webereien", Krefeld, sind, ein Konditionen- 
kartell angemeldet. Weitere Unternehmen dieser 
Branche beabsichtigen dem Kartell beizutreten. 

Der Anteil der Kartellmitglieder am Gesamtum- 
satz des Industriezweiges im Jahre 1957 hat rund 
60 v. H. betragen. Dieser Anteil blieb seitdem nahe- 
zu unverändert. 

10. Krawatten- und Schalstoffe (63 72 80) 

Ein Rabatt- und Konditionenkartell des „Ver- 
bandes Deutscher Krawattenstoff-Webereien", Kre- 
feld, wurde von neun der 161 Hersteller geschlos- 
sen, die mit etwa 75 v. H. am Gesamtumsatz dieser 
Industrie beteiligt sind. 

Vertragsartikel sind alle im Inland hergestellten 
Krawattenstoffe sowie abgepaßt gewebte Schal- 
stoffe, die an Krawattenhersteller geliefert werden. 
Die Unternehmen sind überwiegend einstufige We- 
bereien. Nur wenige Großbetriebe verfügen über 
mehr als 200 Webstühle. Die Klein- und Mittelbe- 
triebe überwiegen. Marktbeherrschende Unterneh- 
men fehlen. 

Die Wettbewerbsverhältnisse unterscheiden sich 
von jenen in anderen Bereichen der Textilindustrie 
dadurch, daß hier noch weniger als bei den ande- 
ren Textilerzeugnissen die technisch vergleichbare 
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Qualität gegenüber der modischen Musterung Ab- 
satz und Preisgestaltung bestimmt. Die Vielzahl der 
Musterungen verringert die Markttransparenz. 

11. Wirk- und Strickwaren (63 90 00) 

Die „Deutsche Wirker- und Strickerkonvention", 
Stuttgart, hat ein Konditionenkartell angemeldet. 
Sie ist von zunächst sechs Unternehmen gegründet 
worden. Die Mehrzahl der etwa 1400 Unternehmen 
dieses Wirtschaftszweiges beabsichtigt, dem Kartell 
später beizutreten. 


zwischen 3 und 13 v. FL, bei Wollerzeugnissen bis 
etwa 20 v. H. und bei Bekleidung zwischen 3 und 
4 v. H. betragen. 

Bei den Handelsspannen bietet sich trotz starker 
Differenzierungen innerhalb der Erzeugnisgruppen 
ein verhältnismäßig einheitliches Bild für den ge- 
samten Bereich der Textil- und Bekleidungsindu- 
strie, wie die folgende Übersicht über die Gesamt- 
belastung mif Funktionsrabatten bei den angemel- 
deten preisgebundenen Waren zeigt: 


12. Preisbindungen in der Textil- und in der 
Bekleidungsindustrie 

Nach der Kraftfahrzeugindustrie steht die Textil- 
und Bekleidungsindustrie mit der Zahl der preis- 
bindenden Unternehmen und der preisgebundenen 
Erzeugnisse an zweiter Stelle unter allen Wirt- 
schaftszweigen. 1959 nahm die Zahl der angemelde- 
ten Preisbindungen in diesem Wirtschaftszweig um 
rund 12 v. H. zu. Den 16 erstmals anmeldenden 
Firmen stehen acht Firmen gegenüber, die ihre 
Meldungen zurückgenommen haben, darunter vier 
Teppichhersteller, sodaß nur noch ein kleiner Teil 
der insgesamt 30 Teppichhersteller in der Bundes- 
republik preisgebundene Erzeugnisse vertreibt. 

Aus der Textilindustrie lagen Ende 1958 von 
etwa 100 Unternehmen Preisbindungsanmeldungen 
für nicht ganz 13 000 Erzeugnisse vor; 1959 stieg 
diese Zahl auf über 14 000. In der Bekleidungs- 
industrie lagen 1958 von rund 30 Unternehmen für 
knapp 3000 Erzeugnisse Anmeldungen vor, 1959 
stiegen diese Zahlen auf rund 40 Unternehmen und 
knapp 4000 Erzeugnisse. Diese zusammen rund 
18 000 Erzeugnisse verteilten sich Ende 1959 mit 
rund 6600 auf Herren- und Damenoberbekleidung, 
mit rund 4700 auf Unterwäsche und Mieder, mit 
rund 2500 auf Strümpfe, mit rund 1800 auf Turn-, 
Strand- und Badeanzüge, mit rund 900 auf Garne, 
Schnüre, Wolle, Kurzwaren, mit rund 500 auf Tisch- 
und Hauswäsche und mit rund 900 auf sonstige Er- 
zeugnisse. 

In der Regel sind es die größeren Unternehmen, 
die von den Preisbindungen Gebrauch machen. Für 
besondere Erzeugnisgruppen der Textil- und der 
Bekleidungsindustrie kann der preisgebundene 
Markenartikel als typisch und brancheüblich ange- 
sehen werden, so z. B. für Strand- und Badebeklei- 
dung, Kurzwaren und Strümpfe. Bei Erzeugnissen 
mit mode- und saisonbedingten Absatzschwankun- 
gen wird indessen die Preisbindung stark kritisiert. 

Etwa 40 v. H. der preisbindenden Unternehmen 
dieses Wirtschaftszweiges meldeten im Berichtszeit- 
raum Änderungen an, die sich — abgesehen von 
Sortimentsänderungen — vorwiegend auf Spannen 
und erst in zweiter Linie auf Preise bezogen haben. 
Die Spannen- bzw. Rabattänderungen, die zum 
Hauptteil auf die Einzelhandelsrabatte entfallen, 
brachten eine Erhöhung um etwa 3 bis 4 v. H. In 
wenigen Fällen wurden Großhandelsrabatte erhöht; 
diese Erhöhungen gingen teilweise bis etwa 4 v. H. 

Nur bei wenigen Erzeugnissen sind Preissenkun- 
gen gemeldet worden, sie haben bei Textilien etwa 


Häufigste 

Werte 


Grenzwerte 


Herren- und Damen- 
oberbekleidung ... 30 

Unterwäsche .... 30 

Strümpfe 28 

Turn-, Bade- und 
Strandbekleidung . . 30 

Garne, Schnüre, Wolle 
und Kurzwaren ... 37 

Tisch- und Hauswäsche 40 


bis 

35 

v. H. 

29 

und 

45 

v. H. 

bis 

35 

v. FI. 

28 

und 

45 

v. H. 

bis 

35 

v. H. 

19 

und 

47 

v. H. 

bis 

35 

v. H. 

23 

und 

43 

v.H. 

bis 

42 

v. H. 

24 

und 

50 

v. H. 

bis 

43 

v. H. 

21 

und 

46 

v. H. 


Häufig werden neben den Funktionsrabatten Um- 
satz-, Mengen-, Einführungs-, Abschlußrabatte usw. 
gewährt. 

Die Funktionsrabatte für den Großhandel allein 
bewegen sich etwa zwischen 7 und 20 v. H. Bei Ab- 
gabe an gewerbliche Weiterverarbeiter liegen sie 
zwischen 20 und 30 v. H. 

Die Mehrzahl der Hersteller liefert die preisge- 
bundenen Waren unmittelbar an den Einzelhandel. 


13. Verflechtungserscheinungen bei Textilien und 
Bekleidung 

a) Wesentliche Unternehmenszusammen- 


schlüsse 

aa) angezeigt nach § 23 keine 

bb) sonst bekanntgeworden keine 

b) Bestehende Organkreise 127 

Organtöchter 213 


mit häufiger Streuung in der Textil- 
und Bekleidungsindustrie und im Han- 
del 

c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 182 

mit einem Grundkapital von 881,8 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 1630 

mit einem Stammkapital von 363,8 
Millionen DM 
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XVI. Erzeugnisse der Ernährungsindustrie (68) r 
Tabakwaren (69) 

Von den horizontalen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen in diesen beiden Warengruppen sind besonders 
die Erlaubnisanträge aus dem Mühlengewerbe und 
das Rabattkartell der Gemeinschaft der Deutschen 
Rauch- und Kautabakhersteller erwähnenswert, fer- 
ner das kumulative Gesamtumsatzrabattkartell von 
zwei bedeutenden Herstellern von Markensekt, das 
im Jahre 1958 rechtswirksam wurde. Die Zahl der 
vertikalen Preisbindungen ist erheblich. 

Der Verband der Diätetischen Lebensmittelindustrie 
hat gebeten, die Entscheidung über einen Antrag 
auf Eintragung von Wettbewerbsregeln bis zu der 
zu erwartenden gesetzlichen Begriffsbestimmung 
über die diätetischen Lebensmittel zurückzustellen. 

1. Mühlenprodukte (68 11 00) 

Am 28. Juni 1958 haben die in drei Mühlengemein- 
schaften und einer Mühlenkonvention vereinigten 
handwerklichen Mühlen sowie am 30. Juni 1958 die 
in drei Hauptgebietskonventionen und neun Ge- 
bietskonventionen zusammengeschlossenen indu- 
striellen Mühlen gemäß den §§ 4, 5 Abs. 2 und 3 
sowie § 8 die Erteilung einer Erlaubnis zur Fortfüh- 
rung ihrer vor Inkrafttreten des GWB geschlossenen 
Kartellverträge beantragt. Die rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung der Anträge ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Die Konventionen regeln die Vermahlungsquoten, 
die Rabattgewährung und die Kapazitätsbeschrän- 
kungen der beteiligten Mühlen. Die Vertragspartner 
verpflichten sich, die gemeinschaftlich festgesetzten 
Preise für Mahlleistungen einzuhalten. 

Der Hauptzweck des Kartellvertrages ist der Ab- 
bau der Überkapazitäten im Mühlengewerbe der 
Bundesrepublik. Die Abnehmerverbände haben ge- 
gen diese Kartellverträge Einspruch erhoben. Sie 
weisen u. a. darauf hin, daß die Kapazitäten nicht 
so hoch seien, wie sie von den Kartellmitgliedern 
angegeben werden. Ein beachtlicher Teil der Über- 
kapazität sei durch unbedachte Investititonen ver- 
ursacht worden. 

An der Gesamtkapazität sind die Kartellmitglie- 
der zu etwa 60 v. H. beteiligt. Den Außenseitern ist 
es durch Unterbietung der Kartellpreise gelungen, 
ihren Marktanteil seit 1954 um ca. 20 v. H. auszu- 
weiten. Anscheinend ist es den Außenseitern, unter 
welchen sich auch mittelgroße Mühlen befinden, 
durchaus möglich, trotz Unterbietung der Kartell- 
preise noch angemessene Gewinne zu erzielen. Die 
Kartellmitglieder glauben daher, daß das Kartell 
nur durch den Beitritt der Außenseiter erhalten 
bleiben könne. Bemühungen in dieser Richtung 
blieben bisher aber ohne Erfolg. 

Die gesamte Mahlleistung der Bundesrepublik 
betrug nach Angabe des Kartells vor der Stillegung 
mindestens 42 000 Tonnen täglich. Bei einem täg- 
lichen Bedarf von 18 000 Tonnen besteht eine Über- 
kapazität von ca. 24 000 Tonnen an Roggen- und 
Weizenmehl. 


Am 9. Juni 1959 ist das Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des seit Mitte 1957 bestehenden Mühlen- 
gesetzes in Kraft getreten. Die kartellierte Mühlen- 
wirtschaft dringt nunmehr auf die schnelle Verwirk- 
lichung der vorgesehenen Stillegungsaktion, die am 
31. Januar 1960 abgeschlossen wird. Während das 
Gesetz eine Stillegung von 10 000 Tonnen täglich 
vorsieht, wurden bisher etwa 9500 Tonnen zur Still- 
legung angemeldet. Allerdings hält die Kartellver- 
tretung einen weiteren Kapazitätsabbau um etwa 
3000 Tonnen für erforderlich. 

Bei den beantragten Stillegungen dürfte es sich 
auch um Mühlen handeln, die zwar schon in den 
zwanziger Jahren stillgelegt wurden, deren Kontin- 
gente aber von Schwesterfirmen mitverarbeitet wer- 
den. Die stillgelegte Mühle arbeitet in diesem Fall 
mit dem von der Schwestermühle ermahlten Mehr 
als Verteiler weiter. Die Kosten der Stillegung, die 
auf ca. 120 Millionen DM geschätzt werden, sollen 
von den verbleibenden Kartellmühlen getragen 
werden. 

Nachdem in den letzten Jahren rund 4600 Müh- 
len, und zwar vorwiegend kleinere Mühlen, zum Er- 
liegen kamen, bestehen zur Zeit etwa 470 Industrie- 
und ca. 12 000 Handwerksmühlen. 

2. Rauch- und Kautabak (69 71 00) 

Die 35 Mitglieder der Gemeinschaft der Deutschen 
Rauch- und Kautabakhersteller haben am 16. Ok- 
tober 1959 ein Rabattkartell auf Gesamtumsatzbasis 
angemeldet. Die Kartellmitglieder bedienen sich 
einer Rauchtabakumsatzverrechnungsstelle zur Er- 
rechnung, Einziehung und Auszahlung der Umsatz- 
rabatte. 

Das Rabattverfahren wird mit gewissen Ände- 
rungen seit dem Erlaß der VO PR 16/53 vom 
16. Juni 1953 (geändert durch VO PR 5/55 vom 
28. November 1955) gehandhabt. Durch diese Ver- 
ordnung wurde die Gewährung bestimmter Umsatz- 
bzw. Mengenrabatte vorgeschrieben, die nach den 
Umsätzen bzw. Bezugsmengen bei einem oder meh- 
reren Herstellern errechnet wurden. Als diese 
Preisvorschriften am 31. Dezember 1956 außer 
Kraft traten, haben die Rauch- und Kautabakher- 
steller das Verfahren fortgeführt. Rabattberechtigt 
sollen alle Wiederverkäufer sein, die unmittelbar 
bei einem oder mehreren Herstellern beziehen. Die 
Mengenrabattstaffel setzt bei den Herstellern von 
Rauchtabak bei Quartalsumsätzen von über 200 kg 
ein und reicht bis über 6000 kg. Bei den Herstellern 
von Kautabak beginnt die Mengenrabattstaffel bei 
einer Gesamtbezugsmenge je Kalenderhalbjahr von 
3000 Stück und geht bis 24 000 und mehr Stück. Die 
Rabattregelung ist nicht ausschließlich, sondern läßt 
außer den im Kartellvertrag vorgesehenen noch 
Individualrabatte zu. Daher ist ein Rabattwettbe- 
werb zwischen den Herstellern gegenüber dem 
Großhandel möglich. 

Auf die Kartellmitglieder entfallen nach eigenen 
Angaben etwa 90 v. H. der Erzeugung von Rauch- 
und Kautabak — auf das größte Mitgliedsunterneh- 
men allein rund 45 v. H. der Rauchtabakproduktion 
in der Bundesrepublik. Der Rest der Produktion 
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verteilt sich auf eine größere Anzahl kleinerer bzw. 
auf solche Unternehmen, die nur zu einem geringen 
Teil Rauch- oder Kautabak erzeugen. Die Außen- 
seiter wurden zum Beitritt aufgefordert. Der Preis- 
wettbewerb auf der Einzelhandelsstufe ist durch 
das Tabaksteuergesetz nebst Durchführungsbestim- 
mungen ausgeschlossen. Der Außenhandel hat kei- 
nen nennenswerten Umfang. 

Eine ähnliche Meldestelle wie für Rauchtabak 
besteht für Zigaretten in der „Zigaretten-Umsatz- 
Vergütungsstelle", deren Funktionen z. Z. überprüft 
werden. 

3. Preisbindung 

Für Erzeugnisse der Ernährungsindustrie wurden 
rund 7500 Preisbindungen angemeldet. Süß- und 
Zuckerwaren stehen bezüglich der Zahl der ange- 
meldeten Preisbindungen an erster Stelle. Als 
zweitgrößte Gruppe folgen Mehl-, Nährmittel- und 
Stärkeerzeugnisse sowie Spirituosen. Für Kaffee, 
Tee, Backwaren sowie für Gewürze und Essenzen 
wurde eine bemerkenswerte Zahl von Preisbindun- 
gen angemeldet. 

Süß- und Zuckerwaren werden sowohl über beide 
Handelsstufen als auch direkt über den Einzelhan- 
del abgesetzt. Die Funktionsrabatte für den Groß- 
handel liegen etwa zwischen 10 und 20 v. H., für 
den Einzelhandel etwa zwischen 30 und 44 v. H. 
Außer den Funktionsrabatten werden z. T. für 
Groß- und Einzelhandel zusätzliche Mengenrabatte 
gewährt, 

Bei Mehlerzeugnissen, Nährmittel- und Stärke- 
erzeugnissen erfolgt der Absatz überwiegend über 
den Einzelhandel. Die Einzelhandelsspanne für 
Mehl liegt etwa zwischen 20 und 22 v. H., für Grieß 
und Hafernährmittel etwa zwischen 19 und 26 v. H. 

Bei Puddingpulver, Kraftnahrung, Tafelgewürzen, 
Brühwürfeln und Traubenzucker erhält der Groß- 
handel Funktionsrabatte von rund 13 v. H., der 
Einzelhandel etwa zwischen 20 und 33,3 v. H. Die 
Gesamthandelsspannen für beide Stufen erreichen 
teilweise 45 v. H. 

Bei Spirituosen und verarbeiteten Weinen über- 
wiegt der Absatz über beide Handelsstufen. Bei 
Trinkbranntwein, Kornbranntwein, Weinbrand und 
Likör liegen die Funktionsrabatte für den Großhan- 
del in der Regel etwa zwischen 10 und 13 v. H., 
für den Einzelhandel etwa zwischen 19 und 25 v. H. 
Zusätzliche Mengenrabatte sowie Abschlußrabatte, 
häufig in Form von Naturalrabatten, sowie Umsatz- 
vergütungen werden in vielen Fällen gewährt. Die 
Gesamthandelsspannen liegen etwa zwischen 31' 
und 40 v. H. 

Bei Wermut und Süßweinen liegen die Funktions- 
rabatte für den Großhandel zwischen 10 und 17 
v. H., für den Einzelhandel im Durchschnitt bei 
25 v. H. Unter Berücksichtigung zusätzlicher Men- 
genrabatte ergeben sich Gesamthandelsspannen bis 
etwa 43 v. H. 

Bei Kaffee und Tee überwiegt der Direktabsatz an 
den Einzelhandel mit Funktionsrabatten von 20 bis 
34 v. H. 


Bei Brot liegen die Funktionsrabatte etwa bei 20 
bis 22 v. H. für den Einzelhandel. Sie können durch 
zusätzliche Mengenrabatte bis auf etwa 25 WH. an- 
gehoben werden. Bei Spezial-Backwaren, wie z. B. 
bei Zwieback, gepacktem Schnittbrot und Knäcke- 
brot sind die Einzelhandelsspannen wesentlich hö- 
her. 

Bei Essig liegen die Handelsspannen für den 
Großhandel etwa bei 10 v. H., für den Einzelhandel 
etwa bei 20 v. H. Bei Backaromen, Backpulver und 
Mayonnaise werden dem Einzelhandel etwa gleiche 
Handelsspannen gewährt. 

Die Preis- und Wettbewerbsverhältnisse auf dem 
Markt für Tabakwaren werden in besonderem Maße 
durch fiskalische Maßnahmen (Tabaksteuergesetz) 
gestaltet. 

Für Zigaretten wurden von 14 Unternehmen, 
von denen fünf zusammen einen Marktanteil von 
90 v. H. haben, 281 Preisbindungen angemeldet. Die 
Funktionsrabatte liegen für den Großhandel etwa 
zwischen 1 und 6 v. H. vom Verbraucherpreis, für 
den Einzelhandel etwa zwischen 8 und 12 v. H. Die 
niedrigen Rabatte werden bei den billigeren, die 
höheren bei den teureren Zigarettensorten gewährt. 
Neben den Funktionsrabatten werden Umsatzboni 
von 2 bis 4 v. H. nach Bezugswertgrenzen für den 
Quartalsumsatz zwischen 10 000 und 800 000 DM 
ausgeschüttet. 

Bei Rauchtabak haben nur zwei Unternehmen 82 
Preisbindungen angemeldet. Für den Großhandel 
liegen die Funktionsrabatte etwa zwischen 1,3 und 
7 v. H., für den Einzelhandel etwa zwischen 10 und 
20 v. H. Für die sonstigen Wiederverkäufer sind die 
Funktionsrabatte um etwa 2 bis 6 Punkte niedriger 
als für den Facheinzelhandel. 

Der Umsatzbonus für Rauchtabak (Gesamtumsatz- 
rabatt) wird nach Quartalsumsätzen gewährt. Er ist 
nach Bezugsmengen von über 200 bis über 6000 kg 
gestaffelt und zeigt Mengenrabatte von 2,5 bis 6,25 
v. H. Für Kautabake liegen keine Preisbindungen 
vor. 

4. Verflechtungserscheinungen für Erzeugnisse der 
Ernährungsindustrie, Tabakwaren 

a) Wesentliche Unternehmenszusammenschlüsse 


aa) angezeigt nach § 23 GWB .... 2 

bb) sonst bekanntgeworden 3 

b) Bestehende Organkreise 145 

Organtöchter 343 


mit häufiger Streuung in den Gruppen 
Erzeugnisse der Ernährungsindustrie, Ta- 
bakwaren, Handel. 


c) Kapitalgesellschaften 

aa) Aktiengesellschaften 316 

mit einem Grundkapital von 742,6 
Millionen DM 

bb) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 1498 

mit einem Stammkapital von 757,3 
Millionen DM 
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♦ 


FÜNFTES KAPITEL 

Das Konzentrationsproblem 


Die Bedeutung des Konzentrationsproblems wird 
im abgelaufenen Jahr besonders unterstrichen durch 
die Bundestagsdebatte am 15. Oktober 1959, durch 
die große Zahl von Umwandlungen gegen Ende 
des Berichtszeitraums, verursacht durch den Ablauf 
der Geltungsdauer des Umwandlungssteuergesetzes 
vom 11. Oktober 1957, und durch zahlreiche Ver- 
öffentlichungen. 

Zahlreiche Fälle dieser Umwandlungen führten zu 
einer Unternehmenskonzentration. Dabei lassen sich 
zwei Arten unterscheiden. Bei der einen werden die 
Minderheitsaktionäre durch Aktientausch an dem 
Aktienkapital des aufnehmenden Unternehmens be- 
teiligt. Diese Umwandlungen vollziehen sich meist 
im Einverständnis mit den Minderheitsaktionären. 
Als Beispiel hierfür kann die Umwandlung und 
Konzentration der Braunkohletöchter im RWE- Kon- 
zern genannt werden. 

Bei der anderen Gruppe verlieren die Minder- 
heitsaktionäre ihre Anteilsrechte und werden mit 
Geld abgefunden. Sie haben ihrem Ausschluß teil- 
weise erheblichen Widerstand entgegengesetzt. Da- 
bei gründen sich ihre Vorwürfe in der Regel darauf, 
daß die Umwandlungsgesetze zur Stärkung wirt- 
schaftlicher Macht (Besitzkonzentration) mißbraucht 
wurden. 

Für die Beurteilung der Konzentration hat sich 
die Unterscheidung in 

Betriebskonzentration als Vergrößerung technisch 
organisierter Wirtschaftseinheiten, 

Unternehmenskonzentration als Vergrößerung kauf- 
männisch organisierter Wirtschaftseinheiten, 

Besitzkonzentration als Vergrößerung der bei Per- 
sonen oder Personengruppen befindlichen Vermö- 
gen, Verfügungs- und Vertretungsrechte als zweck- 
mäßig erwiesen. 

Durch die beste Kombination der technischen Ver- 
fahren, der Organisationsmethoden und vorteilhaf- 
ter finanzieller Faktoren streben die Unternehmen 
entsprechend dem ökonomischen Prinzip nach einer 
optimalen Größe. Die Vorstellungen der Unterneh- 
mer über die optimale Größe ihres Unternehmens 
oder ihres Betriebes sind dabei sehr unterschiedlich. 
Nach den Erkenntnissen der Betriebswirtschaftslehre 
ist die optimale Betriebsgröße dann gegeben, wenn 
unter den bestehenden technischen und organisato- 
rischen Bedingungen je Einheit der Produktion die 
geringsten durchschnittlichen Kosten entstehen. 
Aber die „bestehenden technischen und organisato- 
rischen Bedingungen" sind nicht nur in stetem Wan- 
del begriffen und wechselseitiger Beeinflussung 
unterworfen, sondern das Wachstum der Unterneh- 


men wird auch maßgeblich durch die Neu- oder 
Umbildung von Märkten bestimmt. Gerade das Ent- 
stehen neuer und größerer Märkte zwingt dazu, das 
Problem der optimalen Größe immer wieder neu zu 
überdenken. Eine neue optimale Größe wird dabei 
häufig nicht auf dem Wege des organischen Wachs- 
tums aus eigener Kraft, sondern nur auf dem Wege 
der Konzentration erreicht. 

Die Konzentration kann ebenso wie andere ver- 
tragliche Absprachen zu einer Einschränkung des 
Wettbewerbs führen. Die eingehende Behandlung 
von vertraglichen Wettbewerbsbeschränkungen im 
GWB ohne entsprechende Bestimmungen über Wett- 
bewerbsbeschränkungen aus Konzentrationsvorgän- 
gen kann ein Ausweichen vom Kartell in die Kon- 
zentration zur Folge haben. Daß mit den §§ 22 bis 
24 und 26 einer wettbewerbsbeschränkenden oder 
sonstigen wirtschaftspolitisch unerwünschten Kon- 
zentration nicht entgegengetreten werden kann, 
wurde bereits im Tätigkeitsbericht 1958, S. 63/64 
dargelegt; eine gesetzgeberische Behandlung des 
Konzentrationsproblems wird daher notwendig sein. 

Bei einer solchen Behandlung werden auch die 
Bestimmungen des Gesellschafts-, Steuer- und 
Patentrechtes auf ihre konzentrationsfördernden 
Wirkungen überprüft werden müssen. Dem Vor- 
schlag einer staatlichen Einwirkung auf gewisse 
Konzentrationsvorgänge wird entgegengehalten, daß 
sie zum Wirtschaftsdirigismus führe. 

Konzentrationsvorgänge können nicht schlechthin 
verboten werden. Organisatorische, technische und 
betriebswirtschaftliche Notwendigkeiten werden bei 
dem raschen technischen Fortschritt und bei Entwick- 
lung und Erschließung größerer Märkte in vielen 
Fällen gegeben sein, und nicht jede Konzentration 
muß zu gesteigerter Marktmacht führen. Welche 
dieser Vorgänge einzudämmen oder zu verhindern 
sind, kann nur im Einzelfall bestimmt werden. Die 
Beurteilung wird sich nach den ordnungspolitischen 
Grundsätzen unserer Wirtschaftspolitik zu richten 
haben, und hierbei wird die entscheidende Behörde 
„sich mit Hilfe des Opportunitätsprinzips auf die 
wesentlichen Fälle zu beschränken und aus der wirt- 
schaftlichen Praxis heraus nach der Generalklausel 
Grundsätze zu entwickeln" x ) haben. Es wird dabei 
stets zu prüfen sein, ob die Wirtschaft oder Teile 
von ihr in die Gefahr geraten, die wettbewerbliche 
Grundlage zu verlieren, und ob an die Stelle der 
Tendenz zum wirtschaftlichen Gleichgewicht Markt- 


9 Denkschrift der Arbeitsgemeinschaft selbständiger 
Unternehmer e. V. zum Thema „übermäßige Konzen- 
tration . . S. 35 
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macht zu treten droht, welche die soziologische zentration kann noch kein zureichendes Bild über 
Struktur der Gesamtwirtschaft gefährden kann. den heutigen Stand der Konzentration gegeben wer- 

den. Die vom Bundestag geforderte Enquete erweist 
Mangels ausreichender gesetzlicher Regelung und sich deshalb auch für die Durchführung der Auf- 
infolge Fehlens einer Untersuchung über die Kon- | gaben des Bundeskartellamtes als vordringlich. 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht 1959 
des Bundeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 1959 


I. Kartelle 

Einen Überblick über die Anmeldungen und An- 
träge auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 
bis 7 seit dem 1. Januar 1958 vermitteln die Tabel- 
len A f B und C. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl 
und den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen 
und Erlaubnisanträge beim Bundeskartellamt. 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Bear- 
beitung der Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 und 5 
vor den Landeskartellbehörden aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung 
sämtlicher Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis 
nach Wirtschaftszweigen. 

Diese Übersicht folgt, soweit möglich, dem Auf- 
bau des „Systematischen Warenverzeichnisses für 
die Industriestatistik'' *). Innerhalb der verschiede- 
nen Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Nume- 
rierung zunächst die Verfahren vor dem Bundes- 
kartellamt, sodann die Verfahren vor den Landes- 
kartellbehörden aufgeführt, jeweils unterteilt in 
bekanntgemachte und nicht bekanntgemachte 
(wegen § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 
oder wegen fehlender Bekanntmachungsreife) An- 
meldungen und Anträge. 


*) Ausgabe 1957 nebst Ergänzungslieferung 1958, her- 
ausgegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, 
Verlag W. Kohlhammer 


Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundes- 
kartellamtes und der Landeskartellbehörden im Rah- 
men der Berichte verfolgen zu können, sind — so- 
weit dies sinnvoll war — in die einzelnen Felder 
der Tabellen drei Zahlen untereinander eingetragen 
worden, und zwar obere Zahl: Stand am Stichtag 
des letzten Berichts (31. Dezember 1958); mittlere 
Zahl: Veränderung in der Berichtszeit; untere Zahl: 
Stand am Stichtag dieses Berichts (31. Dezember 
1959). Eine mittlere Zahl ist nicht eingetragen 
worden, soweit sie nur eine Durchgangsstation im 
Verfahren kennzeichnen würde. 

In allen Tabellen sind in der Spalte „Kartell- 
verträge nach § 106 Abs. 2" nur diejenigen Anmel- 
dungen und Anträge verzeichnet, in denen die An- 
melder und Antragsteller erkennbar eine Überlei- 
tung von vor dem Inkrafttreten des GWB gültig 
zustande gekommenen Kartellen nach § 106 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 erstreben. Die Prüfung, ob in allen 
diesen Fällen die Voraussetzungen des § 106 Abs. 2 
erfüllt sind, ist noch nicht abgeschlossen. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
sind in den Tabellen A und C als „rechts wirksam 
geworden" nur insoweit aufgeführt, als auf Grund 
der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits feststeht, 
daß sie sich im Rahmen der Voraussetzungen des 
§ 6 Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 an- 
gemeldeten Exportkartelle erscheinen noch in der 
Spalte „rechtliche und wirtschaftliche Prüfung", ob- 
wohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechts- 
wirksam sind. 
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Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
nach den §§ 2 bis 7 beim Bundeskartellamt 


Kartellart 

Anmel- 

dungen; 

An- 

träge 

Kartell- 
Ver- 
träge 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

rechtliche und 
wirtschaftliche 
Prüfung 

1 

rechtswirksam 

geworden 

Widerspruch; 

unanfechtbar 

geworden 

Widerspruch; 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden ™ 

n 

Erlaubnis erteilt; s* 
Rechtsmittel “ 

eingelegt £ 

3 

Erlaubnis abge- p* 
lehnt; unanfecht- 
bar geworden 

Erlaubnis abge- 
lehnt; Rechts- 
mittel eingelegt 

zurü dcgenommen 

an BWM 
abgegeben 

an Landeskartell- 
behörde 
abgegeben 

§ 2 

3 

9 

— 


— 

2 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

1 

. 

12 

— 

.. 

\ 

8 

— 

— 

— 

, — 

— 

— 

1 

— 

2 

§ 3 

6 

7 

— 


t 

1 

4 


1 

— 


— 

— 

3 

1 

_ 

— 

. ... 

13 

5 

1 


3 

3 

5 ; 
i 

* 

1 

7 


” "" 


4 


— 

§§ 2 und 3 

6 

— 


— 

6 

— 

— 

— 

-■ 

— 

— 

1 

— 

— 


11 

— 


1 ; 

7 1 ) 

1 

1 

— 

- 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 4 

3 

1 


3 

— 



— 

— - 

— 



. 


— 

z 


3 

1 


2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

§ 5 Abs. 1 

2 

— 


— 

1 

— 

— 

— 

I — 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 5 Abs. 2 

2 

3 

4 

1 


2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

■ 

— 

§ 5 Abs. 2 

7 

34 

1 

22 


5 

33 







1 

1 



— 



2 

1 

1 

| _ 

1 

und 3 

2 

36 

22 


32 







1 







1 

..... - . - 

_ _ 

. _ 


. - . 

_ . . 


- ■ 

- - 



■- 





§ 6 Abs. 1 

34 

14 

2 


25 

9 

24 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 


- - - - 

48 

4 

2 

1 


14 

3 

33 

“ 

z 

1 

. ... _. 

— “ 


1 



§ 6 Abs. 2 

5 

— 


— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

1 — 

— 

— 

— 



9 

1 


6 

— 

— 

— 

3 

— 

i 

— 

— 

— 

— 

§ 7 

3 

— 


2 ! 

— ! 


— 


” "" 



1 

i 2 ) 



3 



1 




" "" 


' 


1 

i 2 ) 

— 


97 

27 


72 

14 

1 

1 

1 

— 

— 

— 

6 

— 

2 


47 

— 


— 

40 

— 

— 

3 

— 

1 

— 

6 

1 

1 


144 

27 


65 ; 

54 

1 

2 

4 

1 

1 

! — 

12 

1 

3 


') davon 1 nur als Rabattkartell, Konditionenvereinbarung zurückgenommen 
2 ) an Hohe Behörde abgegeben 
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Tabelle B 

Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 und 5 vor den Landeskartellbehörden 


Kartellart 


G 

g 

Gi 

g 

I o> 

<D :fÜ 

a ü 

G G 


Q) 71 

G1G2 

: E ^ 

£ CO 
CD O 

> ^ 
too 

f 'S 

G CO 
W G 


Sachstand 


§1 ! 

CD 

•6 j2 g> , 
;g tJ £ . 
ts iG 3 ■ 
•6 .g : g 
2 


a 

G 

in 

'S G 

• G CD 

£ T 3 
iS O 

€ > 
G & 
i— i Gl 


rH 1 h 

"5 CO 

2 5 G 

G 

iüS’S 

0 ) ’G o 


T3 


flL 

Gh'S gi 

Cfi B (D 
s-h ti — i 
; Ü tj D 

■ 'ö-Sj 

> CD .5 

> Pt <D 


CD G 

,JSg5 

G u G: 

2 

3ßO 
<2 ö ? : 
■ G CD 
G Gi 


m 


G 'S 

71 ^ 4J 

G £ o* 

,0 71 r— 

G -G ü 

« 'S ? 

b o .5 

WG CD 


CD 

1 


CD 


Gl 

G 

G 

G 

G 

Gi 

,G 

CD 

G 

CD 

Gl 

71 

G 

£ 

Bh 

G 

G 

G 

in 

G 

G 

G 

G 

G 

T3 

O 

£ 

G 

71 

G 

■ö 

CD 

Gl : 

G 

‘g 

o 

G 

G 

Gl 

r— ^ 

71 

G 

"G 

(B 

G 

Gl 

G 

Gl 

G> 


CD 



, 


*— 

G 

G 

G 

G 

G> 

G 

G 

G 

G 

CD 

: G 

pq 

G 

w 

Ä 

CD 

G 

w 

X 

G 

a 

i 

1 P 

N 

c 

G 

£ 

G 


§ 2 


§ 3 


§§ 2 und 3 


§ 5 

Abs. 


§ 5 

Abs. 2 

§ 5 
Abs. 2 
und 3 


6 

2 

8 


7 

3 

10 


3 

3 


6 

7 




6 

7 


1 — 




1 

1 


1 

1 
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Tabelle C 

Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen nach Wirtschaftszweigen 


Bezeichnung 
des Kartells; 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Kartellart 



Nr. im Bundesanzeiger 


Bergbauliche Erzeugnisse 


1 

Gemeinschaft Deutscher 

B3-215000-J- 

ja 

Erlaubnis erteilt; 


Kalierzeuger (GDK) 

131/58 


Rechtsmittel eingelegt 


§ 5 Abs. 2 und 3 





11/58 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1958 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



rechtswirksam 

geworden 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 


Mineralölerzeugnisse und 

Kohlenwertstoffe 

1 

Verkaufsvereinigung 
für Teererzeugnisse, 
Essen 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-225300-J- 

1547/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

2 

Phenolverband, Essen 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -225350- J- 
1546/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 


27/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958 


26/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958 


Steine und Erden 


1 


2 


3 


4 


Nordbayerische Basalt- 
union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl-251 100-J- 
600/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

14/58 BAnz. Nr. 126 
vom 5. Juli 1958 

Basalt-Union GmbH, 
Bonn 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl-251 100- J- 
1799/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

66/58 BAnz. Nr. 233 
vom 4. Dezember 1958; 
Ergänzung: 26/59 BAnz. 
Nr. 106 vom 6. Juni 1959 

Deutsche Terrazzo- 
Verkaufsgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-252790- J- 
501/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

50/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958 

Zementvertrieb Berlin 
GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1550/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

22/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 

i 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sadist and 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundetsanzeiger 

5 

Zementverkaufsstelle 
Niedersachsen GmbH, 
Hannover 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1551/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

20/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

6 

Zementkontor Unter- 
elbe GmbH, Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1469/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

21/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

7 

Hüttenzementverkaufs- 
; agentur Dr. Herbert 
Gilles, Düsseldorf 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1473/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

23/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

i 

8 

BGB-Gesellschaft 
i Rheinisch-Westfälischer 
Zementwerke, 
Neubeckum 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -253100- J- 
1549/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

19/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Berichtigung: (19)/58 
BAnz. Nr. 173 vom 

10. September 1958 

9 

Verkaufsbüro West- 
fälischer Zementwerke, 
Neubeckum 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253100-J- 

1548/58 

ja 

rechtliche und 
| wirtschaftliche Prüfung 

18/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

10 

Süddeutsches Zement- 

B1-253100-J- 



rechtliche und 

16/58 BAnz. Nr. 148 


kontor, München 
§ 5 Abs. 2 und 3 

591/58 


wirtschaftliche Prüfung 

vom 6. August 1958; 
Ergänzung: 14/59 BAnz. 
Nr. 67 vom 9. April 1959 

11 

Kalkverkaufsverein 
GmbH, Finnentrop 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253200-J- 

480/58 

— 

! 

zurückgenommen 

58/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13. November 1958 

12 

Kalkkontor Rheine 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -253200- J- 
587/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

45/58 BAnz. Nr. 171 
vom 6. September 1958; 
Änderungen; 59/58 
BAnz. Nr. 219 vom 

13. November 1958; 
70/59 BAnz. Nr. 221 
vom 17. November 1959 

13 

Kalkverkaufsstelle 

Ibbenbüren 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253200-J- 

546/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

20/59 BAnz. Nr. 85 
vom 6. Mai 1959 

14 

Verkaufsstelle Nieder- 
sächsischer Kalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-253200-J- 

208/59 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

55/59 BAnz. Nr. 193 
vom 8. Oktober 1959 

15 

Liefergemeinschaft 
Mitteldeutscher Dünge- 
kalkwerke, Goslar 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

133/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

29/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

: • 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

16 

Liefergemeinschaft 
Westdeutscher Dünge- 
kalkwerke, Letmathe 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

134/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

30/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 
Nachtrag: BAnz. Nr. 173 
vom 10. September 1958 

17 

Süddeutsche 
Düngekalkgesellschaft, 
Herrlingen 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-253200-J- 

135/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

31/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

18 

Konditionenvereinba- 
rung von Gipswerken 
§ 2 

B1-253300-B- 

677/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister: 

Abt. A, Bd. I f Nr. 3 

15/58 BAnz. Nr. 127 
vom 8. Juli 1958; 

53/58 BAnz. Nr. 207 
vom 28. Oktober 1958 

19 

Rabatt- und 
Konditionenverband 
Baukeramik 
§§ 2 und 3 

B1-254134-D- 

2026/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 7 

65/58 BAnz. Nr. 229 
vom 28. November 
1958; 

9/59 BAnz. Nr. 38 
vom 25. Februar 1959 

20 

Hersteller von 

Steinzeug 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -254200- J- 
488/58 

ja 

Erlaubnis erteilt; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. I, 
Nr. 20; Einsprüche ge- 
gen Beiladungs- 
beschlüsse 

25/58 BAnz. Nr. 149 
vom 7. August 1958; 
Ergänzung: 

16/59 BAnz. Nr. 68 
vom 10. April 1959; 
68/59 BAnz. Nr. 214 
vom 6. November 1959 

nicht bekanntgem 

acht: 




21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden: 




22 

Konditionenvereinba- 
rung von Moränekies- 
werken 
§ 2 

Baden- 

Württemberg 


Widerspruch; 
unanfechtbar geworden 

BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
BAnz. Nr. 189 
vom 2. Oktober 1958 

23 

Konditionenvereinba- 
rung von Moränekies- 
werken 
§ 2 

Baden- 

Württemberg 


t 

! 

Widerspruch; 
Beschwerde eingelegt 

BAnz. Nr. 54 
vom 19. März 1959; 
BAnz. Nr. 114; 
vom 19. Juni 1959 

24 

Süddeutsche Hartstein- 
Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Baden- 

Württemberg 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 1 

BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1959 

25 

Verkaufsstelle der 

Walhalla-Kalkwerke 

GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

BAnz. Nr. 56 
vom 21. März 1959 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

i 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

26 

Verkaufsstelle 
Bayerische Kalkwerke 

1 GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

BAnz. Nr. 73 
vom 17. April 1959 

27 

Bayerische Düngekalk- 
Gesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

BAnz. Nr. 152 
vom 12. August 1959 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




28 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Baden- 

Württemberg 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

' 

29 

i 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

ja 

Begründung des An- 
trages liegt noch nicht 
vor; wird voraussicht- 
lich zurückgenommen 


30 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 

Westfalen 

ja 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


31 

! 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 

Westfalen 

ja 

zurückgenommen 




Eisen und Stahl 



(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke sowie der 'Schmiede-, Preß- und Hammerwerke) 


Röhrenverkaufs- 
organisation für die 
Schweiz 
§ 6 Abs. 2 

B1-271560-K- 

482/58 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

76/59 BAnz. Nr. 241 
vom 16. Dezember 1959 

Hersteller 

von Handelsrohren 

§ 3 

B 1-271 560-C- 
151/59 


zurückgenommen 

32/59 BAnz. Nr. 122 
vom 1. Juli 1959; 

63/59 BAnz. Nr. 206 
vom 27. Oktober 1959 

Hersteller 

von Handelsrohren 

§ 3 

B1-271560-C- 

233/59 


Widerspruch; Rechts- 
mittel eingelegt 

64/59 BAnz. Nr. 206 
vom 27. Oktober 1959; 
1/60 BAnz. Nr. 10 
vom 16. Januar 1960 

Deutsche Radsatz- und 
Radreifengemeinschaft 
e. V. i. G. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bl -274700- J- 
2060/58 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

49/59 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1959 
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j 

Lfd. 

Nr. j 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 


nicht bekanntge 

macht: 




5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell mit 
Inlandswirkung 
§ 6 Abs. 2 



rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 




NE-Metalle und -Metallhalbzeug 



nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 



Gießereierzeugnisse 



nicht bekanntge 

macht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— ■ 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

1 — 


Erzeugnisse der 

Ziehereien und 

Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

1 

Blankstahlexport- 
gemeinschaft, 
Düsseldorf 
§ 6 Abs. 2 

Bl-301 1 10-K- 
465/58 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. I, Nr. 6 

32/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
1/59 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar 1959 

2 

Exportgemeinschaft 
Sechseckgeflecht, 
Düsseldorf 
§ 6 Abs. 2 

Bl -30 1731 -K- 
487/58 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; 
eingetragen ins Kar- 
tellregister Abt. A, 

Bd. I, Nr. 21 

46/58 BAnz. Nr. 187 
vom30. September 1958; 
71/59 BAnz. Nr. 221 
vom 17. November 1959 

3 

Schuhbeschlag- 

hersteller; 

Strukturkrisenkartell 
§ 4 

B1-301797-G- 

281/58 


Erlaubnis abgelehnt; 
unanfechtbar geworden 

51/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
84/59 BAnz. Nr. 5 
vom 9. Januar 1960 

4 

Gemeinschaft der Her- 
steller von Ersatzfedern 
für Straßenfahrzeuge, 
Hagen 

j §§ 2 und 3 

B 1-302 190-D- 
21/59 


zurückgenommen 

4/59 BAnz. Nr. 22 
vom 3. Februar 1959 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sach st and 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundeisanzeiger 

5 

Gemeinschaft Deutscher 
Sensenwerke, Hagen 
Strukturkrisenkartell 
§ 4 

B 1-30242 l-G- 
483/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

6 

Exportgemeinschaft der 
Hauerwerke, Hagen 
§ 6 Abs. 2 

B1-302444-K- 

1472/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

38/59 BAnz. Nr. 136 
vom 21. Juli 1959 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

ja 

rechtswirksam 

geworden 

— 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 



Maschinenbauerzeugnisse 


1 

Rationalisierungs- 

kartell 

Bussmann/Müller 
§ 5 Abs. 2 

B 1-321 230-H- 
1476/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

82/59 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1959 

2 

Lufttechnische Gesell- 
schaft mbH, Zuffen- 
hausen 
§ 5 Abs. 2 

B4-323240-H- 

248/59 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

64/58 BAnz. Nr. 228 
vom 27. November 1958 

3 

Fittingsverband e. V., 
Düsseldorf, Konditio- 
nen- und Rabattkartell 
für Temperguß-Fittings 
§§ 2 und 3 

B1-327300-D- 

442/58 


Widerspruch; 
unanfechtbar geworden 

6/58 BAnz. Nr. 91 vom 
14. Mai 1958; 37/58 
BAnz. Nr. 159 vom 

21. August 1958 

4 

Vereinigte Armaturen- 
Gesellschaft mbH, 
Mannheim 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B1-327300-J- 

1897/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

44/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 

5 

Gesellschaft für 
Ölhydraulik 
§ 5 Abs. 2 

Bl -327395-H- 
265/59 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

78/59 BAnz. Nr. 245 
vom 22. Dezember 1959 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 





6 

Exportkartell 

— 

— 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

7 

Exportkartell 

— 



rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

8 

Exportkartell 

. 



rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



rechtswirksam 

geworden 

— 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 


rechtswirksam 

geworden 

— 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 



rechtswirksam 

geworden 


12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

* — 


Landfahrzeuge 

(ohne Schienenfahrzeuge, Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 


nicht bekanntge 

macht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 



Wasserfahrzeuge 



nicht bekanntge 

macht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

reditswirksam 

geworden 

— 



Elektrotechnische Erzeugnisse 



nicht bekanntge 

macht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



rechtswirksam 

geworden 

— 

3 

Exportkartell 

§ 6 Abs. 1 

i 



rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

~ 


rechtswirksam 

geworden 

— 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 



nicht bekanntgemacht: 




1 

! Exportkartell 
! § 6 Abs. 1 

— 

— 

zurückgenommen 

— 

2 

: 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 



Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 

Marktgemeinschaft 

Öfen e. V. 

§§ 2 und 3 

B2-383100-D- 

19/59 


Widerspruch; 
Rechtsmittel eingelegt 

8/59 BAnz. Nr. 34 
vom 19. Februar 1959; 
22/59 BAnz. Nr. 95 
vom 22. Mai 1959 

2 

Marktgemeinschaft 
Gas-Wasserheizer 
§§ 2 und 3 

B2-383183-D- 

588/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 9 

70/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959; 
15/59 BAnz. Nr. 67 
vom 9. April 1959 

3 

Rationalisierungs- 

Gemeinschaft 

Eiserne Fässer und 
Gefäße e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-38431 1-J- 
219/59 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

69/59 BAnz. Nr. 220 
vom 14. November 1959 

j 

4 

Rabatt- und 
Konditionenkartell 
für Lieferung von 
Konservendosen 
§§ 2 und 3 

B2-384910-C- 

592/58 


Konditionenteil zurück- 
genommen. Rabatt- 
teil rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 12 

6/59 BAnz. Nr. 29 
i vom 12. Februar 1959; 
27/59 BAnz. Nr. 107 
vom 9. Juni 1959 

5 

Hersteller von Tuben 
§ 5 Abs. 2 

B2-388560-H- 

337/58 

ja 

zurückgenommen 

28/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
62/58 BAnz. Nr. 225 
[ vom 22. November 1958 


nicht. bekanntgemacht: 




6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung , 

- — 


Anorganische Chemikalien 

und Grundstoffe 


1 | 

Schwefelsäurevereini- 
gung (SV) Bochum 

B3-41 1 130-J- 
101/58 

ja ; 

i 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung; 

57/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sach st and 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV) f 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413410-J- 

136/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

56/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1953 
Änderung: 2/59 

BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1959 

3 

Superphosphat- 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 1 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413431-J- 

222/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

4 1 

; 

1 

Verein der Thomas- 
phosphatfabrikanten, 
Düsseldorf 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-413440-J- 

127/58 

i 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

17/58 BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1958; 
Änderung: 43/59 BAnz. 
Nr. 152 

vom 12. August 1959 

5 i 

BGB-Gesellschaft von 
Acetylen-Herstellern, 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-415160-J- 

17/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

43/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 

6 

i 

! 

BGB-Gesellschaft von 
Acetylen-Herstellern, 
Hannover 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B3-415160-J- 

219/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

42/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958 


nicht bekanntgemacht: 


7 

Exportkartell 1 — 

§ 6 Abs. 1 | 


rechtswirksam 

geworden 

8 

/... . ... " - 1 

Exportkartell | — 

§ 6 Abs. 1 

1 

— 

rechtswirksam 

geworden 

9 

Exportkartell — 

§ 6 Abs. 1 j 

— 

rechtswirksam 

geworden 

10 

Exportkartell — 

§ 6 Abs. 1 

— 

rechtswirksam 

geworden 


Pharmazeutika 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 

1 I Exportkartell — — j rechtswirksam 

j § 6 Abs. 1 ; ; geworden 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachs tand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 



Mineralfarben und Teerfarbstoffe 



nicht bekanntgemacht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 


rechtswirksam 

geworden 

! 



Kunststoffe 




nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




i 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

' * 

" 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Chemisch-technische 

Erzeugnisse 


1 

Industrieverband 
Friseurbedarf e. V. 

§§ 2 und 3 

1 

B3-464700-D- 

138/59 

; 

rechtswirksam 

geworden 

54/59 BAnz. Nr. 190 
vom 3. Oktober 1959 

2 

Inländische Mitglieder 
der Zündsteinkonven- 
tion, Zürich 
§ 6 Abs. 2 

B3-465147-K- 

30/58 

i 

Erlaubnis erteilt; un- 
anfechtbar geworden; 
eingetragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. I, 
Nr. 16 

10/59 BAnz. Nr. 41 
vom 28. Februar 1959; 
56/59 BAnz. Nr. 193 
vom 8. Oktober 1959 


nicht bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

. 


rechts wirksam 
geworden 

— 



Chemische Fasern 


1 

Exportförderung 
für Textilreyon, 
Wuppertal-Elberfeld 
§ 6 Abs. 2 

B3-491 100-K- 
140/58 

" 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

17/59 BAnz. Nr. 70 
vom 14. April 1959 

2 

Exportförderung 
für Zellwolle, 

B3-491 100-K- 
142/58 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung j 

18/59 BAnz. Nr. 70 
vom 14. April 1959 


Wuppertal-Elberfeld 
§ 6 Abs. 2 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Deutsche Rhodiaceta 

AG Acetat-endlos 
§ 6 Abs. 2 

B3-491530-K- 

139/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

61/59 BAnz. Nr. 205 
vom 24. Oktober 1959 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 


5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Marktgemeinschaft 
Sanitär-Keramische 
Industrie 
§§ 2 und 3 

B4-515000-C- 

334/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A r 
Bd. I, Nr. 25 

57/59 BAnz. Nr. 197 
vom 44. Oktober 1959; 
89/59 BAnz. Nr. 9 
vom 15. Januar 1960 

2 

Interessengemeinschaft 
der deutschen kera- 
mischen Wand- und 
Bodenfliesenwerke 
§ 3 

B4-517100-C- 

187/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 14 

3/59 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1959; 
42/59 BAnz. Nr. 151 
vom 11. August 1959 


Änderung 

B4-517100-C- 

187/59 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

81/59 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1959 

3 

Lieferer von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern 
§ 3 

B4-519100-C- 

26/59 

" 

zurückgenommen 

10/58 BAnz. Nr. 109 
vom 11. Juni 1958; 

47/58 BAnz. Nr. 188 
vom 1. Oktober 1958 

4 

Hersteller von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern 
§ 3 

B4-519100-C- 

16/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A r 
Bd. I r Nr. 13 

5/59 BAnz. Nr. 28 vom 
11. Februar 1959; 

37/59 BAnz. Nr. 131 
vom 14. Juli 1959 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 



— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

1 — 



Glas 

und Glaswaren 



nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundeisanzeiger 


Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 


1 

Buchenfaserholz- 
kollegenhilfe, Bonn 
§ 5 Abs. 2 

B3-531200-H- 

10/58 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

24/59 BAnz. Nr. 103 
vom 3. Juni 1959 



Papier- 

und Pappewaren 


1 

Interessengemeinschaft 
der Deutschen 
Tapetenfabrikanten 
§ 3 

B3-561 100-C- 
234/58 


Beschwerde zurückge- 
wiesen, noch nicht 
rechtskräftig? eingetra- 
gen ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 10 

7/58 BAnz. Nr. 93 
vom 17. Mai 1958; 

38/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
Änderung: 61/58 BAnz. 
Nr. 225 vom 

22. November 1958; 
Eintragung: 23/59 

BAnz. Nr. 96 
vom 23. Mai 1959 


nicht bekanntge 

macht: 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

— 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Kunststofferzeugnisse 


1 

! Rabatt- und Kon- 
ditionenvereinbarung 
für Polyesterlicht- 
platten und -bahnen 
. §§ 2 und 3 

B3-587538-D- 

171/59 


rechtswirksam 
geworden; rechtliche 
und wirtschaftliche 
Prüfung wegen 2 Än- 
derungen; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 23 

46/59 BAnz. Nr. 160 
vom 22. August 1959; 
79/59 BAnz. Nr. 246 
vom 23. Dezember 1959; 
80/59 BAnz. Nr. 247 
; vom 24. Dezember 1959 



Gummi- 

und Asbestwaren 


1 

Hersteller von 
Fahrzeugluftreifen 
§ 3 

B3-591000-C- 

231/59 

— | 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

85/59 BAnz. Nr. 6 
vom 12. Januar 1960 


Textilien 


1 

Textilveredlung 

B2-630000-J- ' ja 

rechtliche und 


Geschäftsstelle West 

350/58 

wirtschaftliche Prüfung 


e. V. 




§ 5 Abs. 2 und 3 ! 

i 



35/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 | 

Sachstand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 ! 

Bergischer Färber- und 
Bleicherverband e. V. 

— Textilveredlung, 

Wuppertal 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-630510-J- 

351/58 

ja | 

1 

j 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

34/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958 

3 

Verein der Deutschen 
Baumwoll-Stückvered- 
1er e. V., Frankfurt/M. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-63051 1-J- 
349/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

39/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 

4 

Rationalisierungs- 
kartell der Seidenstück- 
veredler e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-630515-J- 

352/58 

ja ; 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

40/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 

5 

Rabattkartell der 
Kalikofabrikanten 
§ 3 

B2-630910-C- 

326/58 


zurückgenommen 

36/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 1958 

6 

Rabattkartell der 
Kalikofabrikanten 
§ 3 

B2-630910-C- 

564/58 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 8 

63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 1958; 
Änderung: 69/58 BAnz. 
Nr. 247 vom 24. Dezem- 
ber 1958; 12/59 BAnz. 
Nr. 56 vom 21. März 1959 

7 

Deutsche Baumwoll- 
spinnerei, Frankfurt/M. 
§ 2 

B2-6331 10-B- 
408/58 


: rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 4 

33/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
60/58 BAnz. Nr. 221 
vom 15. November 1958 

8 

Übereinkunft der 
Kammgarnspinner 
§ 2 

1 

B2-633300-B- 

16/59 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 11 

7/59 BAnz. Nr. 31 
vom 14. Februar 1959; 
25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 

9 

Spinnereien des Fach- 
verbandes der Hart- 
faserindustrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B2-633500-E- 

585/58 

i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

52/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 

10 

Verband Deutscher 
Eisengarnfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B2-633790-J- 

311/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

45/59 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1959 

11 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

| B2-637200-D- 
260/58 

i 

i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 

2/58 BAnz. Nr. 44 
vom 5. März 1958; 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 

12 

Konvention der Deut- 
schen Seidenstoff- und 
Samtfabrikanten 
§ 2 

B2-637200-B- 

134/59 

J 

i 


’ rechtswirksam 
| geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
! Abt. A, Bd. I, Nr. 19 

30/59 BAnz. Nr. 118 
vom 25. Juni 1959; 
Änderung: 35/59 BAnz. 
Nr. 128 

vom 9. Juli 1959; 

60/59 BAnz. Nr. 203 
vom 22. Oktober 1959 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sach stand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

13 

Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention 
§ 2 

B2-637200-B- 

144/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 17 

36/59 BAnz. Nr. 129 
vom 10. Juli 1959; 

58/59 BAnz. Nr. 199 
vom 16. Oktober 1959 

14 

Konvention 
der Baumwollweberei 
und verwandter 
Industriezweige 
§ 2 

B2-637200-B- 

164/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 22 

44/59 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1959; 
74/59 BAnz. Nr, 233 
vom 4. Dezember 1959 

15 

Verband Deutscher 
Futterstoffwebereien 
§ 2 

B2-637240-B- 

133/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 18 

29/59 BAnz. Nr. 118 
vom 25. Juni 1959; 
Änderung: 34/59 BAnz. 
Nr. 128 

vom 9. Juli 1959; 

59/59 BAnz. Nr. 203 
vom 22. Oktober 1959 

16 

Deutsche Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 

B2-639000-B- 

248/59 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

2/60 BAnz. Nr. 1 1 
vom 19. Januar 1960 

nicht 

bekanntgemacht 





17 

Normen- 

und Typenabsprache 
§ 5 Abs. 1 



zurückgenommen 

i 




Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


1 

Hauptgebiets- und 
Gebietskonventionen 
der Handelsmühlen; 
Mühlengemeinschaften 
der handwerklichen 
Mühlen 1 

§ 4 

B2-681 100-GG- 
23/58 

ja 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

13/59 BAnz. Nr. 63 
i vom 3. April 1959 

2 

Sektkellereien 

Henkell & Co. und i 

Mattheus Müller KGaA. 
§ 3 

B2-687715-C- 

286/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 2 

12/58 BAnz. Nr. 123 
vom 2. Juli 1958; 

49/58 BAnz. Nr. 190 
vom 3. Oktober 1958 

nicht 

3 

bekanntgemacht 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 


ja 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Tabakwaren 


1 

l 

i 

Gemeinschaft der 
Deutschen Rauch- und 
Kautabak-Hersteller 
§ 3 

B2-697100-C- 1 
218/59 ; 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

66/59 BAnz. Nr. 211 
vom 3. November 1959 
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i 

i 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Kartell- 

Aktenzeichen 1 vertra 3 
AKtenzeicnen nac h§i06 

1 Abs. 2 

Sachs tand 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundessanzeiger 

1 


Bauwirtschaft 

(ohne Bauhandwerk und ohne Baugenossenschaften) 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 

rechtliche und 
i wirtschaftliche Prüfung 


1 | Exportkartell 

j § 6 Abs. 1 


Handel und Handelshilfsgewerbe 

(ohne genossenschaftliche Organisationsformen) 

Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 

1 ! Exportkartell 

| § 6 Abs. 1 ; 

2 j Importkartell 
! § 7 


| rechtswirksam 
geworden 

abgegeben an die 
Hohe Behörde 


Handel mit Eisen und Stahl 


1 Unternehmen des B1-711170-D- 

Röhrendirekthandels 238/59 

§§ 2 und 3 


rechtliche und i 65/59 BAnz. Nr. 210 

wirtschaftliche Prüfung vom 31. Oktober 1959; 

72/59 BAnz. Nr. 225 

; 1 vom 24. November 1959 


Handel mit Schnittholz, Sperrholz und sonstigem bearbeitetem Holz 

nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 


Importkartell 

1 § 7 

1 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaft, Fischerei, Nahrungs- und Genußmittelindustrie 

Kieler Fischgroß- 
handels-GmbH & Co. 
KG, Kiel 
§ 5 Abs. 2 

B2-71 1810-H- 
39/59 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung' 

77/59 BAnz. Nr. 242 
vom 17. Dezember 1959 

Rabattvereinigung der 
am Import von frischen 
norwegischen Stoor- 
und Vaarheringen 

1 beteiligten Firmen, 
i Hamburg 

: § 3 ! 

B2-718100-C- 

122/58 


zurückgenommen 

i i 

3/58 BAnz. Nr. 83 
vom 2. Mai 1958; 

41/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag : 
nach § 106 1 
Abs. 2 


Bekanntmachung des 
Sachstand Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 


Handwerk 

Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, Chemische und Reinigungsgewerbe 


Lieferungsbedingun- 

B3-721607-B- 

gen-Gemeinschaft 

15/59 

deutscher Färbereien 


und Chemisch- 


reinigungsbetriebe, 


Hannover 


§ 2 



rechtswirksam 31/50 BAnz. Nr. 119 

geworden; eingetragen vom 26. Juni 1959; 
ins Kartellregister 52/59 BAnz. Nr. 189 

Abt. A, Bd. I, Nr. 15 vom 2. Oktober 1959 


Glas-, Papier-, keramische und sonstige Gewerbe 


nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 

1 Rationalisierungs- 
kartell 
§ 5 Abs. 2 


zurückgenommen 


Filmwirtschaft 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Konditionenkarten 
§ 2 



zurückgenommen 

2 

Exportkartell mit 
Inlandswirkung 
§ 6 Abs. 2 

i 

ja 

zurückgenommen 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, Fischerei und Jagd 


1 

. 

Exportvereinigung B 2-789300-K- 

i Österreich von Unter- j 76/59 

nehmen der deutschen 

Hochseefischerei, 

§ 6 Abs. 2 | 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

21/59 BAnz. Nr. 88 
vom 12. Mai 1959 

nicht 

bekanntgemacht: 




2 

Importkartell — 

§ 7 

— 

I zurückgenommen 

— 

3 

Rationalisierungs- — 

kartell 
§ 5 Abs. 2 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 
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II. Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereichen 

Wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereichen wird auf die Ausführungen im 
Zweiten Kapitel unter VIII. bis XI. verwiesen. 

III. Preisbindungen 

Im Jahre 1959 haben weitere 171 Firmen Preis- 
bindungen beim Bundeskartellamt angemeldet. Da- 
mit hat sich die Gesamtzahl der seit dem 1. Januar | 
1958 anmeldenden Firmen auf 1133 erhöht. Von 
diesen Firmen wurden im Jahre 1959 weitere 87 123 
Preisbindungen angemeldet. Davon entfallen auf Er- 
satzteile der Kraftfahrzeugindustrie 55 307 Preis- 
bindungen. Insgesamt wurden seit dem 1. Januar | 
1958 somit 277 979 Preisbindungen einschließlich | 
154 000 Preisbindungen für Ersatzteile der Kraft- 
fahrzeugindustrie angemeldet. Bei der Feststellung 
dieser Zahlen wurde im Hinblick auf die Gestaltung 
der Mißbrauchsaufsicht des § 17 als Preisbindung 
jede selbständige Verkaufseinheit einer Ware mit 
eigenem gebundenem Preis gezählt. Verkaufsein- 
heiten einer Ware, die sich durch Menge, Größe, 
Ausstattung usw. unterscheiden, wurden also als 
mehrere Preisbindungen angesehen. Zahlreiche 
Preisbindungen wurden, zum Teil wiederholt, geän- 
dert. Die Zahl der Firmen, die ihre angemeldeten 
Preisbindungen zurückgenommen haben, hat sich 
von 13 Firmen im Jahre 1958 auf 77 im Jahre 1959 ! 
erhöht. Im Berichtsjahr sind 52 820 Preisbindungen 
zurückgenommen worden, davon 39 995 für Ersatz- 
teile der Kraftfahrzeugindustrie. 

Danach hatten am 31. Dezember 1959 noch 1056 
Firmen 203 109 Preisbindungen angemeldet. Davon 
entfallen 94 254 auf Kraftfahrzeugersatzteile und 
108 855 auf andere Erzeugnisse. 

Tabelle D 

Zahl der bestehenden Preisbindungen, 

auf geschlüsselt nach Warengruppen unter Ver- 
wendung der Meldenummern des Systematischen 
Warenverzeichnisses für die Industriestatistik 
(Ausgabe 1957 mit Ergänzungslieferung 1958) 



Zahl der 

Zahl der 


anmel- 

Preis- 


denden 

bin- 

Lfd. ... 

! Firmen*) 

düngen 

Nr Warengruppe 

Stand: 

Stand: 


31. 

31. 


Dezember 

Dezember 


1959 

1959 


1 Erzeugnisse des Kali-, j 

Steinsalzbergbaues und j 

der Salinen 

— 2151 bis 2159 — 3 6 j 

Übertrag ... 6 


*) Da eine Anzahl Firmen Preisbindungen in mehreren 
Wirtschaftszweigen angemeldet hat, bei der Gesamt- 
zählung jede anmeldende Firma aber nur einmal ge- 
zählt wird, ergibt sich durch die Doppelzählung hier 
eine höhere Anzahl Firmen als im Textteil unter III. 
Preisbindungen genannt. 


Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen *) 
Stand: 
31. 

Dezember 

1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 

31. 

Dezember 

1959 


Übertrag . . 

6 

2 

Kraft- und Leuchtstoffe 

u. a. 

— 2214 — 

4 

6 

3 

Schmieröle und sonstige 
öle 

— 2215 — 

8 

114 

4 

Schmierfette 
— 2216 — 

1 

13 

5 

Paraffine, Vaseline, 
Bitumen und andere 
Erzeugnisse der 
Mineralölverarbeitung 
— 2218 — 

1 

5 

6 

Sand, Kies, Ton, Kaolin 
sowie sonstige Erden und 
Mineralien 
— 2521 bis 2527 — 

2 

9 

7 

Zement, Kalk, Gips, 

Kreide und Mörtel 
— 2531 bis 2536 — 

2 

12 

8 

Erzeugnisse der Ziehereien 
und Kaltwalzwerke und 
der Stahlverformung 
— 3000 — 

7 

1 372 

9 

Holzbe- und -Ver- 
arbeitungsmaschinen 
— 3217 — 

1 

27 

10 

Maschinen- und Präzisions- 
werkzeuge für die Metall- 
und Werkstoffbearbeitung 
— 3218 — 

1 

19 

11 

Autogengeräte und 
-maschinen (einschließlich 
Flammspritzgeräte) 

— 3219 — 

1 

2 

12 

Ottomotoren (ohne solche 
für Kraftfahrzeuge und 
Luftfahrzeuge) 

— 3222 — 

1 

6 

13 

Kältemaschinen 
und -apparate 
— 3233 — 

2 

4 

14 

Maschinen für die 
Bauwirtschaft 
— 3236 — 

1 

5 


Übertrag . . 

1 600 
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Lfd. 

Nr. 

Waren gruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen *) 
Stand: 
31. 

Dezember 

1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 
31. 

Dezember 

1959 


Übertrag . . . 

1 600 

15 

Landmaschinen 
— 3241 — 

2 

9 

16 

Ackerschlepper 
— 3244 — 

2 

17 

17 

Waren- und 
Leistungsautomaten 
— 3253 — 

1 

2 

18 

Groß- und Schnellwaagen 
— 3254 — 

1 

126 

19 

Kleinhebezeuge und 
handbetriebene Krane 
— 3256 — 

2 

80 

20 

Büromaschinen 
— 3264 — 

12 

157 

21 

Nähmaschinen 
— 3267 — 

1 

34 

22 

Armaturen 
— 3273 — 

6 

2 650 

23 

Kraftwagen und Krafträder 
(einschließlich deren 
Motoren und Fahrgestelle) 
— 3311 bis 3319 — 

25 

724 

24 

Teile und Zubehör für 
Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeugmotoren 
— 3331 bis 3335 — 

21 

94 254 

25 

Karosserien, Aufbauten, 
Anhänger und 

G espannfahrzeuge 
— 3341 bis 3347 — 

1 

6 

26 

Fahrräder und 
Krankenfahrstühle 
— 3351 und 3355 — 

1 

1 

27 

Geräte und Einrichtungen 
zur Elektrizitätserzeugung 
und -Umwandlung 
— 3611 bis 3617 — 

4 

10 


28 Geräte und Einrichtungen 
der Elektrizitätsverteilung 

— 3621 bis 3629 — 1 1 

29 Elektrische 
Verbrauchergeräte 

— 3631 bis 3638 — 29 299 


Übertrag ... 99 970 


Lfd. 

Nr. 

Waren gruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen*) 
Stand: 

31. 

Dezember i 
1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 
31. 

Dezember 

1959 


Übertrag . . . 

99 970 

30 

Elektrische Leuchten 
(einschließlich Glüh- und 
Entladungslampen) 

— 3641 bis 3647 — 

24 

6 039 

31 

Rundfunk-, Fernseh-, 
elektroakustische Geräte 
und Einrichtungen 
— 3661 bis 3667 — 

23 

1 673 

32 

Elektrische Meß-, Prüf-, 
Steuerungs-, Regelgeräte 
und -einrichtungen 
— 3671 bis 3677 — 

3 

25 

33 

Sonstige elektrotechnische 
Erzeugnisse 
— 3681 bis 3689 — 

12 

1 390 

34 

Optische Erzeugnisse 
— 3711 bis 3719 — 

8 

2 002 

35 

Foto-, Projektions- und 
kinotechnische Erzeugnisse 
— 3721 und 3725 — 

38 

1 762 

36 

Zubehör, Einzel- und 
Ersatzteile für Foto-, 
Projektions- und Kino- 
geräte, soweit nicht an 
anderer Stelle genannt 
— 372109 und 372509 — 

16 

1 219 

37 

Feinmechanische 
Erzeugnisse 
— 3751 bis 3759 — 

2 

62 

38 

Medizinmechanische 

Erzeugnisse 

— 3761 bis 3763 — 

— 3765 bis 3767 — 

6 

713 

39 

Uhren 

— 3771 bis 3779 — 

12 

4 936 

40 

Eisen-, Blech- und 
Metallwaren 
— 3800 — 

84 

5 079 

41 

Musikwerke, Saiten-, Blas- 




und sonstige 
Kleinmusikinstrumente 
— 3921 bis 3925 — 

1 

322 

42 

Spielwaren und 
Christbaumschmuck 
— 3930 bis 3939 — 

39 

5 489 

43 

Turn- und Sportgeräte 
— 3940 bis 3949 — 

9 

660 


Übertrag . . , 

. 131 341 
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irj i 

Nr ' Warengruppe 

| 

jZahl der 
j anmel- 
! denden 
Firmen *) 
Stand: 

31. 

Dezember 

1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 

31. 

Dezember 

1959 

Übertrag . . , 

, 131 341 

44 Schmuckwaren 
— 3952, 3953 

3955, 3957 — 

5 

27 

45 Anorganische Chemikalien 
und Grundstoffe 
— 4111 bis 4165 — 

2 

7 

46 Organische Chemikalien 
— 4212 bis 4241 — 

8 

26 

47 Pharmazeutika 

— 4311 bis 4361 — 

99 

5714 

48 Kunststoffe (chemische) 

— 4522 bis 4541 — 

22 

6 754 

49 Chemisch-technische 
Erzeugnisse 

— 4611 bis 4637, 4644, 
4651 bis 4699 — 

50 

628 

50 Chemisch-technische 
Erzeugnisse 

Seifen- und Waschmittel 
— 4640 bis 4641 — 

83 

322 

51 Chemisch-technische 
Erzeugnisse 
Körperpflegemittel 
_ 4647 — 

125 

4 768 

52 Haushalts-, Wirtschafts- 
und Ziergegenstände aus 
Porzellan und Porelit 
— 5111 bis 5116 — 

1 

62 

53 Dentalporzellan 

— 5121 bis 5125 — 

3 

140 

54 Haushalts-, Wirtschafts- 
und Ziergegenstände aus 
Steigut, feinem und 
graublauem Steinzeug 
— 5131 bis 5138 — 

3 

954 

55 Hoch- und Nieder- 
spannungsmaterial, 
technische und chemisch- 
technische Gegenstände 
— 5161 bis 5169 — 

1 

40 

56 Feinkeramische Massen 
— 5181, 5185, 5189 — 

1 

7 

57 Schleifmittel 

— 5191 bis 5195 — 

1 

1 

Übertrag . . 

. 150 791 


Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen *) 
Stand: 

31. 

Dezember 

1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 

31. 

Dezember 

1959 


Übertrag . . , 

. 150 791 

58 

Glas und Glaswaren 
— 5200 — 

8 

4 256 

59 

Sperrholz und Preßholz 
— 5361 und 5365 — 

1 

3 

60 

Holzwaren 
— 5400 — 

25 

1 247 

61 

Holzschliff, Zellstoff, 

Papier und Pappe 
— 5500 — 

5 

799 

62 

Papier- und Pappewaren 
— 5600 — 

31 

1 543 

63 

Druckereierzeugnisse, 
Lichtpaus- und verwandte 
Waren 
— 5700 — 

5 

63 

64 

Kunststofferzeugnisse 
— 5800 — 

38 

1 088 

65 

Gummi- und Asbestwaren 
— 5900 — 

32 

17 390 

66 

Sattler- und Feinsattler- 
waren aus Leder 
— 6214 — 

6 

91 

67 

Feintäschner- und 
Galanteriewaren aus Leder 
— 6215 — 

4 

163 

68 

Feinsattler-, Feintäschner- 
und Galanteriewaren aus 
Austauschstoffen 
— 6219 — 

4 

81 

69 

Schuhe 

— 6251 bis 6259 — 

7 

270 

70 

Textilien 
— 6300 — 

102 

13 230 

71 

Bekleidung 
— 6400 — 

41 

3 875 

72 

Mahl- und 

Schälmühlenerzeugnisse 
— 6811 — 

33 

1 439 

73 

Nährmittel 
— 6813 — 

48 

613 

74 

Stärke- und Kartoffel- 
trocknungserzeugnisse 
— 6815 — 

10 

23 


Übertrag . . 

. 196 965 
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Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen l ) 
Stand: < 
31. 

Dezember ! 
1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 
31. 

Dezember 

1959 


Übertrag . . . 

196 965 

75 

Backwaren 
— 6817 — 

12 

158 

76 

Erzeugnisse der 
Zuckerindustrie 
— 6821 — 

3 

32 

77 

Verarbeitetes Obst und 
Gemüse 
— 6824 — 

13 

81 

78 

Süßwaren 
— 6827 — 

60 

2 855 

79 

Milch, Butter und 
Molkereikäse 
— 6831 — 

8 

29 

80 

Dauermilch und 
Milchpräparate, 
Schmelzkäse und Kasein 
— 6835 — 

7 

56 

81 

Erzeugnisse der Ölmühlen 
— 6841 — 

3 

5 

82 

Margarine, Platten- 
und Kunstspeisefette 
_ 6844 — 

6 

15 

83 

Fleisch und Fleischwaren 
— 6851 — 

3 

4 

84 

Fischerzeugnisse 
— 6855 — 

6 

75 

85 

Kaffeemittel 
— 6861 — 

4 

21 


übertrag . . . 200 296 


Lfd. 

Nr. 

Warengruppe 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Firmen x ) 
Stand: 

31. 

Dezember 

1959 

Zahl der 
Preis- 
bin- 
dungen 
Stand: 
31. 

Dezember 

1959 


Übertrag . . . 

200 296 

86 

Kaffee, Tee und 
teeähnliche Erzeugnisse 
— 6865 - 

20 

393 

87 

Bier und Nebenprodukte 
des Bieres 
— 6871 — 

4 

19 

88 

Spiritus u. ä. (einschließlich 
Hefe) 

— 6873 — 

1 

2 

89 

Spirituosen 
— 6875 — 

49 

1 522 

90 

Verarbeitete Weine 
— 6877 — 

29 

288 

91 

Mineralbrunnen, Mineral- 
wasser und Limonaden 
— 6879 — 

3 

5 

92 

Essig, Senf, Essenzen, 
Gewürze u. ä. 

— 6881 — 

13 

167 

93 

Futtermittel 
— 6891 — 

3 

36 

94 

Zigaretten 
— 6911 — 

15 

271 

95 

Rauch-, Kau- und 
Schnupftabak 
— 6971 — 

2 

82 

96 

Tierzucht, 

Fleischerzeugung 
— 7815 — 

1 

1 

97 

Eier- und Honigerzeugung 
— 7817 — 

4 

27 


Summe . . . 203 109 
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Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 

Zusammenfassende Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 — auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 


Gegenstand der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

Sach stand 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis 

abgelehnt; 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Erlaubnis 

abgelehnt; 

unanfecht- 

bar 

geworden 

zurück- 

genommen 


17 

15 

2 

— 

— 

— 

Patente 

55 

— 

13 


— 

3 


72 

54 

15 


— 

3 

Betriebsgeheimnisse 

3 

19 

3 

9 

— 

— 

— 


22 

13 

9 

— 

— 

— 

G eb r auchsmuste r 

— 

— 

E 

— 

— 

— 

Sortenschutzrechte 

— 


— 


E 


§ 21 Abs. 2 

— 

— 


- — 

— 

" 


20 

18 

2 

— 

— 




74 

— 

22 

— 

— 

3 


94 

67 

i 24 

— 

— 

3 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Patente 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

i 

Betriebsgeheimnisse 

— 

— 

— 

-I 

— 

— 

G eb r auchsmus ter 

— 

— 

i 


— 

Sortenschutzrechte 

— 

E 

= 


— 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 

— — 

— 

— 

— 


1 

1 

— 1 — 

— 1 — 



— 
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Tabelle F 


Nach Wirtschaftszweigen aufgegliederte Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 

— auch in Verbindung mit § 21 — 
a) beim Bundeskartellamt 







Sachstand 

Gegenstand der Verträge 

Zahl der 
Ver- 
träge *) 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis 
ab ge- 
lehnt; 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

Erlaubnis 

lehnt zurück- Bekanntmachung des 

lehnt, zuruck Bundeskartellamtes 

f U ^n" 9 enom N r . im Bundesanzeiger 

fechtbar men im Berichtszeitraum 

ge- 
worden i 






Steine und Erden 

Patente 

1 

— 

— 

— 

— i 1 — 


1 

— 

— 

— 

— 1 



Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 


1 

1 


— 

i 

Patente 

— 

— 


— 



1 

1 

— 

— 

— — ; 





Stahlbauerzeugnisse 


1 

1 

— 

— 

— ! — 

Patente 

— 

— 

— 

— 

— | — — 


1 

1 

— 

— 

— — 





Maschinenbauerzeugnisse 


11 

9 

2 

— 

— — 39/59 BAnz. Nr. 136 

Patente 

40 

— 

6 

— 

— 1 vom 21. Juli 1959; 


51 ! 

42 

8 

— 

— 1 11/59 BAnz. Nr. 44 






vom 5. März 1959; 

47/59 BAnz. Nr. 16? 
vom 26. August 1959; 

51/59 BAnz. Nr. 168 
vom 3. September 1959 


1 

1 

— 

— . 

— — 

B et ri eb sgehe imnis e 

2 


— 

— 

i 


3 

3 

— 

— 

— — 




Feinmechanische 

und optische Erzeugnisse, Uhren 


2 

2 




Patente 

1 


2 


_ 48/59 BAnz. Nr. 161 


3 

1 

2 

— 

vom 25. August 1959 

j 

2 

2 



Pharmazeutika 

Patente 

— 


— 

— 

— ! 1 1 — 


2 

1 

— 

— 

— ' 1 

Betriebsgeheimnisse 

1 

r ~ 

— 

— 

50/59BAnz. Nr. 165 
vom 29. August 1959; 

1 


2 

— 

— ~ 73/59 BAnz. Nr. 230 


2 


2 


vom 1. Dezember 1959 


*) Die Gesamtzahl der Verträge in der ersten Reihe dieser Spalte entspricht dem Stand der Verfahren am Stichtag 
des letzten Jahresberichtes. Soweit im einzelnen Abweichungen gegenüber dem letzten Jahresbericht bestehen, 
beruhen diese darauf, daß einige Lizenzverträge z. T. andere Warengruppen betreffen, als im Tätigkeitsbericht 
1958 angenommen wurde. 
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Gegenstand der Verträge 

Zahl der 
Ver- 
träge *) 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis 

abge- 

lehnt; 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

Sachstand 

Erlaubnis 
abge- 
lehnt; zurück- 

unan- genom- 

fechtbar men 

ge- 
worden 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 

Patente 

1 

— 

— 

— 

Kunststoffe 



1 

1 

— 

— 

— — 



1 

1 


Chemisch- technische Erzeugnisse 

28/59 BAnz. Nr. 109 
vom 11. Juni 1959: 

Betriebsgeheimnisse 

4 

— 

2 

— 

— — 

33/59 BAnz. Nr. 123 


5 

3 

2 



vom 2. Juli 1959 

Patente 

12 

i ' ' i 

5 

— 

Textilien 



12 

7 

5 

— 

— — 


Betriebsgeheimnisse 

12 



5 








12 

7 

5 


— — 

i 


b) bei den Landeskartellbehörden 




! 


Sachstand 


Gegenstand der Verträge 

Zahl 
der Ver- 
träge *) 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis Erlaubnis 

abge- abge- zurüdc . 

lehnt; lehnt; zu _™ac 

Rechts- unan- 

■ . i -i t i 1 1 nommen 

nuttel fecntbar 

eingelegt geworden 

Bekanntmachung der 
Landeskartellbehörde 
Bayern 

Nr. im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 

Patente 

1 

— 

1 

Steine und Erden 



1 

— 

1 

— — — 
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Tabelle H 


V. Wettbewerbsregeln 

Übersicht über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 
nach § 28 Abs. 3 beim Bundeskartellamt 


Wirtschafts- und 
Berufs Vereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbsregeln 

recht- 

liche 

Akten- und 

Zeichen wirt- 

schaft- 
liche 
Prü- 
fung 

einge- 

tragen 

Sachstanc 

An- 
trag An- 
abge- trag 
lehnt; abge- 
unan- lehnt; 
fecht- Rechts 
bar mittel 
ge- | einge- 
wor- leqt 
den 

zu _ Bekanntmachung 

rück- des Bundeskartell- 

ae . i 9 e_ amtes 

y _ ! löscht Mt i m 

nom iNr - 1111 

men Bundesanzeiger 

1. Verband der i 

diätetischen Grundsätze B 2-68 1360- 

a a et sc en eines lauteren v iR7/so x 

Lebensmittel- Wettbewerbs Y ' 167/58 j 

Industrie e.V. 

i 

i 

55/58 BAnz. 

Nr. 21 1 vom 

1 . N ovember 1 958 

2. Fachverband 
des Deutschen 
Linoleum- 
handels e.V. 

Wettbewerbs- 
und Schieds- B 3-712610- 

gerichts- Y- 13/60 

Ordnung 

X 


13/58 BAnz. 

Nr. 125 vom 

4. Juli 1958 

3. Bundes- Wettbewerbs- 
verband des regeln des 

Deutschen Deutschen 

Kohleneinzel- Kohleneinzel- 
handels e.V. handeis 

B 2-712880- 
Y- 10/58 


x 



19/59 BAnz. 

Nr. 76 vom 

22. April 1959; 
67/59 BAnz. 

Nr. 211 vom 
3.Novemberl959; 
17/60 BAnz. 

Nr. 25 vom 

6. Februar 1960 

4. Börsenverein 
des Deutschen 
Buchhandels 
e.V 

Wettbewerbs- 
regeln (Ab- 
schnitt III der B 4-745000- 
Verkehrs- und Y- 10/60 
Verkaufs- 
ordnung) 

X 



i j 

40/59 BAnz. 

Nr. 139 vom 

24. Juli 1959 


Ein nicht bekanntgemachter Antrag aus dem Wirtschaftszweig „Chemisch-technische Erzeugnisse" ist inzwischen 
zurückgenommen worden. Ein weiterer noch nicht bekannt gemachter Antrag liegt aus dem Wirtschaftszweig „Geräte 
und Einrichtungen der Elektrizitätsverteilung" vor. Er befindet sich in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Tabelle J 


VI. Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 






Sachstand 



Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl der 
Verfahren 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Verfügung 
der Kartell- 
behörde; un- 
anfechtbar 
geworden 

Verfügung 
der Kartell- 
behörde; 
Rechtsmittel 
eingelegt 

V erfahren 
eingestellt, 
nachdem be- 
anstandeter 
Mißbrauch 
abgestellt 

Verfahren 
aus anderen 
Gründen 
eingestellt 

an Landes- 
kartell- 
behörde 
abgegeben 

§ ii 









— 

— 

— 

— 

— 


— 


— 

— 

— 

— 

* — 

— 

— 

§ 12 

1 

1 


— 

— 

— 

— 


4 

— 


— 

— 

2 

— 


5 

3 

— 

— 

— 

2 

— 

§ 17 

121 

83 

— 

1 

3 

34 

— 


68 

— 

— 

— 

14 

35 

— 


189 

103 

— 

— 

17 

69 

— 

§ 18 

8 

4 

— 

— 

1 

2 

1 


18 

— 


— 

3 

8 

— 


26 

10 


1 

4 

10 

1 

§ 20 Abs. 3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


— 

— 

— 

— ■ 

— - 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 

— 

— 

— 

— 

— 



— 


i 

— 

— 

— 

— 

; — 

— 


i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 22 

1 

1 

— 

— 

I 

— 

— 


12 

— 

— 

— 

— 

3 

— 


13 

10 

— 

— 

— 

3 

— 

§ 102 Abs. 2 und 3 

41 

41 

. — - 

— 

— 

— 

— 


27 

— 

— 

— 

— 

24 

— 


68 

44 

! — 

— 

— 

24 

— 

§ 104 in Verbindung 

3 

3 


— 

— 

• — 

— ■ 

mit § 99 Abs. 2 

11 

— 

— 

— 

2 

1 

— 


14 

11 

— 

— 

2 

1 

— 

§ 104 in Verbindung 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

mit § 100 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

1 


3 

2 

i 

— 

— 

— 

— 

1 

§ 104 in Verbindung 

1 

1 

. — . 

. ... 

— 

— 

: 

mit § 103 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

5 


5 

— 

— 

— 

— 

— * 

5 


177 

135 



1 

4 

36 

1 


146 

— ■ 

— 

— 

19 

73 

6 


323 

183 

— 

1 

23 

109 

7 
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Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


Tabelle K 


Grundlegende Bestimmung 




S a 

c h s t a n d 





Ver- 




Ver- 

Ver- 

fügung 

der 

Kartell- 
behörde; 
Rechts- 
mittel 
i eingelegt 

fahren 



Zahl 

der 

Ver- 

fahren 

fügung 

rediüidie « K^ell- 

liehe Behörde; 
■n .. c unan- 

p rufung fedltbar 

ein- 

gestellt, 

nachdem 

bean- 

standeter 

Miß- 

Ver- 

fahren 

aus 

anderen 
Gründen 
ein- i 

an 

andere 

Landes- 

kartell- 

behörde 

abge- 


ge- 

i worden 

brauch 

abge- 

gestellt 1 

geben 


an 

Bundes- 

kartell- 

amt 

abge- 

geben 



| stellt 

§ ii 

i . i 

i i _ 

■ 

5 ! — 


1 5 — — - — — 1 

5 — 

— 

§ 12 i 

i 

1 

— _ i 

— 

§ 18 

; . 

1 — 

— 


12 i — ! — — 2 

3 ; - 

i 


13 6 — i 2 i 

4 i — 

i 


§ 20 Abs. 3 


§ 21 


§ 22 


§ 102 Abs. 2 und 3 


§ 104 in Verbindung mit 
§ 99 Abs. 2 


2 

1 

3 

1 

1 

3 

3 


§ 104 in Verbindung mit 
§ 100 


§ 104 in Verbindung mit 
§ 103 


1 

1 

(teil- 

weise) 


1 

1 

(teil- 

weise) 
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Tabelle L 

VII. Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafts- oder Berufsvereinigung 







Sachstand 




Kartellbehörde 

Zahl der 
Anträge 
nach § 27 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Ver- 

fügung 

der 

Kartell- 

behörde; 

unan- 

fechtbar 

ge- 

worden 

Ver- 

fügung 

der 

Kartell- 

behörde; 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

Ver- 

fahren 

ein- 

gestellt, 

nachdem 

Antrag- 

steller 

aufge- 

nommen 

j 

Antrag 

abge- 

lehnt; 

unan- 

fechtbar 

ge- 

worden 

Antrag 

abge- 

lehnt; 

Rechts- 

mittel 

einge- 

legt 

Antrag 

zurück- 

ge- 

nommen 

an 

Landes- 

kartell- 

behörde 

ab- 

gegeben 

an 

Bundes- 

kartell- 

amt 

ab- 

gegeben 

Bundeskartell- 

2 

1 






1 



amt 

11 

i — 

— 

i — 

1 

1 

i 

1 

3 

— 


13 

6 

— 

— 

1 

1 

— 

2 

3 

— 

Landeskartell“ 

4 

2 

1 





1 



behörden 

1 

— 

— 

i 

— 

1 

— 

1 

— 

! — 


5 

1 

; i 

i. 

1 — 

■ ■ 

1 

i 



2 


" 
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Tabelle M 


VIII. Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 





268 

171 

4 

___ 

j — 

_ 


42 

31 

20 



§ 1 


156 

— 

— 

— 

— 

— 


14 

64 

11 

— 



424 

238 

4 

— 

i — 



56 

95 

31 

— 

§ 15 


8 

25 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

8 

9 

— 

— 



33 

14 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

9 

— 

— 

§ 20 Abs. 1 

130 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

3 

— 

— 



130 

126 

- 

— 

— 

_ 

— 

1 

3 

— 

— 

§ 21 


26 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

— 

— 



26 

19 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

— 

— 

§ 25 


3 

12 

3 

— 

— 


- 

— 

2 

11 

— 

— 



15 

2 

— 

— 


— 

— 

2 

ii 

— 

- 



6 

3 







_ 

_ 

1 

i 

1 


§ 26 

Abs. 1 

11 

— 

- — 

— . 

— 

— 

_ — 

1 

2 

i 





17 

11 


— 

— 

— 

— 

2 

3 

1 

— 



48 

29 

. 









! 6 

9 

4 ! 

__ 

§ 26 

Abs. 2 

71 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

34 

1 

— 



119 

60 

— 

— 

— 

— 


11 

43 

5 ; 

— 



40 ! 

19 











r 9 

11 

1 

_ 

§ 38 

Abs. 2 Satz 2 

53 

— 

- — 

— 

- - 

— 

— 

! io 

4 

5 

1 



93 

52 

— 

— 

— 

; 

— 

19 

15 

1 6 

1 

§ 39 

Abs. 1 Nr. 1 

1 

i | 

i 

1 

E 



j 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 39 Abs. 1 Nr. 2 

i 

i i 

i 

i 

— 

— 

E 

i 


1 

1 

■ 

— 

— 



375 

233 

i 

4 | 

— 



— 



60 | 

52 

26 





484 

— 

— ; 

— 

— ! 

— 

— 

42 

134 

17 

1 



859 

523 

4 

— 

— 

— 

— 

102 

186 

43 

1 
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Tabelle N 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


Sachstand 


CD 

'S 


Grund- 

legende 

Bestimmung 


Zahl 

der 

Verfah- 

ren 


G 

'S 

CD W 

■6 S » 

^ ^ 33 
_£§£ 


CD 

03 

t-H 

-t-> 

G 

03 

'ID 

'S GJ 

CD 03 

«3 w 
33 03 
PQ CD 


6 

CD 

i § s 

t/3 03 rrt 

Oi s ^ 

CD N CD 
»'S 03 

'S W £ 

O (D 03 
PQ t-nJ3 


0 S 1 

'S 'S 

3 o s 

^ & 03 
3 ~T3 

'S n g 

03 CD ^ 

0 0 'S 

PQ CD t/3 


•S-6 

03^ 

03 


0 0 
03 CD 

G 'S 

■-j f-H 

S O 

m G 03 
CD-£ CD 

<2 ü h 

0 CD 03 

PQ CDPO 


G 

03 

'S 


■sil" 

^ c/> CD 
2? 2 

G S 
G ^ 0 
'O ^t3 

§>| 1 
l'S'g 

W D3 [fl 


• G : 

i <D CD | 
03 pQ ^ £2 
CD r* 03 03 : 
G G > CD 
•r. 03 ^ CD 

'S ^ 0)1 

_i r* CD q_i 
G t; 4J -j . 

£ 03 £ g; 

£ ü l 

£ £J G 03 

£ S G 'S j 

V3 G rGj 


1 o; 

ü 


G 

03 

w 'S 

G .2 

^ *S 

gus 

G O 

'S s ^ 

5 S £ 

J-H TO O) 

4! c.S • 

^ <a cd 


S G 

Jh 0 
G ,Q 

M 0 
w CD 
0 0 
'S 03 

S -Q 

G 03 
PQ ^ 
G S 

G G 


C/3 DO 
0 03 

'S 0 
S G3 

kJ :o 
0 DG 

tH 0 ^ 

03 DO S 

TJ — 1 


0 


G '0 'S 
G -m & 
>-i CT) 
G G 0 

g p*i cd 


G 

n M 

< s, 

K- -2 

CN G 
C0>0 

€ > 
G £ 
G O 


§ 1 


355 

191 

546 


31 

120 

37 19 

— 



9 

131 

5 

2 

1 

— • 

— 

83 j — 

41 

— 

60 

34 

6 

— 

1 

91 

45 

120 ! — 

! 41 

| — 

69 

165 

11 

2 

2 


§ 15 

1 

11 

12 

3 

— 


— 

— 

_ 

1 

1 

1 

4 

5 

3 

3 


— 

§ 20 

Abs. 1 

103 

103 

26 

— 



— 

— 

50 

50 

22 

22 

5 

5 





— 















. 







_ 

§ 21 

19 

— - 

— 

— 



— 

— 

11 

6 

— 

— 




19 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

11 

6 

— 

— 

— 


8 

4 





— 





2 

2 







§ 25 

16 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

11 

— . 

- — . 




24 

7 

— 

— 


— 

— 

4 

13 


— 

— 

§ 26 

10 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

3 

1 

— 

— 

Abs. 1 

9 

— 

. 

— 

— 

— 

— 

1 

5 

— 

— 

- — 


19 

7 

— 

— 


— 

— 

3 

8 

1 

— 

— 

§ 26 

4 

4 

i — 

; — 

— 

i 1 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Abs. 2 

12 

— 


— 

— 

— ! 

— 

1 

6 

1 

— 

— 

16 1 

8 

1 

— 


— 

— - 

— 

1 

6 

1 

— 

— - 

§ 38 

49 

22 

— 

— 

! 

— . 

; 

8 

15 

4 

— 



Abs. 2 

36 

— 

— 

— ! 

— 

— 

— 

22 

7 

4 ! 

2 

— 

Satz 2 

85 

21 

1 

— 


— 

1 

30 

22 

8 

2 

— 

§ 39 

— - 

— 

— 

_ 1 

— 

— 

— 

| _ j 

— 

— 

— 

— 

Abs. 1 

— 

1 

— 

- ! 

— 

1 — 

— 

1 — 

— 

! — 

— 

— 

Nr. 1 

— 


— 

— 

— 

— 

! 

— 

— 

1 

1 ! 

— 

— 

§ 39 

— 1 

— 

[ 

— 

— 

1 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nr. 2 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

• 

— 


427 

85 

120 

37 ! 

19 : 

— 

— 

21 

152 

10 

2 

1 


397 


— 

83 

— 

41 



148 

95 

19 

2 

1 


824 

165 

46 

120 | 

— i 

41 

1 

169 

247 

29 

4 

2 
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Tabelle 0 


IX. Rechtsmittel 

1. Verwaltungs verfahren 
Einsprüche 


i 

Entscheidende Kartellbehörde 

Zahl 

der 

Einsprüche 

1 

zurück- 

genommen 

i 

zurück- 
gewiesen ! 

Sachstand 

Ent- 
scheidung 
auf Grund 
veränderten 
Sach- 
verhaltes ; 
aufgehoben | 
oder 

abgeändert 

Ent- 
scheidung 
aus anderen 
Gründen 
aufgehoben 
oder 

abgeändert 

anhängig 

I 


4 



2 




j 

2 

Bundeskartellamt 

62 

12 

21 

1 

11 

— 


66 

12 

23 

1 

ii 

19 

Landeskartellbehörden 

| 

12 

| 

r 

i 

i 7 

i 

1 






12 

; — 

7 



5 


Tabelle P 


Beschwerden 






Sachstand 



Entscheidende Kartellbehörde 

Zahl der 
Beschwer- 
i den nach 
§ 62 Abs. 1 

zurück- 

genommen 

zurückge- 
S wiesen 

Entschei- 
dung auf 
Grund 
veränderten 
, Sachver- 
haltes auf- 
gehoben 
oder 

abgeändert 

Entschei- 
dung aus 
anderen 
Gründen 
aufgehoben 
oder 

abgeändert 

anhängig 

Bundeskartellamt 

1 

9 

3 

2 

— 

— 

1 


10 

3 

2 

— 

— 

5 

Landeskartellbehörden 

3 

1 

— 

— 

— 

— 


3 

1 

* — * 

— 

— 

2 
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Tabelle Q 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Sachstand 


Eingelegt durch 

Zahl 

der Rechts- 
beschwerden 

i 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

f 

Ent- 

scheidung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

I 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 


— 

! 

i 

— 




Beteiligte 

! 

1 

— 

j 

— 

— 

j _ 


1 

' 

i 

— 

— 

1 


Tabelle R 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt durch 

Zahl 

der Rechts- 
beschwerden 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Sachstand 

Ent- 

scheidung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Landeskartellbehörden 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beteiligte 

— 

j 

— - 

1 



1 


“ 


i ! 


— 

— 
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Tabelle S 


2. Bußgeldverfahren 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 



Zahl 

der Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 



Sachstand 



Eingelegt durch 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 

— 

I 




i 

1 

— 

Betroffene 

— 

| ! 


: — 

| 

! 

— 



— * 

i 



— 


Tabelle T 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt durch 

Zahl 

der Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Sachstand 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Landeskartellbehörden 

3 

1 

— 

— 

— 

— 

3 


4 



* — 

3 

1 


23 


2 



5 

16 

Betroffene 

7 

1 

20 

— 

2 

— 


30 

1 

1 

22 

. — 

7 

— 
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X. Einstweilige Anordnungen 

Im Jahre 1959 erließ das Bundeskartellamt sechs 
einstweilige Anordnungen nach § 56. 

Hs wurde eine vorläufige Erlaubnis für ein Export- 
kartell nach § 6 Abs. 2 erteilt. Die rechtliche Prüfung 
der für die Erteilung der Erlaubnis im Hauptverfah- 
ren erforderlichen Voraussetzungen dauert noch an. 

Ferner wurde im Wege der einstweiligen Anord- 
nung eine bis zum 31. Dezember 1959 befristete 
vorläufige Erlaubnis für ein Rationalisierungskartell 
nach § 5 Abs. 2 erteilt; sie wurde durch weitere 
einstweilige Anordnung bis zur endgültigen Ent- 
scheidung über den Erlaubnisantrag verlängert. 

Im Kartellverfahren der Mühlenkonventionen 
wurde durch einstweilige Anordnung eine Regelung 
der Kartellpreise für Mahlerzeugnisse getroffen, die 
bis zum 30. Juni 1959 befristet war. 

In einem nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 anhängigen Ver- 
fahren wurde zunächst ein vertragliches Wett- 
bewerbsverbot durch einstweilige Anordnung bis 
zur endgültigen Entscheidung des Verfahrens teil- 
weise aufgehoben. Auf Einspruch wurde die einst- 
weilige Anordnung sachlich und zeitlich einge- 
schränkt. Zugleich mit der Zurückweisung des Ein- 
spruchs in der Hauptsache wurde durch eine neue 
einstweilige Anordnung das Wettbewerbsverbot bis 
zur Entscheidung über die Beschwerde in der Haupt- 
sache weiterhin teilweise aufgehoben. 


XI. Sonstige Zahlen und Angaben 

Während des Berichtszeitraumes sind beim Bun- 
deskartellamt 15 823 Eingänge und 16 564 Ausgänge 
gezählt worden. 

Es gingen 140 Beschwerden über angebliche 
Wettbewerbsbeschränkungen oder mißbräuchliches 
Verhalten und 501 Anfragen betreffend Anwendung 
und Auslegung des GWB ein. 

1274 Vertreter und Rechtsberater von Unterneh- 
men und Verbänden suchten das Bundeskartellamt 
zu Besprechungen auf. 

Die hohe Zahl der Verfahren vor den Landes- 
kartellbehörden wegen Verdachts eines Verstoßes 
gegen § 1 und der Bußgeldanträge beruht darauf, 
daß zahlreiche Verfahren wegen Submissions- 
absprachen in der Bauwirtschaft nicht mehr vor 
Inkrafttreten des GWB abgeschlossen werden 
konnten. 

Außer den in Tabelle N zu § 20 Abs. 1, § 21 
genannten Verfahren wurden in 296 Fällen Lizenz- 
verträge durch die Landeskartellbehörden auf ihre 
Vereinbarkeit mit den Bestimmungen des GWB 
geprüft. 
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